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RICHTLINIE 2004/17/EG DES EUROPÄISCHEN PARLAMENTS 
UND DES RATES 

vom 31. März 2004 

zur Koordinierung der Zuschlagserteilung durch Auftraggeber im 
Bereich der Wasser-, Energie- und Verkehrsversorgung sowie der 

Postdienste 

DAS EUROPÄISCHE PARLAMENT UND DER RAT DER EUROPÄISCHEN 
UNION — 

gestützt auf den Vertrag zur Gründung der Europäischen Gemeinschaft, 
insbesondere auf Artikel 47 Absatz 2 und die Artikel 55 und 95, 

auf Vorschlag der Kommission ( 1 ), 

nach Stellungnahme des Europäischen Wirtschafts- und Sozialausschus­
ses ( 2 ), 

nach Stellungnahme des Ausschusses der Regionen ( 3 ), 

nach dem Verfahren des Artikels 251 EG-Vertrag ( 4 ), aufgrund des vom 
Vermittlungsausschuss am 9. Dezember 2003 gebilligten gemeinsamen 
Entwurfs, 

in Erwägung nachstehender Gründe: 

(1) Anlässlich neuer Änderungen der Richtlinie 93/38/EWG des Ra­
tes vom 14. Juni 1993 zur Koordinierung der Zuschlagserteilung 
durch Auftraggeber im Bereich der Wasser-, Energie- und Ver­
kehrsversorgung sowie im Telekommunikationssektor ( 5 ), die not­
wendig sind, um den Forderungen nach Vereinfachung und Mo­
dernisierung zu entsprechen, die sowohl von Auftraggebern als 
auch von Wirtschaftsteilnehmern in ihren Reaktionen auf das 
Grünbuch der Kommission vom 27. November 1996 geäußert 
wurden, sollte die Richtlinie im Interesse der Klarheit neu gefasst 
werden. Die vorliegende Richtlinie gründet sich auf die Recht­
sprechung des Gerichtshofs, insbesondere auf die Urteile zu den 
Zuschlagskriterien, wodurch klargestellt wird, welche Möglich­
keiten die Auftraggeber haben, auf Bedürfnisse der betroffenen 
Allgemeinheit, einschließlich im ökologischen oder sozialen Be­
reich, einzugehen, sofern derartige Kriterien im Zusammenhang 
mit dem Auftragsgegenstand stehen, dem öffentlichen Auftrag­
geber keine unbeschränkte Wahlfreiheit einräumen, ausdrücklich 
erwähnt sind und den in Erwägungsgrund 9 genannten grund­
legenden Prinzipien entsprechen. 

(2) Ein wichtiger Grund für die Einführung von Vorschriften zur 
Koordinierung der Vergabeverfahren in diesen Sektoren ist die 
Vielzahl von Möglichkeiten, über die einzelstaatliche Behörden 
verfügen, um das Verhalten der Auftraggeber zu beeinflussen, 
unter anderem durch die Beteiligung an deren Kapital und die 
Vertretung in deren Verwaltungs-, Geschäftsführungs- oder Auf­
sichtsorganen. 

▼B 
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( 1 ) ABl. C 29 E vom 30.1.2001, S. 112 und ABl. C 203 E vom 27.8.2002, 
S. 183. 

( 2 ) ABl. C 193 vom 10.7.2001, S. 1. 
( 3 ) ABl. C 144 vom 16.5.2001, S. 23. 
( 4 ) Stellungnahme des Europäischen Parlaments vom 17. Januar 2002 (ABl. C 

271 E vom 7.11.2002, S. 293). Gemeinsamer Standpunkt des Rates vom 
20. März 2003 (ABl. C 147 E vom 24.6.2003, S. 1) und Standpunkt des 
Europäischen Parlaments vom 2. Juli 2003 (noch nicht im Amtsblatt ver­
öffentlicht). Legislative Entschließung des Europäischen Parlaments vom 
29. Januar 2004 (noch nicht im Amtsblatt veröffentlicht) und Beschluss des 
Rates vom 2. Februar 2004. 

( 5 ) ABl. L 199 vom 9.8.1993, S. 84. Zuletzt geändert durch die Richtlinie 
2001/78/EG der Kommission (ABl. L 285 vom 29.10.2001, S. 1).



 

(3) Ein weiterer wichtiger Grund, der eine Koordinierung der Ver­
gabeverfahren durch Auftraggeber in diesen Sektoren notwendig 
macht, ist die Abschottung der Märkte, in denen sie tätig sind, 
was darauf zurückzuführen ist, dass die Mitgliedstaaten für die 
Versorgung, die Bereitstellung oder das Betreiben von Netzen, 
mit denen die betreffenden Dienstleistungen erbracht werden, be­
sondere oder ausschließliche Rechte gewähren. 

(4) Die Gemeinschaftsvorschriften, insbesondere die Verordnungen 
(EWG) Nr. 3975/87 des Rates vom 14. Dezember 1987 über 
die Einzelheiten der Anwendung der Wettbewerbsregeln auf Luft­
fahrtunternehmen ( 1 ) und (EWG) Nr. 3976/87 des Rates vom 
14. Dezember 1987 zur Anwendung von Artikel 85 Absatz 3 
des Vertrages auf bestimmte Gruppen von Vereinbarungen und 
aufeinander abgestimmten Verhaltensweisen im Luftverkehr ( 2 ) 
zielen auf mehr Wettbewerb zwischen den Luftverkehrsgesell­
schaften ab. Es erscheint daher nicht angemessen, diese Auftrag­
geber in die vorliegende Richtlinie einzubeziehen. In Anbetracht 
des Wettbewerbs im Seeverkehr der Gemeinschaft wäre es eben­
falls nicht angemessen, die Aufträge, die in diesem Sektor ver­
geben werden, der vorliegenden Richtlinie zu unterwerfen. 

(5) Der Anwendungsbereich der Richtlinie 93/38/EWG umfasst ge­
genwärtig bestimmte Aufträge, die von Auftraggebern im Tele­
kommunikationssektor vergeben werden. Zur Liberalisierung die­
ses Sektors wurde ein Rechtsrahmen geschaffen, der im Vierten 
Bericht über die Umsetzung des Reformpakets für den Telekom­
munikationssektor vom 25. November 1998 genannt wird. Eine 
Folge davon war, dass in diesem Sektor de facto und de jure 
echter Wettbewerb herrscht. Angesichts dieser Lage hat die Kom­
mission zur Information eine Liste der Telekommunikations­
dienstleistungen ( 3 ) veröffentlicht, die gemäß Artikel 8 der ge­
nannten Richtlinie bereits von deren Anwendungsbereich aus­
genommen werden können. Im Siebten Bericht über die Umset­
zung des Reformpakets für den Telekommunikationssektor vom 
26. November 2001 wurden zusätzliche Fortschritte bestätigt. Es 
ist deshalb nicht länger notwendig, die Beschaffungstätigkeit von 
Auftraggebern dieses Sektors zu regeln. 

(6) Es ist daher insbesondere nicht länger angebracht, den mit der 
Richtlinie 90/531/EWG des Rates vom 17. September 1990 be­
treffend die Zuschlagserteilung durch Auftraggeber im Bereich 
der Wasser-, Energie- und Verkehrsversorgung sowie im Tele­
kommunikationssektor ( 4 ) eingerichteten Beratenden Ausschuss 
für Aufträge im Telekommunikationssektor beizubehalten. 

(7) Dennoch sollte die Entwicklung im Telekommunikationssektor 
auch weiterhin beobachtet und die Situation überprüft werden, 
wenn festgestellt wird, dass in diesem Sektor kein wirksamer 
Wettbewerb mehr herrscht. 

▼B 
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( 1 ) ABl. L 374 vom 31.12.1987, S. 1. Zuletzt geändert durch die Verordnung 
(EG) Nr. 1/2003 (ABl. L 1 vom 4.1.2003, S. 1). 

( 2 ) ABl. L 374 vom 31.12.1987, S. 9. Zuletzt geändert durch die Verordnung 
(EG) Nr. 1/2003. 

( 3 ) ABl. C 156 vom 3.6.1999, S. 3. 
( 4 ) ABl. L 297 vom 29.10.1990, S. 1. Zuletzt geändert durch die Richtlinie 

94/22/EG des Europäischen Parlaments und des Rates (ABl. L 164 vom 
30.6.1994, S. 3).



 

(8) Ausgeschlossen vom Anwendungsbereich der Richtlinie 
93/38/EWG sind Beschaffungen von Sprachtelefon-, Telex-, Mo­
bilfunk-, Funkruf- und Satellitenkommunikationsdiensten. Sie 
wurden ausgeschlossen, um der Tatsache Rechnung zu tragen, 
dass sie in einem bestimmten geografischen Gebiet oft nur von 
einem einzigen Anbieter bereitgestellt werden, weil dort kein 
wirksamer Wettbewerb herrscht oder weil besondere oder aus­
schließliche Rechte bestehen. Mit der Einführung eines wirk­
samen Wettbewerbs im Telekommunikationssektor verlieren diese 
Ausnahmeregelungen ihre Berechtigung. Es ist daher erforderlich, 
auch die Beschaffung dieser Telekommunikationsdienste in den 
Anwendungsbereich der vorliegenden Richtlinie einzubeziehen. 

(9) Um zu gewährleisten, dass die Vergabe von Aufträgen durch 
Auftraggeber im Bereich der Wasser-, Energie- und Verkehrsver­
sorgung sowie der Postdienste für den Wettbewerb geöffnet wird, 
ist es ratsam, Bestimmungen für eine Gemeinschaftskoordinie­
rung von Aufträgen, die über einen bestimmten Wert hinaus­
gehen, festzulegen. Diese Koordinierung gründet sich auf die 
Anforderungen der Artikel 14, 28 und 49 des Vertrags sowie 
des Artikels 97 Euratom-Vertrag, nämlich auf den Grundsatz 
der Gleichbehandlung bzw. der Nichtdiskriminierung, die davon 
nur eine besondere Ausprägung ist, den Grundsatz der gegensei­
tigen Anerkennung, den Grundsatz der Verhältnismäßigkeit und 
den Grundsatz der Transparenz. In Anbetracht der Art der von 
dieser Koordinierung betroffenen Sektoren sollte diese unter 
Wahrung der Anwendung der genannten Grundsätze einen Rah­
men für faire Handelspraktiken schaffen und ein Höchstmaß an 
Flexibilität ermöglichen. 

Für Aufträge, deren Wert unter dem Schwellenwert für die An­
wendung der Bestimmungen über die Gemeinschaftskoordinie­
rung liegt, sei auf die Rechtsprechung des Gerichtshofs verwie­
sen, der zufolge die genannten Vorschriften und Grundsätze der 
Verträge Anwendung finden. 

(10) Um bei der Anwendung der Vergabevorschriften in den Berei­
chen der Wasser-, Energie- und Verkehrsversorgung sowie der 
Postdienste eine wirkliche Marktöffnung und ein angemessenes 
Gleichgewicht zu erreichen, dürfen die von der Richtlinie erfass­
ten Auftraggeber nicht aufgrund ihrer Rechtsstellung definiert 
werden. Es sollte daher sichergestellt werden, dass die Gleichbe­
handlung von Auftraggebern im öffentlichen Sektor und Auftrag­
gebern im privaten Sektor gewahrt bleibt. Es ist auch gemäß 
Artikel 295 des Vertrags dafür zu sorgen, dass die Eigentums­
ordnungen in den Mitgliedstaaten unberührt bleiben. 

(11) Die Mitgliedstaaten sollten dafür sorgen, dass die Teilnahme ei­
ner Einrichtung des öffentlichen Rechts als Bieter in einem Ver­
fahren zur Vergabe eines Auftrags keine Wettbewerbsverzerrun­
gen gegenüber privatrechtlichen Bietern verursacht. 

(12) Nach Artikel 6 des Vertrags sind die Erfordernisse des Umwelt­
schutzes bei der Festlegung und Durchführung der in Artikel 3 
des Vertrags genannten Gemeinschaftspolitiken und -maßnahmen 
insbesondere zur Förderung einer nachhaltigen Entwicklung ein­
zubeziehen. Diese Richtlinie stellt daher klar, wie die Auftrag­
geber zum Umweltschutz und zur Förderung einer nachhaltigen 
Entwicklung beitragen können, und garantiert ihnen gleichzeitig, 
dass sie für ihre Aufträge ein optimales Preis-Leistungs-Verhält­
nis erzielen können. 

▼B 
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(13) Keine Bestimmung dieser Richtlinie sollte dem Erlass oder der 
Durchsetzung von Maßnahmen entgegenstehen, die zum Schutz 
der öffentlichen Sittlichkeit, Ordnung und Sicherheit oder zum 
Schutz der Gesundheit und des Lebens von Menschen und Tieren 
oder der Gesundheit von Pflanzen, insbesondere im Hinblick auf 
eine nachhaltige Entwicklung, notwendig sind, sofern diese Maß­
nahmen mit dem Vertrag im Einklang stehen. 

(14) Mit dem Beschluss 94/800/EG des Rates vom 22. Dezember 
1994 über den Abschluss der Übereinkünfte im Rahmen der 
multilateralen Verhandlungen der Uruguay-Runde (1986-1994) 
im Namen der Europäischen Gemeinschaft in Bezug auf die in 
ihre Zuständigkeiten fallenden Bereiche ( 1 ) wurde unter anderem 
das WTO-Übereinkommen über das öffentliche Beschaffungs­
wesen, nachstehend „Übereinkommen“, genehmigt, das zum 
Ziel hat, einen multilateralen Rahmen ausgewogener Rechte 
und Pflichten im öffentlichen Beschaffungswesen festzulegen, 
um den Welthandel zu liberalisieren und auszuweiten. Aufgrund 
der internationalen Rechte und Pflichten, die sich für die Gemein­
schaft aus der Annahme des Übereinkommens ergeben, sind auf 
Bieter und Erzeugnisse aus Drittländern, die dieses Übereinkom­
men unterzeichnet haben, die darin enthaltenen Regeln anzuwen­
den. Das Übereinkommen hat keine unmittelbare Wirkung. Die 
unter das Übereinkommen fallenden Auftraggeber, die der vor­
liegenden Richtlinie nachkommen und diese auf Wirtschaftsteil­
nehmer aus Drittländern anwenden, die das Übereinkommen un­
terzeichnet haben, sollten sich damit im Einklang mit dem Über­
einkommen befinden. Die vorliegende Richtlinie sollte den Wirt­
schaftsteilnehmern in der Gemeinschaft die gleichen günstigen 
Teilnahmebedingungen bei der Vergabe öffentlicher Aufträge ga­
rantieren, wie sie auch den Wirtschaftsteilnehmern aus Drittlän­
dern, die das Übereinkommen unterzeichnet haben, gewährt wer­
den. 

(15) Bevor ein Verfahren zur Vergabe eines Auftrags eingeleitet wird, 
können die Auftraggeber unter Rückgriff auf einen „technischen 
Dialog“ eine Stellungnahme einholen bzw. entgegennehmen, die 
bei der Erstellung der Verdingungsunterlagen ( 2 ) verwendet wer­
den kann; dies setzt jedoch voraus, dass diese Stellungnahme den 
Wettbewerb nicht ausschaltet. 

(16) Angesichts der für die Bauaufträge kennzeichnenden Vielfalt der 
Aufgaben sollten die Auftraggeber sowohl die getrennte als auch 
die gemeinsame Vergabe von Aufträgen für die Planung und die 
Ausführung von Bauleistungen vorsehen können. Diese Richtlinie 
bezweckt nicht, eine gemeinsame oder eine getrennte Vergabe 
vorzuschreiben. Die Entscheidung über eine getrennte oder die 
gemeinsame Vergabe des Auftrags sollte sich an qualitativen und 
wirtschaftlichen Kriterien orientieren, die in den einzelstaatlichen 
Vorschriften festgelegt werden können. 

Ein Auftrag kann nur dann als Bauauftrag gelten, wenn er die 
Ausführung der in Anhang XII genannten Tätigkeiten zum Ge­
genstand hat, und zwar auch dann, wenn er sich auf andere 
Leistungen erstreckt, die für die Ausführung dieser Tätigkeiten 
erforderlich sind. Öffentliche Dienstleistungsaufträge, insbeson­
dere im Bereich der Grundstücksverwaltung, können unter be­
stimmten Umständen Bauleistungen umfassen. Sofern diese Bau­
leistungen jedoch nur Nebenarbeiten im Verhältnis zum Haupt­
gegenstand des Auftrags darstellen und eine mögliche Folge oder 
eine Ergänzung des letzteren sind, rechtfertigt die Tatsache, dass 
der Auftrag diese Bauleistungen umfasst, nicht eine Einstufung 
des Auftrags als Bauauftrag. 

▼B 
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( 1 ) ABl. L 336 vom 23.12.1994, S. 1. 
( 2 ) In Österreich: Ausschreibungsunterlagen.



 

Als Grundlage für die Veranschlagung des Werts eines Bauauf­
trags sollten der Wert der eigentlichen Bauleistungen sowie ge­
gebenenfalls der geschätzte Wert der Lieferungen und Dienstleis­
tungen herangezogen werden, die die Auftraggeber den Unterneh­
mern zur Verfügung stellen, sofern diese Dienstleistungen oder 
Lieferungen für die Ausführung der betreffenden Bauleistungen 
erforderlich sind. Für die Zwecke dieses Absatzes sollte davon 
ausgegangen werden, dass die betreffenden Dienstleistungen vom 
Auftraggeber mit seinem eigenen Personal erbracht werden. An­
dererseits unterliegt die Berechnung des Werts von Dienstleis­
tungsaufträgen den auf Dienstleistungsaufträge anwendbaren Vor­
schriften, unabhängig davon, ob die betreffenden Dienstleistun­
gen dem Unternehmer für die anschließende Ausführung von 
Bauarbeiten zur Verfügung gestellt werden oder nicht. 

(17) Der Dienstleistungsbereich lässt sich für die Anwendung der Ver­
fahrensregeln dieser Richtlinie und zur Beobachtung am besten 
durch eine Unterteilung in Kategorien in Anlehnung an be­
stimmte Positionen einer gemeinsamen Nomenklatur beschreiben 
und nach der für sie jeweils geltenden Regelung in zwei Anhän­
gen, XVII Teil A und XVII Teil B, zusammenfassen. Für die in 
Anhang XVII Teil B genannten Dienstleistungen sollten die ein­
schlägigen Bestimmungen dieser Richtlinie unbeschadet der An­
wendung besonderer gemeinschaftsrechtlicher Bestimmungen für 
die jeweiligen Dienstleistungen gelten. 

(18) Die volle Anwendung dieser Richtlinie auf Dienstleistungsauf­
träge sollte während eines Übergangszeitraums auf Aufträge be­
schränkt werden, bei denen ihre Vorschriften dazu beitragen, das 
volle Wachstumspotenzial grenzüberschreitenden Handels aus­
zuschöpfen. Aufträge für andere Dienstleistungen sollten während 
dieses Übergangszeitraums beobachtet werden, bevor die voll­
ständige Anwendung der Richtlinie beschlossen werden kann. 
Dazu ist ein entsprechendes Beobachtungsinstrument zu definie­
ren. Dieses Instrument sollte gleichzeitig den interessierten Krei­
sen die einschlägigen Informationen zugänglich machen. 

(19) Hemmnisse für den freien Dienstleistungsverkehr sollten vermie­
den werden. Dienstleistungserbringer können deshalb sowohl na­
türliche als auch juristische Personen sein. Diese Richtlinie lässt 
jedoch die Anwendung von nationalen Vorschriften über die Be­
dingungen für die Ausübung einer Tätigkeit oder eines Berufs 
unberührt, sofern diese Vorschriften mit dem Gemeinschaftsrecht 
vereinbar sind. 

(20) Es werden fortlaufend bestimmte neue Techniken der Online-Be­
schaffung entwickelt. Diese Techniken ermöglichen es, den Wett­
bewerb auszuweiten und die Effizienz des öffentlichen Beschaf­
fungswesens — insbesondere durch eine Verringerung des Zeit­
aufwands und die durch die Verwendung derartiger neuer Tech­
niken erzielten Einsparungseffekte — zu verbessern. Die Auftrag­
geber können Online-Beschaffungstechniken einsetzen, solange 
bei ihrer Verwendung die Vorschriften dieser Richtlinie und die 
Grundsätze der Gleichbehandlung, der Nichtdiskriminierung und 
der Transparenz eingehalten werden. Insofern kann ein Bieter 
insbesondere im Falle einer Rahmenvereinbarung oder der An­
wendung eines dynamischen Beschaffungssystems sein Angebot 
in Form eines elektronischen Katalogs übermitteln, wenn er das 
von dem Auftraggeber gemäß Artikel 48 gewählte Kommunika­
tionsmittel gemäß Artikel 48 verwendet. 

(21) In Anbetracht des Umstands, dass sich Online-Beschaffungssys­
teme rasch verbreiten, sollten schon jetzt geeignete Vorschriften 
erlassen werden, die es den Auftraggebern ermöglichen, die durch 
diese Systeme gebotenen Möglichkeiten umfassend zu nutzen. 
Deshalb sollte ein vollelektronisch arbeitendes dynamisches Be­
schaffungssystem für Beschaffungen marktüblicher Leistungen 
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definiert und präzise Vorschriften für die Einrichtung und die 
Arbeitsweise eines solchen Systems festgelegt werden, um sicher­
zustellen, dass jeder Wirtschaftsteilnehmer, der sich daran betei­
ligen möchte, gerecht behandelt wird. Jeder Wirtschaftsteilnehmer 
sollte sich an einem solchen System beteiligen können, sofern er 
ein vorläufiges Angebot im Einklang mit den Verdingungsunter­
lagen einreicht und die Eignungskriterien ( 1 ) erfüllt. Dieses Be­
schaffungsverfahren ermöglicht es den Auftraggebern, durch die 
Einrichtung eines Verzeichnisses von bereits ausgewählten Bie­
tern und die neuen Bietern eingeräumte Möglichkeit, sich daran 
zu beteiligen, dank der eingesetzten elektronischen Mittel über 
ein besonders breites Spektrum von Angeboten zu verfügen, 
und somit durch Ausweitung des Wettbewerbs eine optimale Ver­
wendung der Mittel zu gewährleisten. 

(22) Da sich der Einsatz der Technik elektronischer Auktionen noch 
stärker verbreiten wird, sollten diese Auktionen im Gemein­
schaftsrecht definiert und speziellen Vorschriften unterworfen 
werden, um sicherzustellen, dass sie unter uneingeschränkter 
Wahrung der Grundsätze der Gleichbehandlung, der Nichtdiskri­
minierung und der Transparenz ablaufen. Dazu ist vorzusehen, 
dass diese elektronischen Auktionen nur Aufträge für Bauleistun­
gen, Lieferungen oder Dienstleistungen betreffen, für die präzise 
Spezifikationen erstellt werden können. Dies kann insbesondere 
bei wiederkehrenden Liefer-, Bau- und Dienstleistungsaufträgen 
der Fall sein. Zu dem selben Zweck sollte es auch möglich sein, 
dass die jeweilige Rangfolge der Bieter zu jedem Zeitpunkt der 
elektronischen Auktion festgestellt werden kann. Der Rückgriff 
auf elektronische Auktionen bietet den Auftraggebern die Mög­
lichkeit, die Bieter zur Vorlage neuer, nach unten korrigierter 
Preise aufzufordern, und — sofern das wirtschaftlich günstigste 
Angebot den Zuschlag erhalten soll — auch andere als die preis­
bezogenen Angebotskomponenten zu verbessern. Zur Wahrung 
des Grundsatzes der Transparenz dürfen allein diejenigen Kom­
ponenten Gegenstand elektronischer Auktionen werden, die auf 
elektronischem Wege — ohne Eingreifen des und/oder Beurtei­
lung durch den Auftraggeber — automatisch bewertet werden 
können, d. h. nur die Komponenten, die quantifizierbar sind, so 
dass sie in Ziffern oder in Prozentangaben ausgedrückt werden 
können. Hingegen sollten diejenigen Aspekte der Angebote, bei 
denen nichtquantifizierbare Komponenten zu beurteilen sind, 
nicht Gegenstand von elektronischen Auktionen sein. Folglich 
sollten bestimmte Bau- und Dienstleistungsaufträge, bei denen 
geistige Leistungen zu erbringen sind — wie z. B. die Konzep­
tion von Bauarbeiten — nicht Gegenstand von elektronischen 
Auktionen sein. 

(23) In den Mitgliedstaaten haben sich verschiedene zentrale Beschaf­
fungsverfahren entwickelt. Mehrere öffentliche Auftraggeber ha­
ben die Aufgabe, für Auftraggeber Ankäufe zu tätigen oder Auf­
träge zu vergeben/Rahmenvereinbarungen zu schließen. In An­
betracht der großen Mengen, die beschafft werden, tragen diese 
Verfahren zur Verbesserung des Wettbewerbs und zur Rationali­
sierung des öffentlichen Beschaffungswesens bei. Daher sollte der 
Begriff der für Auftraggeber tätigen zentralen Beschaffungsstellen 
im Gemeinschaftsrecht definiert werden. Außerdem sollte unter 
Einhaltung der Grundsätze der Nichtdiskriminierung und der 
Gleichbehandlung definiert werden, unter welchen Voraussetzun­
gen davon ausgegangen werden kann, dass Auftraggeber, die 
Bauleistungen, Waren und/oder Dienstleistungen über eine zen­
trale Beschaffungsstelle beziehen, diese Richtlinie eingehalten ha­
ben. 

(24) Zur Berücksichtigung der unterschiedlichen Gegebenheiten in den 
Mitgliedstaaten sollte es in das Ermessen derselben gestellt wer­
den zu entscheiden, ob für die Auftraggeber die Möglichkeit 
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vorgesehen werden soll, auf zentrale Beschaffungsstellen, dyna­
mische Beschaffungssysteme oder elektronische Auktionen, wie 
sie in dieser Richtlinie vorgesehen und geregelt sind, zurück­
zugreifen. 

(25) Eine angemessene Definition der besonderen und der ausschließ­
lichen Rechte ist geboten. Diese Definition hat zur Folge, dass es 
für sich genommen noch kein besonderes und ausschließliches 
Recht im Sinne dieser Richtlinie darstellt, wenn ein Auftraggeber 
zum Bau eines Netzes oder der Einrichtung von Flughafen- bzw. 
Hafenanlagen Vorteil aus Enteignungsverfahren oder Nutzungs­
rechten ziehen kann oder Netzeinrichtungen auf, unter oder über 
dem öffentlichen Wegenetz anbringen darf. Auch die Tatsache, 
dass ein Auftraggeber ein Netz mit Trinkwasser, Elektrizität, Gas 
oder Wärme versorgt, das seinerseits von einem Auftraggeber 
betrieben wird, der von einer zuständigen Behörde des betreffen­
den Mitgliedstaats gewährte besondere oder ausschließliche 
Rechte genießt, stellt für sich betrachtet noch kein besonderes 
und ausschließliches Recht im Sinne der vorliegenden Richtlinie 
dar. Räumt ein Mitgliedstaat einer begrenzten Zahl von Unter­
nehmen in beliebiger Form, auch über Konzessionen, Rechte auf 
der Grundlage objektiver, verhältnismäßiger und nicht diskrimi­
nierender Kriterien ein, die allen interessierten Kreisen, die sie 
erfüllen, die Möglichkeit zur Inanspruchnahme solcher Rechte 
bietet, so dürfen diese ebenso wenig als besondere oder aus­
schließliche Rechte betrachtet werden. 

(26) Es ist zweckmäßig, dass die Auftraggeber bei ihren wasserwirt­
schaftlichen Tätigkeiten gemeinsame Vergabevorschriften anwen­
den und dass diese Vorschriften auch dann gelten, wenn die 
Auftraggeber im Sinne dieser Richtlinie Aufträge für Vorhaben 
in den Bereichen Wasserbau, Bewässerung, Entwässerung, Ablei­
tung sowie Klärung von Abwässern vergeben. Die Vergabevor­
schriften der Art, die für die Lieferaufträge vorgeschlagen wird, 
sind allerdings für die Beschaffung von Wasser ungeeignet ange­
sichts der Notwendigkeit, sich aus in der Nähe des Verwendungs­
orts gelegenen Quellen zu versorgen. 

(27) Bestimmte Auftraggeber, die öffentliche Busverkehrsdienste be­
treiben, waren bereits von der Richtlinie 93/38/EWG ausgenom­
men. Solche Auftraggeber sollten auch vom Anwendungsbereich 
der vorliegenden Richtlinie ausgenommen sein. Um eine Vielzahl 
von besonderen Regelungen, die sich nur auf bestimmte Sektoren 
beziehen, zu vermeiden, sollte das allgemeine Verfahren zur Be­
rücksichtigung der Folgen der Öffnung für den Wettbewerb auch 
für alle Busverkehrsdienste betreibenden Auftraggeber gelten, die 
nicht nach Artikel 2 Absatz 4 der Richtlinie 93/38/EWG aus 
deren Anwendungsbereich ausgenommen sind. 

(28) Angesichts der fortschreitenden Liberalisierung der Postdienste in 
der Gemeinschaft und der Tatsache, dass diese Dienste über ein 
Netz von Auftraggebern, öffentlichen Unternehmen und anderen 
Unternehmen erbracht werden, empfiehlt es sich, auf Aufträge, 
die von Auftraggebern vergeben werden, die selbst Postdienste 
anbieten, die Bestimmungen der vorliegenden Richtlinie, ein­
schließlich Artikel 30, anzuwenden, die unter Wahrung der in 
Erwägungsgrund 9 genannten Grundsätze einen Rahmen für faire 
Handelspraktiken schaffen und eine größere Flexibilität als die 
Richtlinie 2004/18/EG des Europäischen Parlaments und des Ra­
tes vom 31. März 2004 über die Koordinierung der Verfahren zur 
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Vergabe öffentlicher Bauaufträge, Lieferaufträge und Dienstleis­
tungsaufträge ( 1 ) gestatten. Bei der Definition der entsprechenden 
Tätigkeiten sollten die Begriffsbestimmungen der Richtlinie 
97/67/EG des Europäischen Parlaments und des Rates vom 
15. Dezember 1997 über gemeinsame Vorschriften für die Ent­
wicklung des Binnenmarktes der Postdienste der Gemeinschaft 
und die Verbesserung der Dienstequalität ( 2 ) berücksichtigt wer­
den. 

Unabhängig von ihrer Rechtsstellung unterliegen Stellen, die 
Postdienste anbieten, derzeit nicht den Bestimmungen der Richt­
linie 93/38/EWG. Die Anpassung der Zuschlagserteilungsverfah­
ren an diese Richtlinie könnte für diese Auftraggeber daher mehr 
Zeit erfordern als für Auftraggeber, die den betreffenden Bestim­
mungen bereits unterliegen und ihre Verfahren lediglich an die 
durch diese Richtlinie bewirkten Änderungen anpassen müssen. 
Es sollte deshalb zulässig sein, die Anwendung dieser Richtlinie 
aufzuschieben, damit genügend zusätzliche Zeit für die Anpas­
sung zur Verfügung steht. Angesichts der unterschiedlichen Ver­
hältnisse bei den Auftraggebern sollte es den Mitgliedstaaten 
möglich sein, den im Bereich der Postdienste tätigen Auftrag­
gebern einen Übergangszeitraum für die Anwendung dieser 
Richtlinie einzuräumen. 

(29) Um die Erfordernisse in mehreren Tätigkeitsbereichen zu erfüllen, 
können Aufträge vergeben werden, die unterschiedlichen recht­
lichen Regelungen unterworfen sein können. Es sollte klargestellt 
werden, dass für die rechtliche Regelung, die auf einen mehrere 
Tätigkeiten umfassenden Einzelauftrag anzuwenden ist, die Vor­
schriften gelten sollten, die auf die Tätigkeit anzuwenden sind, 
auf die der Auftrag in erster Linie abzielt. Die Ermittlung der 
Tätigkeit, auf die der Auftrag in erster Linie abzielt, könnte auf 
einer Analyse der Erfordernisse, zu deren Erfüllung der betref­
fende Auftrag vergeben werden soll, beruhen, welche vom Auf­
traggeber erstellt wird, um den Auftragswert zu veranschlagen 
und die Verdingungsunterlagen zu erstellen. In bestimmten Fäl­
len, beispielsweise beim Ankauf eines einzelnen Geräts für die 
Fortsetzung von Tätigkeiten, für die keine Informationen verfüg­
bar sind, die eine Veranschlagung des jeweiligen Auslastungs­
grades ermöglichen, könnte es objektiv unmöglich sein, die Tä­
tigkeit zu ermitteln, auf die der Auftrag in erster Linie abzielt. Es 
sollte festgelegt werden, welche Vorschriften in diesen Fällen 
anzuwenden sind. 

(30) Unbeschadet der internationalen Verpflichtungen der Gemein­
schaft sollte die Anwendung der vorliegenden Richtlinie verein­
facht werden, insbesondere durch Vereinfachung der Schwellen­
werte und durch Anwendung der Bestimmungen über die Infor­
mationen über die im Vergabeverfahren getroffenen Entscheidun­
gen und sich daraus ergebende Tatsachen, die den Teilnehmern 
mitzuteilen sind, auf alle Auftraggeber gleichermaßen, unabhän­
gig davon, in welchem Bereich sie tätig sind. Darüber hinaus 
sollten in der Währungsunion diese Schwellenwerte in Euro fest­
gelegt werden; so dass die Anwendung dieser Bestimmungen 
vereinfacht und gleichzeitig die Einhaltung der im Übereinkom­
men festgelegten und in Sonderziehungsrechten (SZR) aus­
gedrückten Schwellenwerte sichergestellt wird. In diesem Zusam­
menhang sollten die in Euro ausgedrückten Schwellenwerte regel­
mäßig überprüft werden, um sie gegebenenfalls an mögliche 
Kursschwankungen des Euro gegenüber dem SZR anzupassen. 
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Zudem müssen die für Wettbewerbe geltenden Schwellenwerte 
mit den Schwellenwerten für Dienstleistungsaufträge identisch 
sein. 

(31) Es sollte vorgesehen werden, dass in bestimmten Fällen von der 
Anwendung der Maßnahmen zur Koordinierung der Verfahren 
aus Gründen der Staatssicherheit oder der staatlichen Geheimhal­
tung abgesehen werden kann, oder wenn besondere Vergabever­
fahren zur Anwendung kommen, die sich aus internationalen 
Übereinkünften ergeben, die die Stationierung von Truppen be­
treffen oder für internationale Organisationen gelten. 

(32) Eine Ausnahme sollte für bestimmte Dienstleistungs-, Liefer- und 
Bauaufträge gemacht werden, die an ein verbundenes Unterneh­
men vergeben werden, dessen Haupttätigkeit darin besteht, diese 
Dienstleistungen, Lieferungen und Arbeiten der Unternehmens­
gruppe bereitzustellen, der es angehört, und nicht darin, sie auf 
dem Markt anzubieten. Für bestimmte Dienstleistungs-, Liefer- 
und Bauaufträge, die von einem Auftraggeber an ein joint venture 
vergeben werden, an dem er beteiligt ist und das aus mehreren 
Auftraggebern gebildet wurde, um die von dieser Richtlinie er­
fassten Tätigkeiten auszuüben, sollte ebenfalls eine Ausnahme 
gemacht werden. Jedoch sollte sichergestellt werden, dass durch 
diese Ausnahmeregelung keine Wettbewerbsverzerrungen zu­
gunsten von Unternehmen oder Joint Ventures entstehen, die 
mit dem Auftraggeber verbunden sind; es sollten geeignete Vor­
schriften erlassen werden, die insbesondere auf Folgendes abzie­
len: die Höchstgrenzen, bis zu denen die Unternehmen einen Teil 
ihres Umsatzes auf dem Markt erzielen können und bei deren 
Überschreiten sie nicht mehr die Möglichkeit haben, Aufträge 
ohne Ausschreibung zu erhalten, die Zusammensetzung von joint 
ventures sowie die Stabilität der Beziehungen zwischen diesen 
gemeinsamen Unternehmen und den Auftraggebern, aus denen 
sie sich zusammensetzen. 

(33) Dienstleistungsaufträge über den Erwerb oder die Miete bzw. 
Pacht von unbeweglichem Vermögen oder Rechten daran weisen 
Merkmale auf, die die Anwendung von Vorschriften über die 
Vergabe von Aufträgen unangemessen erscheinen lassen. 

(34) Schiedsgerichts- und Schlichtungsdienste werden im Allgemeinen 
von Organisationen oder Personen übernommen, deren Bestim­
mung oder Auswahl nicht durch Vergabevorschriften geregelt 
werden kann. 

(35) Entsprechend dem Übereinkommen gehören Aufträge, die sich 
auf die Ausgabe, den Ankauf, den Verkauf oder die Übertragung 
von Wertpapieren oder anderen Finanzinstrumenten beziehen, 
nicht zu den finanziellen Dienstleistungen im Sinne der vorlie­
genden Richtlinie; dies gilt insbesondere für Geschäfte, die der 
Geld- oder Kapitalbeschaffung der Auftraggeber dienen. 

(36) Diese Richtlinie sollte ausschließlich für die Erbringung auftrags­
gebundener Dienstleistungen gelten. 

(37) Nach Artikel 163 des Vertrags trägt unter anderem die Unterstüt­
zung der Forschung und technologischen Entwicklung dazu bei, 
die wissenschaftlichen und technologischen Grundlagen der In­
dustrie der Gemeinschaft zu stärken, und die Öffnung der Dienst­
leistungsaufträge hat einen Anteil an der Erreichung dieses Zieles. 
Die Mitfinanzierung von Forschungsprogrammen sollte nicht Ge­
genstand dieser Richtlinie sein: Nicht unter diese Richtlinie fallen 
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deshalb Aufträge über Forschungs- und Entwicklungsdienstleis­
tungen, deren Ergebnisse nicht ausschließlich Eigentum des Auf­
traggebers für die Nutzung bei der Ausübung seiner eigenen 
Tätigkeit sind, sofern die Dienstleistung vollständig durch den 
Auftraggeber vergütet wird. 

(38) Um eine Ausweitung von besonderen Regelungen, die sich nur 
auf bestimmte Sektoren beziehen, zu vermeiden, sollte die gegen­
wärtig geltende Sonderregelung des Artikels 3 der Richtlinie 
93/38/EWG und Artikel 12 der Richtlinie 94/22/EG des Europäi­
schen Parlaments und des Rates vom 30. Mai 1994 über die 
Erteilung und Nutzung von Genehmigungen zur Prospektion, Ex­
ploration und Gewinnung von Kohlenwasserstoffen ( 1 ), für Auf­
traggeber, die ein geografisch abgegrenztes Gebiet nutzen, um 
dort nach Erdöl, Gas, Kohle oder anderen Festbrennstoffen zu 
suchen oder diese Stoffe zu fördern, durch das allgemeine Ver­
fahren ersetzt werden, das es ermöglicht, unmittelbar dem Wett­
bewerb ausgesetzte Sektoren von der Richtlinie auszunehmen. Es 
ist jedoch sicherzustellen, dass folgende Rechtsakte davon unbe­
rührt bleiben: Die Entscheidung 93/676/EG der Kommission vom 
10. Dezember 1993, wonach die Nutzung eines geografisch abge­
grenzten Gebiets zum Zwecke der Suche nach oder der För­
derung von Erdöl oder Gas in den Niederlanden keine Tätigkeit 
im Sinne von Artikel 2 Absatz 2 Buchstabe b) Ziffer i) der 
Richtlinie 90/531/EWG des Rates darstellt und die diese Tätigkeit 
ausübenden Auftraggeber in den Niederlanden keine besonderen 
oder ausschließlichen Rechte im Sinne von Artikel 2 Absatz 3 
Buchstabe b) dieser Richtlinie besitzen ( 2 ), die Entscheidung 
97/367/EG der Kommission vom 30. Mai 1997, wonach die Nut­
zung eines geografisch abgegrenzten Gebiets zum Zweck der 
Suche nach oder der Förderung von Erdöl oder Gas im Vereinig­
ten Königreich nicht als Tätigkeit im Sinne von Artikel 2 Absatz 
2 Buchstabe b) Ziffer i) der Richtlinie 93/38/EWG des Rates gilt 
und die eine solche Tätigkeit ausübenden Auftraggeber im Ver­
einigten Königreich nicht als im Besitz von besonderen oder aus­
schließlichen Rechten im Sinne von Artikel 2 Absatz 3 Buchstabe 
b) der genannten Richtlinie gelten ( 3 ), die Entscheidung 
2002/205/EG der Kommission vom 4. März 2002 über einen 
Antrag Österreichs, das spezielle Regime in Artikel 3 der Richt­
linie 93/38/EWG anzuwenden ( 4 ) und die Entscheidung 
2004/74/EG der Kommission über einen Antrag Deutschlands, 
das spezielle Regime in Artikel 3 der Richtlinie 93/38/EWG an­
zuwenden ( 5 ). 

(39) Beruf und Beschäftigung sind Schlüsselelemente zur Gewährleis­
tung gleicher Chancen für alle und tragen zur Eingliederung in 
die Gesellschaft bei. In diesem Zusammenhang tragen geschützte 
Werkstätten und geschützte Beschäftigungsprogramme wirksam 
zur Eingliederung oder Wiedereingliederung von Menschen mit 
Behinderungen in den Arbeitsmarkt bei. Derartige Werkstätten 
sind jedoch möglicherweise nicht in der Lage, unter normalen 
Wettbewerbsbedingungen Aufträge zu erhalten. Es ist daher an­
gemessen, vorzusehen, dass Mitgliedstaaten das Recht, an Ver­
fahren zur Vergabe von Aufträgen teilzunehmen, derartigen 
Werkstätten, oder die Ausführung eines Auftrags geschützten Be­
schäftigungsprogrammen vorbehalten können. 

(40) Die vorliegende Richtlinie sollte weder für Aufträge gelten, die 
die Ausübung einer der in Artikel 3 bis 7 genannten Tätigkeiten 
ermöglichen sollen, noch für Wettbewerbe zur Ausübung einer 
solchen Tätigkeit, wenn diese Tätigkeit in dem Mitgliedstaat, in 
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dem sie ausgeübt wird, auf Märkten ohne Zugangsbeschränkun­
gen dem direkten Wettbewerb ausgesetzt ist. Es sollte daher ein 
Verfahren eingeführt werden, das auf alle unter diese Richtlinie 
fallenden Sektoren anwendbar ist und es ermöglicht, die Auswir­
kungen einer aktuellen oder künftigen Liberalisierung zu berück­
sichtigen. Ein solches Verfahren sollte den betroffenen Auftrag­
gebern Rechtssicherheit bieten und eine angemessene Entschei­
dungsfindung ermöglichen, so dass innerhalb kurzer Fristen eine 
einheitliche Anwendung des einschlägigen Gemeinschaftsrechts 
gewährleistet ist. 

(41) Der unmittelbare Einfluss des Wettbewerbs sollte nach objektiven 
Kriterien festgestellt werden, wobei die besonderen Merkmale des 
betreffenden Sektors zu berücksichtigen sind. Die Umsetzung und 
Anwendung gemeinschaftlicher Rechtsvorschriften zur Liberali­
sierung eines bestimmten Sektors oder Teilsektors gelten als hin­
reichende Vermutung für den freien Zugang zu dem betreffenden 
Markt. Entsprechende angemessene Rechtsvorschriften sollten in 
einem Anhang aufgeführt werden, der von der Kommission ak­
tualisiert werden kann. Bei der Aktualisierung trägt die Kommis­
sion insbesondere dem Umstand Rechnung, dass eventuell Maß­
nahmen verabschiedet wurden, die eine echte Öffnung von Sek­
toren, für die in Anhang XI noch keine Rechtsvorschriften auf­
geführt sind, für den Wettbewerb bewirken; dazu zählt z. B. die 
Öffnung des Schienenverkehrs für den Wettbewerb. Geht der 
freie Zugang zu einem Markt nicht auf die Anwendung einschlä­
gigen Gemeinschaftsrechts zurück, sollte dieser freie Zugang de 
jure und de facto nachgewiesen werden. Im Hinblick darauf stellt 
die Anwendung einer Richtlinie, wie beispielsweise der Richtlinie 
94/22/EG, durch einen Mitgliedstaat, durch die ein bestimmter 
Sektor liberalisiert wird, auf einen anderen Sektor wie beispiels­
weise den Kohlesektor einen Sachverhalt dar, der für die Zwecke 
des Artikels 30 zu berücksichtigen ist. 

(42) Die von den Auftraggebern erarbeiteten technischen Spezifikatio­
nen sollten es erlauben, die öffentlichen Beschaffungsmärkte für 
den Wettbewerb zu öffnen. Hierfür sollte es möglich sein, An­
gebote einzureichen, die die Vielfalt technischer Lösungsmöglich­
keiten widerspiegeln. Damit dies gewährleistet ist, sollten einer­
seits Leistungs- und Funktionsanforderungen in technischen Spe­
zifikationen erlaubt sein, und andererseits sollten im Falle der 
Bezugnahme auf eine europäische Norm, oder wenn eine solche 
nicht vorliegt, auf eine nationale Norm, Angebote auf der Grund­
lage anderer gleichwertiger Lösungen, die die Anforderungen des 
Auftraggebers erfüllen und auch hinsichtlich der Sicherheitsanfor­
derungen gleichwertig sind, von den Auftraggebern berücksichtigt 
werden. Die Bieter sollten die Möglichkeit haben, die Gleichwer­
tigkeit ihrer Lösung mit allen ihnen zu Gebote stehenden Nach­
weisen zu belegen. Die Auftraggeber sollten jede Entscheidung, 
dass die Gleichwertigkeit in einem bestimmten Fall nicht gegeben 
ist, begründen können. Auftraggeber, die für die technischen Spe­
zifikationen eines Auftrags Umweltanforderungen festlegen 
möchten, können die Umwelteigenschaften — wie eine be­
stimmte Produktionsmethode — und/oder Auswirkungen be­
stimmter Warengruppen oder Dienstleistungen auf die Umwelt 
festlegen. Sie können — müssen aber nicht — geeignete Spezi­
fikationen verwenden, die in Umweltgütezeichen definiert sind, 
wie z. B. im Europäischen Umweltgütezeichen, in (pluri-)natio­
nalen Umweltgütezeichen oder anderen Umweltgütezeichen, so­
fern die Anforderungen an das Gütezeichen auf der Grundlage 
von wissenschaftlich abgesicherten Informationen im Rahmen ei­
nes Verfahrens ausgearbeitet und erlassen werden, an dem inte­
ressierte Kreise — wie z. B. staatliche Stellen, Verbraucher, Her­
steller, Einzelhändler und Umweltorganisationen — teilnehmen 
können, und sofern das Gütezeichen für alle interessierten Par­
teien zugänglich und verfügbar ist. Die Auftraggeber sollten, wo 
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immer dies möglich ist, technische Spezifikationen festlegen, die 
das Kriterium der Zugänglichkeit für Personen mit einer Behin­
derung oder das Kriterium der Konzeption für alle Benutzer be­
rücksichtigen. Die technischen Spezifikationen sind klar festzule­
gen, so dass alle Bieter wissen, was die Anforderungen des Auf­
traggebers umfassen. 

(43) Um die Beteiligung von kleinen und mittleren Unternehmen an 
öffentlichen Aufträgen zu fördern, ist es angebracht, Bestimmun­
gen über Unteraufträge vorzusehen. 

(44) Die Bedingungen für die Ausführung eines Auftrags sind mit der 
Richtlinie vereinbar, wenn sie nicht unmittelbar oder mittelbar zu 
einer Diskriminierung führen und in der als Aufruf zum Wett­
bewerb dienenden Bekanntmachung oder in den Verdingungs­
unterlagen angegeben sind. Sie können insbesondere dem Ziel 
dienen, die berufliche Ausbildung auf den Baustellen sowie die 
Beschäftigung von Personen zu fördern, deren Eingliederung be­
sondere Schwierigkeiten bereitet, die Arbeitslosigkeit zu bekämp­
fen oder die Umwelt zu schützen. So können unter anderem z. B. 
die — während der Ausführung des Auftrags geltenden — Ver­
pflichtungen genannt werden, Langzeitarbeitslose einzustellen 
oder Ausbildungsmaßnahmen für Arbeitnehmer oder Jugendliche 
durchzuführen, oder die Bestimmungen der grundlegenden Über­
einkommen der Internationalen Arbeitsorganisation (IAO), für 
den Fall, dass diese nicht in innerstaatliches Recht umgesetzt 
worden sind, im Wesentlichen einzuhalten, oder ein Kontingent 
von behinderten Personen einzustellen, das über dem nach inner­
staatlichem Recht vorgeschriebenen Kontingent liegt. 

(45) Die im Bereich der Arbeitsbedingungen und der Sicherheit am 
Arbeitsplatz geltenden nationalen und gemeinschaftlichen Geset­
ze, Regelungen und Tarifverträge sind während der Ausführung 
eines Auftrags anwendbar, sofern derartige Vorschriften sowie 
ihre Anwendung mit dem Gemeinschaftsrecht vereinbar sind. 
Für grenzüberschreitende Situationen, in denen Arbeitnehmer ei­
nes Mitgliedstaats zur Ausführung eines Auftrags Dienstleistun­
gen in einem anderen Mitgliedstaat erbringen, legt die Richtlinie 
96/71/EG des Europäischen Parlaments und des Rates vom 
16. Dezember 1996 über die Entsendung von Arbeitnehmern 
im Rahmen der Erbringung von Dienstleistungen ( 1 ) die Mindest­
bedingungen fest, die der Aufnahmestaat in Bezug auf die ent­
sandten Arbeitnehmer einzuhalten hat. Enthält das nationale 
Recht entsprechende Bestimmungen, so kann die Nichteinhaltung 
dieser Verpflichtungen als eine schwere Verfehlung oder als ein 
Verstoß betrachtet werden, der die berufliche Zuverlässigkeit des 
Wirtschaftsteilnehmers in Frage stellt und dessen Ausschluss von 
dem Verfahren zur Vergabe eines Auftrags zur Folge haben kann. 

(46) Angesichts der neuen Informations- und Kommunikationstech­
nologie und der Erleichterungen, die sie für die Bekanntmachung 
von Aufträgen und die Effizienz und Transparenz der Vergabe­
verfahren mit sich bringen können, ist es angebracht, die elektro­
nischen Mittel den klassischen Mitteln zur Kommunikation und 
zum Informationsaustausch gleichzusetzen. Soweit möglich soll­
ten das gewählte Mittel und die gewählte Technologie mit den in 
den anderen Mitgliedstaaten verwendeten Technologien kompati­
bel sein. 

(47) Der Einsatz elektronischer Vorrichtungen spart Zeit. Dementspre­
chend ist es angebracht, beim Einsatz dieser elektronischen Vor­
richtungen eine Verkürzung der Mindestfristen vorzusehen, je­
doch unter der Voraussetzung, dass sie mit den auf Gemein­
schaftsebene vorgesehenen spezifischen Übertragungsmodalitäten 
vereinbar sind. Es ist jedoch sicherzustellen, dass die Kumulie­
rung der Fristverkürzungen nicht zu unverhältnismäßig kurzen 
Fristen führt. 
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(48) Die Richtlinie 1999/93/EG des Europäischen Parlaments und des 
Rates vom 13. Dezember 1999 über gemeinschaftliche Rahmen­
bedingungen für elektronische Signaturen ( 1 ) und die Richtlinie 
2000/31/EG des Europäischen Parlaments und des Rates vom 
8. Juni 2000 über bestimmte rechtliche Aspekte der Dienste der 
Informationsgesellschaft, insbesondere des elektronischen Ge­
schäftsverkehrs, im Binnenmarkt („Richtlinie über den elektro­
nischen Geschäftsverkehr“) ( 2 ) sollten für die elektronische Über­
mittlung von Informationen im Rahmen der vorliegenden Richt­
linie gelten. Die Verfahren zur Vergabe öffentlicher Aufträge und 
die für Wettbewerbe geltenden Vorschriften erfordern einen hö­
heren Grad an Sicherheit und Vertraulichkeit als in den genannten 
Richtlinien vorgesehen ist. Daher sollten die Vorrichtungen für 
den elektronischen Eingang von Angeboten, Anträgen auf Teil­
nahme und von Plänen und Vorhaben besonderen zusätzlichen 
Anforderungen genügen. Zu diesem Zweck sollte die Verwen­
dung elektronischer Signaturen, insbesondere fortgeschrittener 
elektronischer Signaturen, so weit wie möglich gefördert werden. 
Ferner können Systeme der freiwilligen Akkreditierung günstige 
Rahmenbedingungen dafür bieten, dass sich das Niveau der Zer­
tifizierungsdienste für diese Vorrichtungen erhöht. 

(49) Es ist zweckmäßig, die Teilnehmer an einem Vergabeverfahren 
über Entscheidungen über den Abschluss einer Rahmenverein­
barung oder die Zuschlagserteilung oder den Verzicht auf das 
Verfahren möglichst kurzfristig zu unterrichten, um zu vermei­
den, dass die Einreichung von Anträgen auf Überprüfung unmög­
lich wird; die Unterrichtung sollte daher möglichst rasch und 
generell innerhalb von 15 Tagen nach der Entscheidung erfolgen. 

(50) Es sollte klargestellt werden, dass Auftraggeber, die die Eig­
nungskriterien in einem offenen Verfahren festlegen, dies entspre­
chend objektiven Kriterien und Regeln tun müssen, wie auch die 
Eignungskriterien in den nichtoffenen Verfahren und Verhand­
lungsverfahren objektiv sein sollten. Diese objektiven Regeln 
und Kriterien implizieren ebenso wie die Eignungskriterien nicht 
unbedingt Gewichtungen. 

(51) Es ist wichtig, die Rechtsprechung des Gerichtshofs zu den Fällen 
zu berücksichtigen, in denen sich ein Wirtschaftsteilnehmer auf 
die wirtschaftlichen, finanziellen oder technischen Kapazitäten 
anderer Unternehmen beruft, unabhängig davon, in welchem 
Rechtsverhältnis er zu diesen Unternehmen steht, um die Eig­
nungskriterien zu erfüllen oder im Rahmen von Prüfungssyste­
men seinen Antrag auf Prüfung zu stützen. In dem zuletzt ge­
nannten Fall hat der Wirtschaftsteilnehmer den Nachweis dafür zu 
erbringen, dass er während der gesamten Geltungsdauer der Prü­
fung tatsächlich über diese Kapazitäten verfügt. Für diese Prüfung 
kann ein Auftraggeber daher ein zu erreichendes Leistungsniveau, 
und, wenn sich der betreffende Wirtschaftsteilnehmer beispiels­
weise auf die Finanzkraft eines anderen Auftraggebers stützt, ins­
besondere die Übernahme einer gegebenenfalls gesamtschuldne­
rischen Verpflichtung durch den anderen Auftraggeber vorschrei­
ben. 

Die Prüfungssysteme sollten entsprechend objektiven Regeln und 
Kriterien verwaltet werden, die sich — nach Wahl des Auftrag­
gebers — auf die Kapazitäten des Wirtschaftsteilnehmers und/ 
oder die besonderen Merkmale der von dem System erfassten 
Arbeiten, Lieferungen oder Dienstleistungen beziehen können. 
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Zum Zweck der Prüfung kann der Auftraggeber eigene Kontrol­
len durchführen, um die Merkmale der betreffenden Arbeiten, 
Lieferungen oder Dienstleistungen insbesondere unter dem Ge­
sichtspunkt der Kompatibilität und der Sicherheit zu beurteilen. 

(52) Soweit für die Teilnahme an einem Vergabeverfahren oder einem 
Wettbewerb der Nachweis einer bestimmten Qualifikation gefor­
dert wird, werden die einschlägigen Gemeinschaftsvorschriften 
über die gegenseitige Anerkennung von Diplomen, Prüfungszeug­
nissen und sonstigen Befähigungsnachweisen angewandt. 

(53) In geeigneten Fällen, in denen die Art der Arbeiten und/oder 
Dienstleistungen es rechtfertigt, dass bei Ausführung des Auftrags 
Umweltmanagementmaßnahmen oder -systeme zur Anwendung 
kommen, kann die Anwendung solcher Maßnahmen bzw. Sys­
teme vorgeschrieben werden. Umweltmanagementsysteme kön­
nen unabhängig von ihrer Registrierung gemäß den Gemein­
schaftsvorschriften wie der Verordnung (EG) Nr. 761/2001 
(EMAS) ( 1 ) als Nachweis für die technische Leistungsfähigkeit 
des Wirtschaftsteilnehmers zur Ausführung des Auftrags dienen. 
Darüber hinaus sollte eine Beschreibung der von dem Wirt­
schaftsteilnehmer angewandten Maßnahmen zur Gewährleistung 
desselben Umweltschutzniveaus alternativ zu den registrierten 
Umweltmanagementsystemen als Beweismittel akzeptiert werden. 

(54) Es sollten Vorkehrungen getroffen werden, um der Vergabe von 
öffentlichen Aufträgen an Wirtschaftsteilnehmer, die sich an einer 
kriminellen Vereinigung beteiligt oder der Bestechung oder des 
Betrugs zu Lasten der finanziellen Interessen der Gemeinschaft 
oder der Geldwäsche schuldig gemacht haben, vorzubeugen. Da 
Auftraggeber, die nicht öffentliche Auftraggeber sind, möglicher­
weise keinen Zugang zu sicheren Beweisen für derartige Sach­
verhalte haben, sollte es diesen Auftraggebern überlassen werden, 
die Ausschlusskriterien gemäß Artikel 45 Absatz 1 der Richtlinie 
2004/18/EG anzuwenden oder nicht. Infolgedessen sollten nur die 
Auftraggeber zur Anwendung von Artikel 45 Absatz 1 verpflich­
tet sein. Die Auftraggeber sollten gegebenenfalls von den Prü­
fungsantragstellern, Bewerbern oder Bietern einschlägige Unter­
lagen anfordern und, wenn sie Zweifel in Bezug auf die persön­
liche Lage dieser Wirtschaftsteilnehmer hegen, die zuständigen 
Behörden des betreffenden Mitgliedstaates um Mitarbeit ersuchen 
können. Diese Wirtschaftsteilnehmer sollten ausgeschlossen wer­
den, wenn dem Auftraggeber bekannt ist, dass es eine nach ein­
zelstaatlichem Recht ergangene rechtskräftige gerichtliche Ent­
scheidung im Zusammenhang mit derartigen Straftaten gibt. 

Enthält das nationale Recht entsprechende Bestimmungen, so 
kann ein Verstoß gegen das Umweltrecht oder gegen Rechtsvor­
schriften betreffend unrechtmäßige Absprachen im Auftrags­
wesen, der mit einem rechtskräftigen Urteil oder einem Beschluss 
gleicher Wirkung sanktioniert wurde, als Verstoß, der die beruf­
liche Zuverlässigkeit des Wirtschaftsteilnehmers in Frage stellt, 
oder als schwere Verfehlung betrachtet werden. 
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Die Nichteinhaltung nationaler Bestimmungen zur Umsetzung der 
Richtlinien 2000/78/EG ( 1 ) und 76/207/EWG ( 2 ) des Rates zur 
Gleichbehandlung von Arbeitnehmern, die mit einem rechtskräf­
tigen Urteil oder einem Beschluss gleicher Wirkung sanktioniert 
wurde, kann als Verstoß, der die berufliche Zuverlässigkeit des 
Wirtschaftsteilnehmers in Frage stellt, oder als schwere Verfeh­
lung betrachtet werden. 

(55) Der Zuschlag muss nach objektiven Kriterien erteilt werden, die 
die Beachtung der Grundsätze der Transparenz, Nichtdiskriminie­
rung und Gleichbehandlung gewährleisten und sicherstellen, dass 
die Angebote unter wirksamen Wettbewerbsbedingungen bewer­
tet werden. Dementsprechend sollten nur zwei Zuschlagskriterien 
zugelassen werden: das des „niedrigsten Preises“ und das des 
„wirtschaftlich günstigsten Angebots“. 

Um bei der Zuschlagserteilung die Einhaltung des Gleichbehand­
lungsgrundsatzes sicherzustellen, ist die — in der Rechtsprechung 
anerkannte — Verpflichtung zur Sicherstellung der erforderlichen 
Transparenz vorzusehen, damit sich jeder Bieter angemessen über 
die Kriterien und Modalitäten unterrichten kann, anhand deren 
das wirtschaftlich günstigste Angebot ermittelt wird. Die Auftrag­
geber haben daher die Zuschlagskriterien und deren jeweilige 
Gewichtung anzugeben, und zwar so rechtzeitig, dass diese An­
gaben den Bietern bei der Erstellung ihrer Angebote bekannt 
sind. Die Auftraggeber können in begründeten Ausnahmefällen, 
die zu rechtfertigen sie in der Lage sein müssen, auf die Angabe 
der Gewichtung der Zuschlagskriterien verzichten, wenn diese 
Gewichtung insbesondere aufgrund der Komplexität des Auftrags 
nicht im Vorhinein vorgenommen werden kann. In diesen Fällen 
müssen sie diese Kriterien in der absteigenden Reihenfolge ihrer 
Bedeutung angeben. 

Beschließen die Auftraggeber, dem wirtschaftlich günstigsten An­
gebot den Zuschlag zu erteilen, so sollten sie die Angebote unter 
dem Gesichtspunkt des besten Preis-Leistungs-Verhältnisses be­
werten. Zu diesem Zweck sollten sie die wirtschaftlichen und 
qualitativen Kriterien festlegen, anhand deren insgesamt das für 
den Auftraggeber wirtschaftlich günstigste Angebot bestimmt 
werden kann. Die Festlegung dieser Kriterien hängt insofern 
vom Auftragsgegenstand ab, als sie es ermöglichen müssen, das 
Leistungsniveau jedes einzelnen Angebots im Verhältnis zu dem 
in den technischen Spezifikationen beschriebenen Auftragsgegen­
stand zu bewerten sowie das Preis-Leistungs-Verhältnis jedes An­
gebots zu bestimmen. Damit die Gleichbehandlung gewährleistet 
ist, müssen die Zuschlagskriterien einen Vergleich und eine ob­
jektive Bewertung der Angebote ermöglichen. Wenn diese Vo­
raussetzungen erfüllt sind, versetzen die wirtschaftlichen und qua­
litativen Zuschlagskriterien, wie z. B. Kriterien zur Erfüllung von 
Umweltanforderungen, den Auftraggeber in die Lage, auf Bedürf­
nisse der betroffenen Allgemeinheit, so wie es in den Leistungs­
beschreibungen festgelegt ist, einzugehen. Unter denselben Vo­
raussetzungen kann ein Auftraggeber auch Kriterien zur Erfüllung 
sozialer Anforderungen anwenden, die insbesondere den — in 
den vertraglichen Spezifikationen festgelegten — Bedürfnissen 

▼B 

2004L0017 — DE — 01.01.2014 — 013.001 — 16 

( 1 ) Richtlinie 2000/78/EG des Rates vom 27. November 2000 zur Festlegung 
eines allgemeinen Rahmens für die Verwirklichung der Gleichbehandlung in 
Beschäftigung und Beruf (ABl. L 303 vom 2.12.2000, S. 16). 

( 2 ) Richtlinie 76/207/EWG des Rates vom 9. Februar 1976 zur Verwirklichung 
des Grundsatzes der Gleichbehandlung von Männern und Frauen hinsichtlich 
des Zugangs zur Beschäftigung, zur Berufsbildung und zum beruflichen Auf­
stieg sowie in Bezug auf die Arbeitsbedingungen (ABl. L 39 vom 14.2.1976, 
S. 40). Geändert durch die Richtlinie 2002/73/EG (ABl. L 269 vom 
5.10.2002, S. 15).



 

besonders benachteiligter Bevölkerungsgruppen entsprechen, de­
nen die Nutznießer/Nutzer der Bauleistungen, Lieferungen oder 
Dienstleistungen angehören. 

(56) Die Zuschlagskriterien sollten nicht die Anwendung nationaler 
Bestimmungen beeinflussen, die die Vergütung bestimmter 
Dienstleistungen, wie die Dienstleistung von Architekten, Inge­
nieuren oder Rechtsanwälten, regeln. 

(57) Die Verordnung (EWG, Euratom) Nr. 1182/71 des Rates vom 
3. Juni 1971 zur Festlegung der Regeln für die Fristen, Daten 
und Termine ( 1 ) sollte für die Berechnung der in der vorliegenden 
Richtlinie genannten Fristen gelten. 

(58) Die vorliegende Richtlinie sollte unbeschadet der internationalen 
Verpflichtungen der Gemeinschaft oder der Mitgliedstaaten gelten 
und nicht die Anwendung anderer Bestimmungen des Vertrags, 
insbesondere der Artikel 81 und 86, berühren. 

(59) Die Richtlinie sollte nicht die Frist gemäß Anhang XXV berüh­
ren, innerhalb deren die Mitgliedstaaten zur Umsetzung und An­
wendung der Richtlinie 93/38/EWG verpflichtet sind. 

(60) Die zur Durchführung dieser Richtlinie erforderlichen Maßnah­
men sollten gemäß dem Beschluss 1999/468/EG des Rates vom 
28. Juni 1999 zur Festlegung der Modalitäten für die Ausübung 
der der Kommission übertragenen Durchführungsbefugnisse ( 2 ) 
erlassen werden — 

HABEN FOLGENDE RICHTLINIE ERLASSEN: 

INHALT 

TITEL I Allgemeine Bestimmungen für Aufträge und 
Wettbewerbe 

Kapitel I Grundbegriffe 

Artikel 1 Definitionen 

Kapitel II Definition der Auftraggeber und Tätigkeiten 

Abschnitt 1 Stellen 

Artikel 2 Auftraggeber 

Abschnitt 2 Tätigkeiten 

Artikel 3 Gas, Wärme und Elektrizität 

Artikel 4 Wasser 

Artikel 5 Verkehrsleistungen 

Artikel 6 Postdienste 

Artikel 7 Aufsuchen und die Förderung von Erdöl, Gas, 
Kohle und anderen festen Brennstoffen sowie 
Bereitstellung von Häfen und Flughäfen 

Artikel 8 Verzeichnis der Auftraggeber 
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Artikel 9 Aufträge, die mehrere Tätigkeiten betreffen 

Kapitel III Allgemeine Grundsätze 

Artikel 10 Grundsätze für die Vergabe von Aufträgen 

TITEL II Vorschriften für Aufträge 

Kapitel I Allgemeine Bestimmungen 

Artikel 11 Wirtschaftsteilnehmer 

Artikel 12 Bedingungen aus den im Rahmen der Welthan­
delsorganisation geschlossenen Übereinkommen 

Artikel 13 Vertraulichkeit 

Artikel 14 Rahmenvereinbarungen 

Artikel 15 Dynamische Beschaffungssysteme 

Kapitel II Schwellenwerte und Ausnahmen 

Abschnitt 1 Schwellenwerte 

Artikel 16 Schwellenwerte für öffentlicheAufträge 

Artikel 17 Methoden zur Berechnung des geschätzten 
Wertes von Aufträgen, von Rahmenverein­
barungen und von dynamischen Beschaffungs­
systemen 

Abschnitt 2 Aufträge und Konzessionen sowie Aufträge, für 
die besondere Regelungen gelten 

U n t e r a b s c h n i t t 1 

Artikel 18 Bau- oder Dienstleistungskonzessionen 

U n t e r a b s c h n i t t 2 Ausnahmebestimmungen, die auf alle Auftrag­
geber und auf alle Aufträge anwendbar sind 

Artikel 19 Aufträge, die zum Zwecke der Weiterveräuße­
rung oder der Vermietung an Dritte vergeben 
werden 

Artikel 20 Aufträge, die zu anderen Zwecken als der 
Durchführung einer unter die Richtlinie fallen­
den Tätigkeit oder zur Durchführung einer un­
ter die Richtlinie fallenden Tätigkeit in einem 
Drittland vergeben werden 

Artikel 21 Aufträge, die der Geheimhaltung unterliegen 
oder die bestimmte Sicherheitsmaßnahmen er­
fordern 

Artikel 22 Aufträge, die auf der Grundlage internationaler 
Vorschriften vergeben werden 

Artikel 22a Aufträge in den Bereichen Verteidigung und 
Sicherheit 

Artikel 23 Aufträge, die an ein verbundenes Unternehmen, 
ein gemeinsames Unternehmen oder an einen 
Auftraggeber vergeben werden, der an einem 
gemeinsamen Unternehmen beteiligt ist 

U n t e r a b s c h n i t t 3 Ausnahmebestimmungen, die auf alle Auftrag­
geber, jedoch nur auf Dienstleistungsaufträge 
anwendbar sind 

Artikel 24 Aufträge für Dienstleistungen, die vom Anwen­
dungsbereich dieser Richtlinie ausgeschlossen 
sind 

Artikel 25 Dienstleistungsaufträge, die aufgrund eines aus­
schließlichen Rechts vergeben werden 
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U n t e r a b s c h n i t t 4 Ausnahmebestimmungen, die nur auf be­
stimmte Auftraggeber anwendbar sind 

Artikel 26 Aufträge, die von bestimmten Auftraggebern 
zur Beschaffung von Wasser und zur Lieferung 
von Energie oder Brennstoffen zur Energie­
erzeugung vergeben werden 

U n t e r a b s c h n i t t 5 Aufträge, für die besondere Vorschriften gelten, 
Vorschriften über zentrale Beschaffungsstellen 
sowie das allgemeine Verfahren bei unmittel­
barem Einfluss des Wettbewerbs 

Artikel 27 Aufträge, für die besondere Vorschriften gelten 

Artikel 28 Vorbehaltene Aufträge 

Artikel 29 Vergabe von Aufträgen und Abschluss von 
Rahmenvereinbarungen über zentrale Beschaf­
fungsstellen 

Artikel 30 Verfahren zur Feststellung, ob eine bestimmte 
Tätigkeit unmittelbar dem Wettbewerb aus­
gesetzt ist 

Kapitel III Bestimmungen für Dienstleistungsaufträge 

Artikel 31 Dienstleistungsaufträge gemäß Anhang XVII 
Teil A 

Artikel 32 Dienstleistungsaufträge gemäß Anhang XVII 
Teil B 

Artikel 33 Gemischte Aufträge über Dienstleistungen ge­
mäß Anhang XVII Teil A und Anhang XVII 
Teil B 

Kapitel IV Besondere Vorschriften über die Verdingungs­
unterlagen und die Auftragsunterlagen 

Artikel 34 Technische Spezifikationen 

Artikel 35 Mitteilung der technischen Spezifikationen 

Artikel 36 Varianten 

Artikel 37 Unteraufträge 

Artikel 38 Bedingungen für die Auftragsausführung 

Artikel 39 Verpflichtungen im Zusammenhang mit Steu­
ern, Umweltschutz, Arbeitsschutzvorschriften 
und Arbeitsbedingungen 

Kapitel V Verfahren 

Artikel 40 Anwendung des offenen, des nichtoffenen und 
des Verhandlungsverfahrens 

Kapitel VI Veröffentlichung und Transparenz 

Abschnitt 1 Veröffentlichung der Bekanntmachungen 

Artikel 41 Regelmäßige nichtverbindliche Bekannt­
machungen und Bekanntmachungen über das 
Bestehen eines Prüfungssystems 

Artikel 42 Bekanntmachungen, die als Aufruf zum Wett­
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nahme und der Angebote 

Artikel 46 Offene Verfahren: Verdingungsunterlagen, zu­
sätzliche Unterlagen und Auskünfte 

Artikel 47 Aufforderung zur Angebotsabgabe oder zur 
Verhandlung 

Abschnitt 3 Mitteilungen 

Artikel 48 Bestimmungen über Mitteilungen 

Artikel 49 Unterrichtung der Prüfungsantragsteller, Bewer­
ber und Bieter 

Artikel 50 Aufbewahrung der Unterlagen über vergebene 
Aufträge 

Kapitel VII Ablauf des Verfahrens 

Artikel 51 Allgemeine Bestimmungen 

Abschnitt 1 Prüfung und qualitative Auswahl 

Artikel 52 Gegenseitige Anerkennung im Zusammenhang 
mit administrativen, technischen oder finanziel­
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Artikel 53 Prüfungssysteme 

Artikel 54 Eignungskriterien 

Abschnitt 2 Zuschlagserteilung 

Artikel 55 Zuschlagskriterien 
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D. Vereinfachte Bekanntmachung im Rahmen 
eines dynamischen Beschaffungssystems 
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Anhang XIV In die regelmäßige Bekanntmachung aufzuneh­
mende Informationen 

Anhang XV A In die regelmässige bekanntmachung aufzuneh­
mende informationen 

Anhang XV B In die ankündigungen der veröffentlichung ei­
ner nicht als aufruf zum wettbewerb verwende­
ten regelmässigen als hinweis dienender be­
kanntmachung über ein beschafferprofil auf­
zunehmende informationen 

Anhang XVI In die bekanntmachungen über vergebene auf­
träge aufzunehmende informationen 

Anhang XVII A Dienstleistungen im sinne von artikel 31 

Anhang XVII B Dienstleistungen im sinne von artikel 32 

Anhang XVIII In die wettbewerbsbekanntmachung aufzuneh­
mende informationen 

Anhang XIX In die bekanntmachungen über die ergebnisse 
der wettbewerbe aufzunehmende informationen 

Anhang XX Merkmale für die veröffentlichung 

Anhang XXI Definition bestimmter technischer spezifikatio­
nen 

Anhang XXII Zusammenfassende darstellung der fristen nach 
artikel 45 

Anhang XXIII Vorschriften des internationalen arbeitsrechts 
im sinne von artikel 59 absatz 4 

Anhang XXIV Anforderungen an die vorrichtungen für den 
elektronischen eingang von angeboten/anträgen 
auf teilnahme, prüfungsanträgen oder plänen 
und entwürfen für wettbewerbe 

Anhang XXV Umsetzungs- und anwendungsfristen 

Anhang XXVI Entsprechungstabelle 

TITEL I 

ALLGEMEINE BESTIMMUNGEN FÜR AUFTRÄGE UND WETTBEWERBE 

KAPITEL I 

Grundbegriffe 

Artikel 1 

Definitionen 

(1) Für die Zwecke dieser Richtlinie gelten die Definitionen dieses 
Artikels. 

(2) a) „Liefer-, Bau- und Dienstleistungsaufträge“ sind zwischen ei­
nem oder mehreren der in Artikel 2 Absatz 2 aufgeführten 
Auftraggeber und einem oder mehreren Unternehmern, Liefe­
ranten oder Dienstleistern geschlossene entgeltliche schriftliche 
Verträge. 
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b) „Bauaufträge“ sind Aufträge über entweder die Ausführung 
oder gleichzeitig die Planung und die Ausführung von Bau­
vorhaben im Zusammenhang mit einer der in Anhang XII 
genannten Tätigkeiten oder eines Bauwerks oder die Erbrin­
gung einer Bauleistung durch Dritte, gleichgültig mit welchen 
Mitteln, gemäß den vom Auftraggeber genannten Erfordernis­
sen. Ein „Bauwerk“ ist das Ergebnis einer Gesamtheit von 
Tief- oder Hochbauarbeiten, das seinem Wesen nach eine wirt­
schaftliche oder technische Funktion erfüllen soll. 

c) „Lieferaufträge“ sind andere Aufträge als die unter Buchstabe 
b) genannten; sie betreffen den Kauf, das Leasing, die Miete, 
die Pacht oder den Ratenkauf, mit oder ohne Kaufoption, von 
Waren. 

Ein Auftrag über die Lieferung von Waren, der das Verlegen 
und Anbringen lediglich als Nebenarbeiten umfasst, gilt als 
„Lieferauftrag“. 

d) „Dienstleistungsaufträge“ sind Aufträge über die Erbringung 
von Dienstleistungen im Sinne von Anhang XVII, die keine 
Bau- oder Lieferaufträge sind. 

Ein Auftrag, der sowohl Waren als auch Dienstleistungen im 
Sinne von Anhang XVII umfasst, gilt als „Dienstleistungsauf­
trag“, wenn der Wert der betreffenden Dienstleistungen den 
Wert der in den Auftrag einbezogenen Waren übersteigt. 

Ein Auftrag über die Erbringung von Dienstleistungen im 
Sinne von Anhang XVII, der Tätigkeiten im Sinne von An­
hang XII lediglich als Nebenarbeiten im Verhältnis zum 
Hauptauftragsgegenstand umfasst, gilt als Dienstleistungsauf­
trag. 

(3) a) „Baukonzession“ ist ein Vertrag, der von einem Bauauftrag 
nur insoweit abweicht, als die Gegenleistung für die Bauleis­
tungen ausschließlich in dem Recht zur Nutzung des Bau­
werks oder in diesem Recht zuzüglich der Zahlung eines 
Preises besteht. 

b) „Dienstleistungskonzession“ ist ein Vertrag, der von einem 
Diensteistungsauftrag nur insoweit abweicht, als die Gegen­
leistung für die Erbringung der Dienstleistungen ausschließlich 
in dem Recht zur Nutzung der Dienstleistung oder in diesem 
Recht zuzüglich der Zahlung eines Preises besteht. 

(4) „Rahmenvereinbarung“ ist eine Vereinbarung zwischen einem 
oder mehreren Auftraggebern im Sinne des Artikels 2 Absatz 2 und 
einem oder mehreren Wirtschaftsteilnehmern, die zum Ziel hat, die 
Bedingungen für die Aufträge, die im Laufe eines bestimmten Zeitraums 
vergeben werden sollen, festzulegen, insbesondere in Bezug auf den 
Preis und gegebenenfalls die in Aussicht genommenen Mengen. 

(5) „Dynamisches Beschaffungssystem“ ist ein vollelektronisches 
Verfahren für Beschaffungen von marktüblichen Leistungen, bei denen 
die allgemein auf dem Markt verfügbaren Merkmale den Anforderungen 
des Auftraggebers genügen; dieses Verfahren ist zeitlich befristet und 
steht während der gesamten Verfahrensdauer jedem Wirtschaftsteilneh­
mer offen, der die Eignungskriterien erfüllt und ein erstes Angebot im 
Einklang mit den Verdingungsunterlagen unterbreitet hat. 

(6) Eine „elektronische Auktion“ ist ein iteratives Verfahren, bei dem 
mittels einer elektronischen Vorrichtung nach einer ersten vollständigen 
Bewertung der Angebote jeweils neue, nach unten korrigierte Preise 
und/oder neue, auf bestimmte Komponenten der Angebote abstellende 
Werte vorgelegt werden, und das eine automatische Klassifizierung die­
ser Angebote ermöglicht. Folglich dürfen bestimmte Bau- und Dienst­
leistungsaufträge, bei denen eine geistige Leistung zu erbringen ist — 
wie z. B. die Konzeption von Bauarbeiten —, nicht Gegenstand von 
elektronischen Auktionen sein. 
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(7) „Unternehmer“, „Lieferant“ und „Dienstleistungserbringer“ sind 
entweder natürliche oder juristische Personen oder Auftraggeber im 
Sinne von Artikel 2 Absatz 2 Buchstabe a) oder b) oder Gruppen dieser 
Personen und/oder Einrichtungen, die auf dem Markt die Ausführung 
von Bauleistungen, die Errichtung von Bauwerken, die Lieferung von 
Waren bzw. die Erbringung von Dienstleistungen anbieten. 

Der Begriff „Wirtschaftsteilnehmer“ umfasst sowohl Unternehmer als 
auch Lieferanten und Dienstleistungserbringer. Er dient ausschließlich 
der Vereinfachung des Textes. 

„Bieter“ ist ein Wirtschaftsteilnehmer, der ein Angebot vorlegt, ein 
„Bewerber“ derjenige, der sich um eine Aufforderung zur Teilnahme 
an einem nichtoffenen Verfahren oder Verhandlungsverfahren bewirbt. 

(8) „Zentrale Beschaffungsstelle“ ist ein öffentlicher Auftraggeber im 
Sinne von Artikel 2 Absatz 1 Buchstabe a) oder ein öffentlicher Auf­
traggeber im Sinne von Artikel 1 Absatz 9 der Richtlinie 2004/18/EG, 
der 

— für Auftraggeber bestimmte Waren und/oder Dienstleistungen er­
wirbt oder 

— öffentliche Aufträge vergibt oder Rahmenvereinbarungen über Bau­
leistungen, Waren oder Dienstleistungen für Auftraggeber schließt. 

(9) „Offene, nichtoffene und Verhandlungsverfahren“ sind die von 
den Auftraggebern angewandten Vergabeverfahren, bei denen 

a) im Fall des offenen Verfahrens alle interessierten Wirtschaftsteilneh­
mer ein Angebot abgeben können, 

b) im Fall des nichtoffenen Verfahrens sich alle Wirtschaftsteilnehmer 
um die Teilnahme bewerben können und nur die vom Auftraggeber 
aufgeforderten Bewerber ein Angebot abgeben können, 

c) im Fall von Verhandlungsverfahren der Auftraggeber sich an Wirt­
schaftsteilnehmer seiner Wahl wendet und mit einem oder mehreren 
von ihnen über die Auftragsbedingungen verhandelt, 

(10) „Wettbewerbe“ sind Auslobungsverfahren, die dazu dienen, dem 
Auftraggeber insbesondere auf den Gebieten der Raumplanung, der 
Stadtplanung, der Architektur und des Bauwesens oder der Datenver­
arbeitung einen Plan oder eine Planung zu verschaffen, deren Auswahl 
durch ein Preisgericht aufgrund vergleichender Beurteilung mit oder 
ohne Verteilung von Preisen erfolgt. 

(11) „Schriftlich“ ist jede aus Wörtern oder Ziffern bestehende Dar­
stellung, die gelesen, reproduziert und mitgeteilt werden kann. Darin 
können auch elektronisch übermittelte und gespeicherte Informationen 
enthalten sein. 

(12) „Elektronisch“ ist ein Verfahren, bei dem elektronische Geräte 
für die Verarbeitung (einschließlich digitaler Kompression) und Spei­
cherung von Daten zum Einsatz kommen und bei dem Informationen 
über Kabel, über Funk, mit optischen Verfahren oder mit anderen elek­
tromagnetischen Verfahren übertragen, weitergeleitet und empfangen 
werden. 

(13) Das „Gemeinsame Vokabular für öffentliche Aufträge“, nach­
stehend „CPV“ (Common Procurement Vocabulary) genannt, bezeichnet 
die mit der Verordnung (EG) Nr. 2195/2002 des Europäischen Par­
laments und des Rates vom 5. November 2002 über das Gemeinsame 
Vokabular für öffentliche Aufträge ( 1 ) angenommene, auf öffentliche 
Aufträge anwendbare Referenzklassifikation; es gewährleistet zugleich 
die Übereinstimmung mit den übrigen bestehenden Klassifikationen. 
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Sollte es aufgrund etwaiger Abweichungen zwischen der CPV-Nomen­
klatur und der NACE-Nomenklatur nach Anhang XII oder zwischen der 
CPV-Nomenklatur und der CPC-Nomenklatur (vorläufige Fassung) 
nach Anhang XVII zu unterschiedlichen Auslegungen bezüglich des 
Anwendungsbereichs der vorliegenden Richtlinie kommen, so hat je­
weils die NACE-Nomenklatur bzw. die CPC-Nomenklatur Vorrang. 

KAPITEL II 

Definition der Auftraggeber und Tätigkeiten 

A b s c h n i t t 1 

Stellen 

Artikel 2 

Auftraggeber 

(1) Im Sinne dieser Richtlinie bezeichnet der Ausdruck: 

a) „öffentlicher Auftraggeber“ den Staat, die Gebietskörperschaften, die 
Einrichtungen des öffentlichen Rechts und die Verbände, die aus 
einer oder mehreren dieser Körperschaften oder Einrichtungen des 
öffentlichen Rechts bestehen. 

Als „Einrichtung des öffentlichen Rechts“ gilt jede Einrichtung, die 

— zu dem besonderen Zweck gegründet wurde, im Allgemeininte­
resse liegende Aufgaben nicht gewerblicher Art zu erfüllen, 

— Rechtspersönlichkeit besitzt und 

— überwiegend vom Staat, von den Gebietskörperschaften oder von 
anderen Einrichtungen des öffentlichen Rechts finanziert wird, 
hinsichtlich ihrer Leistung der Aufsicht durch Letztere unterliegt, 
oder deren Verwaltungs-, Leitungs- oder Aufsichtsorgan mehr­
heitlich aus Mitgliedern besteht, die vom Staat, von den Gebiets­
körperschaften oder von anderen Einrichtungen des öffentlichen 
Rechts ernannt worden sind; 

b) „öffentliches Unternehmen“ jedes Unternehmen, auf das der Auftrag­
geber aufgrund von Eigentum, finanzieller Beteiligung oder der für 
das Unternehmen geltenden Vorschriften unmittelbar oder mittelbar 
einen beherrschenden Einfluss ausüben kann. 

Es wird vermutet, dass der Auftraggeber einen beherrschenden Ein­
fluss auf ein Unternehmen ausübt, wenn er unmittelbar oder mittel­
bar 

— die Mehrheit des gezeichneten Kapitals des Unternehmens hält 
oder 

— über die Mehrheit der mit den Anteilen am Unternehmen ver­
bundenen Stimmrechte verfügt oder 

— mehr als die Hälfte der Mitglieder des Verwaltungs-, Leitungs- 
oder Aufsichtsorgans des Unternehmens ernennen kann. 

(2) Diese Richtlinie gilt für Auftraggeber, die 

a) öffentliche Auftraggeber oder öffentliche Unternehmen sind und eine 
Tätigkeit im Sinne der Artikel 3 bis 7 ausüben, oder, 

b) wenn sie keine öffentlichen Auftraggeber oder keine öffentlichen 
Unternehmen sind, eine Tätigkeit im Sinne der Artikel 3 bis 7 
oder mehrere dieser Tätigkeiten auf der Grundlage von besonderen 
oder ausschließlichen Rechten ausüben, die von einer zuständigen 
Behörde eines Mitgliedstaats gewährt wurden. 

▼B 

2004L0017 — DE — 01.01.2014 — 013.001 — 25



 

(3) „Besondere oder ausschließliche Rechte“ im Sinne dieser Richt­
linie sind Rechte, die von einer zuständigen Behörde eines Mitglied­
staats mittels Rechts- oder Verwaltungsvorschriften gewährt wurden und 
dazu führen, dass die Ausübung einer der in den Artikeln 3 bis 7 
genannten Tätigkeiten einem oder mehreren Unternehmen vorbehalten 
wird und dass die Möglichkeit anderer Unternehmen, diese Tätigkeit 
auszuüben, erheblich beeinträchtigt wird. 

A b s c h n i t t 2 

Tätigkeiten 

Artikel 3 

Gas, Wärme und Elektrizität 

(1) Im Bereich von Gas und Wärme fallen unter diese Richtlinie: 

a) die Bereitstellung und das Betreiben fester Netze zur Versorgung der 
Allgemeinheit im Zusammenhang mit der Erzeugung, der Fortleitung 
und der Abgabe von Gas und Wärme, 

b) die Einspeisung von Gas oder Wärme in diese Netze. 

(2) Die Einspeisung von Gas oder Wärme in Netze zur Versorgung 
der Allgemeinheit durch einen Auftraggeber, der kein öffentlicher Auf­
traggeber ist, gilt nicht als Tätigkeit im Sinne des Absatzes 1, sofern 

a) die Erzeugung von Gas oder Wärme durch den betreffenden Auftrag­
geber sich zwangsläufig aus der Ausübung einer Tätigkeit ergibt, die 
nicht unter die Absätze 1 oder 3 oder die Artikel 4 bis 7 fällt, und 

b) die Einspeisung in das öffentliche Netz nur darauf abzielt, diese 
Erzeugung wirtschaftlich zu nutzen und bei Zugrundelegung des 
Mittels der letzten drei Jahre einschließlich des laufenden Jahres 
nicht mehr als 20 % des Umsatzes des Auftraggebers ausmacht. 

(3) Im Bereich der Elektrizität fallen unter diese Richtlinie: 

a) die Bereitstellung und das Betreiben fester Netze zur Versorgung der 
Allgemeinheit im Zusammenhang mit der Erzeugung, der Fortleitung 
und der Abgabe von Elektrizität, 

b) die Einspeisung von Elektrizität in diese Netze. 

(4) Die Einspeisung von Elektrizität in Netze zur Versorgung der 
Allgemeinheit durch einen Auftraggeber, der kein öffentlicher Auftrag­
geber ist, gilt nicht als Tätigkeit im Sinne des Absatzes 3, sofern 

a) die Erzeugung von Elektrizität durch den betreffenden Auftraggeber 
erfolgt, weil sie für die Ausübung einer Tätigkeit erforderlich ist, die 
nicht unter die Absätze 1 oder 3 oder die Artikel 4 bis 7 fällt, und 

b) die Einspeisung in das öffentliche Netz nur von dem Eigenverbrauch 
des betreffenden Auftraggebers abhängt und bei Zugrundelegung des 
Mittels der letzten drei Jahre einschließlich des laufenden Jahres 
nicht mehr als 30 % der gesamten Energieerzeugung des Auftrag­
gebers ausmacht. 
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Artikel 4 

Wasser 

(1) Unter diese Richtlinie fallen folgende Tätigkeiten: 

a) die Bereitstellung und das Betreiben fester Netze zur Versorgung der 
Allgemeinheit im Zusammenhang mit der Gewinnung, der Fortlei­
tung und der Abgabe von Trinkwasser, 

b) die Einspeisung von Trinkwasser in diese Netze. 

(2) Diese Richtlinie findet auch auf die Vergabe von Aufträgen und 
die Durchführung von Wettbewerben durch Auftraggeber Anwendung, 
die eine Tätigkeit im Sinne des Absatzes 1 ausüben, wenn diese Auf­
träge 

a) mit Wasserbauvorhaben sowie Bewässerungs- und Entwässerungs­
vorhaben im Zusammenhang stehen, sofern die zur Trinkwasserver­
sorgung bestimmte Wassermenge mehr als 20 % der mit den ent­
sprechenden Vorhaben bzw. Bewässerungs- oder Entwässerungsanla­
gen zur Verfügung gestellten Gesamtwassermenge ausmacht, oder 

b) mit der Ableitung oder Klärung von Abwässern im Zusammenhang 
stehen. 

(3) Die Einspeisung von Trinkwasser in Netze zur Versorgung der 
Allgemeinheit durch einen Auftraggeber, der kein öffentlicher Auftrag­
geber ist, gilt nicht als Tätigkeit im Sinne des Absatzes 1, sofern 

a) die Erzeugung von Trinkwasser durch den betreffenden Auftraggeber 
erfolgt, weil sie für die Ausübung einer Tätigkeit erforderlich ist, die 
nicht unter Artikel 3 bis 7 fällt und 

b) die Einspeisung in das öffentliche Netz nur von dem Eigenverbrauch 
des betreffenden Auftraggebers abhängt und bei Zugrundelegung des 
Mittels der letzten drei Jahre einschließlich des laufenden Jahres 
nicht mehr als 30 % der gesamten Trinkwassererzeugung des Auf­
traggebers ausmacht. 

Artikel 5 

Verkehrsleistungen 

(1) Unter diese Richtlinie fallen die Bereitstellung oder das Betreiben 
von Netzen zur Versorgung der Allgemeinheit mit Verkehrsleistungen 
per Schiene, automatische Systeme, Straßenbahn, Trolleybus, Bus oder 
Kabel. 

Im Verkehrsbereich gilt ein Netz als vorhanden, wenn die Verkehrs­
leistung gemäß den von einer zuständigen Behörde eines Mitgliedstaats 
festgelegten Bedingungen erbracht wird; dazu gehören die Festlegung 
der Strecken, die Transportkapazitäten und die Fahrpläne. 

(2) Die vorliegende Richtlinie gilt nicht für Stellen, die Busverkehrs­
leistungen für die Allgemeinheit erbringen, die vom Anwendungs­
bereich der Richtlinie 93/38/EWG nach deren Artikel 2 Absatz 4 aus­
genommen worden sind. 

Artikel 6 

Postdienste 

(1) Unter diese Richtlinie fällt die Bereitstellung von Postdiensten 
oder — unter den Bedingungen nach Absatz 2 Buchstabe c) — von 
anderen Diensten als Postdiensten. 
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(2) Für die Zwecke dieser Richtlinie und unbeschadet der Richtlinie 
97/67/EG gelten folgende Definitionen: 

a) „Postsendung“ ist eine adressierte Sendung in der endgültigen Form, 
in der sie befördert wird, ungeachtet ihres Gewichts. Neben Brief­
sendungen handelt es sich dabei z. B. um Bücher, Kataloge, Zeitun­
gen und Zeitschriften sowie um Postpakete, die Waren mit oder ohne 
Handelswert enthalten, ungeachtet ihres Gewichts; 

b) „Postdienste“ sind Dienste, die die Abholung, das Sortieren, den 
Transport und die Zustellung von Postsendungen betreffen. Diese 
Dienste umfassen: 

— „reservierte Postdienste“: Postdienste, die nach Artikel 7 der 
Richtlinie 97/67/EG reserviert sind oder reserviert werden kön­
nen; 

— „sonstige Postdienste“: Postdienste, die nach Artikel 7 der Richt­
linie 97/67/EG nicht reserviert werden können; 

c) „andere Dienste als Postdienste“ sind Dienstleistungen, die in den 
folgenden Bereichen erbracht werden: 

— Managementdienste für Postversandstellen (Dienste vor dem Ver­
sand und nach dem Versand, wie beispielsweise „Mailroom ma­
nagement“); 

— Mehrwertdienste, die mit elektronischen Mitteln verknüpft sind 
und gänzlich mit diesen Mitteln erbracht werden (wie die abge­
sicherte Übermittlung von verschlüsselten Dokumenten per E- 
Mail, Adressenverwaltungsdienste und die Übermittlung von re­
gistrierten E-Mail-Sendungen); 

— Dienste, die nicht unter Buchstabe a) erfasste Sendungen wie 
etwa nicht adressierte Postwurfsendungen betreffen; 

— Finanzdienstleistungen gemäß den in Kategorie 6 von Anhang 
XVII Teil A und in Artikel 24 Buchstabe c) getroffenen Fest­
legungen, insbesondere Postanweisungen und -überweisungen; 

— philatelistische Dienstleistungen und 

— logistische Dienstleistungen (Dienstleistungen, bei denen die ma­
terielle Auslieferung und/oder Lagerung mit anderen nicht posta­
lischen Aufgaben kombiniert wird), 

sofern diese Dienste von einer Einrichtung erbracht werden, die auch 
Postdienste im Sinne des Buchstabens b) erster oder zweiter Gedan­
kenstrich erbringt, und die Voraussetzungen des Artikels 30 Absatz 1 
bezüglich der unter diese Gedankenstriche fallenden Dienstleistungen 
nicht erfüllt sind. 

Artikel 7 

Aufsuchen und Förderung von Erdöl, Gas, Kohle und anderen 
festen Brennstoffen sowie Häfen und Flughäfen 

Unter diese Richtlinie fallen Tätigkeiten zur Nutzung eines geografisch 
abgegrenzten Gebietes zum Zwecke 

a) des Aufsuchens und der Förderung von Erdöl, Gas, Kohle und an­
deren festen Brennstoffen oder 

b) der Bereitstellung von Flughäfen, Häfen und anderen Verkehrsend­
einrichtungen für Beförderungsunternehmen im Luft-, See- oder Bin­
nenschiffsverkehr. 
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Artikel 8 

Verzeichnis der Auftraggeber 

Die nicht erschöpfenden Verzeichnisse der Auftraggeber im Sinne dieser 
Richtlinie sind in den Anhängen I bis X aufgeführt. Die Mitgliedstaaten 
geben der Kommission regelmäßig die Änderungen ihrer Verzeichnisse 
bekannt. 

Artikel 9 

Aufträge, die mehrere Tätigkeiten betreffen 

(1) Für einen Auftrag zur Durchführung mehrerer Tätigkeiten gelten 
die Vorschriften für die Tätigkeit, die den Hauptgegenstand darstellt. 

Die Wahl zwischen der Vergabe eines einzigen Auftrags und der Ver­
gabe mehrerer getrennter Aufträge darf jedoch nicht mit der Zielsetzung 
erfolgen, die Anwendung dieser Richtlinie oder gegebenenfalls der 
Richtlinie 2004/18/EG zu umgehen. 

(2) Unterliegt eine der Tätigkeiten, die der Auftrag umfasst, der vor­
liegenden Richtlinie, die andere Tätigkeit jedoch der genannten Richt­
linie 2004/18/EG und ist es objektiv nicht möglich, festzustellen, welche 
Tätigkeit den Hauptgegenstand des Auftrags darstellt, so ist der Auftrag 
gemäß den Bestimmungen der genannten Richtlinie 2004/18/EG zu ver­
geben. 

(3) Unterliegt eine der Tätigkeiten, die der Auftrag umfasst, der vor­
liegenden Richtlinie, die andere Tätigkeit jedoch weder der vorliegenden 
Richtlinie noch der genannten Richtlinie 2004/18/EG und ist es objektiv 
nicht möglich, festzustellen, welche Tätigkeit den Hauptgegenstand des 
Auftrags darstellt, so ist der Auftrag gemäß den Bestimmungen der 
vorliegenden Richtlinie zu vergeben. 

KAPITEL III 

Allgemeine Grundsätze 

Artikel 10 

Grundsätze für die Vergabe von Aufträgen 

Die Auftraggeber behandeln alle Wirtschaftsteilnehmer gleich und nicht­
diskriminierend und gehen in transparenter Weise vor. 

TITEL II 

VORSCHRIFTEN FÜR AUFTRÄGE 

KAPITEL I 

Allgemeine Bestimmungen 

Artikel 11 

Wirtschaftsteilnehmer 

(1) Bewerber oder Bieter, die gemäß den Rechtsvorschriften des Mit­
gliedstaats, in dem sie ansässig sind, zur Erbringung der betreffenden 
Leistung berechtigt sind, dürfen nicht allein deshalb zurückgewiesen 
werden, weil sie gemäß den Rechtsvorschriften des Mitgliedstaats, in 
dem der Auftrag vergeben wird, natürliche oder juristische Personen 
sein müssten. 
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Bei Dienstleistungs- und Bauaufträgen sowie bei Lieferaufträgen, die 
zusätzliche Dienstleistungen und/oder Arbeiten wie Verlegen und An­
bringen umfassen, können juristische Personen jedoch verpflichtet wer­
den, in ihrem Angebot oder ihrem Antrag auf Teilnahme die Namen 
und die beruflichen Qualifikationen der Personen anzugeben, die für die 
Durchführung des betreffenden Auftrags verantwortlich sein sollen. 

(2) Angebote oder Anträge auf Teilnahme können auch von Gruppen 
von Wirtschaftsteilnehmern eingereicht werden. Die Auftraggeber kön­
nen nicht verlangen, dass nur Gruppen von Wirtschaftsteilnehmern, die 
eine bestimmte Rechtsform haben, ein Angebot oder einen Antrag auf 
Teilnahme einreichen können; allerdings kann von der ausgewählten 
Gruppe von Wirtschaftsteilnehmern verlangt werden, dass sie eine be­
stimmte Rechtsform annimmt, wenn ihr der Zuschlag erteilt worden ist, 
sofern dies für die ordnungsgemäße Durchführung des Auftrags erfor­
derlich ist. 

Artikel 12 

Bedingungen aus den im Rahmen der Welthandelsorganisation 
geschlossenen Übereinkommen 

Bei der Vergabe von Aufträgen durch die Auftraggeber wenden die 
Mitgliedstaaten untereinander Bedingungen an, die ebenso günstig 
sind wie diejenigen, die sie gemäß dem Übereinkommen Wirtschafts­
teilnehmern aus Drittländern einräumen. Zu diesem Zweck konsultieren 
die Mitgliedstaaten einander im Beratenden Ausschuss für öffentliches 
Auftragswesen über die Maßnahmen, die aufgrund des Übereinkom­
mens zu treffen sind. 

Artikel 13 

Vertraulichkeit 

(1) Die Auftraggeber können die Übermittlung technischer Spezifika­
tionen an interessierte Wirtschaftsteilnehmer, die Prüfung und die Aus­
wahl von Wirtschaftsteilnehmern und die Zuschlagserteilung mit Auf­
lagen zum Schutz der Vertraulichkeit der von ihnen zur Verfügung 
gestellten Informationen verbinden. 

(2) Unbeschadet der Bestimmungen dieser Richtlinie — insbesondere 
der Artikel 43 und 49, die die Pflichten im Zusammenhang mit der 
Bekanntmachung vergebener Aufträge und der Unterrichtung der Be­
werber und Bieter regeln — gibt ein Auftraggeber nach Maßgabe des 
innerstaatlichen Rechts, dem er unterliegt, keine ihm von den Wirt­
schaftsteilnehmern übermittelten und von diesen als vertraulich einge­
stuften Informationen weiter, wozu insbesondere technische und Be­
triebsgeheimnisse sowie die vertraulichen Aspekte der Angebote selbst 
gehören. 

Artikel 14 

Rahmenvereinbarungen 

(1) Die Auftraggeber können eine Rahmenvereinbarung als Auftrag 
im Sinne von Artikel 1 Absatz 2 ansehen und gemäß dieser Richtlinie 
schließen. 

(2) Haben die Auftraggeber eine Rahmenvereinbarung gemäß dieser 
Richtlinie geschlossen, so können sie bei der Vergabe von Aufträgen, 
denen diese Rahmenvereinbarung zugrunde liegt, Artikel 40 Absatz 3 
Buchstabe i) in Anspruch nehmen. 

(3) Ist eine Rahmenvereinbarung nicht gemäß dieser Richtlinie ge­
schlossen worden, so können die Auftraggeber Artikel 40 Absatz 3 
Buchstabe i) nicht in Anspruch nehmen. 
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(4) Die Auftraggeber dürfen Rahmenvereinbarungen nicht dazu miss­
brauchen, den Wettbewerb zu verhindern, einzuschränken oder zu ver­
fälschen. 

Artikel 15 

Dynamische Beschaffungssysteme 

(1) Die Mitgliedstaaten können vorsehen, dass die Auftraggeber auf 
dynamische Beschaffungssysteme zurückgreifen können. 

(2) Zur Einrichtung eines dynamischen Beschaffungssystems befol­
gen die Auftraggeber die Vorschriften des offenen Verfahrens in allen 
Phasen bis zur Erteilung des Zuschlags für den im Rahmen dieses 
Systems zu erteilenden Auftrag. Alle Bieter, welche die Eignungskrite­
rien erfüllen und ein unverbindliches Angebot im Einklang mit den 
Verdingungsunterlagen und den etwaigen zusätzlichen Dokumenten un­
terbreitet haben, werden zur Teilnahme am System zugelassen; die un­
verbindlichen Angebote können jederzeit nachgebessert werden, sofern 
sie dabei mit den Verdingungsunterlagen vereinbar bleiben. Die Auf­
traggeber verwenden bei der Einrichtung des Systems und bei der Ver­
gabe der Aufträge in dessen Rahmen ausschließlich elektronische Mittel 
gemäß Artikel 48 Absätze 2 bis 5. 

(3) Zur Einrichtung des dynamischen Beschaffungssystems verfahren 
die Auftraggeber wie folgt: 

a) Sie veröffentlichen eine Bekanntmachung, in der sie präzisieren, dass 
es sich um ein dynamisches Beschaffungssystem handelt; 

b) in den Verdingungsunterlagen geben sie u. a. die Art der in Betracht 
gezogenen Anschaffungen an, die Gegenstand dieses Systems sind, 
sowie alle erforderlichen Informationen betreffend das Beschaffungs­
system, die verwendete elektronische Ausrüstung und die tech­
nischen Vorkehrungen und Merkmale der Verbindung; 

c) sie gewähren auf elektronischem Wege ab dem Zeitpunkt der Ver­
öffentlichung der Bekanntmachung und bis zur Beendigung des Sys­
tems freien, unmittelbaren und uneingeschränkten Zugang zu den 
Verdingungsunterlagen und zu jedem zusätzlichen Dokument und 
geben in der Bekanntmachung die Internet-Adresse an, unter der 
diese Dokumente abgerufen werden können. 

(4) Die Auftraggeber räumen während der gesamten Laufzeit des 
dynamischen Beschaffungssystems jedem Wirtschaftsteilnehmer die 
Möglichkeit ein, ein unverbindliches Angebot zu unterbreiten, um ge­
mäß Absatz 2 zur Teilnahme am System zugelassen zu werden. Sie 
schließen die Evaluierung binnen einer Frist von höchstens 15 Tagen 
ab dem Zeitpunkt der Vorlage des unverbindlichen Angebots ab. Sie 
können die Evaluierung jedoch verlängern, sofern nicht zwischenzeitlich 
ein Aufruf zum Wettbewerb erfolgt. 

Die Auftraggeber unterrichten den Bieter gemäß Unterabsatz 1 unver­
züglich darüber, ob er zur Teilnahme am dynamischen Beschaffungs­
system zugelassen oder sein unverbindliches Angebot abgelehnt wurde. 

(5) Für jeden Einzelauftrag hat ein gesonderter Aufruf zum Wett­
bewerb zu erfolgen. Vor diesem Aufruf zum Wettbewerb veröffent­
lichen die Auftraggeber eine vereinfachte Bekanntmachung, in der alle 
interessierten Wirtschaftsteilnehmer aufgefordert werden, ein unverbind­
liches Angebot nach Absatz 4 abzugeben, und zwar binnen einer Frist, 
die nicht weniger als 15 Tage ab dem Versand der vereinfachten Be­
kanntmachung betragen darf. Die Auftraggeber nehmen den Aufruf zum 
Wettbewerb erst dann vor, wenn alle fristgerecht eingegangenen unver­
bindlichen Angebote ausgewertet wurden. 
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(6) Die Auftraggeber fordern alle zur Teilnahme am System zugelas­
senen Bieter zur Einreichung von Angeboten für alle im Rahmen des 
Systems zu vergebenden Aufträge auf. Für die Einreichung der Ange­
bote legen sie eine hinreichend lange Frist fest. 
Sie vergeben den Auftrag an den Bieter, der nach den in der Bekannt­
machung für die Einrichtung des dynamischen Beschaffungssystems 
aufgestellten Zuschlagskriterien das beste Angebot vorgelegt hat. Diese 
Kriterien können gegebenenfalls in der in Unterabsatz 1 genannten Auf­
forderung präzisiert werden. 
(7) Mit Ausnahme von Sonderfällen, die in angemessener Weise zu 
rechtfertigen sind, darf die Laufzeit eines dynamischen Beschaffungs­
systems vier Jahre nicht überschreiten. 
Die Auftraggeber dürfen dieses System nicht in einer Weise anwenden, 
durch die der Wettbewerb verhindert, eingeschränkt oder verfälscht 
wird. 
Den betreffenden Wirtschaftsteilnehmern oder den am System teilneh­
menden Parteien dürfen keine Bearbeitungsgebühren in Rechnung ge­
stellt werden. 

KAPITEL II 

Schwellenwerte und Ausnahmen 

A b s c h n i t t 1 

Schwellenwerte 

Artikel 16 

Schwellenwerte für öffentliche Aufträge 

Diese Richtlinie gilt für Aufträge, die nicht aufgrund der Ausnahme 
nach den Artikeln 19 bis 26 oder nach Artikel 30 in Bezug auf die 
Ausübung der betreffenden Tätigkeit ausgeschlossen sind und deren 
geschätzter Wert ohne Mehrwertsteuer (MwSt.) die folgenden Schwel­
lenwerte nicht unterschreitet: 
a) ►M13 414 000 EUR ◄ bei Liefer- und Dienstleistungsaufträgen; 
b) ►M13 5 186 000 EUR ◄ bei Bauaufträgen. 

Artikel 17 

Methoden zur Berechnung des geschätzten Wertes von Aufträgen, 
von Rahmenvereinbarungen und von dynamischen 

Beschaffungssystemen 

(1) Grundlage für die Berechnung des geschätzten Auftragswertes ist 
der Gesamtwert ohne MWSt, der vom Auftraggeber voraussichtlich zu 
zahlen ist. Bei dieser Berechnung ist der geschätzte Gesamtwert ein­
schließlich aller Optionen und der etwaigen Verlängerungen des Ver­
trags zu berücksichtigen. 
Wenn der Auftraggeber Prämien oder Zahlungen an Bewerber oder 
Bieter vorsieht, hat er diese bei der Berechnung des geschätzten Auf­
tragswertes zu berücksichtigen. 
(2) Die Auftraggeber dürfen die Anwendung dieser Richtlinie nicht 
dadurch umgehen, dass sie Bauvorhaben oder Beschaffungsvorhaben 
einer bestimmten Menge von Waren und/oder Dienstleistungen aufteilen 
oder für die Berechnung des geschätzten Auftragswertes besondere Ver­
fahren anwenden. 
(3) Der zu berücksichtigende geschätzte Wert einer Rahmenverein­
barung oder eines dynamischen Beschaffungssystems ist gleich dem 
geschätzten Gesamtwert ohne MWSt aller für die gesamte Laufzeit 
der Rahmenvereinbarung oder des Beschaffungssystems geplanten Auf­
träge. 
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(4) Für die Anwendung des Artikels 16 beziehen die Auftraggeber 
den Wert der Bauarbeiten sowie aller für die Ausführung der Arbeiten 
erforderlichen Waren und Dienstleistungen, die sie dem Unternehmer 
zur Verfügung stellen, in den geschätzten Wert der Bauaufträge ein. 

(5) Der Wert der Waren oder Dienstleistungen, die für die Ausfüh­
rung eines bestimmten Bauauftrags nicht erforderlich sind, darf nicht 
zum Wert dieses Bauauftrags hinzugefügt werden, wenn durch die Ein­
beziehung die Beschaffung dieser Waren oder Dienstleistungen der An­
wendung dieser Richtlinie entzogen würde. 

(6) a) Kann ein Bauvorhaben oder die beabsichtigte Beschaffung von 
Dienstleistungen zu Aufträgen führen, die gleichzeitig in Lo­
sen vergeben werden, so ist der geschätzte Gesamtwert aller 
dieser Lose zugrunde zu legen. 

Erreicht oder übersteigt der kumulierte Wert der Lose den in 
Artikel 16 genannten Schwellenwert, so gilt diese Richtlinie 
für die Vergabe jedes Loses. 

Der Auftraggeber kann jedoch von dieser Bestimmung abwei­
chen, wenn es sich um Lose handelt, deren geschätzter Wert 
ohne MwSt. bei Dienstleistungen unter 80 000 EUR und bei 
Bauleistungen unter 1 000 000 EUR liegt, sofern der kumu­
lierte Wert dieser Lose 20 % des kumulierten Werts aller Lose 
nicht übersteigt. 

b) Kann ein Vorhaben zum Zweck des Erwerbs gleichartiger 
Waren zu Aufträgen führen, die gleichzeitig in Losen vergeben 
werden, so wird bei der Anwendung von Artikel 16 der ge­
schätzte Gesamtwert aller dieser Lose berücksichtigt. 

Erreicht oder übersteigt der kumulierte Wert der Lose den in 
Artikel 16 genannten Schwellenwert, so gilt diese Richtlinie 
für die Vergabe jedes Loses. 

Der Auftraggeber kann jedoch von dieser Bestimmung abwei­
chen, wenn es sich um Lose handelt, deren geschätzter Wert 
ohne MwSt. unter 80 000 EUR liegt, sofern der kumulierte 
Wert dieser Lose 20 % des kumulierten Wertes aller Lose 
nicht übersteigt. 

(7) Bei regelmäßig wiederkehrenden Aufträgen oder Daueraufträgen 
über Lieferungen oder Dienstleistungen wird der geschätzte Auftrags­
wert wie folgt berechnet: 

a) entweder auf der Basis des tatsächlichen Gesamtwerts entsprechen­
der aufeinander folgender Aufträge aus den vorangegangenen zwölf 
Monaten oder dem vorangegangenen Haushaltsjahr; dabei sind vo­
raussichtliche Änderungen bei Mengen oder Kosten während der auf 
den ursprünglichen Auftrag folgenden zwölf Monate nach Möglich­
keit zu berücksichtigen; 

b) oder auf der Basis des geschätzten Gesamtwerts aufeinander folgen­
der Aufträge, die während der auf die erste Lieferung folgenden 
zwölf Monate bzw. während des Haushaltsjahres, soweit dieses län­
ger als zwölf Monate ist, vergeben werden. 

(8) Die Berechnung des geschätzten Wertes eines Auftrags, der so­
wohl Dienstleistungen als auch Lieferungen umfasst, erfolgt auf der 
Grundlage des Gesamtwertes der Dienstleistungen und Lieferungen 
ohne Berücksichtigung ihrer jeweiligen Anteile. Diese Berechnung um­
fasst den Wert der Arbeiten für das Verlegen und Anbringen. 
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(9) Bei Lieferaufträgen für Leasing, Miete, Pacht oder Ratenkauf von 
Waren wird der geschätzte Auftragswert wie folgt berechnet: 

a) bei zeitlich begrenzten Aufträgen mit höchstens zwölf Monaten 
Laufzeit auf der Basis des geschätzten Gesamtwerts für die Laufzeit 
des Auftrags oder, bei einer Laufzeit von mehr als zwölf Monaten, 
auf der Basis des Gesamtwerts einschließlich des geschätzten Rest­
werts, 

b) bei Aufträgen mit unbestimmter Laufzeit oder bei Aufträgen, deren 
Laufzeit nicht bestimmt werden kann, auf der Basis des Monatswerts 
multipliziert mit 48. 

(10) Bei der Berechnung des geschätzten Auftragswertes von Dienst­
leistungsaufträgen sind gegebenenfalls folgende Beträge zu berücksich­
tigen: 

a) bei Versicherungsleistungen die Versicherungsprämie und andere 
vergleichbare Vergütungen, 

b) bei Bank- und anderen Finanzdienstleistungen die Gebühren, Pro­
visionen, Zinsen und andere vergleichbare Vergütungen, 

c) bei Aufträgen über Planungsarbeiten die Gebühren, Provisionen und 
andere vergleichbare Vergütungen. 

(11) Bei Dienstleistungsaufträgen, für die kein Gesamtpreis angege­
ben wird, ist Berechnungsgrundlage für den geschätzten Auftragswert 

a) bei zeitlich begrenzten Aufträgen mit einer Laufzeit von bis zu 48 
Monaten der Gesamtwert für die gesamte Laufzeit dieser Aufträge; 

b) bei Aufträgen mit unbestimmter Laufzeit oder mit einer Laufzeit von 
mehr als 48 Monaten der Monatswert multipliziert mit 48. 

A b s c h n i t t 2 

Aufträge und Konzessionen sowie Aufträge, für die besondere 
Regelungen gelten 

UNTERABSCHNITT 1 

Artikel 18 

Bau- oder Dienstleistungskonzessionen 

Diese Richtlinie gilt nicht für die Bau- oder Dienstleistungskonzessio­
nen, die von Auftraggebern, die eine oder mehrere Tätigkeiten gemäß 
den Artikeln 3 bis 7 ausüben, zum Zwecke der Durchführung dieser 
Tätigkeiten vergeben werden. 
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UNTERABSCHNITT 2 

Ausnahmebestimmungen, die auf alle Auftraggeber und auf alle 
Aufträge anwendbar sind 

Artikel 19 

Aufträge, die zum Zwecke der Weiterveräußerung oder der 
Vermietung an Dritte vergeben werden 

(1) Diese Richtlinie gilt nicht für Aufträge, die zum Zwecke der 
Weiterveräußerung oder der Vermietung an Dritte vergeben werden, 
vorausgesetzt, dass dem Auftraggeber kein besonderes oder ausschließ­
liches Recht zum Verkauf oder zur Vermietung des Auftragsgegen­
stands zusteht und dass andere Einrichtungen die Möglichkeit haben, 
ihn unter gleichen Bedingungen wie der Auftraggeber zu verkaufen oder 
zu vermieten. 

(2) Die Auftraggeber teilen der Kommission auf deren Verlangen alle 
Kategorien von Waren und Tätigkeiten mit, die ihres Erachtens unter 
die Ausnahmeregelung nach Absatz 1 fallen. Die Kommission kann 
Listen der Kategorien von Waren und Tätigkeiten, die ihres Erachtens 
unter die Ausnahmeregelung fallen, in regelmäßigen Abständen im 
Amtsblatt der Europäischen Union zur Information veröffentlichen. 
Hierbei wahrt sie die Vertraulichkeit der sensiblen geschäftlichen An­
gaben, soweit die Auftraggeber dies bei der Übermittlung der Informa­
tionen geltend machen. 

Artikel 20 

Aufträge, die zu anderen Zwecken als der Durchführung einer 
unter die Richtlinie fallenden Tätigkeit oder zur Durchführung 
einer unter die Richtlinie fallenden Tätigkeit in einem Drittland 

vergeben werden 

(1) Diese Richtlinie gilt nicht für Aufträge, die die Auftraggeber zu 
anderen Zwecken als der Durchführung ihrer in den Artikeln 3 bis 7 
beschriebenen Tätigkeiten oder zur Durchführung derartiger Tätigkeiten 
in einem Drittland in einer Weise vergeben, die nicht mit der physischen 
Nutzung eines Netzes oder geografischen Gebiets in der Gemeinschaft 
verbunden ist. 

(2) Die Auftraggeber teilen der Kommission auf deren Verlangen alle 
Tätigkeiten mit, die ihres Erachtens unter die Ausnahmeregelung nach 
Absatz 1 fallen. Die Kommission kann Listen der Tätigkeitskategorien, 
die ihres Erachtens unter die Ausnahmeregelung fallen, in regelmäßigen 
Abständen im Amtsblatt der Europäischen Union zur Information ver­
öffentlichen. Hierbei wahrt sie die Vertraulichkeit der sensiblen ge­
schäftlichen Angaben, soweit die Auftraggeber dies bei der Übermitt­
lung der Informationen geltend machen. 

Artikel 21 

Aufträge, die der Geheimhaltung unterliegen oder bestimmte 
Sicherheitsmaßnahmen erfordern 

Diese Richtlinie gilt nicht für Aufträge, die von den Mitgliedstaaten für 
geheim erklärt werden oder deren Ausführung nach den in dem betref­
fenden Mitgliedstaat geltenden Rechts- oder Verwaltungsvorschriften 
besondere Sicherheitsmaßnahmen erfordert, oder wenn der Schutz 
grundlegender Sicherheitsinteressen dieses Mitgliedstaats es gebietet. 
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Artikel 22 

Aufträge, die auf der Grundlage internationaler Vorschriften 
vergeben werden 

Diese Richtlinie gilt nicht für Aufträge, die anderen Verfahrensregeln 
unterliegen und aufgrund: 

a) einer gemäß dem Vertrag geschlossenen internationalen Überein­
kunft zwischen einem Mitgliedstaat und einem oder mehreren Dritt­
ländern über Lieferungen, Bauleistungen, Dienstleistungen oder 
Wettbewerbe für ein von den Unterzeichnerstaaten gemeinsam zu 
verwirklichendes oder zu nutzendes Projekt; jede Übereinkunft 
wird der Kommission mitgeteilt, die hierzu den in Artikel 68 ge­
nannten Beratenden Ausschuss für öffentliches Auftragswesen anhö­
ren kann; 

b) einer internationalen Übereinkunft im Zusammenhang mit der Sta­
tionierung von Truppen, die die Unternehmen eines Mitgliedstaats 
oder eines Drittstaats betrifft; 

c) des besonderen Verfahrens einer internationalen Organisation 

vergeben werden. 

▼M9 

Artikel 22a 

Aufträge in den Bereichen Verteidigung und Sicherheit 

Diese Richtlinie gilt nicht für Aufträge, die unter die Richtlinie 
2009/81/EG des Europäischen Parlaments und des Rates vom 13. Juli 
2009 über die Koordinierung der Verfahren zur Vergabe bestimmter 
Bau-, Liefer- und Dienstleistungsaufträge in den Bereichen Verteidigung 
und Sicherheit ( 1 ) fallen, und nicht für Aufträge, die nach den Artikeln 
8, 12 und 13 der genannten Richtlinie von deren Anwendungsbereich 
ausgenommen sind. 

▼B 

Artikel 23 

Aufträge, die an ein verbundenes Unternehmen, ein gemeinsames 
Unternehmen oder an einen Auftraggeber vergeben werden, der an 

einem gemeinsamen Unternehmen beteiligt ist 

(1) Ein „verbundenes Unternehmen“ im Sinne dieses Artikels ist 
jedes Unternehmen, dessen Jahresabschluss gemäß der Siebenten Richt­
linie 83/349/EWG des Rates vom 13. Juni 1983 aufgrund von Artikel 44 
Absatz 2 Buchstabe g) des Vertrags über den konsolidierten Ab­
schluss ( 2 ) ( 3 ) mit demjenigen des Auftraggebers konsolidiert wird; im 
Fall von Auftraggebern, die nicht unter diese Richtlinie fallen, sind 
verbundene Unternehmen diejenigen, auf die der Auftraggeber unmittel­
bar oder mittelbar einen beherrschenden Einfluss im Sinne von Artikel 2 
Absatz 1 Buchstabe b) ausüben kann oder die einen beherrschenden 
Einfluss auf den Auftraggeber ausüben können oder die ebenso wie 
der Auftraggeber dem beherrschenden Einfluss eines anderen Unterneh­
mens unterliegen, sei es aufgrund der Eigentumsverhältnisse, der finan­
ziellen Beteiligung oder der für das Unternehmen geltenden Vorschrif­
ten. 
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(2) Sofern die in Absatz 3 festgelegten Bedingungen erfüllt sind, gilt 
diese Richtlinie nicht für Aufträge, 

a) die ein Auftraggeber an ein mit ihm verbundenes Unternehmen ver­
gibt oder 

b) die ein gemeinsames Unternehmen, das mehrere Auftraggeber aus­
schließlich zur Durchführung von Tätigkeiten im Sinne der Artikel 3 
bis 7 gebildet haben, an ein Unternehmen vergibt, das mit einem 
dieser Auftraggeber verbunden ist. 

(3) Absatz 2 gilt 

a) für Dienstleistungsaufträge, sofern mindestens 80 % des von dem 
verbundenen Unternehmen während der letzten drei Jahre mit 
Dienstleistungsaufträgen erzielten durchschnittlichen Umsatzes aus 
der Erbringung von Dienstleistungen für die mit ihm verbundenen 
Unternehmen stammen; 

b) für Lieferaufträge, sofern mindestens 80 % des von dem verbunde­
nen Unternehmen während der letzten drei Jahre mit Lieferaufträgen 
erzielten durchschnittlichen Umsatzes aus der Erbringung von Liefe­
rungen für die mit ihm verbundenen Unternehmen stammen; 

c) für Bauaufträge, sofern mindestens 80 % des von dem verbundenen 
Unternehmen während der letzten drei Jahre mit Bauaufträgen erziel­
ten durchschnittlichen Umsatzes aus der Erbringung von Bauleistun­
gen für die mit ihm verbundenen Unternehmen stammen. 

Liegen für die letzten drei Jahre keine Umsatzzahlen vor, weil das 
verbundene Unternehmen gerade gegründet wurde oder erst vor kurzem 
seine Tätigkeit aufgenommen hat, genügt es, wenn das Unternehmen, 
vor allem durch Prognosen über die Tätigkeitsentwicklung, glaubhaft 
macht, dass die Erreichung des unter Buchstabe a), b) oder c) genannten 
Umsatzziels wahrscheinlich ist. 

Werden gleiche oder gleichartige Dienstleistungen, Lieferungen oder 
Bauarbeiten von mehr als einem mit dem Auftraggeber verbundenen 
Unternehmen erbracht, so werden die oben genannten Prozentsätze unter 
Berücksichtigung des Gesamtumsatzes errechnet, den diese verbundenen 
Unternehmen mit der Erbringung von Dienstleistungen, Lieferungen 
bzw. Bauarbeiten erzielen. 

(4) Diese Richtlinie gilt nicht für Aufträge, 

a) die ein gemeinsames Unternehmen, das mehrere Auftraggeber aus­
schließlich zur Durchführung von Tätigkeiten im Sinne der Artikel 3 
bis 7 gebildet haben, an einen dieser Auftraggeber vergibt oder 

b) die ein Auftraggeber an ein solches gemeinsames Unternehmen ver­
gibt, an dem er beteiligt ist, 

sofern das gemeinsame Unternehmen errichtet wurde, um die betref­
fende Tätigkeit während eines Zeitraums von mindestens drei Jahren 
durchzuführen, und in dem Rechtsakt zur Gründung des gemeinsamen 
Unternehmens festgelegt wird, dass die dieses Unternehmen bildenden 
Auftraggeber dem Unternehmen zumindest während des gleichen Zeit­
raums angehören werden. 

(5) Die Auftraggeber erteilen der Kommission auf deren Verlangen 
folgende Auskünfte bezüglich der Anwendung der Absätze 2, 3 und 4: 

a) die Namen der betreffenden Unternehmen oder gemeinsamen Unter­
nehmen, 

b) die Art und Wert der jeweiligen Aufträge, 

c) die Angaben, die nach Auffassung der Kommission erforderlich sind, 
um zu belegen, dass die Beziehungen zwischen dem Auftraggeber 
und dem Unternehmen oder gemeinsamen Unternehmen, an das die 
Aufträge vergeben werden, den Anforderungen dieses Artikels genü­
gen. 
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UNTERABSCHNITT 3 

Ausnahmebestimmungen, die auf alle Auftraggeber, jedoch nur auf 
Dienstleistungsaufträge anwendbar sind 

Artikel 24 

Aufträge für Dienstleistungen, die vom Anwendungsbereich dieser 
Richtlinie ausgeschlossen sind 

Diese Richtlinie gilt nicht für Dienstleistungsaufträge, die Folgendes 
zum Gegenstand haben: 

a) Erwerb oder Miete von Grundstücken oder vorhandenen Gebäuden 
oder anderem unbeweglichen Vermögen oder Rechte daran ungeach­
tet der Finanzmodalitäten dieser Aufträge; jedoch fallen Finanz­
dienstleistungsverträge jeder Form, die gleichzeitig, vor oder nach 
dem Kauf- oder Mietvertrag abgeschlossen werden, unter diese 
Richtlinie; 

b) Schiedsgerichts- und Schlichtungstätigkeiten; 

c) Finanzdienstleistungen im Zusammenhang mit der Ausgabe, dem 
Verkauf, dem Ankauf oder der Übertragung von Wertpapieren 
oder anderen Finanzinstrumenten, insbesondere Geschäfte, die der 
Geld- oder Kapitalbeschaffung der Auftraggeber dienen; 

d) Arbeitsverträge; 

e) Forschungs- und Entwicklungsdienstleistungen, deren Ergebnisse 
nicht ausschließlich Eigentum des Auftraggebers für seinen Ge­
brauch bei der Ausübung seiner eigenen Tätigkeit sind, sofern die 
Dienstleistung vollständig durch den Auftraggeber vergütet wird. 

Artikel 25 

Dienstleistungsaufträge, die aufgrund eines ausschließlichen Rechts 
vergeben werden 

Diese Richtlinie gilt nicht für Dienstleistungsaufträge, die an eine Stelle, 
die selbst ein öffentlicher Auftraggeber im Sinne des Artikels 2 Absatz 
1 Buchstabe a) ist, oder an einen Zusammenschluss öffentlicher Auf­
traggeber aufgrund eines ausschließlichen Rechts vergeben werden, das 
diese Stelle oder dieser Zusammenschluss aufgrund veröffentlichter, mit 
dem Vertrag übereinstimmender Rechts- oder Verwaltungsvorschriften 
innehat. 

UNTERABSCHNITT 4 

Ausnahmebestimmungen, die nur auf bestimmte Auftraggeber 
anwendbar sind 

Artikel 26 

Aufträge, die von bestimmten Auftraggebern zur Beschaffung von 
Wasser und zur Lieferung von Energie oder Brennstoffen zur 

Energieerzeugung vergeben werden 

Diese Richtlinie gilt nicht für 

a) Aufträge zur Beschaffung von Wasser, die von Auftraggebern, die 
eine oder beide der in Artikel 4 Absatz 1 bezeichneten Tätigkeiten 
ausüben, vergeben werden; 

b) Aufträge zur Lieferung von Energie oder von Brennstoffen zur Ener­
gieerzeugung, die von Auftraggebern, die eine der in Artikel 3 Ab­
satz 1, Artikel 3 Absatz 3 oder Artikel 7 Buchstabe a) bezeichneten 
Tätigkeiten ausüben, vergeben werden. 
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UNTERABSCHNITT 5 

Aufträge, für die besondere Vorschriften gelten, Vorschriften über 
zentrale Beschaffungsstellen sowie das allgemeine Verfahren bei 

unmittelbarem Einfluss des Wettbewerbs 

Artikel 27 

Aufträge, für die besondere Vorschriften gelten 

Das Königreich der Niederlande, das Vereinigte Königreich, die Repu­
blik Österreich und die Bundesrepublik Deutschland sorgen unbeschadet 
des Artikels 30 durch entsprechende Genehmigungsbedingungen oder 
sonstige geeignete Maßnahmen dafür, dass jeder Auftraggeber, der in 
den Bereichen tätig ist, die in den Entscheidungen 93/676/EG, 
97/367/EG, 2002/205/EG und 2004/74/EG genannt werden, 

a) den Grundsatz der Nichtdiskriminierung und der wettbewerbsorien­
tierten Zuschlagserteilung bei der Vergabe der Liefer-, Bau- und 
Dienstleistungsaufträge beachtet, insbesondere hinsichtlich der den 
Wirtschaftsteilnehmern zur Verfügung gestellten Informationen 
über seine Absicht, einen Auftrag zu vergeben; 

▼C2 
b) der Kommission Auskunft erteilt unter den Bedingungen, die diese 

in der Entscheidung 93/327/EWG der Kommission vom 13. Mai 
1993 zur Festlegung der Voraussetzungen, unter denen die öffent­
lichen Auftraggeber, die geografisch abgegrenzte Gebiete zum Zwe­
cke der Suche oder Förderung von Erdöl, Gas, Kohle oder anderen 
Festbrennstoffen nutzen, der Kommission Auskunft über die von 
ihnen vergebenen Aufträge zu erteilen haben ( 1 ) festgelegt hat. 

▼B 

Artikel 28 

Vorbehaltene Aufträge 

Die Mitgliedstaaten können im Rahmen von Programmen für geschützte 
Beschäftigungsverhältnisse vorsehen, dass nur geschützte Werkstätten 
an den Verfahren zur Vergabe von Aufträgen teilnehmen oder solche 
Aufträge ausführen dürfen, sofern die Mehrheit der Arbeitnehmer Be­
hinderte sind, die aufgrund der Art oder der Schwere ihrer Behinderung 
keine Berufstätigkeit unter normalen Bedingungen ausüben können. 

In der Bekanntmachung, die als Aufruf zum Wettbewerb dient, ist auf 
diesen Artikel Bezug zu nehmen. 

Artikel 29 

Vergabe von Aufträgen und Abschluss von Rahmenvereinbarungen 
durch zentrale Beschaffungsstellen 

(1) Die Mitgliedstaaten können festlegen, dass die Auftraggeber Bau­
leistungen, Waren und/oder Dienstleistungen durch zentrale Beschaf­
fungsstellen erwerben dürfen. 

(2) Bei Auftraggebern, die Bauleistungen, Waren und/oder Dienst­
leistungen durch eine zentrale Beschaffungsstelle gemäß Artikel 1 Ab­
satz 8 erwerben, wird vermutet, dass sie diese Richtlinie eingehalten 
haben, sofern diese zentrale Beschaffungsstelle diese oder — gegebe­
nenfalls — die Richtlinie 2004/18/EG eingehalten hat. 
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Artikel 30 

Verfahren zur Feststellung, ob eine bestimmte Tätigkeit unmittelbar 
dem Wettbewerb ausgesetzt ist 

(1) Aufträge, die die Ausübung einer Tätigkeit im Sinne der Artikel 3 
bis 7 ermöglichen sollen, fallen nicht unter diese Richtlinie, wenn die 
Tätigkeit in dem Mitgliedstaat, in dem sie ausgeübt wird, auf Märkten 
mit freiem Zugang unmittelbar dem Wettbewerb ausgesetzt ist. 

(2) Ob eine Tätigkeit im Sinne von Absatz 1 unmittelbar dem Wett­
bewerb ausgesetzt ist, wird nach Kriterien festgestellt, die mit den Wett­
bewerbsbestimmungen des Vertrags in Einklang stehen, wie den Merk­
malen der betreffenden Waren und Dienstleistungen, dem Vorhanden­
sein alternativer Waren und Dienstleistungen, den Preisen und dem 
tatsächlichen oder möglichen Vorhandensein mehrerer Anbieter der be­
treffenden Waren und Dienstleistungen. 

(3) Der Zugang zu einem Markt gilt als frei im Sinne von Absatz 1, 
wenn der betreffende Mitgliedstaat die in Anhang XI genannten Vor­
schriften des Gemeinschaftsrechts umgesetzt hat und anwendet. 

Kann der freie Zugang zu einem Markt nicht gemäß Unterabsatz 1 
vermutet werden, so muss der Nachweis erbracht werden, dass der 
Zugang zu diesem Markt de jure und de facto frei ist. 

(4) Ist ein Mitgliedstaat der Ansicht, dass Absatz 1 unter Beachtung 
der Absätze 2 und 3 auf eine bestimmte Tätigkeit anwendbar ist, so 
unterrichtet er die Kommission hiervon und teilt ihr alle sachdienlichen 
Informationen mit, insbesondere über Gesetze, Verordnungen, Verwal­
tungsvorschriften, Vereinbarungen und Absprachen, die Aufschluss da­
rüber geben, ob die in Absatz 1 genannten Bedingungen erfüllt sind, 
und ergänzt diese Informationen gegebenenfalls um die Stellungnahme 
einer für die betreffende Tätigkeit zuständigen unabhängigen nationalen 
Behörde. 

Aufträge, die die Ausübung der betreffenden Tätigkeit ermöglichen sol­
len, fallen nicht mehr unter diese Richtlinie, wenn die Kommission 

— eine Entscheidung angenommen hat, mit der die Anwendbarkeit von 
Absatz 1 gemäß Absatz 6 sowie innerhalb der dort festgelegten Frist 
festgestellt wird, 

— oder keine Entscheidung über diese Anwendbarkeit innerhalb der 
betreffenden Frist angenommen hat. 

Gilt der Zugang zu einem Markt jedoch als frei im Sinne von Absatz 3 
Unterabsatz 1 und hat eine für die betreffende Tätigkeit zuständige 
unabhängige nationale Behörde die Anwendbarkeit von Absatz 1 fest­
gestellt, so fallen Aufträge, die die Ausübung der betreffenden Tätigkeit 
ermöglichen sollen, nicht mehr unter diese Richtlinie, wenn die Kom­
mission nicht durch eine gemäß Absatz 6 sowie innerhalb der dort 
festgelegten Frist angenommene Entscheidung festgestellt hat, dass Ab­
satz 1 nicht anwendbar ist. 

(5) Wenn die Rechtsvorschriften des betreffenden Mitgliedstaates 
dergleichen vorsehen, können die Auftraggeber beantragen, dass die 
Kommission durch Entscheidung gemäß Absatz 6 die Anwendbarkeit 
von Absatz 1 auf eine bestimmte Tätigkeit feststellt. In diesem Fall 
informiert die Kommission den betroffenen Mitgliedstaat unverzüglich 
darüber. 

Der betroffene Mitgliedstaat teilt der Kommission unter Berücksichti­
gung der Absätze 2 und 3 alle sachdienlichen Informationen mit, ins­
besondere über Gesetze, Verordnungen, Verwaltungsvorschriften, Ver­
einbarungen und Absprachen, die Aufschluss darüber geben, ob die in 
Absatz 1 genannten Bedingungen erfüllt sind, und ergänzt diese Infor­
mationen gegebenenfalls um die Stellungnahme einer für die betreffende 
Tätigkeit zuständigen unabhängigen nationalen Behörde. 
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Die Kommission kann ein Verfahren für eine Entscheidung, mit der die 
Anwendbarkeit von Absatz 1 auf eine bestimmte Tätigkeit festgestellt 
wird, auch auf eigene Veranlassung einleiten. In diesem Falle unter­
richtet die Kommission unverzüglich den betreffenden Mitgliedstaat. 

Trifft die Kommission binnen der in Absatz 6 genannten Frist keine 
Entscheidung über die Anwendbarkeit von Absatz 1 auf eine bestimmte 
Tätigkeit, so gilt Absatz 1 als anwendbar. 

(6) Die Kommission entscheidet über eine Mitteilung oder einen 
Antrag gemäß diesem Artikel nach dem in Artikel 68 Absatz 2 genann­
ten Verfahren binnen drei Monaten ab dem ersten Arbeitstag nach dem 
Tag, an dem ihr die Mitteilung oder der Antrag zugegangen ist. Diese 
Frist kann jedoch in hinreichend begründeten Fällen einmalig um höchs­
tens drei Monate verlängert werden, und zwar insbesondere, wenn die 
Angaben in der Mitteilung oder im Antrag oder in den beigefügten 
Unterlagen unvollständig oder unzutreffend sind oder sich die dar­
gestellten Sachverhalte wesentlich ändern. Diese Verlängerung ist auf 
einen Monat begrenzt, wenn eine für die betreffende Tätigkeit zustän­
dige unabhängige nationale Behörde die Anwendbarkeit von Absatz 1 in 
den Fällen gemäß Absatz 4 Unterabsatz 3 festgestellt hat. 

Läuft für eine Tätigkeit in einem Mitgliedstaat bereits ein Verfahren im 
Sinne dieses Artikels, so gelten Anträge betreffend dieselbe Tätigkeit in 
demselben Mitgliedstaat, die zu einem späteren Zeitpunkt, jedoch vor 
Ablauf der durch den ersten Antrag eröffneten Frist eingehen, nicht als 
Neuanträge und werden im Rahmen des ersten Antrags bearbeitet. 

Die Kommission legt die Einzelheiten der Anwendung der Absätze 4, 5 
und 6 gemäß dem in Artikel 68 Absatz 2 genannten Verfahren fest. 

Dazu gehören mindestens: 

a) die Bekanntgabe des Termins, zu dem die dreimonatige Frist nach 
Unterabsatz 1 zu laufen beginnt, sowie — bei Verlängerung der Frist 
— des Beginns und der Dauer dieser Verlängerung im Amtsblatt zu 
Informationszwecken; 

b) die Bekanntgabe der etwaigen Anwendbarkeit von Absatz 1 gemäß 
Absatz 4 Unterabsatz 2 bzw. 3 oder Absatz 5 Unterabsatz 4, und 

c) die Einzelheiten der Übermittlung etwaiger Stellungnahmen einer für 
die betreffende Tätigkeit zuständigen unabhängigen Behörde zu re­
levanten Fragen im Sinne der Absätze 1 und 2. 

KAPITEL III 

Bestimmungen für Dienstleistungsaufträge 

Artikel 31 

Dienstleistungsaufträge gemäß Anhang XVII Teil A 

Aufträge über Dienstleistungen gemäß Anhang XVII Teil A werden 
nach den Artikeln 34 bis 59 vergeben. 

Artikel 32 

Dienstleistungsaufträge gemäß Anhang XVII Teil B 

Aufträge über Dienstleistungen gemäß Anhang XVII Teil B unterliegen 
nur den Artikeln 34 und 43. 
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Artikel 33 

Gemischte Aufträge über Dienstleistungen gemäß Anhang XVII Teil 
A und gemäß Anhang XVII Teil B 

Aufträge sowohl über Dienstleistungen gemäß Anhang XVII Teil A als 
auch über Dienstleistungen gemäß Anhang XVII Teil B werden nach 
Maßgabe der Artikel 34 bis 59 vergeben, wenn der Wert der Dienst­
leistungen gemäß Anhang XVII Teil A höher ist als derjenige der 
Dienstleistungen gemäß Anhang XVII Teil B. In allen anderen Fällen 
werden die Aufträge nach Maßgabe der Artikel 34 und 43 vergeben. 

KAPITEL IV 

Besondere Vorschriften über die Verdingungsunterlagen und die 
Auftragsunterlagen 

Artikel 34 

Technische Spezifikationen 

(1) Die technischen Spezifikationen im Sinne von Anhang XXI 
Nummer 1 sind in der Auftragsdokumentation, wie der Bekannt­
machung, den Auftragsunterlagen oder den zusätzlichen Dokumenten, 
enthalten. Wenn möglich, sollten diese technischen Spezifikationen das 
Kriterium der Zugänglichkeit für Personen mit einer Behinderung oder 
das Kriterium der Konzeption für alle Benutzer berücksichtigen. 

(2) Die technischen Spezifikationen müssen allen Bietern gleicherma­
ßen zugänglich sein und dürfen die Öffnung der öffentlichen Beschaf­
fungsmärkte für den Wettbewerb nicht in ungerechtfertigter Weise be­
hindern. 

(3) Unbeschadet zwingender einzelstaatlicher technischer Vorschrif­
ten, soweit diese mit dem Gemeinschaftsrecht vereinbar sind, sind die 
technischen Spezifikationen wie folgt zu formulieren: 

a) entweder mit Bezugnahme auf die in Anhang XXI definierten tech­
nischen Spezifikationen in der Rangfolge nationaler Normen, mit 
denen europäische Normen umgesetzt werden, europäische tech­
nische Zulassungen, gemeinsame technische Spezifikationen, interna­
tionale Normen und andere technische Bezugsysteme, die von den 
europäischen Normungsgremien erarbeitet wurden, oder, falls solche 
Normen und Spezifikationen fehlen, mit Bezugnahme auf nationale 
Normen, nationale technische Zulassungen oder nationale technische 
Spezifikationen für die Planung, Berechnung und Ausführung von 
Bauwerken und den Einsatz von Produkten. Jede Bezugnahme ist 
mit dem Zusatz „oder gleichwertig“ zu versehen; 

b) oder in Form von Leistungs- oder Funktionsanforderungen; die letzt­
genannten können auch Umwelteigenschaften umfassen. Die Anfor­
derungen sind jedoch so genau zu fassen, dass sie den Bietern ein 
klares Bild vom Auftragsgegenstand vermitteln und dem Auftrag­
geber die Erteilung des Zuschlags ermöglichen; 

c) oder in Form von Leistungs- oder Funktionsanforderungen gemäß 
Buchstabe b) unter Bezugnahme auf die Spezifikationen gemäß 
Buchstabe a), wobei zur Vermutung der Konformität mit diesen 
Leistungs- oder Funktionsanforderungen auf die Spezifikationen 
nach Buchstabe a) Bezug zu nehmen ist; 

d) oder mit Bezugnahme auf die Spezifikationen gemäß Buchstabe a) 
hinsichtlich bestimmter Merkmale und mit Bezugnahme auf die Leis­
tungs- oder Funktionsanforderungen gemäß Buchstabe b) hinsicht­
lich anderer Merkmale. 
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(4) Macht der Auftraggeber von der Möglichkeit Gebrauch, auf die 
in Absatz 3 Buchstabe a) genannten Spezifikationen zu verweisen, so 
kann er ein Angebot nicht mit der Begründung ablehnen, die angebo­
tenen Waren und Dienstleistungen entsprächen nicht den von ihm he­
rangezogenen Spezifikationen, sofern der Bieter in seinem Angebot dem 
Auftraggeber mit geeigneten Mitteln nachweist, dass die von ihm vor­
geschlagenen Lösungen den Anforderungen der technischen Spezifika­
tion, auf die Bezug genommen wurde, gleichermaßen entsprechen. 

Als geeignetes Mittel kann eine technische Beschreibung des Herstellers 
oder ein Prüfbericht einer anerkannten Stelle gelten. 

(5) Macht der Auftraggeber von der Möglichkeit nach Absatz 3 Ge­
brauch, die technischen Spezifikationen in Form von Leistungs- oder 
Funktionsanforderungen zu formulieren, so darf er ein Angebot über 
Waren, Dienstleistungen oder Bauleistungen, die einer nationalen Norm, 
mit der eine europäische Norm umgesetzt wird, oder einer europäischen 
technischen Zulassung, einer gemeinsamen technischen Spezifikation, 
einer internationalen Norm oder einem technischen Bezugssystem, das 
von den europäischen Normungsgremien erarbeitet wurde, entsprechen, 
nicht zurückweisen, wenn diese Spezifikationen die von ihm geforderten 
Leistungs- und Funktionsanforderungen betreffen. 

Der Bieter weist in seinem Angebot mit allen geeigneten Mitteln dem 
Auftraggeber nach, dass die der Norm entsprechende jeweilige Ware, 
Dienstleistung oder Bauleistung den Leistungs- oder Funktionsanforde­
rungen des Auftraggebers entspricht. 

Als geeignetes Mittel kann eine technische Beschreibung des Herstellers 
oder ein Prüfbericht einer anerkannten Stelle gelten. 

(6) Schreiben die Auftraggeber Umwelteigenschaften in Form von 
Leistungs- oder Funktionsanforderungen gemäß Absatz 3 Buchstabe 
b) vor, so können sie die detaillierten Spezifikationen oder gegebenen­
falls Teile davon verwenden, die in europäischen, (pluri-)nationalen oder 
anderen Umweltgütezeichen definiert sind, wenn 

— diese Spezifikationen sich zur Definition der Merkmale der Waren 
oder Dienstleistungen eignen, die Gegenstand des Auftrags sind, 

— die Anforderungen an das Gütezeichen auf der Grundlage von wis­
senschaftlich abgesicherten Informationen ausgearbeitet werden, 

— die Umweltgütezeichen im Rahmen eines Verfahrens erlassen wer­
den, an dem alle interessierten Kreise — wie staatliche Stellen, 
Verbraucher, Hersteller, Handels- und Umweltorganisationen — teil­
nehmen können, und 

— die Gütezeichen für alle Betroffenen zugänglich sind. 

Die Auftraggeber können angeben, dass bei Waren oder Dienstleistun­
gen, die mit einem Umweltgütezeichen ausgestattet sind, vermutet wird, 
dass sie den in den Verdingungsunterlagen festgelegten technischen 
Spezifikationen genügen; sie müssen jedes andere geeignete Beweismit­
tel, wie z. B. technische Unterlagen des Herstellers oder einen Prüfbe­
richt einer anerkannten Stelle, akzeptieren. 

(7) „Anerkannte Stellen“ im Sinne dieses Artikels sind die Prüf- und 
Eichlaboratorien sowie die Inspektions- und Zertifizierungsstellen, die 
mit den anwendbaren europäischen Normen übereinstimmen. 

Die Auftraggeber erkennen Bescheinigungen von in anderen Mitglied­
staaten ansässigen anerkannten Stellen an. 
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(8) Soweit es nicht durch den Auftragsgegenstand gerechtfertigt ist, 
darf in technischen Spezifikationen nicht auf eine bestimmte Produktion 
oder Herkunft oder ein besonderes Verfahren oder auf Marken, Patente, 
Typen, einen bestimmten Ursprung oder eine bestimmte Produktion 
verwiesen werden, wenn dadurch bestimmte Unternehmen oder be­
stimmte Produkte begünstigt oder ausgeschlossen werden. Solche Ver­
weise sind jedoch ausnahmsweise zulässig, wenn der Auftragsgegen­
stand nach den Absätzen 3 und 4 nicht hinreichend genau und allgemein 
verständlich beschrieben werden kann; solche Verweise sind mit dem 
Zusatz „oder gleichwertig“ zu versehen. 

Artikel 35 

Mitteilung der technischen Spezifikationen 

(1) Die Auftraggeber teilen den an einem Auftrag interessierten Wirt­
schaftsteilnehmern auf Antrag die technischen Spezifikationen mit, die 
regelmäßig in ihren Liefer-, Bau- oder Dienstleistungsaufträgen genannt 
werden oder die sie bei Aufträgen, die Gegenstand der regelmäßigen 
nicht verbindlichen Bekanntmachungen im Sinne von Artikel 41 Absatz 
1 sind, benutzen wollen. 
(2) Soweit sich solche technischen Spezifikationen aus Unterlagen 
ergeben, die interessierten Wirtschaftsteilnehmern zur Verfügung stehen, 
genügt eine Bezugnahme auf diese Unterlagen. 

Artikel 36 

Varianten 

(1) Bei Aufträgen, die nach dem Kriterium des wirtschaftlich güns­
tigsten Angebots vergeben werden, können die Auftraggeber von Bie­
tern vorgelegte Varianten berücksichtigen, die den von ihnen festgeleg­
ten Mindestanforderungen entsprechen. 
Die Auftraggeber geben in den Spezifikationen an, ob sie Varianten 
zulassen, und nennen bei Zulässigkeit von Varianten die Mindestanfor­
derungen, die Varianten erfüllen müssen, und geben an, in welcher Art 
und Weise sie einzureichen sind. 
(2) Bei den Verfahren zur Vergabe von Liefer- oder Dienstleistungs­
aufträgen dürfen Auftraggeber, die gemäß Absatz 1 Varianten zugelas­
sen haben, eine Variante nicht allein deshalb zurückweisen, weil sie, 
wenn sie den Zuschlag erhalten sollte, entweder zu einem Dienstleis­
tungsauftrag anstatt zu einem Lieferauftrag oder zu einem Lieferauftrag 
anstatt zu einem Dienstleistungsauftrag führen würde. 

Artikel 37 

Unteraufträge 

In den Auftragsunterlagen kann der Auftraggeber den Bieter auffordern 
oder von einem Mitgliedstatt verpflichtet werden, den Bieter aufzufor­
dern, ihm in seinem Angebot den Teil des Auftrags, den der Bieter 
gegebenenfalls im Wege von Unteraufträgen an Dritte zu vergeben 
gedenkt, sowie die bereits vorgeschlagenen Unterauftragnehmer bekannt 
zu geben. Die Haftung des hauptverantwortlichen Wirtschaftsteilneh­
mers bleibt von dieser Bekanntgabe unberührt. 

Artikel 38 

Bedingungen für die Auftragsausführung 

Die Auftraggeber können zusätzliche Bedingungen für die Ausführung 
des Auftrags vorschreiben, sofern diese mit dem Gemeinschaftsrecht 
vereinbar sind und in der Bekanntmachung, die als Aufruf zum Wett­
bewerb dient, oder in den Verdingungsunterlagen angegeben werden. 
Die Bedingungen für die Ausführung eines Auftrags können insbeson­
dere soziale und umweltbezogene Aspekte betreffen. 
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Artikel 39 

Verpflichtungen im Zusammenhang mit Steuern, Umweltschutz, 
Arbeitsschutzvorschriften und Arbeitsbedingungen 

(1) Der Auftraggeber kann in den Auftragsunterlagen die Stelle(n) 
angeben, bei der (denen) die Bewerber oder Bieter die erforderlichen 
Auskünfte über die Verpflichtungen im Zusammenhang mit der steuer­
lichen Behandlung und dem Umweltschutz erhalten können sowie über 
die Verpflichtungen, die sich aus den Vorschriften über Arbeitsschutz 
und Arbeitsbedingungen ergeben, die in dem Mitgliedstaat, in der Re­
gion oder an dem Ort gelten, an dem die Leistungen zu erbringen sind, 
und die während der Ausführung des Auftrags auf die vor Ort aus­
geführten Bauleistungen oder die erbrachten Dienstleistungen anzuwen­
den sind; der Auftraggeber kann auch durch einen Mitgliedstaat zu 
dieser Angabe verpflichtet werden. 

(2) Der Auftraggeber, der die Auskünfte nach Absatz 1 erteilt, ver­
langt von den Bietern oder Bewerbern eines Vergabeverfahrens die 
Angabe, dass sie bei der Ausarbeitung ihres Angebots den Verpflich­
tungen aus den am Ort der Leistungserbringung geltenden Vorschriften 
über Arbeitsschutz und Arbeitsbedingungen Rechnung getragen haben. 

Unterabsatz 1 steht der Anwendung des Artikels 57 nicht entgegen. 

KAPITEL V 

Verfahren 

Artikel 40 

Anwendung des offenen, des nichtoffenen und des 
Verhandlungsverfahrens 

(1) Die Auftraggeber wenden bei der Vergabe ihrer Liefer-, Bau- und 
Dienstleistungsaufträge die Verfahren in einer für die Zwecke dieser 
Richtlinie angepassten Form an. 

(2) Die Auftraggeber können jedes der in Artikel 1 Absatz 9 Buch­
staben a), b) oder c) bezeichneten Verfahren wählen, vorausgesetzt, dass 
vorbehaltlich des Absatzes 3 des vorliegenden Artikels ein Aufruf zum 
Wettbewerb gemäß Artikel 42 durchgeführt wird. 

(3) Die Auftraggeber können in den folgenden Fällen auf ein Ver­
fahren ohne vorherigen Aufruf zum Wettbewerb zurückgreifen: 

a) wenn im Rahmen eines Verfahrens mit vorherigem Aufruf zum 
Wettbewerb kein Angebot oder kein geeignetes Angebot oder keine 
Bewerbung abgegeben worden ist, sofern die ursprünglichen Bedin­
gungen des Auftrags nicht wesentlich geändert werden; 

b) wenn ein Auftrag nur zum Zweck von Forschung, Versuchen, Unter­
suchungen oder Entwicklung und nicht mit dem Ziel der Gewinn­
erzielung oder der Deckung der Forschungs- und Entwicklungskos­
ten vergeben wird, und sofern die Vergabe eines derartigen Auftrags 
einer wettbewerblichen Vergabe von Folgeaufträgen, die insbeson­
dere diese Ziele verfolgen, nicht vorgreift; 

c) wenn der Auftrag wegen seiner technischen oder künstlerischen Be­
sonderheiten oder aufgrund des Schutzes von ausschließlichen Rech­
ten nur von einem bestimmten Wirtschaftsteilnehmer ausgeführt wer­
den kann; 

d) soweit zwingend erforderlich und wenn bei äußerster Dringlichkeit 
im Zusammenhang mit Ereignissen, die die Auftraggeber nicht vo­
raussehen konnten, es nicht möglich ist, die in den offenen, den 
nichtoffenen oder den Verhandlungsverfahren mit vorherigem Aufruf 
zum Wettbewerb vorgesehenen Fristen einzuhalten; 
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e) im Fall von Lieferaufträgen bei zusätzlichen, vom ursprünglichen 
Lieferanten durchzuführenden Lieferungen, die entweder zur teilwei­
sen Erneuerung von gängigen Lieferungen oder Einrichtungen oder 
zur Erweiterung von Lieferungen oder bestehenden Einrichtungen 
bestimmt sind, wenn ein Wechsel des Lieferanten den Auftraggeber 
zum Kauf von Material unterschiedlicher technischer Merkmale 
zwänge und dies eine technische Unvereinbarkeit oder unverhältnis­
mäßige technische Schwierigkeiten bei Gebrauch und Wartung mit 
sich brächte; 

f) bei zusätzlichen Bau- oder Dienstleistungen, die weder in dem der 
Vergabe zugrunde liegenden Entwurf noch im zuerst vergebenen 
Auftrag vorgesehen waren, die aber wegen eines unvorhergesehenen 
Ereignisses zur Ausführung dieses Auftrags erforderlich sind, sofern 
der Auftrag an den Bauunternehmer oder Dienstleistungserbringer 
vergeben wird, der den ersten Auftrag ausführt, 

— wenn sich diese zusätzlichen Bau- oder Dienstleistungen in tech­
nischer oder wirtschaftlicher Hinsicht nicht ohne wesentlichen 
Nachteil für die Auftraggeber vom Hauptauftrag trennen lassen 
oder 

— wenn diese zusätzlichen Arbeiten oder Dienstleistungen zwar von 
der Ausführung des ersten Auftrags getrennt werden können, 
aber für dessen weitere Ausführungsstufen unbedingt erforderlich 
sind; 

g) bei neuen Bauaufträgen, die in der Wiederholung gleichartiger Bau­
leistungen bestehen, die vom selben Auftraggeber an den Unterneh­
mer vergeben werden, der den ersten Auftrag erhalten hat, sofern sie 
einem Grundentwurf entsprechen und dieser Entwurf Gegenstand 
eines ersten Auftrags war, der nach einem Aufruf zum Wettbewerb 
vergeben wurde; die Möglichkeit der Anwendung dieses Verfahrens 
muss bereits bei der Ausschreibung des ersten Bauabschnitts ange­
geben werden; der für die Fortsetzung der Bauarbeiten in Aussicht 
genommene Gesamtauftragswert wird vom Auftraggeber bei der An­
wendung der Artikel 16 und 17 berücksichtigt; 

h) wenn es sich um die Lieferung von Waren handelt, die an Rohstoff­
börsen notiert und gekauft werden; 

i) bei Aufträgen, die aufgrund einer Rahmenvereinbarung vergeben 
werden sollen, sofern die in Artikel 14 Absatz 2 genannte Bedingung 
erfüllt ist; 

j) bei Gelegenheitskäufen, wenn Waren aufgrund einer besonders güns­
tigen Gelegenheit, die sich für einen sehr kurzen Zeitraum ergeben 
hat, zu einem Preis beschafft werden können, der erheblich unter den 
marktüblichen Preisen liegt; 

k) beim Kauf von Waren zu besonders günstigen Bedingungen von 
einem Lieferanten, der seine Geschäftstätigkeit endgültig aufgibt, 
oder bei Verwaltern von Konkursen, Vergleichen mit Gläubigern 
oder ähnlichen im einzelstaatlichen Recht vorgesehenen Verfahren; 

l) wenn der betreffende Dienstleistungsauftrag im Anschluss an einen 
gemäß dieser Richtlinie durchgeführten Wettbewerb nach den ein­
schlägigen Bestimmungen an den Gewinner oder einen der Gewinner 
des Wettbewerbs vergeben wird; im letzten Fall sind alle Gewinner 
des Wettbewerbs zur Teilnahme an Verhandlungen einzuladen. 
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KAPITEL VI 

Veröffentlichung und Transparenz 

A b s c h n i t t 1 

Veröffentlichung der Bekanntmachungen 

Artikel 41 

Regelmäßige nichtverbindliche Bekanntmachungen und 
Bekanntmachungen über das Bestehen eines Prüfungssystems 

(1) Die Auftraggeber teilen mindestens einmal jährlich in regelmäßi­
gen nichtverbindlichen Bekanntmachungen gemäß Anhang XV Teil A, 
die von der Kommission oder von ihnen selbst in ihrem „Beschaffer­
profil“ nach Anhang XX Absatz 2 Buchstabe b) veröffentlicht werden, 
Folgendes mit: 
a) bei Lieferungen den geschätzten Gesamtwert der Aufträge oder der 

Rahmenvereinbarungen, aufgeschlüsselt nach Warengruppen, die sie 
in den kommenden zwölf Monaten vergeben wollen, wenn der ge­
schätzte Gesamtwert nach Maßgabe der Artikel 16 und 17 mindes­
tens 750 000 EUR beträgt. 
Die Warengruppe wird von den Auftraggebern unter Bezugnahme 
auf die Positionen des CPV festgelegt; 

b) bei Dienstleistungen den geschätzten Gesamtwert der Aufträge oder 
der Rahmenvereinbarungen, die sie in den kommenden zwölf Mo­
naten vergeben bzw. abschließen wollen, aufgeschlüsselt nach den in 
Anhang XVII Teil A genannten Kategorien, wenn dieser geschätzte 
Gesamtwert nach Maßgabe der Artikel 16 und 17 mindestens 
750 000 EUR beträgt; 

c) bei Bauaufträgen die wesentlichen Merkmale der Aufträge oder der 
Rahmenvereinbarungen, die sie in den kommenden zwölf Monaten 
vergeben bzw. abschließen wollen, wenn deren geschätzter Wert 
nach Maßgabe des Artikels 17 mindestens den in Artikel 16 genann­
ten Schwellenwert erreicht. 

Die unter den Buchstaben a) und b) genannten Bekanntmachungen 
werden nach Beginn des Haushaltsjahres unverzüglich an die Kommis­
sion gesendet oder im Beschafferprofil veröffentlicht. 
Die unter Buchstabe c) genannte Bekanntmachung wird nach der Ent­
scheidung, mit der die den beabsichtigten Bauaufträgen oder Rahmen­
vereinbarungen zugrunde liegende Planung genehmigt wird, unverzüg­
lich an die Kommission gesendet oder im Beschafferprofil veröffent­
licht. 
Veröffentlichen Auftraggeber eine regelmäßige nichtverbindliche Be­
kanntmachung in ihrem Beschafferprofil, so melden sie der Kommission 
auf elektronischem Wege unter Beachtung der Angaben in Anhang XX 
Absatz 3 zu Format und Verfahren bei der Übermittlung die Veröffent­
lichung einer regelmäßigen nichtverbindlichen Bekanntmachung in ei­
nem Beschafferprofil. 
Die Bekanntmachung gemäß den Buchstaben a), b) und c) sind nur 
dann zwingend vorgeschrieben, wenn die Auftraggeber die Möglichkeit 
wahrnehmen, die Frist für den Eingang von Angeboten gemäß Artikel 45 
Absatz 4 zu verkürzen. 
Dieser Absatz gilt nicht für Verfahren ohne vorherigen Aufruf zum 
Wettbewerb. 
(2) Die Auftraggeber können regelmäßige nichtverbindliche Bekannt­
machungen insbesondere im Zusammenhang mit bedeutenden Vorhaben 
veröffentlichen oder durch die Kommission veröffentlichen lassen; sie 
brauchen keine Informationen zu enthalten, die bereits in einer voran­
gegangenen regelmäßigen nichtverbindlichen Bekanntmachung enthal­
ten waren, sofern deutlich darauf hingewiesen wird, dass es sich hierbei 
um zusätzliche Bekanntmachungen handelt. 
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(3) Entscheiden sich die Auftraggeber für die Einführung eines Prü­
fungssystems gemäß Artikel 53, so ist dieses Gegenstand einer Bekannt­
machung nach Anhang XIV, die über den Zweck des Prüfungssystems 
und darüber informiert, wie die Prüfungsregeln angefordert werden kön­
nen. Beträgt die Laufzeit des Systems mehr als drei Jahre, so ist die 
Bekanntmachung jährlich zu veröffentlichen. Bei kürzerer Laufzeit ge­
nügt eine Bekanntmachung zu Beginn des Verfahrens. 

Artikel 42 

Bekanntmachungen, die als Aufruf zum Wettbewerb dienen 

(1) Bei Liefer-, Bau- und Dienstleistungsaufträgen kann ein Aufruf 
zum Wettbewerb erfolgen 

a) durch Veröffentlichung einer regelmäßigen nichtverbindlichen Be­
kanntmachung gemäß Anhang XV Teil A oder 

b) durch Veröffentlichung einer Bekanntmachung über das Bestehen 
eines Prüfungssystems gemäß Anhang XIV oder 

c) durch Veröffentlichung einer Bekanntmachung gemäß Anhang XIII 
Teil A, Teil B oder Teil C. 

(2) Bei dynamischen Beschaffungssystemen erfolgt der Aufruf zum 
Wettbewerb für die Einrichtung des Systems über eine Bekanntmachung 
gemäß Absatz 1 Buchstabe c), für die Vergabe von Aufträgen auf der 
Grundlage eines solchen Systems dagegen über eine vereinfachte Be­
kanntmachung gemäß Anhang XIII Teil D. 

(3) Erfolgt der Aufruf zum Wettbewerb durch Veröffentlichung einer 
regelmäßigen nichtverbindlichen Bekanntmachung, so 

a) müssen in der Bekanntmachung die Lieferungen, Bauarbeiten oder 
Dienstleistungen, die Gegenstand des zu vergebenden Auftrags sein 
werden, genannt werden; 

b) muss die Bekanntmachung den Hinweis enthalten, dass dieser Auf­
trag im nichtoffenen Verfahren oder im Verhandlungsverfahren ohne 
spätere Veröffentlichung eines Aufrufs zum Wettbewerb vergeben 
wird, sowie die Aufforderung an die interessierten Wirtschaftsteil­
nehmer, ihr Interesse schriftlich mitzuteilen; und 

c) muss die Bekanntmachung gemäß Anhang XX spätestens 12 Monate 
vor dem Zeitpunkt der Absendung der Aufforderung im Sinne des 
Artikels 47 Absatz 5 veröffentlicht werden. Der Auftraggeber hält im 
Übrigen die in Artikel 45 vorgesehenen Fristen ein. 

Artikel 43 

Bekanntmachungen über vergebene Aufträge 

(1) Auftraggeber, die einen Auftrag vergeben oder eine Rahmenver­
einbarung geschlossen haben, senden spätestens zwei Monate nach der 
Zuschlagserteilung beziehungsweise nach Abschluss der Rahmenverein­
barung gemäß den Bedingungen, die von der Kommission nach dem in 
Artikel 68 Absatz 2 genannten Verfahren festzulegen sind, eine Be­
kanntmachung über die Zuschlagserteilung gemäß Anhang XVI ab. 

Bei Aufträgen, die innerhalb einer Rahmenvereinbarung gemäß Arti­
kel 14 Absatz 2 vergeben werden, brauchen die Auftraggeber nicht 
für jeden Einzelauftrag, der aufgrund der Rahmenvereinbarung vergeben 
wird, eine Bekanntmachung mit den Ergebnissen des Vergabeverfahrens 
abzusenden. 
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Die Auftraggeber verschicken spätestens zwei Monate nach jeder Zu­
schlagserteilung eine Bekanntmachung über die Aufträge, die im Rah­
men eines dynamischen Beschaffungssystems vergeben wurden. Sie 
können diese Bekanntmachungen jedoch quartalsweise zusammenfas­
sen. In diesem Fall versenden sie die Zusammenstellung spätestens 
zwei Monate nach Quartalsende. 

(2) Die gemäß Anhang XVI übermittelten, zur Veröffentlichung be­
stimmten Angaben sind gemäß Anhang XX zu veröffentlichen. Dabei 
berücksichtigt die Kommission alle in geschäftlicher Hinsicht sensiblen 
Angaben, auf die die Auftraggeber bei der Übermittlung der Angaben 
über die Anzahl der eingegangenen Angebote, die Identität der Wirt­
schaftsteilnehmer und die Preise hinweisen. 

(3) Vergeben Auftraggeber einen Dienstleistungsauftrag für For­
schung und Entwicklung („F&E-Auftrag“) im Rahmen eines Verfahrens 
ohne Aufruf zum Wettbewerb gemäß Artikel 40 Absatz 3 Buchstabe b), 
so können sie die gemäß Anhang XVI zu liefernden Angaben über Art 
und Umfang der zu erbringenden Dienstleistungen auf den Vermerk 
„Forschungs- und Entwicklungsdienstleistungen“ beschränken. 

Vergeben ein Auftraggeber einen Auftrag für Forschung und Entwick­
lung, der nicht im Rahmen eines Verfahrens ohne Aufruf zum Wett­
bewerb gemäß Artikel 40 Absatz 3 Buchstabe b) vergeben werden kann, 
so können sie die gemäß Anhang XVI zu liefernden Angaben über Art 
und Umfang der Dienstleistungen aus Gründen der Vertraulichkeit im 
Geschäftsverkehr beschränken. 

In diesen Fällen achten sie darauf, dass die nach diesem Absatz ver­
öffentlichten Angaben zumindest ebenso detailliert sind wie diejenigen, 
die in der Bekanntmachung des Aufrufs zum Wettbewerb gemäß Ar­
tikel 42 Absatz 1 veröffentlicht werden. 

Setzen die Auftraggeber ein Prüfungssystem ein, so haben sie in diesen 
Fällen darauf zu achten, dass die Angaben zumindest ebenso detailliert 
sind wie die Kategorie im Verzeichnis der geprüften Dienstleistungs­
erbringer gemäß Artikel 53 Absatz 7. 

(4) Im Falle von Aufträgen über die in Anhang XVII Teil B genann­
ten Dienstleistungen geben die Auftraggeber in ihrer Bekanntmachung 
an, ob sie mit der Veröffentlichung einverstanden sind. 

(5) Die Angaben gemäß Anhang XVI, die als nicht für die Veröffent­
lichung bestimmt gekennzeichnet sind, werden nur in vereinfachter 
Form gemäß Anhang XX zu statistischen Zwecken veröffentlicht. 

Artikel 44 

Abfassung und Modalitäten für die Veröffentlichung der 
Bekanntmachungen 

(1) Die Bekanntmachungen enthalten die in den Anhängen XIII, 
XIV, XV Teil A, XV Teil B und XVI aufgeführten Informationen 
und gegebenenfalls jede andere vom Auftraggeber für sinnvoll erachtete 
Angabe gemäß dem jeweiligen Muster der Standardformulare, die von 
der Kommission gemäß den in Artikel 68 Absatz 2 genannten Verfahren 
angenommen werden. 

(2) Die von den Auftraggebern an die Kommission gesendeten Be­
kanntmachungen werden entweder auf elektronischem Wege unter Be­
achtung der Muster und Verfahren bei der Übermittlung nach Anhang 
XX Absatz 3 oder auf anderem Wege übermittelt. 
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Die in den Artikeln 41, 42 und 43 genannten Bekanntmachungen wer­
den gemäß den technischen Merkmalen für die Veröffentlichung in 
Anhang XX Nummer 1 Buchstaben a) und b) veröffentlicht. 
(3) Bekanntmachungen, die gemäß dem Muster und unter Beachtung 
der Verfahren bei der Übermittlung in Anhang XX Nummer 3 auf 
elektronischem Wege erstellt und übermittelt wurden, werden spätestens 
fünf Tage nach ihrer Absendung veröffentlicht. 
Bekanntmachungen, die nicht gemäß dem Muster und unter Beachtung 
der Verfahren bei der Übermittlung in Anhang XX Nummer 3 auf 
elektronischem Wege übermittelt wurden, werden spätestens zwölf 
Tage nach ihrer Absendung veröffentlicht. Jedoch wird in Ausnahme­
fällen die in Artikel 42 Absatz 1 Buchstabe c genannte Bekannt­
machung auf Verlangen des Auftraggebers innerhalb von fünf Tagen 
veröffentlicht, sofern sie per Fax übermittelt worden ist. 
(4) Die Bekanntmachungen werden ungekürzt in einer vom Auftrag­
geber hierfür gewählten Amtssprache der Gemeinschaft veröffentlicht, 
wobei nur der in dieser Originalsprache veröffentlichte Text verbindlich 
ist. Eine Zusammenfassung der wichtigsten Bestandteile einer jeden 
Bekanntmachung wird in den anderen Amtssprachen veröffentlicht. 
Die Kosten für die Veröffentlichung der Bekanntmachung durch die 
Kommission gehen zulasten der Gemeinschaft. 
(5) Die Bekanntmachungen und ihr Inhalt dürfen auf nationaler 
Ebene nicht vor dem Tag ihrer Absendung an die Kommission ver­
öffentlicht werden. 
Die auf nationaler Ebene veröffentlichten Bekanntmachungen dürfen nur 
die Angaben enthalten, die in den an die Kommission abgesendeten 
Bekanntmachungen enthalten sind oder in einem Beschafferprofil ge­
mäß Artikel 41 Absatz 1 Unterabsatz 1 veröffentlicht wurden, und 
müssen zusätzlich auf das Datum der Absendung der Bekanntmachung 
an die Kommission bzw. der Veröffentlichung im Beschafferprofil hin­
weisen. 
Die regelmäßigen nichtverbindlichen Bekanntmachungen dürfen nicht in 
einem Beschafferprofil veröffentlicht werden, bevor die Ankündigung 
dieser Veröffentlichung an die Kommission abgesendet wurde; das Da­
tum der Absendung ist anzugeben. 
(6) Die Auftraggeber tragen dafür Sorge, dass die den Tag der Ab­
sendung nachweisen können. 
(7) Die Kommission stellt dem Auftraggeber eine Bestätigung der 
Veröffentlichung der übermittelten Informationen aus, in der das Datum 
dieser Veröffentlichung angegeben ist. Diese Bestätigung dient als 
Nachweis für die Veröffentlichung. 
(8) Der Auftraggeber kann gemäß den Absätzen 1 bis 7 Bekannt­
machungen über Aufträge veröffentlichen, die nicht der Veröffent­
lichungspflicht nach dieser Richtlinie unterliegen. 

A b s c h n i t t 2 

Fristen 

Artikel 45 

Fristen für den Eingang der Anträge auf Teilnahme und der 
Angebote 

(1) Bei der Festsetzung der Fristen für den Eingang der Angebote 
und der Anträge auf Teilnahme berücksichtigen die Auftraggeber unbe­
schadet der in diesem Artikel festgelegten Mindestfristen insbesondere 
die Komplexität des Auftrags und die Zeit, die für die Ausarbeitung der 
Angebote erforderlich ist. 
(2) Bei offenen Verfahren beträgt die Frist für den Eingang der An­
gebote mindestens 52 Tage, gerechnet ab dem Tag der Absendung der 
Bekanntmachung. 
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(3) Bei nichtoffenen Verfahren und Verhandlungsverfahren mit vor­
herigem Aufruf zum Wettbewerb gilt folgende Regelung: 

a) Die Frist für den Eingang von Teilnahmeanträgen aufgrund einer 
gemäß Artikel 42 Absatz 1 Buchstabe c) veröffentlichten Bekannt­
machung oder einer Aufforderung durch die Auftraggeber gemäß 
Artikel 47 Absatz 5 beträgt grundsätzlich mindestens 37 Tage ge­
rechnet ab dem Tag der Absendung der Bekanntmachung oder der 
Aufforderung; sie darf auf keinen Fall kürzer sein als 22 Tage, wenn 
die Bekanntmachung nicht auf elektronischem Wege oder per Fax 
zur Veröffentlichung übermittelt wurde, bzw. nicht kürzer als 15 
Tage, wenn sie auf solchem Wege übermittelt wurde. 

b) Die Frist für den Eingang von Angeboten kann im gegenseitigen 
Einvernehmen zwischen dem Auftraggeber und den ausgewählten 
Bewerbern festgelegt werden, vorausgesetzt, dass allen Bewerbern 
dieselbe Frist für die Erstellung und Einreichung der Angebote ein­
geräumt wird. 

c) Ist eine einvernehmliche Festlegung der Frist für den Eingang der 
Angebote nicht möglich, setzt der Auftraggeber eine Frist fest, die 
grundsätzlich mindestens 24 Tage beträgt, die aber keinesfalls kürzer 
sein darf als 10 Tage, gerechnet ab der Aufforderung zur Einrei­
chung eines Angebots. 

(4) Hat der Auftraggeber gemäß Anhang XX eine regelmäßige nicht­
verbindliche Bekanntmachung gemäß Artikel 41 Absatz 1 veröffentlicht, 
beträgt die Frist für den Eingang der Angebote im offenen Verfahren 
grundsätzlich mindestes 36 Tage, keinesfalls jedoch weniger als 22 
Tage, gerechnet ab dem Tag der Absendung der Bekanntmachung. 

Die verkürzten Fristen sind zulässig, sofern die nichtverbindliche regel­
mäßige Bekanntmachung neben den nach Anhang XV Teil A Abschnitt 
I geforderten Informationen alle in Anhang XV Teil A Abschnitt II 
geforderten Informationen enthielt — soweit letztere zum Zeitpunkt 
der Veröffentlichung der Bekanntmachung vorliegen — und sofern spä­
testens 52 Tage und frühestens 12 Monate vor dem Tag der Absendung 
der in Artikel 42 Absatz 1 Buchstabe c) vorgesehenen Bekanntmachung 
zur Veröffentlichung übermittelt wurde. 

(5) Bei Bekanntmachungen, die unter Beachtung der Angaben in 
Anhang XX Nummer 3 zu Muster und Übermittlungsmodalitäten elek­
tronisch erstellt und versandt werden, können die Frist für den Eingang 
der Anträge auf Teilnahme im nichtoffenen und im Verhandlungsver­
fahren und die Frist für den Eingang der Angebote im offenen Ver­
fahren um 7 Tage verkürzt werden. 

(6) Macht der Auftraggeber gemäß Anhang XX ab dem Tag der 
Veröffentlichung der Bekanntmachung, die als Aufruf zum Wettbewerb 
dient, die Auftrags- und alle zusätzlichen Unterlagen uneingeschränkt, 
unmittelbar und vollständig elektronisch zugänglich, so kann die Frist 
für den Eingang von Angeboten im offenen und nichtoffenen Verfahren 
sowie im Verhandlungsverfahren um weitere fünf Tage verkürzt wer­
den, es sei denn, es handelt sich um eine gemäß Absatz 3 Buchstabe b) 
im gegenseitigen Einvernehmen festgelegte Frist. In der Bekannt­
machung ist die Internet-Adresse anzugeben, unter der diese Unterlagen 
abrufbar sind. 

(7) Im offenen Verfahren darf die Kumulierung der Verkürzungen 
gemäß den Absätzen 4, 5 und 6 keinesfalls zu einer Frist für den 
Eingang von Angeboten führen, die, gerechnet ab dem Tag der Absen­
dung der Bekanntmachung, kürzer ist als 15 Tage. 

▼B 

2004L0017 — DE — 01.01.2014 — 013.001 — 51



 

Wurde die Bekanntmachung jedoch nicht per Fax oder auf elektro­
nischem Weg übermittelt, darf die Kumulierung der Verkürzungen ge­
mäß den Absätzen 4, 5 und 6 im offenen Verfahren keinesfalls zu einer 
Frist für den Eingang von Angeboten führen, die, gerechnet ab dem Tag 
der Absendung der Bekanntmachung, kürzer ist als 22 Tage. 

(8) Die Kumulierung der Verkürzungen gemäß den Absätzen 4, 5 
und 6 darf keinesfalls zu einer Frist für den Eingang von Teilnahme­
anträgen aufgrund einer gemäß Artikel 42 Absatz 1 Buchstabe c) ver­
öffentlichten Bekanntmachung oder einer Aufforderung durch den Auf­
traggeber gemäß Artikel 47 Absatz 5 führen, die, gerechnet ab dem Tag 
der Absendung der Bekanntmachung oder der Aufforderung, kürzer ist 
als 15 Tage. 

Beim nichtoffenen Verfahren und beim Verhandlungsverfahren darf die 
Kumulierung der Verkürzungen gemäß den Absätzen 4, 5 und 6 kei­
nesfalls zu einer Frist für den Eingang der Angebote führen, die, ge­
rechnet ab dem Tag der Aufforderung zur Angebotsabgabe, kürzer ist 
als 10 Tage, es sei denn, es handelt sich um eine gemäß Absatz 3 
Buchstabe b) im gegenseitigen Einvernehmen festgelegte Frist. 

(9) Wurden, aus welchem Grund auch immer, die Verdingungsunter­
lagen und die zusätzlichen Unterlagen oder Auskünfte, obwohl sie 
rechtzeitig angefordert wurden, nicht innerhalb der in den Artikeln 46 
und 47 festgesetzten Fristen zugesandt bzw. erteilt oder können die 
Angebote nur nach einer Ortsbesichtigung oder Einsichtnahme in zu­
sätzliche Unterlagen zu den Verdingungsunterlagen vor Ort erstellt wer­
den, so sind die Fristen für den Eingang der Angebote angemessen zu 
verlängern — es sei denn, es handelt sich um eine gemäß Absatz 3 
Buchstabe b) im gegenseitigen Einvernehmen festgelegte Frist —, so 
dass alle betroffenen Wirtschaftsteilnehmer von allen für die Erstellung 
eines Angebots erforderlichen Informationen Kenntnis nehmen können. 

(10) Anhang XXII enthält eine Tabelle, in der die in diesem Artikel 
festgelegten Fristen zusammengefasst sind. 

Artikel 46 

Offene Verfahren: Verdingungsunterlagen, zusätzliche Unterlagen 
und Auskünfte 

(1) Machen Auftraggeber bei offenen Verfahren nicht die Verdin­
gungsunterlagen und alle zusätzlichen Unterlagen auf elektronischem 
Weg gemäß Artikel 45 Absatz 6 uneingeschränkt, unmittelbar und voll­
ständig verfügbar, so werden die Verdingungsunterlagen und zusätzli­
chen Unterlagen den Wirtschaftsteilnehmern binnen 6 Tagen nach Ein­
gang des Antrags zugesandt, sofern dieser Antrag rechtzeitig vor dem 
Fristende für den Eingang der Angebote eingegangen ist. 

(2) Zusätzliche Auskünfte zu den Verdingungsunterlagen erteilen der 
Auftraggeber oder die zuständigen Stellen, sofern sie rechtzeitig ange­
fordert worden sind, spätestens sechs Tage vor dem Fristende für den 
Eingang der Angebote. 

Artikel 47 

Aufforderung zur Angebotsabgabe oder zur Verhandlung 

(1) Bei nichtoffenen Verfahren und bei Verhandlungsverfahren for­
dert der Auftraggeber die ausgewählten Bewerber gleichzeitig schriftlich 
auf, ihre Angebote einzureichen oder zu verhandeln. Die Aufforderung 
an die Bewerber enthält Folgendes: 

— entweder eine Kopie der Verdingungsunterlagen und der zusätzli­
chen Unterlagen, 
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— oder einen Hinweis auf den Zugang zu den im ersten Gedanken­
strich genannten Verdingungsunterlagen und die zusätzlichen Unter­
lagen, wenn sie gemäß Artikel 45 Absatz 6 auf elektronischem 
Wege unmittelbar zugänglich gemacht werden. 

(2) Hält eine andere Einrichtung als der für das Vergabeverfahren 
zuständige Auftraggeber die Verdingungsunterlagen und/oder zusätzli­
che Unterlagen bereit, so werden die Anschrift der Stelle, bei der diese 
Verdingungsunterlagen und zusätzlichen Unterlagen angefordert werden 
können, und gegebenenfalls der Termin, bis zu dem sie angefordert 
werden können, angegeben; ferner sind der Betrag und die Bedingungen 
für die Zahlung des Betrags anzugeben, der für den Erhalt der Unter­
lagen zu entrichten ist. Die zuständigen Stellen schicken diese Unterla­
gen den Wirtschaftsteilnehmern nach Erhalt der Anfrage unverzüglich 
zu. 

(3) Die zusätzlichen Informationen über die Verdingungsunterlagen 
bzw. die zusätzlichen Unterlagen werden vom Auftraggeber bzw. von 
den zuständigen Stellen spätestens sechs Tage vor dem für die Einrei­
chung von Angeboten festgelegten Ausschlusstermin übermittelt, sofern 
die Anfrage rechtzeitig eingegangen ist. 

(4) Die Aufforderung zur Angebotsabgabe umfasst außerdem zumin­
dest 

a) gegebenenfalls den Tag, bis zu dem die zusätzlichen Unterlagen 
angefordert werden können, sowie den Betrag und die Bedingungen 
für die Zahlung des Betrages, der für diese Unterlagen zu entrichten 
ist; 

b) den Tag, bis zu dem die Angebote eingehen müssen, die Anschrift 
der Stelle, bei der sie einzureichen sind, sowie die Sprache/Sprachen, 
in der/denen sie abzufassen sind; 

c) einen Hinweis auf alle veröffentlichten Bekanntmachungen; 

d) gegebenenfalls die Bezeichnung der beizufügenden Unterlagen; 

e) die Kriterien für die Zuschlagserteilung, wenn sie nicht in der als 
Aufruf zum Wettbewerb verwendeten Bekanntmachung über das 
Bestehen eines Prüfungssystems enthalten sind; 

f) die relative Gewichtung der Zuschlagskriterien oder gegebenenfalls 
die nach ihrer Bedeutung eingestufte Reihenfolge dieser Kriterien, 
wenn diese Angaben nicht in der Bekanntmachung, der Bekannt­
machung über das Bestehen eines Prüfungssystems oder in den Ver­
dingungsunterlagen enthalten sind. 

(5) Erfolgt ein Aufruf zum Wettbewerb mittels einer regelmäßigen 
nichtverbindlichen Bekanntmachung, so fordert der Auftraggeber später 
alle Bewerber auf, ihr Interesse auf der Grundlage von genauen Anga­
ben über den betreffenden Auftrag zu bestätigen, bevor mit der Auswahl 
der Bieter oder der Teilnehmer an einer Verhandlung begonnen wird. 

Diese Aufforderung umfasst zumindest folgende Angaben: 

a) Art und Umfang, einschließlich aller Optionen auf zusätzliche Auf­
träge, und, sofern möglich, eine Einschätzung der Frist für die Aus­
übung dieser Optionen; bei wiederkehrenden Aufträgen Art und Um­
fang und, sofern möglich, das voraussichtliche Datum der Veröffent­
lichung der Bekanntmachungen zukünftiger Aufrufe zum Wett­
bewerb für die Bauarbeiten, Lieferungen oder Dienstleistungen, die 
Gegenstand des Auftrags sein sollen; 

b) Art des Verfahrens: nichtoffenes Verfahren oder Verhandlungsver­
fahren; 

c) gegebenenfalls Zeitpunkt, zu dem die Lieferung bzw. die Bauarbei­
ten oder Dienstleistungen beginnen bzw. abgeschlossen werden; 

d) Anschrift und letzter Tag für die Vorlage des Antrags auf Aufforde­
rung zur Angebotsabgabe sowie Sprache oder Sprachen, in der/denen 
die Angebote abzugeben sind; 
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e) Anschrift der Stelle, die den Zuschlag erteilt und die Auskünfte gibt, 
die für den Erhalt der Verdingungsunterlagen und anderer Unterla­
gen notwendig sind; 

f) alle wirtschaftlichen und technischen Anforderungen, finanziellen 
Garantien und Angaben, die von den Wirtschaftsteilnehmern verlangt 
werden; 

g) Höhe und Zahlungsbedingungen der für die Vergabeunterlagen zu 
entrichtenden Beträge; 

h) Art des Auftrags, der Gegenstand der Ausschreibung ist: Kauf, Lea­
sing, Miete oder Mietkauf oder eine Kombination dieser Arten und 

i) die Zuschlagskriterien sowie deren relative Gewichtung oder gege­
benenfalls die nach ihrer Bedeutung eingestufte Reihenfolge dieser 
Kriterien, wenn diese Angaben nicht in der Bekanntmachung oder in 
den Verdingungsunterlagen oder in der Aufforderung zur Abgabe 
eines Angebots oder zu Verhandlungen enthalten sind. 

A b s c h n i t t 3 

Mitteilungen 

Artikel 48 

Bestimmungen über Mitteilungen 

(1) Jede Mitteilung sowie jede in diesem Titel genannte Übermittlung 
von Informationen kann nach Wahl des Auftraggebers per Post, per Fax, 
auf elektronischem Wege gemäß den Absätzen 4 und 5, auf telefo­
nischem Wege in den in Absatz 6 genannten Fällen und unter den 
dort aufgeführten Bedingungen oder durch eine Kombination dieser 
Kommunikationsmittel erfolgen. 
(2) Das gewählte Kommunikationsmittel muss allgemein verfügbar 
sein, so dass der Zugang der Wirtschaftsteilnehmer zum Vergabever­
fahren nicht beschränkt wird. 
(3) Bei der Mitteilung bzw. bei Austausch und Speicherung von 
Informationen sind die Vollständigkeit der Daten sowie die Vertraulich­
keit der Angebote und der Anträge auf Teilnahme zu gewährleisten; der 
Auftraggeber darf vom Inhalt der Angebote und der Anträge auf Teil­
nahme erst nach Ablauf der Frist für ihre Einreichung Kenntnis nehmen. 
(4) Die für die elektronische Übermittlung zu verwendenden Vor­
richtungen und ihre technischen Merkmale dürfen keinen diskriminie­
renden Charakter haben und müssen allgemein zugänglich sowie mit 
den allgemein verbreiteten Erzeugnissen der Informations- und Kom­
munikationstechnologie kompatibel sein. 
(5) Für die Übermittlung und die Vorrichtungen für den elektro­
nischen Eingang der Angebote sowie für die Vorrichtungen für den 
elektronischen Eingang der Anträge auf Teilnahme gelten die folgenden 
Bestimmungen: 
a) Die Informationen über die Spezifikationen, die für die elektronische 

Übermittlung der Angebote und Anträge auf Teilnahme erforderlich 
sind, einschließlich Verschlüsselung, müssen den interessierten Par­
teien zugänglich sein. Außerdem müssen die Vorrichtungen, die für 
den elektronischen Eingang der Angebote und Anträge auf Teil­
nahme verwendet werden, den Anforderungen des Anhangs XXIV 
genügen. 

b) Die Mitgliedstaaten können unter Beachtung des Artikels 5 der 
Richtlinie 1999/93/EG verlangen, dass elektronisch übermittelte An­
gebote mit einer fortgeschrittenen elektronischen Signatur gemäß 
Artikel 5 Absatz 1 der genannten Richtlinie zu versehen sind. 

c) Die Mitgliedstaaten können Systeme der freiwilligen Akkreditierung 
einführen oder beibehalten, die zu einem verbesserten Angebot von 
Zertifizierungsdiensten für diese Vorrichtungen führen sollen. 
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d) Bieter und Bewerber sind verpflichtet, vor Ablauf der vorgeschrie­
benen Frist für die Vorlage der Angebote und Anträge auf Teil­
nahme die in Artikel 52 Absatz 2, Artikel 52 Absatz 3, Artikel 53 
und Artikel 54 genannten Unterlagen, Bescheinigungen und Erklä­
rungen einzureichen, wenn diese nicht auf elektronischem Wege ver­
fügbar sind. 

(6) Folgende Bestimmungen gelten für die Übermittlung der Anträge 
auf Teilnahme: 

a) Anträge auf Teilnahme am Vergabeverfahren können schriftlich oder 
fernmündlich gestellt werden. 

b) Werden Anträge auf Teilnahme fernmündlich gestellt, sind diese vor 
Ablauf der Frist für den Eingang der Anträge schriftlich zu bestäti­
gen. 

c) Die Auftraggeber können verlangen, dass per Fax gestellte Anträge 
auf Teilnahme auf dem Postweg oder auf elektronischem Wege be­
stätigt werden, damit ein gesetzlich gültiger Nachweis vorliegt. Eine 
solche Anforderung ist, zusammen mit der Frist für die Übermittlung 
der Bestätigung per Post oder auf elektronischem Wege, vom Auf­
traggeber in der als Aufruf zum Wettbewerb verwendeten Bekannt­
machung oder in der Aufforderung gemäß Artikel 47 Absatz 5 an­
zugeben. 

Artikel 49 

Unterrichtung der Prüfungsantragsteller, Bewerber und Bieter 

(1) Die Auftraggeber informieren die beteiligten Wirtschaftsteilneh­
mer schnellstmöglich, auf Antrag auch schriftlich, über ihre Entschei­
dungen über den Abschluss einer Rahmenvereinbarung, die Zuschlags­
erteilung oder die Zulassung zur Teilnahme an einem dynamischen 
Beschaffungssystem, einschließlich der Gründe, aus denen beschlossen 
wurde, auf den Abschluss einer Rahmenvereinbarung oder die Vergabe 
eines als Aufruf zum Wettbewerb dienenden Auftrags zu verzichten 
oder das Verfahren erneut einzuleiten bzw. kein dynamisches Beschaf­
fungssystem einzurichten. 

(2) Auf Verlangen der betroffenen Partei unterrichtet der Auftrag­
geber unverzüglich 

— jeden nicht erfolgreichen Bewerber über die Gründe für die Ableh­
nung seiner Bewerbung, 

— jeden nicht berücksichtigten Bieter über die Gründe für die Ableh­
nung seines Angebots; dazu gehört in den Fällen nach Artikel 34 
Absätze 4 und 5 auch eine Unterrichtung über die Gründe für seine 
Entscheidung, dass keine Gleichwertigkeit vorliegt oder dass die 
Bauarbeiten, Lieferungen oder Dienstleistungen nicht den Leistungs- 
oder Funktionsanforderungen entsprechen, 

— jeden Bieter, der ein ordnungsgemäßes Angebot eingereicht hat, 
über die Merkmale und Vorteile des ausgewählten Angebots sowie 
über den Namen des Zuschlagsempfängers oder der Parteien der 
Rahmenvereinbarung. 

Der Beantwortungszeitraum darf eine Frist von 15 Tagen ab Eingang 
der schriftlichen Anfrage auf keinen Fall überschreiten. 

Die Auftraggeber können jedoch beschließen, bestimmte in Absatz 1 
genannte Angaben über die Zuschlagserteilung oder den Abschluss von 
Rahmenvereinbarungen bzw. die Zulassung zur Teilnahme an einem 
dynamischen Beschaffungssystem nicht mitzuteilen, wenn die Offenle­
gung dieser Angaben den Gesetzesvollzug behindern, in sonstiger Weise 
dem öffentlichen Interesse zuwiderlaufen, die berechtigten geschäftli­
chen Interessen öffentlicher oder privater Wirtschaftsteilnehmer — ein­
schließlich der Interessen des Wirtschaftsteilnehmers, dem der Auftrag 
erteilt wurde — schädigen oder den lauteren Wettbewerb zwischen 
ihnen beeinträchtigen würde. 
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(3) Die Auftraggeber, die ein Prüfungssystem einrichten und verwal­
ten, unterrichten die Antragsteller innerhalb einer Frist von sechs Mo­
naten über die Entscheidung, die sie zur Qualifikation der Antragsteller 
getroffen haben. 

Kann die Entscheidung über die Qualifikation nicht innerhalb von vier 
Monaten nach Eingang eines Prüfungsantrags getroffen werden, so hat 
der Auftraggeber dem Antragsteller spätestens 2 Monate nach Eingang 
des Antrags die Gründe für eine längere Bearbeitungszeit mitzuteilen 
und anzugeben, wann über die Annahme oder die Ablehnung seines 
Antrags entschieden wird. 

(4) Negative Entscheidungen über die Qualifikation werden den An­
tragstellern schnellstmöglich, in jedem Falle aber innerhalb von höchs­
tens fünfzehn Tagen nach der Entscheidung, unter Angabe von Gründen 
mitgeteilt. Die Gründe müssen sich auf die in Artikel 53 Absatz 2 
genannten Prüfungskriterien beziehen. 

(5) Auftraggeber, die ein Prüfungssystem einrichten oder verwalten, 
dürfen einem Wirtschaftsteilnehmer die Qualifikation nur aus Gründen 
aberkennen, die auf den in Artikel 53 Absatz 2 genannten Zuschlags­
kriterien beruhen. Die beabsichtigte Aberkennung der Qualifikation 
muss dem betreffenden Wirtschaftsteilnehmer mindestens 15 Tage vor 
dem für die Aberkennung der Qualifikation vorgesehenen Termin 
schriftlich unter Angabe der Gründe hierfür mitgeteilt werden. 

Artikel 50 

Aufbewahrung der Unterlagen über vergebene Aufträge 

(1) Die Auftraggeber bewahren sachdienliche Unterlagen über jeden 
Auftrag auf, die es ihnen zu einem späteren Zeitpunkt ermöglichen, 
Entscheidungen zu begründen, die Folgendes betreffen: 

a) Qualifikation und Auswahl der Wirtschaftsteilnehmer sowie Zu­
schlagserteilung, 

b) Rückgriff auf Verfahren ohne vorherigen Aufruf zum Wettbewerb 
gemäß Artikel 40 Absatz 3, 

c) Nichtanwendung der Kapitel III bis VI dieses Titels aufgrund der 
Ausnahmebestimmungen von Titel I Kapitel II und von Kapitel II 
des vorliegenden Titels. 

Die Auftraggeber treffen geeignete Maßnahmen, um den Ablauf der mit 
elektronischen Mitteln durchgeführten Vergabeverfahren zu dokumen­
tieren. 

(2) Die Unterlagen müssen mindestens 4 Jahre lang ab der Zu­
schlagserteilung aufbewahrt werden, damit der Auftraggeber der Kom­
mission in dieser Zeit auf Anfrage die erforderlichen Auskünfte erteilen 
kann. 

KAPITEL VII 

Ablauf des Verfahrens 

Artikel 51 

Allgemeine Bestimmungen 

(1) Die Auswahl der Bewerber in den Vergabeverfahren ist wie folgt 
geregelt: 

a) Haben die Auftraggeber gemäß Artikel 54 Absätze 1, 2 oder 4 
Regeln und Kriterien für den Ausschluss von Bietern oder Bewer­
bern aufgestellt, so schließen sie Wirtschaftsteilnehmer, die diese 
Regeln und Kriterien erfüllen, aus. 
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b) Die Auftraggeber wählen Bieter und Bewerber nach den gemäß 
Artikel 54 festgelegten objektiven Regeln und Kriterien aus. 

c) In nichtoffenen Verfahren und in Verhandlungsverfahren mit einem 
Aufruf zum Wettbewerb verringern die Auftraggeber gegebenenfalls 
nach Artikel 54 die Zahl der gemäß den Buchstaben a) und b) 
ausgewählten Bewerber. 

(2) Erfolgt der Aufruf zum Wettbewerb durch eine Bekanntmachung 
über das Bestehen eines Prüfungssystems und zum Zwecke der Auswahl 
von Bewerbern in Vergabeverfahren Einzelaufträge, die Gegenstand des 
Aufrufs zum Wettbewerb sind, so gilt Folgendes: 

a) Die Auftraggeber prüfen die Wirtschaftsteilnehmer gemäß Arti­
kel 53. 

b) Sie wenden die Bestimmungen des Absatzes 1, die für nichtoffene 
Verfahren oder Verhandlungsverfahren relevant sind, auf die geprüf­
ten Wirtschaftsteilnehmer an. 

(3) Die Auftraggeber prüfen die Übereinstimmung der von den aus­
gewählten Bietern vorgelegten Angebote mit den für sie geltenden Vor­
schriften und Anforderungen und vergeben den Auftrag nach den Kri­
terien der Artikel 55 und 57. 

A b s c h n i t t 1 

Prüfung und qualitative Auswahl 

Artikel 52 

Gegenseitige Anerkennung im Zusammenhang mit administrativen, 
technischen oder finanziellen Bedingungen sowie betreffend 

Zertifikate, Nachweise und Prüfbescheinigungen 

(1) Bei der Auswahl der Teilnehmer an einem nichtoffenen Verfah­
ren oder einem Verhandlungsverfahren dürfen die Auftraggeber mit 
ihrer Entscheidung über die Qualifikation sowie bei der Überarbeitung 
der Kriterien und Regeln nicht 

a) bestimmten Wirtschaftsteilnehmern administrative, technische oder 
finanzielle Verpflichtungen auferlegen, die sie anderen nicht auf­
erlegt hätten, 

b) Prüfungen oder Nachweise verlangen, die sich mit bereits vorliegen­
den objektiven Nachweisen überschneiden. 

(2) Verlangen Auftraggeber zum Nachweis dafür, dass der Wirt­
schaftsteilnehmer bestimmte Qualitätssicherungsnormen erfüllt, die Vor­
lage von Bescheinigungen unabhängiger Stellen, so nehmen sie auf 
Qualitätssicherungsverfahren Bezug, die den einschlägigen europäischen 
Normen genügen und von entsprechenden Stellen gemäß den europäi­
schen Zertifizierungsnormen zertifiziert sind. 

Die Auftraggeber erkennen gleichwertige Bescheinigungen von Stellen 
aus anderen Mitgliedstaaten an. Sie erkennen auch andere Nachweise 
für gleichwertige Qualitätssicherungsmaßnahmen von den Wirtschafts­
teilnehmern an. 
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(3) Bei Bau- und Dienstleistungsaufträgen können die Auftraggeber 
zur Überprüfung der technischen Leistungsfähigkeit des Wirtschaftsteil­
nehmers in bestimmten Fällen einen Hinweis auf die Umweltmanage­
mentmaßnahmen verlangen, die der Wirtschaftsteilnehmer bei der Aus­
führung des Auftrags anwenden kann. Verlangen die Auftraggeber zum 
Nachweis dafür, dass der Wirtschaftsteilnehmer bestimmte Normen für 
das Umweltmanagement erfüllt, die Vorlage von Bescheinigungen un­
abhängiger Stellen, so nehmen sie auf das EMAS oder auf Normen für 
das Umweltmanagement Bezug, die auf den einschlägigen europäischen 
oder internationalen Normen beruhen und von entsprechenden Stellen 
gemäß dem Gemeinschaftsrecht oder gemäß einschlägigen europäischen 
oder internationalen Zertifizierungsnormen zertifiziert sind. 

Die Auftraggeber erkennen gleichwertige Bescheinigungen von Stellen 
aus anderen Mitgliedstaaten an. Daneben erkennen sie auch andere 
Nachweise über gleichwertige Qualitätssicherungsmaßnahmen von den 
Wirtschaftsteilnehmern an. 

Artikel 53 

Prüfungssysteme 

(1) Auftraggeber, die dies wünschen, können ein Prüfungssystem für 
Wirtschaftsteilnehmer einrichten und verwalten. 

Auftraggeber, die ein Prüfungssystem einrichten oder verwalten, stellen 
sicher, dass die Wirtschaftsteilnehmer jederzeit eine Prüfung verlangen 
können. 

(2) Das System nach Absatz 1 kann verschiedene Prüfungsstufen 
umfassen. 

Es wird auf der Grundlage objektiver Prüfkriterien und -regeln gehand­
habt, die von dem Auftraggeber aufgestellt werden. 

Umfassen diese Kriterien und Regeln technische Spezifikationen, 
kommt Artikel 34 zur Anwendung. Diese Kriterien und Regeln können 
bei Bedarf aktualisiert werden. 

(3) Die in Absatz 2 genannten Prüfkriterien und -regeln können auch 
die in Artikel 45 der Richtlinie 2004/18/EG aufgeführten Ausschluss­
kriterien gemäß den darin genannten Bedingungen beinhalten. 

Handelt es sich um einen Auftraggeber im Sinne von Artikel 2 Absatz 1 
Buchstabe a), umfassen diese Kriterien und Regeln die in Artikel 45 
Absatz 1 der Richtlinie 2004/18/EG genannten Ausschlusskriterien. 

(4) Enthalten die in Absatz 2 genannten Prüfungskriterien und -re­
geln Anforderungen an die wirtschaftliche und finanzielle Leistungs­
fähigkeit des Wirtschaftsteilnehmers, kann sich dieser gegebenenfalls 
auf die Leistungsfähigkeit anderer Unternehmen stützen, unabhängig 
von dem Rechtsverhältnis, in dem er zu diesen Unternehmen steht. In 
diesem Fall muss er dem Auftraggeber nachweisen, dass er während der 
gesamten Gültigkeit des Prüfungssystems über diese Ressourcen ver­
fügt, beispielsweise durch eine entsprechende Verpflichtungserklärung 
dieser Unternehmen. 

Unter denselben Bedingungen kann sich auch eine in Artikel 11 ge­
nannte Gruppe von Wirtschaftsteilnehmern auf die Fähigkeiten der ein­
zelnen Mitglieder der Gruppe oder anderer Unternehmen stützen. 
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(5) Umfassen die in Absatz 2 genannten Prüfungskriterien und -re­
geln Anforderungen an die technischen und/oder beruflichen Fähigkei­
ten des Wirtschaftsteilnehmers, so kann sich dieser gegebenenfalls auf 
die Kapazitäten anderer Unternehmen stützen, unabhängig von dem 
Rechtsverhältnis, in dem er zu diesen Unternehmen steht. In diesem 
Fall muss er dem Auftraggeber nachweisen, dass er während der ge­
samten Gültigkeit des Prüfungssystems über diese Ressourcen verfügt, 
beispielsweise durch eine entsprechende Verpflichtungserklärung dieser 
Unternehmen, dem Wirtschaftsteilnehmer die erforderlichen Ressourcen 
zur Verfügung zu stellen. 

Unter denselben Bedingungen kann sich auch eine in Artikel 11 ge­
nannte Gruppe von Wirtschaftsteilnehmern auf die Kapazitäten der ein­
zelnen Mitglieder der Gruppe oder anderer Unternehmen stützen. 

(6) Die Prüfungskriterien und -regeln nach Absatz 2 werden interes­
sierten Wirtschaftsteilnehmern auf Antrag zur Verfügung gestellt. Die 
Überarbeitung dieser Kriterien und Regeln wird interessierten Wirt­
schaftsteilnehmern mitgeteilt. 

Entspricht das Prüfungssystem bestimmter anderer Auftraggeber oder 
Stellen nach Ansicht eines Auftraggebers dessen Anforderungen, so teilt 
er den interessierten Wirtschaftsteilnehmern die Namen dieser dritten 
Auftraggeber oder Stellen mit. 

(7) Es wird ein Verzeichnis der geprüften Wirtschaftsteilnehmer ge­
führt; es kann in Kategorien nach Auftragsarten, für deren Durchfüh­
rung die Prüfung Gültigkeit hat, aufgegliedert werden. 

(8) Wenn Auftraggeber ein Prüfungssystem einrichten oder verwal­
ten, müssen sie insbesondere die Bestimmungen des Artikels 41 Absatz 
3 (Bekanntmachungen über das Bestehen eines Prüfungssystems), des 
Artikels 49 Absätze 3, 4 und 5 (Unterrichtung der die Prüfung beantra­
genden Wirtschaftsteilnehmer), des Artikels 51 Absatz 2 (Auswahl der 
Bewerber, wenn ein Aufruf zum Wettbewerb durch eine Bekannt­
machung über das Bestehen eines Prüfungssystems erfolgt) sowie des 
Artikels 52 (gegenseitige Anerkennung im Zusammenhang mit adminis­
trativen, technischen oder finanziellen Bedingungen sowie betreffend 
Zertifikate, Nachweise und Prüfbescheinigungen) einhalten. 

(9) Erfolgt ein Aufruf zum Wettbewerb durch Veröffentlichung einer 
Bekanntmachung über das Bestehen eines Prüfungssystems, so werden 
die Bieter in einem nichtoffenen Verfahren oder die Teilnehmer an 
einem Verhandlungsverfahren unter den Bewerbern ausgewählt, die 
sich im Rahmen eines solchen Systems qualifiziert haben. 

Artikel 54 

Eignungskriterien 

(1) Auftraggeber, die die Eignungskriterien in einem offenen Ver­
fahren festlegen, müssen dies entsprechend den objektiven Kriterien 
und Regeln tun, die den interessierten Wirtschaftsteilnehmern zugäng­
lich sind. 

(2) Auftraggeber, die die Bewerber für die Teilnahme an einem 
nichtoffenen Verfahren oder an einem Verhandlungsverfahren auswäh­
len, richten sich dabei nach den objektiven Regeln und Kriterien, die sie 
festgelegt haben und die den interessierten Wirtschaftsteilnehmern zu­
gänglich sind. 

(3) In nichtoffenen Verfahren und in Verhandlungsverfahren können 
sich die Kriterien auf die objektive Notwendigkeit des Auftraggebers 
gründen, die Zahl der Bewerber so weit zu verringern, dass ein an­
gemessenes Verhältnis zwischen den Besonderheiten des Vergabever­
fahrens und den zu seiner Durchführung erforderlichen Ressourcen si­
chergestellt ist. Es sind jedoch so viele Bewerber zu berücksichtigen, 
dass ein angemessener Wettbewerb gewährleistet ist. 
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(4) Die in den Absätzen 1 und 2 genannten Kriterien können die in 
Artikel 45 der Richtlinie 2004/18/EG genannten Ausschlussgründe ge­
mäß den darin genannten Bedingungen umfassen. 

Handelt es sich bei dem Auftraggeber um einen öffentlichen Auftrag­
geber im Sinne von Artikel 2 Absatz 1 Buchstabe a), so umfassen die in 
den Absätzen 1 und 2 dieses Artikels genannten Kriterien die in Ar­
tikel 45 Absatz 1 der Richtlinie 2004/18/EG aufgeführten Ausschluss­
kriterien. 

(5) Umfassen die in Absatz 1 und 2 genannten Kriterien Anforde­
rungen an die wirtschaftliche und finanzielle Leistungsfähigkeit des 
Wirtschaftsteilnehmers, kann sich dieser gegebenenfalls und bei einem 
bestimmten Auftrag auf die Kapazitäten anderer Unternehmen stützen, 
unabhängig von dem Rechtsverhältnis, in dem er zu diesen Unterneh­
men steht. In diesem Fall weist er dem Auftraggeber nach, dass er über 
die notwendigen Ressourcen verfügt, beispielsweise durch eine entspre­
chende Verpflichtungserklärung dieser Unternehmen. 

Unter denselben Bedingungen kann sich auch eine in Artikel 11 ge­
nannte Gruppe von Wirtschaftsteilnehmern auf die Kapazitäten der ein­
zelnen Mitglieder der Gruppe oder anderer Unternehmen stützen. 

(6) Umfassen die in Absatz 2 genannten Kriterien und Regeln An­
forderungen an die technischen und/oder beruflichen Fähigkeiten des 
Wirtschaftsteilnehmers, kann er sich gegebenenfalls auf die Kapazitäten 
anderer Unternehmen stützen, unabhängig von dem Rechtsverhältnis, in 
dem er zu diesen Unternehmen steht. In diesem Fall muss er dem 
Auftraggeber nachweisen, dass er über die notwendigen Mittel verfügt, 
beispielsweise durch eine entsprechende Verpflichtungserklärung dieser 
Unternehmen. 

Unter denselben Bedingungen kann sich auch eine in Artikel 11 ge­
nannte Gruppe von Wirtschaftsteilnehmern auf die Kapazitäten der ein­
zelnen Mitglieder der Gruppe oder anderer Unternehmen stützen. 

A b s c h n i t t 2 

Zuschlagserteilung 

Artikel 55 

Zuschlagskriterien 

(1) Unbeschadet nationaler Rechts- und Verwaltungsvorschriften 
über die Vergütung bestimmter Dienstleistungen sind die für die Zu­
schlagserteilung maßgebenden Kriterien 

a) entweder, wenn der Zuschlag auf das aus Sicht des Auftraggebers 
wirtschaftlich günstigste Angebot erfolgt, verschiedene mit dem Auf­
tragsgegenstand zusammenhängende Kriterien wie: Lieferfrist bzw. 
Ausführungsdauer, Betriebskosten, Rentabilität, Qualität, Ästhetik 
und Zweckmäßigkeit, Umwelteigenschaften, technischer Wert, Kun­
dendienst und technische Hilfe, Zusagen hinsichtlich der Ersatzteile, 
Versorgungssicherheit, Preis, oder 

b) ausschließlich der niedrigste Preis. 

(2) Unbeschadet des Unterabsatzes 3 gibt der Auftraggeber im Fall 
von Absatz 1 Buchstabe a) an, wie er die einzelnen Kriterien gewichtet, 
die er ausgewählt hat, um das wirtschaftlich günstigste Angebot zu 
ermitteln. 

Diese Gewichtung kann mittels einer Marge angegeben werden, deren 
größte Bandbreite angemessen sein muss. 
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Kann nach Ansicht des Auftraggebers die Gewichtung aus nachvollzieh­
baren Gründen nicht angegeben werden, so gibt der Auftraggeber die 
Kriterien in der absteigenden Reihenfolge ihrer Bedeutung an. 

Die relative Gewichtung oder die nach der Bedeutung eingestufte Rei­
henfolge der Kriterien wird — soweit erforderlich — in der als Aufruf 
zum Wettbewerb verwendeten Bekanntmachung, in der Aufforderung 
zur Interessensbestätigung gemäß Artikel 47 Absatz 5, in der Aufforde­
rung zur Angebotsabgabe oder zur Verhandlung oder in den Verdin­
gungsunterlagen angegeben. 

Artikel 56 

Durchführung von elektronischen Auktionen 

(1) Die Mitgliedstaaten können vorschreiben, dass die Auftraggeber 
elektronische Auktionen durchführen dürfen. 

(2) Bei der Verwendung des offenen und nichtoffenen Verfahrens 
sowie des Verhandlungsverfahrens mit vorherigem Aufruf zum Wett­
bewerb kann der Auftraggeber beschließen, dass der Vergabe eines 
Auftrags eine elektronische Auktion vorausgeht, sofern die Spezifikatio­
nen des Auftrags hinreichend präzise beschrieben werden können. 

Eine elektronische Auktion kann unter den gleichen Bedingungen bei 
einem Aufruf zum Wettbewerb für die im Rahmen des in Artikel 15 
genannten dynamischen Beschaffungssystems zu vergebenden Aufträge 
durchgeführt werden. 

Die elektronische Auktion erstreckt sich 

a) entweder allein auf die Preise, wenn der Zuschlag für den Auftrag 
zum niedrigsten Preis erteilt wird, 

b) oder auf die Preise und/oder die Auftragswerte der in den Verdin­
gungsunterlagen genannten Angebotskomponenten, wenn das wirt­
schaftlich günstigste Angebot den Zuschlag für den Auftrag erhält. 

(3) Ein Auftraggeber, der die Durchführung einer elektronischen 
Auktion beschließt, weist in der als Aufruf zum Wettbewerb verwende­
ten Bekanntmachung darauf hin. 

Die Verdingungsunterlagen enthalten unter anderem folgende Einzelhei­
ten: 

a) die Komponenten, deren Auftragswerte Gegenstand der elektro­
nischen Auktion sein werden, sofern diese Komponenten in der 
Weise quantifizierbar sind, dass sie in Ziffern oder in Prozentanga­
ben ausgedrückt werden können; 

b) gegebenenfalls die Obergrenzen der Auftragswerte, die unterbreitet 
werden können, wie sie sich aus den Spezifikationen des Auftrags­
gegenstandes ergeben; 

c) die Informationen, die den Bietern im Laufe der elektronischen Auk­
tion zur Verfügung gestellt werden, sowie gegebenenfalls den Ter­
min, an dem sie ihnen zur Verfügung gestellt werden; 

d) die relevanten Angaben zum Ablauf der elektronischen Auktion; 

e) die Bedingungen, unter denen die Bieter Gebote abgeben können, 
und insbesondere die Mindestabstände, die bei Abgabe dieser Ge­
boten gegebenenfalls einzuhalten sind; 

f) die relevanten Angaben zu der verwendeten elektronischen Vorrich­
tung und zu den technischen Modalitäten und Merkmalen der An­
schlussverbindung. 

(4) Vor der Durchführung der elektronischen Auktion nehmen die 
Auftraggeber anhand des bzw. der Zuschlagskriterien und der dafür 
festgelegten Gewichtung eine erste vollständige Evaluierung der Ange­
bote vor. 
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Alle Bieter, die zulässige Angebote unterbreitet haben, werden zur glei­
chen Zeit auf elektronischem Wege aufgefordert, neue Preise und/oder 
Auftragswerte vorzulegen; die Aufforderung enthält sämtliche relevan­
ten Angaben betreffend die individuelle Verbindung zur verwendeten 
elektronischen Vorrichtung sowie das Datum und die Uhrzeit des Be­
ginns der elektronischen Auktion. Die elektronische Auktion kann meh­
rere aufeinander folgende Phasen umfassen. Sie darf frühestens zwei 
Arbeitstage nach der Versendung der Aufforderungen beginnen. 

(5) Erfolgt der Zuschlag auf das wirtschaftlich günstigste Angebot, so 
wird der Aufforderung das Ergebnis der vollständigen Bewertung des 
jeweiligen Angebots, die entsprechend der Gewichtung nach Artikel 55 
Absatz 2 Unterabsatz 1 durchgeführt wurde, beigefügt. 

In der Aufforderung ist ebenfalls die mathematische Formel vermerkt, 
nach der bei der elektronischen Auktion die automatische Neuordnung 
entsprechend den vorgelegten neuen Preisen und/oder den neuen Werten 
vorgenommen wird. Aus dieser Formel geht auch die Gewichtung aller 
Kriterien für die Ermittlung des wirtschaftlich günstigsten Angebots 
hervor, so wie sie in der Bekanntmachung, die als Aufruf zum Wett­
bewerb dient, oder in den Verdingungsunterlagen angegeben ist; zu 
diesem Zweck werden etwaige Margen durch einen im Voraus fest­
gelegten Wert ausgedrückt. 

Sind Varianten zulässig, so muss für jede einzelne Variante getrennt 
eine Formel angegeben werden. 

(6) Die Auftraggeber übermitteln allen Bietern im Laufe einer jeden 
Phase der elektronischen Auktion ständig und unverzüglich die Infor­
mationen, die erforderlich sind, damit den Bietern jederzeit ihr jeweili­
ger Rang bekannt ist; sie können ferner zusätzliche Informationen zu 
anderen vorgelegten Preisen oder Werten übermitteln, sofern dies in den 
Verdingungsunterlagen angegeben ist; darüber hinaus können sie jeder­
zeit die Zahl der Teilnehmer an der Phase der Auktion bekannt geben; 
sie dürfen jedoch keinesfalls während der Phasen der elektronischen 
Auktion die Identität der Bieter bekannt geben. 

(7) Die Auftraggeber schließen die elektronische Auktion nach einem 
oder mehreren der folgenden Verfahren ab: 

a) sie geben in der Aufforderung zur Teilnahme an der Auktion das 
Datum und die Uhrzeit an, die von vornherein festgelegt wurden; 

b) sie schließen das Verfahren ab, wenn Preise oder neuen Werte mehr 
eingehen, die den Anforderungen an die Mindestabstände gerecht 
werden. In diesem Falle geben die Auftraggeber in der Aufforderung 
zur Teilnahme an der Auktion die Frist an, die sie ab dem Erhalt der 
letzten Vorlage bis zum Abschluss der elektronischen Auktion ver­
streichen lassen; 

c) sie schließen das Verfahren ab, wenn die Auktionsphasen in der 
Anzahl, die in der Aufforderung zur Teilnahme an der Auktion 
angegeben war, durchgeführt wurden. 

Wenn die Auftraggeber beschlossen haben, die elektronische Auktion 
gemäß Buchstabe c), gegebenenfalls kombiniert mit dem Verfahren 
nach Buchstabe b), abzuschließen, wird in der Aufforderung zur Teil­
nahme an der Auktion der Zeitplan für jede Auktionsphase angegeben. 

(8) Nach Abschluss der elektronischen Auktion vergeben die Auf­
traggeber den Auftrag gemäß Artikel 55 entsprechend den Ergebnissen 
der elektronischen Auktion. 

(9) Auftraggeber dürfen nicht missbräuchlich oder dergestalt elektro­
nische Auktionen durchführen, dass der Wettbewerb ausgeschaltet, ein­
geschränkt oder verfälscht wird, oder dergestalt, dass der Auftrags­
gegenstand, wie er im Zuge der Veröffentlichung der Bekanntmachung 
ausgeschrieben und in den Verdingungsunterlagen definiert worden ist, 
verändert wird. 
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Artikel 57 

Ungewöhnlich niedrige Angebote 

(1) Erscheinen im Fall eines bestimmten Auftrags Angebote im Ver­
hältnis zur Leistung ungewöhnlich niedrig, so muss der Auftraggeber 
vor Ablehnung dieser Angebote schriftlich Aufklärung über die Be­
standteile des Angebots verlangen, wo er dies für angezeigt hält. 
Die betreffenden Erläuterungen können insbesondere Folgendes betref­
fen: 
a) die Wirtschaftlichkeit des Fertigungsverfahrens, der Erbringung der 

Dienstleistung oder des Bauverfahrens, 
b) die technischen Lösungen und/oder außergewöhnlich günstigen Be­

dingungen, über die der Bieter bei der Lieferung der Waren, der 
Erbringung der Dienstleistung oder der Durchführung der Bauleis­
tungen verfügt, 

c) die Originalität der vom Bieter angebotenen Lieferungen, Dienstleis­
tungen oder Bauleistungen, 

d) die Einhaltung der Vorschriften über Arbeitsschutz und Arbeits­
bedingungen, die am Ort der Lieferung, Dienstleistung oder Bau­
leistungen gelten, 

e) die etwaige Gewährung einer staatlichen Beihilfe an den Bieter. 
(2) Der Auftraggeber prüft die betreffende Zusammensetzung und 
berücksichtigt dabei die gelieferten Nachweise, indem er mit dem Bieter 
Rücksprache hält. 
(3) Stellt der Auftraggeber fest, dass ein Angebot ungewöhnlich 
niedrig ist, weil der Bieter eine staatliche Beihilfe erhalten hat, so 
darf er das Angebot allein aus diesem Grund nur nach Rücksprache 
mit dem Bieter ablehnen, sofern dieser binnen einer von dem Auftrag­
geber festzulegenden ausreichenden Frist nicht nachweisen kann, dass 
die betreffende Beihilfe rechtmäßig gewährt wurde. Lehnt der Auftrag­
geber ein Angebot unter diesen Umständen ab, so teilt er dies der 
Kommission mit. 

A b s c h n i t t 3 

Angebote, die Erzeugnisse aus Drittländern und Beziehungen mit diesen 
umfassen 

Artikel 58 

Angebote, die Erzeugnisse aus Drittländern umfassen 

(1) Dieser Artikel gilt für Angebote, die Erzeugnisse mit Ursprung in 
Drittländern umfassen, mit denen die Gemeinschaft keine Übereinkunft 
in einem multilateralen oder bilateralen Rahmen geschlossen hat, durch 
die ein tatsächlicher Zugang der Unternehmen der Gemeinschaft zu den 
Märkten dieser Drittländer unter vergleichbaren Bedingungen gewähr­
leistet wird. Er gilt unbeschadet der Verpflichtungen der Gemeinschaft 
oder ihrer Mitgliedstaaten gegenüber Drittländern. 
(2) Ein im Hinblick auf die Vergabe eines Lieferauftrages eingereich­
tes Angebot kann zurückgewiesen werden, wenn der gemäß der Ver­
ordnung (EWG) Nr. 2913/92 des Rates vom 12. Oktober 1992 zur 
Festlegung des Zollkodex der Gemeinschaften ( 1 ) bestimmte Anteil der 
Erzeugnisse mit Ursprung in Drittländern mehr als 50 % des Gesamt­
wertes der in dem Angebot enthaltenen Erzeugnisse beträgt. Im Sinne 
dieses Artikels gilt Software, die in der Ausstattung für Telekommuni­
kationsnetze verwendet wird, als Erzeugnis. 
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(3) Sind zwei oder mehrere Angebote gemäß den in Artikel 55 auf­
gestellten Zuschlagskriterien gleichwertig, so ist vorbehaltlich des Un­
terabsatzes 2 das Angebot zu bevorzugen, das gemäß Absatz 2 nicht 
zurückgewiesen werden kann. Die Preise solcher Angebote gelten im 
Sinne dieses Artikels als gleichwertig, sofern sie um nicht mehr als 3 % 
voneinander abweichen. 

Ein Angebot ist jedoch dann nicht gemäß Unterabsatz 1 zu bevorzugen, 
wenn seine Annahme den Auftraggeber zum Erwerb von Ausrüstungen 
zwingen würde, die andere technische Merkmale als bereits genutzte 
Ausrüstungen haben und dies zu Inkompatibilität oder technischen 
Schwierigkeiten bei Betrieb und Wartung oder zu unverhältnismäßigen 
Kosten führen würde. 

(4) Im Sinne dieses Artikels werden bei der Bestimmung des Anteils 
der aus Drittländern stammenden Erzeugnisse gemäß Absatz 2 diejeni­
gen Drittländer nicht berücksichtigt, auf die der Geltungsbereich dieser 
Richtlinie durch einen Beschluss des Rates gemäß Absatz 1 ausgedehnt 
worden ist. 

(5) Die Kommission unterbreitet dem Rat — erstmalig im zweiten 
Halbjahr des ersten Jahres nach Inkrafttreten dieser Richtlinie — einen 
jährlichen Bericht über die Fortschritte bei den multilateralen bzw. bi­
lateralen Verhandlungen über den Zugang von Unternehmen der Ge­
meinschaft zu den Märkten von Drittländern in den unter diese Richt­
linie fallenden Bereichen, über alle durch diese Verhandlungen erzielten 
Ergebnisse sowie über die tatsächliche Anwendung aller geschlossenen 
Übereinkünfte. 

Ausgehend von diesen Entwicklungen kann der Rat diesen Artikel auf 
Vorschlag der Kommission mit qualifizierter Mehrheit ändern. 

Artikel 59 

Beziehungen zu Drittländern im Bereich der Bau-, Lieferungs- und 
Dienstleistungsaufträge 

(1) Die Mitgliedstaaten informieren die Kommission über alle all­
gemeinen Schwierigkeiten rechtlicher oder faktischer Art, auf die ihre 
Unternehmen bei der Bewerbung um Dienstleistungsaufträge in Dritt­
ländern stoßen und die ihnen von ihren Unternehmen gemeldet werden. 

(2) Die Kommission legt dem Rat bis spätestens 31. Dezember 2005 
und anschließend in regelmäßigen Abständen einen Bericht über den 
Zugang zu Dienstleistungsaufträgen in Drittländern vor; dieser Bericht 
umfasst auch den Stand der Verhandlungen mit den betreffenden Dritt­
ländern, insbesondere im Rahmen der Welthandelsorganisationen. 

(3) Die Kommission versucht Probleme durch Intervention in einem 
Drittland zu bereinigen, wenn sie aufgrund der in Absatz 2 genannten 
Berichte oder aufgrund anderer Informationen feststellt, dass das betref­
fende Drittland bei Vergabe von Dienstleistungsaufträgen 

a) Unternehmen aus der Gemeinschaft keinen effektiven Zugang bietet, 
der mit dem in der Gemeinschaft gewährten Zugang für Unterneh­
men aus dem betreffenden Drittland vergleichbar ist, 

b) Unternehmen aus der Gemeinschaft keine Inländerbehandlung oder 
nicht die gleichen Wettbewerbsmöglichkeiten wie inländischen Un­
ternehmen bietet oder 

c) Unternehmen aus anderen Drittländern gegenüber Unternehmen aus 
der Gemeinschaft bevorzugt. 

(4) Die Mitgliedstaaten informieren die Kommission über alle 
Schwierigkeiten rechtlicher oder faktischer Art, auf die ihre Unterneh­
men stoßen bzw. die ihre Unternehmen ihnen melden und die auf die 
Nichteinhaltung der in Anhang XXIII aufgeführten Vorschriften des 
internationalen Arbeitsrechts zurückzuführen sind, wenn diese Unterneh­
men sich um Aufträge in Drittländern beworben haben. 
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(5) Die Kommission kann unter den in den Absätzen 3 und 4 ge­
nannten Bedingungen dem Rat jederzeit vorschlagen, die Vergabe von 
Dienstleistungsaufträgen an folgende Unternehmen während eines in 
einer entsprechenden Entscheidung festzulegenden Zeitraums ein­
zuschränken oder auszusetzen: 
a) Unternehmen, die dem Recht des betreffenden Drittlandes unterlie­

gen; 
b) mit den in Buchstabe a) bezeichneten Unternehmen verbundene Un­

ternehmen, die ihren Sitz in der Gemeinschaft haben, die jedoch 
nicht in unmittelbarer und tatsächlicher Verbindung mit der Wirt­
schaft eines Mitgliedstaats stehen; 

c) Unternehmen, die Angebote für Dienstleistungen mit Ursprung in 
dem betreffenden Drittland einreichen. 

Der Rat entscheidet unverzüglich mit qualifizierter Mehrheit. 
Die Kommission kann diese Maßnahmen entweder aus eigener Ver­
anlassung oder auf Antrag eines Mitgliedstaats vorschlagen. 
(6) Dieser Artikel lässt die Verpflichtungen der Gemeinschaft gegen­
über Drittländern unberührt, die sich aus internationalen Übereinkom­
men über das öffentliche Beschaffungswesen — insbesondere aus von 
im Rahmen der WTO geschlossenen Übereinkommen — ergeben. 

TITEL III 

VORSCHRIFTEN ÜBER WETTBEWERBE IM DIENSTLEISTUNGS- 
BEREICH 

Artikel 60 

Allgemeine Bestimmung 

(1) Die Bestimmungen für die Durchführung eines Wettbewerbs 
müssen Absatz 2 dieses Artikels, Artikel 61 und den Artikeln 63 bis 
66 entsprechen und sind den an der Teilnahme am Wettbewerb Interes­
sierten mitzuteilen. 
(2) Die Zulassung zur Teilnahme an einem Wettbewerb darf nicht 
beschränkt werden 
a) auf das Gebiet eines Mitgliedstaats oder einen Teil davon, 
b) aufgrund der Tatsache, dass nach dem Recht des Mitgliedstaats, in 

dem der Wettbewerb organisiert wird, nur natürliche oder nur juris­
tische Personen teilnehmen dürften. 

Artikel 61 

Schwellenwerte 

(1) Dieser Titel findet auf Wettbewerbe Anwendung, die im 
Rahmen von Vergabeverfahren für Dienstleistungsaufträge 
durchgeführt werden, deren geschätzter Wert ohne MwSt. mindestens 
►M13 414 000 EUR ◄ beträgt. 
Im Sinne dieses Absatzes bezeichnet der Begriff „Schwellenwert“ den 
geschätzten Wert des Dienstleistungsauftrags ohne MWSt einschließlich 
etwaiger Preisgelder und/oder Zahlungen an die Teilnehmer. 
(2) Dieser Titel findet auf sämtliche Wettbewerbe Anwendung, bei 
denen der Gesamtbetrag der Preisgelder und Zahlungen an Teilnehmer 
mindestens ►M13 414 000 EUR ◄ beträgt. 
Im Sinne dieses Absatzes bezeichnet der Begriff „Schwellenwert“ den 
Gesamtwert dieser Preisgelder und Zahlungen, einschließlich des ge­
schätzten Wertes des Dienstleistungsauftrags ohne MwSt., der später 
nach Artikel 40 Absatz 3 vergeben werden könnte, sofern der Auftrag­
geber eine derartige Vergabe in der Wettbewerbsbekanntmachung nicht 
ausschließt. 
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Artikel 62 

Ausgenommene Wettbewerbe 

Dieser Titel findet keine Anwendung auf Wettbewerbe, 

1. die für Dienstleistungsaufträge in denselben Fällen durchgeführt wer­
den, die in den Artikeln 20, 21 und 22 für Dienstleistungsaufträge 
genannt sind; 

2. die in dem betreffenden Mitgliedstaat zur Durchführung einer Tätig­
keit organisiert werden, auf die Artikel 30 Absatz 1 gemäß einer 
Entscheidung der Kommission anwendbar ist oder gemäß Absatz 4 
Unterabsätze 2 oder 3 oder Absatz 5 Unterabsatz 4 desselben Arti­
kels als anwendbar gilt. 

Artikel 63 

Vorschriften über die Veröffentlichung und die Transparenz 

(1) Auftraggeber, die einen Wettbewerb durchführen wollen, rufen 
mittels einer Bekanntmachung zum Wettbewerb auf. Auftraggeber, die 
einen Wettbewerb durchgeführt haben, übermitteln eine Bekannt­
machung über die Ergebnisse. Der Aufruf zum Wettbewerb enthält 
die in Anhang XVIII aufgeführten Informationen, und die Bekannt­
machung der Ergebnisse eines Wettbewerbs enthält die in Anhang 
XIX aufgeführten Informationen gemäß dem Format der Standardvor­
drucke, die von der Kommission nach dem in Artikel 68 Absatz 2 
genannten Verfahren beschlossen werden. 

Die Bekanntmachung der Ergebnisse eines Wettbewerbs wird der Kom­
mission binnen zwei Monaten nach Abschluss des Wettbewerbs gemäß 
den von der Kommission nach dem Verfahren des Artikels 68 Absatz 2 
festzulegenden Bedingungen übermittelt. Dabei trägt die Kommission 
allen in geschäftlicher Hinsicht sensiblen Aspekten Rechnung, auf die 
die Auftraggeber bei der Übermittlung der Angaben über die Anzahl der 
eingegangenen Pläne und Entwürfe, die Identität der Wirtschaftsteilneh­
mer und die angebotenen Preise hinweisen. 

(2) Artikel 44 Absätze 2 bis 8 gilt ferner für Bekanntmachungen 
betreffend Wettbewerbe. 

Artikel 64 

Kommunikationsmittel 

(1) Artikel 48 Absätze 1, 2 und 4 gilt für alle Mitteilungen im Zu­
sammenhang mit Wettbewerben. 

(2) Die Übermittlung, der Austausch und die Speicherung von Infor­
mationen erfolgen dergestalt, dass Vollständigkeit und Vertraulichkeit 
der von den Teilnehmern des Wettbewerbs übermittelten Informationen 
gewährleistet sind und das Preisgericht vom Inhalt der Pläne und Ent­
würfe erst Kenntnis erhält, wenn die Frist für ihre Vorlage verstrichen 
ist. 

(3) Für die Vorrichtungen für den elektronischen Eingang der Pläne 
und Entwürfe gelten die folgenden Bestimmungen: 

a) die Informationen über die Spezifikationen, die für die elektronische 
Übermittlung der Pläne und Entwürfe erforderlich sind, einschließ­
lich Verschlüsselung, müssen den betroffenen Parteien zugänglich 
sein. Außerdem müssen die Vorrichtungen für den elektronischen 
Eingang der Pläne und Entwürfe den Anforderungen des Anhangs 
XXIV genügen; 

b) die Mitgliedstaaten können Systeme der freiwilligen Akkreditierung 
einführen oder beibehalten, die zu einem erhöhten Angebot von 
Zertifizierungsdiensten für diese Vorrichtungen führen sollen. 
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Artikel 65 

Durchführung des Wettbewerbs, Auswahl der Teilnehmer und das 
Preisgericht 

(1) Bei der Durchführung von Wettbewerben wenden die Auftrag­
geber dieser Richtlinie entsprechende Verfahren an. 

(2) Bei Wettbewerben mit beschränkter Teilnehmerzahl legen die 
Auftraggeber eindeutige und nichtdiskriminierende Auswahlkriterien 
fest. In jedem Fall muss die Zahl der Bewerber, die zur Teilnahme 
aufgefordert werden, ausreichen, um einen echten Wettbewerb zu ge­
währleisten. 

(3) Das Preisgericht darf nur aus natürlichen Personen bestehen, die 
von den Teilnehmern des Wettbewerbs unabhängig sind. Wird von den 
Wettbewerbsteilnehmern eine bestimmte berufliche Qualifikation ver­
langt, so muss mindestens ein Drittel der Preisrichter über dieselbe 
oder eine gleichwertige Qualifikation verfügen. 

Artikel 66 

Entscheidungen des Preisgerichts 

(1) Das Preisgericht ist in seinen Entscheidungen und Stellungnah­
men unabhängig. 

(2) Es prüft die von den Bewerbern vorgelegten Pläne und Wett­
bewerbsarbeiten unter Wahrung der Anonymität und nur anhand der 
Kriterien, die in der Wettbewerbsbekanntmachung genannt sind. 

(3) Es erstellt über die Rangfolge der von ihm ausgewählten Projekte 
einen von den Preisrichtern zu unterzeichnenden Bericht, in dem auf die 
einzelnen Wettbewerbsarbeiten eingegangen wird und die Bemerkungen 
des Preisgerichts sowie gegebenenfalls noch zu klärende Fragen auf­
geführt sind. 

(4) Bis zur Stellungnahme oder zur Entscheidung des Preisgerichts 
ist Anonymität zu wahren. 

(5) Die Bewerber können bei Bedarf aufgefordert werden, zur Klä­
rung bestimmter Aspekte der Wettbewerbsarbeiten Antworten auf Fra­
gen zu erteilen, die das Preisgericht in seinem Protokoll festgehalten hat. 

(6) Über den Dialog zwischen den Preisrichtern und den Bewerbern 
wird ein umfassendes Protokoll erstellt. 

TITEL IV 

STATISTISCHE PFLICHTEN, DURCHFÜHRUNGSBEFUGNISSE UND 
SCHLUSSBESTIMMUNGEN 

Artikel 67 

Statistische Pflichten 

(1) Die Mitgliedstaaten tragen entsprechend den Modalitäten, die 
nach dem in Artikel 68 Absatz 2 genannten Verfahren festzulegen sind, 
dafür Sorge, dass die Kommission jährlich einen statistischen Bericht 
über den nach Mitgliedstaat und Tätigkeitskategorie der Anhänge I bis 
X aufgeschlüsselten Gesamtwert der vergebenen Aufträge erhält, die 
unterhalb der in Artikel 16 festgelegten Schwellenwerte liegen, die je­
doch, durch die Bestimmungen dieser Richtlinie erfasst wären, wenn es 
diese Schwellenwerte nicht gäbe. 
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(2) Im Zusammenhang mit den Tätigkeitskategorien in den Anhän­
gen II, III, V, IX und X tragen die Mitgliedstaaten dafür Sorge, dass die 
Kommission entsprechend den Modalitäten, die nach dem Verfahren des 
Artikels 68 Absatz 2 festzulegen sind, spätestens am 31. Oktober 2004 
und danach jeweils vor dem 31. Oktober jedes Jahres eine statistische 
Aufstellung der im Vorjahr vergebenen Aufträge erhält. Diese statisti­
sche Aufstellung enthält sämtliche Angaben, die erforderlich sind, um 
die ordnungsgemäße Anwendung des Abkommens zu überprüfen. 

Die nach Unterabsatz 1 geforderten Angaben betreffen nicht Aufträge, 
die F&E-Dienstleistungen der Kategorie 8 des Anhangs XVII Teil A, 
Fernmeldedienstleistungen der Kategorie 5 XVII Teil A des Fernmelde­
wesens mit den CPC-Referenznummern 7524, 7525 und 7526 und 
Dienstleistungen des Anhangs XVII Teil B zum Gegenstand haben. 

(3) Die Modalitäten nach den Absätzen 1 und 2 werden so festgelegt, 
dass sichergestellt ist, dass 

a) Aufträge von geringerer Bedeutung im Interesse einer verwaltungs­
mäßigen Vereinfachung ausgeschlossen werden können, ohne dass 
dadurch die Brauchbarkeit der Statistiken in Frage gestellt wird; 

b) die Vertraulichkeit der übermittelten Angaben gewahrt wird. 

▼M8 

Artikel 68 

Ausschussverfahren 

(1) Die Kommission wird von dem durch den Beschluss 
71/306/EWG des Rates ( 1 ) eingesetzten Ausschuss (nachstehend „Aus­
schuss“ genannt) unterstützt. 

(2) Wird auf diesen Absatz Bezug genommen, so gelten die Artikel 3 
und 7 des Beschlusses 1999/468/EG unter Beachtung von dessen Ar­
tikel 8. 

(3) Wird auf diesen Absatz Bezug genommen, so gelten Artikel 5a 
Absätze 1 bis 4 und Artikel 7 des Beschlusses 1999/468/EG unter 
Beachtung von dessen Artikel 8. 

(4) Wird auf diesen Absatz Bezug genommen, so gelten Artikel 5a 
Absätze 1 bis 4 und 5 Buchstabe b sowie Artikel 7 des Beschlusses 
1999/468/EG unter Beachtung von dessen Artikel 8. 

Die Fristen nach Artikel 5a Absatz 3 Buchstabe c und Absatz 4 Buch­
staben b und e des Beschlusses 1999/468/EG werden auf vier, bzw. 
zwei, und sechs Wochen festgesetzt. 

(5) Wird auf diesen Absatz Bezug genommen, so gelten Artikel 5a 
Absätze 1, 2, 4 und 6 sowie Artikel 7 des Beschlusses 1999/468/EG 
unter Beachtung von dessen Artikel 8. 

▼B 

Artikel 69 

Neufestsetzung der Schwellenwerte 

(1) ►M8 Die Kommission überprüft die in Artikel 16 genannten 
Schwellenwerte alle zwei Jahre ab dem 30. April 2004 und setzt sie 
— gegebenenfalls unter Berücksichtigung von Unterabsatz 2 — neu 
fest. Diese Maßnahmen zur Änderung nicht wesentlicher Bestimmungen 
dieser Richtlinie werden nach dem in Artikel 68 Absatz 4 genannten 
Regelungsverfahren mit Kontrolle erlassen. Aus Gründen äußerster 
Dringlichkeit kann die Kommission auf das in Artikel 68 Absatz 5 
genannte Dringlichkeitsverfahren zurückgreifen. ◄ 
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Die Berechnung dieser Schwellenwerte beruht auf dem durchschnitt­
lichen Tageskurs des Euro ausgedrückt in Sonderziehungsrechten wäh­
rend der 24 Monate, die am letzten Augusttag enden, der der Neufest­
setzung zum 1. Januar vorausgeht. Der so neu festgesetzte Schwellen­
wert wird, sofern erforderlich, auf volle Tausend Euro abgerundet, um 
die Einhaltung der geltenden Schwellenwerte zu gewährleisten, die in 
dem Übereinkommen vorgesehen sind und in SZR ausgedrückt werden. 

(2) ►M8 Anlässlich der in Absatz 1 genannten Neufestsetzung passt 
die Kommission die in Artikel 61 (Wettbewerbe) festgesetzten Schwel­
lenwerte an die für Dienstleistungsaufträge geltenden Schwellenwerte 
an. Diese Maßnahmen zur Änderung nicht wesentlicher Bestimmungen 
dieser Richtlinie werden nach dem in Artikel 68 Absatz 4 genannten 
Regelungsverfahren mit Kontrolle erlassen. Aus Gründen äußerster 
Dringlichkeit kann die Kommission auf das in Artikel 68 Absatz 5 
genannte Dringlichkeitsverfahren zurückgreifen. ◄ 

Der Gegenwert der gemäß Absatz 1 festgesetzten Schwellenwerte in den 
nationalen Währungen der Mitgliedstaaten, die nicht an der Währungs­
union teilnehmen, wird grundsätzlich alle zwei Jahre ab dem 1. Januar 
2004 überprüft. Die Berechnung dieses Wertes beruht auf dem durch­
schnittlichen Tageskurs dieser Währungen in Euro, während des Zeit­
raums von 24 Monaten, der am letzten Augusttag endet, der der Neu­
festsetzung mit Wirkung zum 1. Januar vorausgeht. 

(3) Die gemäß Absatz 1 neu festgesetzten Schwellenwerte, ihr Ge­
genwert in den nationalen Währungen sowie die angepassten Schwellen­
werte gemäß Absatz 2 werden von der Kommission im Amtsblatt der 
Europäischen Union zu Beginn des Monats November nach ihrer Neu­
festsetzung veröffentlicht. 

▼M8 

Artikel 70 

Änderungen 

(1) Die Kommission kann nach dem in Artikel 68 Absatz 2 genann­
ten Beratungsverfahren Folgendes ändern: 

a) das Verfahren des Anhangs XX zur Übermittlung und Veröffent­
lichung von Daten aus Verwaltungsgründen oder zur Anpassung 
an den technischen Fortschritt; 

b) die Verfahren für Erstellung, Übermittlung, Eingang, Übersetzung, 
Erhebung und Verteilung der in den Artikeln 41, 42, 43 und 63 
genannten Bekanntmachungen; 

c) aus den in Artikel 67 Absatz 3 genannten Gründen der Verwaltungs­
vereinfachung die Verfahren für Anwendung und Erstellung, Über­
mittlung, Eingang, Übersetzung, Erhebung und Verteilung der in 
Artikel 67 Absätze 1 und 2 genannten statistischen Aufstellungen. 

(2) Die Kommission kann Folgendes ändern: 

a) die Listen der Auftraggeber in den Anhängen I bis X, so dass sie den 
in den Artikeln 2 bis 7 genannten Kriterien entsprechen; 

b) die Modalitäten für gezielte Bezugnahmen auf bestimmte Positionen 
der CPV-Klassifikation in den Bekanntmachungen; 

c) die Referenznummern der Nomenklatur, auf die in Anhang XVII 
Bezug genommen wird, sofern der materielle Anwendungsbereich 
der Richtlinie davon unberührt bleibt, und die Modalitäten für die 
Bezugnahme auf bestimmte Positionen dieser Klassifikation in den 
Bekanntmachungen innerhalb der im Anhang aufgeführten Dienst­
leistungskategorien; 

d) die Referenznummern der Nomenklatur gemäß Anhang XII, sofern 
der materielle Anwendungsbereich der Richtlinie davon unberührt 
bleibt, und die Modalitäten für die Bezugnahme auf bestimmte Po­
sitionen dieser Klassifikation in den Bekanntmachungen; 
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e) Anhang XI; 
f) die Modalitäten und technischen Merkmale der Vorrichtungen für 

den elektronischen Eingang gemäß Anhang XXIV Buchstaben a, f 
und g; 

g) die technischen Modalitäten der in Artikel 69 Absatz 1 Unterabsatz 2 
und Absatz 2 Unterabsatz 2 genannten Berechnungsmethoden. 

Diese Maßnahmen zur Änderung nicht wesentlicher Bestimmungen die­
ser Richtlinie werden nach dem in Artikel 68 Absatz 3 genannten 
Regelungsverfahren mit Kontrolle erlassen. Aus Gründen äußerster 
Dringlichkeit kann die Kommission auf das in Artikel 68 Absatz 5 
genannte Dringlichkeitsverfahren zurückgreifen. 

▼B 

Artikel 71 

Umsetzung 

(1) Die Mitgliedstaaten erlassen die erforderlichen Rechts- und Ver­
waltungsvorschriften, um dieser Richtlinie spätestens am 31. Januar 
2006 nachzukommen. Sie setzen die Kommission unverzüglich davon 
in Kenntnis. 
Zur Anwendung der Vorschriften, die erforderlich sind, um Artikel 6 
dieser Richtlinie nachzukommen, können die Mitgliedstaaten einen zu­
sätzlichen Zeitraum von bis zu 35 Monaten nach Ablauf der in Unter­
absatz 1 vorgesehenen Frist in Anspruch nehmen. 
Wenn die Mitgliedstaaten diese Vorschriften erlassen, nehmen sie in 
den Vorschriften selbst oder durch einen Hinweis bei ihrer amtlichen 
Veröffentlichung auf diese Richtlinie Bezug. Die Mitgliedstaaten regeln 
die Einzelheiten dieser Bezugnahme. 
Artikel 30 ist ab dem 30. April 2004 anwendbar. 
(2) Die Mitgliedstaaten teilen der Kommission den Wortlaut der 
wichtigsten innerstaatlichen Rechtsvorschriften mit, die sie auf dem 
unter diese Richtlinie fallenden Gebiet erlassen. 

Artikel 72 

Kontrollmechanismen 

Gemäß der Richtlinie 92/13/EWG des Rates vom 25. Februar 1992 zur 
Koordinierung der Rechts- und Verwaltungsvorschriften für die Anwen­
dung der Gemeinschaftsvorschriften über die Auftragsvergabe durch 
Auftraggeber im Bereich der Wasser-, Energie- und Verkehrsversorgung 
sowie im Telekommunikationssektor ( 1 ) gewährleisten die Mitgliedstaa­
ten die Anwendung der vorliegenden Richtlinie durch wirksame, zu­
gängliche und transparente Mechanismen. 
Zu diesem Zweck können sie unter anderem eine unabhängige Stelle 
benennen oder einrichten. 

Artikel 73 

Aufhebungen 

Die Richtlinie 93/38/EWG wird unbeschadet der Verpflichtungen der 
Mitgliedstaaten im Zusammenhang mit den Fristen für die Umsetzung 
in innerstaatliches Recht nach Anhang XXV aufgehoben. 
Verweise auf die aufgehobene Richtlinie gelten als Verweise auf die 
vorliegende Richtlinie und sind gemäß der Entsprechungstabelle in An­
hang XXVI zu lesen. 

▼M8 

2004L0017 — DE — 01.01.2014 — 013.001 — 70 

( 1 ) ABl. L 76 vom 23.3.1992, S. 14. Zuletzt geändert durch die Beitrittsakte 
1994.



 

Artikel 74 

Inkrafttreten 

Diese Richtlinie tritt am Tag ihrer Veröffentlichung im Amtsblatt der 
Europäischen Union in Kraft. 

Artikel 75 

Adressaten 

Diese Richtlinie ist an alle Mitgliedstaaten gerichtet. 
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ANHANG I 

Auftraggeber in den Sektoren Fortleitung oder Abgabe von Gas oder 
Wärme 

Belgien 

— Distrigaz 

— Gemeinden und Gemeindeverbände, was diesen Teil ihrer Tätigkeit anbelangt 

— Fluxys 

Bulgarien 

Einrichtungen mit einer Genehmigung zur Erzeugung oder Fortleitung von 
Wärme nach Artikel 39 Absatz 1 des Energiegesetzes (veröffentlicht im Staats­
anzeiger Nr. 107/9.12.2003) (Закона за енергетиката (обн., ДВ, 
бр.107/9.12.2003)): 

— АЕЦ Козлодуй — ЕАД 

— Брикел — ЕАД 

— „Бул Еко Енергия“ ЕООД 

— „ГЕРРАД“ АД 

— Девен АД 

— ТЕЦ „Марица 3“ — АД 

— „Топлина електроенергия газ екология“ ООД 

— Топлофикация Бургас — ЕАД 

— Топлофикация Варна — ЕАД 

— Топлофикация Велико Търново — ЕАД 

— Топлофикация Враца — ЕАД 

— Топлофикация Габрово — ЕАД 

— Топлофикация Казанлък — ЕАД 

— Топлофикация Лозница — ЕАД 

— Топлофикация Перник — ЕАД 

— ЕВН България Топлофикация — Пловдив — ЕАД 

— Топлофикация Плевен — ЕАД 

— Топлофикация Правец — ЕАД 

— Топлофикация Разград — ЕАД 

— Топлофикация Русе — ЕАД 

— Топлофикация Сливен — ЕАД 

— Топлофикация София — ЕАД 

— Топлофикация Шумен — ЕАД 

— Топлофикация Ямбол — ЕАД 

Einrichtungen mit einer Genehmigung zur Fortleitung, Abgabe oder allgemeinen 
Lieferung von Gas durch Endhändler nach Artikel 39 Absatz 1 des Energiege­
setzes (veröffentlicht im Staatsanzeiger Nr. 107/9.12.2003) (Закона за 
енергетиката (обн., ДВ, бр.107/9.12.2003)): 

— Булгаргаз ЕАД 

— Булгартрансгаз ЕАД 

— Балкангаз 2000 АД 

— Бургасгаз ЕАД 

— Варнагаз АД 

— Велбъждгаз АД 

— Газо-енергийно дружество-Елин Пелин ООД 
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— Газинженеринг ООД 

— Газоснабдяване Асеновград АД 

— Газоснабдяване Бургас ЕАД 

— Газоснабдяване Враца ЕАД 

— Газоснабдяване Нова Загора АД 

— Газоснабдяване Нови Пазар АД 

— Газоснабдяване Попово АД 

— Газоснабдяване Първомай АД 

— Газоснабдяване Разград АД 

— Газоснабдяване Русе ЕАД 

— Газоснабдяване Стара Загора ООД 

— Добруджа газ АД 

— Дунавгаз АД 

— Каварна газ ООД 

— Камено-газ ЕООД 

— Кнежа газ ООД 

— Кожухгаз АД 

— Комекес АД 

— Консорциум Варна Про Енерджи ООД 

— Костинбродгаз ООД 

— Ловечгаз 96 АД 

— Монтанагаз АД 

— Овергаз Инк. АД 

— Павгаз АД 

— Плевенгаз АД 

— Правецгаз 1 АД 

— Примагаз АД 

— Промишлено газоснабдяване ООД 

— Раховецгаз 96 АД 

— Рилагаз АД 

— Севлиевогаз-2000 АД 

— Сигаз АД 

— Ситигаз България АД 

— Софиягаз ЕАД 

— Трансгаз Енд Трейд АД 

— Хебросгаз АД 

— Централ газ АД 

— Черноморска технологична компания АД 

— Ямболгаз 92 АД 

Tschechische Republik 

Alle Auftraggeber in den Sektoren, die Dienstleistungen im Gassektor und im 
Wärmesektor erbringen, so wie in Abschnitt 4 Absatz 1 Buchstaben a und b des 
Gesetzes Nr. 137/2006 Sammlung über öffentliche Aufträge (in der geänderten 
Form) definiert. 
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Beispiele für Auftraggeber: 

— RWE Transgas Net, s.r.o. 

— Pražská plynárenská, a.s. 

— Severomoravská plynárenská, a.s. 

— Plzeňská teplárenská, a.s. 

— Pražská teplárenská a.s. 

Dänemark 

— Unternehmen, die aufgrund einer Genehmigung gemäß § 4 des lov om var­
meforsyning, jf. lovbekendtgørelse nr. 347 vom 17. Juli 2005, die Gas- oder 
Wärmeversorgung betreiben. 

— Unternehmen, die aufgrund einer Genehmigung gemäß § 10 des lov om 
naturgasforsyning, jf. lovbekendtgørelse nr. 1116 vom 8. Mai 2006, die Fort­
leitung von Gas betreiben. 

— Unternehmen, die aufgrund einer Genehmigung gemäß bekendtgørelse nr. 
361 om rørledningsanlæg på dansk kontinentalsokkelområde til transport af 
kulbrinter vom 25. April 2006 die Fortleitung von Gas betreiben. 

— Fortleitung von Gas durch Energinet Danmark oder durch Tochterunterneh­
men in 100 %igem Besitz von Energinet Danmark gemäß lov om Energinet 
Danmark § 2, stk. 2 og 3, siehe Gesetz Nr. 1384 vom 20. Dezember 2004. 

Deutschland 

Gebietskörperschaften, Einrichtungen des öffentlichen Rechts oder deren Ver­
bände oder staatlich beherrschte Unternehmen, die Energie an andere liefern, 
ein Energieversorgungsnetz betreiben oder an einem Energieversorgungsnetz 
als Eigentümer Verfügungsbefugnis besitzen, gemäß § 3 Nr. 18 des Gesetzes 
über die Elektrizitäts- und Gasversorgung (Energiewirtschaftsgesetz) vom 
24. April 1998, zuletzt geändert am 9. Dezember 2006 

Estland 

— Einrichtungen, die auf der Grundlage des Artikels 10 Absatz 3 des Gesetzes 
über das öffentliche Auftragswesen (RT I 21.2.2007, 15, 76) und von Ar­
tikel 14 des Wettbewerbsgesetzes (RT I 2001, 56 332) tätig sind. 

— AS Kohtla-Järve Soojus; 

— AS Kuressaare Soojus; 

— AS Võru Soojus. 

Irland 

— Bord Gáis Éireann 

— Andere Abgabestellen, die gegebenenfalls von der Commission for Energy 
Regulation gemäß den Bestimmungen der Gas Acts 1976 to 2002 eine Lizenz 
für die Abgabe oder Weiterleitung von Erdgas erhalten. 

— Abgabestellen mit einer entsprechenden Lizenz gemäß dem Electricity Re­
gulation Act 1999, die als Betreiber kombinierter Wärme- und Kraftanlagen 
die Versorgung mit Fernwärme betreiben. 

Griechenland 

— „Δημόσια Επιχείρηση Αερίου (Δ.ΕΠ.Α.) Α.Ε.“, tätig im Bereich Fortleitung 
und Abgabe von Gas gemäß Gesetz 2364/95, geändert durch die Gesetze 
2528/97, 2593/98 und 2773/99 

— Διαχειριστής Εθνικού Συστήματος Φυσικού Αερίου (ΔΕΣΦΑ) Α.Ε. 

Spanien 

— Enagas, S.A. 

— Bahía de Bizkaia Gas, S.L. 

— Gasoducto Al Andalus, S.A. 

— Gasoducto de Extremadura, S.A. 
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— Infraestructuras Gasistas de Navarra, S.A. 
— Regasificadora del Noroeste, S.A. 
— Sociedad de Gas de Euskadi, S.A 
— Transportista Regional de Gas, S.A. 
— Unión Fenosa de Gas, S.A. 
— Bilbogas, S.A. 
— Compañía Española de Gas, S.A. 
— Distribución y Comercialización de Gas de Extremadura, S.A. 
— Distribuidora Regional de Gas, S.A. 
— Donostigas, S.A. 
— Gas Alicante, S.A. 
— Gas Andalucía, S.A. 
— Gas Aragón, S.A. 
— Gas Asturias, S.A. 
— Gas Castilla — La Mancha, S.A. 
— Gas Directo, S.A. 
— Gas Figueres, S.A. 
— Gas Galicia SDG, S.A. 
— Gas Hernani, S.A. 
— Gas Natural de Cantabria, S.A. 
— Gas Natural de Castilla y León, S.A. 
— Gas Natural SDG, S.A. 
— Gas Natural de Alava, S.A. 
— Gas Natural de La Coruña, S.A. 
— Gas Natural de Murcia SDG, S.A. 
— Gas Navarra, S.A. 
— Gas Pasaia, S.A. 
— Gas Rioja, S.A. 
— Gas y Servicios Mérida, S.L. 
— Gesa Gas, S.A. 
— Meridional de Gas, S.A.U. 
— Sociedad del Gas Euskadi, S.A. 
— Tolosa Gas, S.A. 
Frankreich 

— Gaz de France, errichtet und betrieben gemäß Loi No. 46-628 sur la natio­
nalisation de l'électricité et du gaz vom 8. April 1946 in der geänderten 
Fassung. 

— GRT Gaz, Manager des Gasfortleitungsnetzes 
— Gasabgabestellen nach Artikel 23 Loi No. 46-628 sur la nationalisation de 

l'électricité et du gaz vom 8. April 1946 in der geänderten Fassung (Verteiler­
unternehmen der Gemischtwirtschaft, Régies oder ähnliche aus Regional- 
oder Lokalbehörden bestehende Dienstleister) Beispiel: Gaz de Bordeaux, 
Gaz de Strasbourg. 

— Gebietskörperschaften oder Zusammenschlüsse von Gebietskörperschaften, 
die die Versorgung mit Fernwärme betreiben. 

▼M12 
Kroatien 

Auftraggeber im Sinne des Artikels 6 des Zakon o javnoj nabavi (Narodne 
novine broj 90/11) (Gesetz über das öffentliche Beschaffungswesen, Amtsblatt 
Nr. 90/11), die gemäß Sondervorschriften Tätigkeiten der Konstruktion (Bereit­
stellung) oder des Betriebs fester Netze zur Versorgung der Allgemeinheit im 
Zusammenhang mit der Förderung/Erzeugung, Fortleitung und Abgabe von Gas 
und Wärme und Tätigkeiten der Belieferung dieser Netze mit Gas oder Wärme 
ausüben, wie die Auftraggeber, die diese Tätigkeiten auf der Grundlage der 
Lizenz zur Ausübung energiewirtschaftlicher Tätigkeiten im Einklang mit dem 
Energiegesetz (Amtsblatt Nr. 120/12) ausüben. 

▼M7 
Italien 

— SNAM Rete Gas SpA, S.G.M. e EDISON T. e S. für die Fortleitung von Gas 
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— Gasabgabestellen, deren Tätigkeit durch den Testo unico delle leggi sull'as­
sunzione dei pubblici servizi da parte dei comuni e delle province approvato 
con regio decreto N o 2578 vom 15. Oktober 1925 und durch D.P.R N o 902 
vom 4. Oktober 1986 sowie durch die Artikel 14 und 15 des Decreto Legis­
lativo N o 164 vom 23. Mai 2000 geregelt ist. 

— Wärmeversorgungsunternehmen gemäß Artikel 10 der Legge N o 308 vom 
29. Mai 1982 — Norme sul contenimento dei consumi energetici, lo sviluppo 
delle fonti rinnovabili di energia, l'esercizio di centrali elettriche alimentate 
con combustibili diversi dagli idrocarburi. 

— Gebietskörperschaften oder Zusammenschlüsse von Gebietskörperschaften, 
die die Versorgung mit Fernwärme betreiben. 

— Società di trasporto regionale, deren Tarife von der Autorità per l'energia 
elettrica ed il gas genehmigt wurden. 

Zypern 

Lettland 

— Akciju sabiedrība „Latvijas gāze“. 

— Öffentliche Einrichtungen der Gemeinden, die die Öffentlichkeit mit Wärme 
versorgen. 

Litauen 

— Akciné bendrové „Lietuvos dujos“ 

— Sonstige Stellen gemäß den Anforderungen von Artikel 70 Abs. 1 und 2 des 
Gesetzes über das öffentliche Auftragswesen der Republik Litauen (Amtsblatt 
Nr. 84-2000, 1996; Nr. 4-102, 2006), die die Fortleitung, Abgabe oder all­
gemeine Lieferung von Gas gemäß dem Gesetz über Erdgas der Republik 
Litauen (Amtsblatt Nr. 89-2743, 2000; Nr. 43-1626, 2007) vornehmen. 

— Sonstige Abgabestellen gemäß den Anforderungen von Artikel 70 Abs. 1 und 
2 des Gesetzes über das öffentliche Auftragswesen der Republik Litauen 
(Amtsblatt Nr. 84-2000, 1996; Nr. 4-102, 2006), die die Lieferung von Fern­
wärme gemäß dem Gesetz über Fernwärme der Republik Litauen (Amtsblatt 
Nr. 51-2254, 2003; Nr. 130-5259, 2007) vornehmen. 

Luxemburg 

— Société de transport de gaz SOTEG S.A. 

— Gaswierk Esch-Ülzecht S.A. 

— Service industriel de la Ville de Dudelange 

— Service industriel de la Ville de Luxembourg 

— Gebietskörperschaften oder Zusammenschlüsse von Gebietskörperschaften, 
die die Versorgung mit Fernwärme betreiben. 

Ungarn 

— Abgabestellen, die die Fortleitung oder Abgabe von Gas gemäß Artikel 162- 
163 von 2003 évi CXXIX. törvény a közbeszerzésekről betreiben und eine 
Zulassung gemäß 2003 évi XLII. törvény a földgázellátásról erhalten haben. 

— Abgabestellen, die die Fortleitung oder Abgabe von Fernwärme gemäß Ar­
tikel 162-163 von 2003 évi CXXIX. törvény a közbeszerzésekről betreiben 
und eine Zulassung gemäß 2005 évi XVIII. törvény a távhőszolgáltatásról 
erhalten haben. 

Malta 

— Korporazzjoni Enemalta (Enemalta Corporation) 

Niederlande 

— Stellen, die von den lokalen Behörden gemäß dem Gemeentewet eine Lizenz 
(vergunning) zur Fortleitung oder Abgabe von Gas erhalten haben. Stellver­
tretend hierfür seien folgende Beispiele angeführt: NV Nederlandse Gasunie. 
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— Kommunale oder provinziale Stellen, die aufgrund des Gemeentewet oder des 
Provinciewet die Fortleitung oder Abgabe von Gas betreiben. 

— Gebietskörperschaften oder Zusammenschlüsse von Gebietskörperschaften, 
die die Versorgung mit Fernwärme betreiben. 

Österreich 

— Stellen, die gemäß dem Energiewirtschaftsgesetz, dRGBl. I, S. 1451-1935 
oder dem Gaswirtschaftgesetz, BGBl. I Nr. 121/2000 (in der geltenden Fas­
sung) zur Fortleitung oder Abgabe von Gas befugt sind. 

— Stellen, die gemäß der Gewerbeordnung, BGBl. Nr. 194/1994 (in der gelten­
den Fassung) zur Fortleitung oder Abgabe von Fernwärme befugt sind. 

Polen 

Energieunternehmen im Sinne von ustawa z dnia 10 kwietnia 1997 r. Prawo 
energetyczne, u. a.: 

— Dolnośląska Spółka Gazownictwa Sp. z o.o. we Wrocławiu 

— Europol Gaz S.A Warszawa 

— Gdańskie Przedsiębiorstwo Energetyki Cieplnej Sp. z o.o. 

— Górnośląska Spółka Gazownictwa Sp. z o.o., Zabrze 

— Karpacka Spółka Gazownictwa Sp. z o.o. w Tarnowie 

— Komunalne Przedsiębiorstwo Energetyki Cieplnej Sp. z o.o., Karczew 

— Mazowiecka Spółka Gazownictwa Sp. z o.o. Warszawa 

— Miejskie Przedsiębiorstwo Energetyki Cieplnej S. Α., Tarnów 

— OPEC Grudziądz Sp. z o.o. 

— Ostrowski Zakład Ciepłowniczy S.A., Ostrów Wielkopolski 

— Pomorska Spółka Gazownictwa Sp. z o.o., Gdańsk 

— Przedsiębiorstwo Energetyki Cieplnej — Gliwice Sp. z o, o. 

— Przedsiębiorstwo Energetyki Cieplnej w Dąbrowie Górniczej S.A. 

— Stołeczne Przedsiębiorstwo Energetyki Cieplnej S.A., Warszawa 

— Wielkopolska Spółka Gazownictwa Sp. z o.o, Poznań 

— Wojewódzkie Przedsiębiorstwo Energetyki Cieplnej w Legnicy S.A. 

— Zakład Energetyki Cieplnej w Wołominie Sp. z o.o. 

— Zespół Elektrociepłowni Bydgoszcz S.A. 

— Zespół Elektrociepłowni Bytom S.A. 

— Elektrociepłownia Zabrze S.A. 

— Ciepłownia Łańcut Sp. z.ο.ο. 

Portugal 

Stellen, die zur Fortleitung oder Abgabe von Gas auf folgender Rechtsgrundlage 
befugt sind: 

— Decreto-Lei n o 30/2006, de 15 de Fevereiro, que estabelece os princípios 
gerais de organização e funcionamento do Sistema Nacional de Gás Natural 
(SNGN), bem como o exercício das actividades de recepção, armazenamento, 
transporte, distribuição e comercialização de gás natural; 

— Decreto-Lei n o 140/2006, de 26 de Julho, que desenvolve os princípios gerais 
relativos à organização e funcionamento do SNGN, regulamentando o regime 
jurídico aplicável ao exercício daquelas actividades. 

Rumänien 

— „Societatea Națională de Transport Gaze Naturale Transgaz — SA Mediaș“ 

— SC Distrigaz Sud SA 

— E. ON Gaz România SA 

— E.ON Gaz Distribuție SA– Societăți de distribuție locală 
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Slowenien 

Stellen, die Erdgas gemäß dem Energiegesetz (Energetski zakon (Uradni list RS, 
79/99)) fortleiten oder verteilen und Stellen, die Fernwärme gemäß den Beschlüs­
sen der Gemeinden fortleiten oder verteilen: 

Mat. Št. Naziv Poštna Št. Kraj 

5226406 Javno Podjetje Energetika Ljubljana D.O.O. 1000 Ljubljana 

5796245 Podjetje Za Oskrbo Z Energijo Ogrevanje Piran D.O.O. Piran 
— Pirano 

6330 Piran — Pirano 

5926823 Jeko — In, Javno Komunalno Podjetje, D.O.O., Jesenice 4270 Jesenice 

1954288 Geoplin Plinovodi D.O.O. 1000 Ljubljana 

5034477 Plinarna Maribor, Družba Za Proizvodnjo, Distribucijo Ener­
gentov, Trgovino In Storitve D.D. 

2000 Maribor 

5705754 Petrol Energetika D.O.O. Ravne Na Koroškem 2390 Ravne Na Koroškem 

5789656 Javno Podjetje Plinovod Sevnica 8290 Sevnica 

5865379 Adriaplin Podjetje Za Distribucijo Zemeljskega Plina D.O.O. 
Ljubljana 

1000 Ljubljana 

5872928 Mestni Plinovodi Distribucija Plina D.O.O. 6000 Koper — Capodistria 

5914531 Energetika Celje Javno Podjetje D.O.O. 3000 Celje 

5015731 Javno Komunalno Podjetje Komunala Trbovlje D.O.O. 1420 Trbovlje 

5067936 Komunala D.O.O. Javno Podjetje Murska Sobota 9000 Murska Sobota 

5067804 Javno Komunalno Podjetje Komunala Kočevje D.O.O. 1330 Kočevje 

1574558 Oks Občinske Komunalne Storitve D.O.O. Šempeter Pri Go­
rici 

5290 Šempeter Pri Gorici 

1616846 Energetika Preddvor, Energetsko Podjetje D.O.O. 4205 Preddvor 

5107199 Javno Podjetje Toplotna Oskrba, D.O.O., Maribor 2000 Maribor 

5231787 Javno Podjetje Komunalna Energetika Nova Gorica D.O.O. 5000 Nova Gorica 

5433215 Toplarna Železniki, Proizvodnja In Distribucija Toplotne 
Energije D.O.O. 

4228 Železniki 

5545897 Toplarna Hrastnik, Javno Podjetje Za Proizvodnjo, Distribu­
cijo In Prodajo Toplotne Energije, D.O.O. 

1430 Hrastnik 

5615402 Spitt D.O.O. Zreče 3214 Zreče 

5678170 Energetika Nazarje D.O.O. 3331 Nazarje 

5967678 Javno Podjetje Dom Nazarje, Podjetje Za Oskrbo Z Energijo 
In Vodo Ter Upravljanje Z Mestnimi Napravami D.O.O. 

3331 Nazarje 

5075556 Loška Komunala, Oskrba Z Vodo In Plinom, D.D. Škofja 
Loka 

4220 Škofja Loka 

5222109 Komunalno Podjetje Velenje D.O.O. Izvajanje Komunalnih 
Dejavnosti D.O.O. 

3320 Velenje 

5072107 Javno Komunalno Podjetje Slovenj Gradec D.O.O. 2380 Slovenj Gradec 

5073162 Komunala Slovenska Bistrica, Podjetje Za Komunalne In 
Druge Storitve, D.O.O. 

2310 Slovenska Bistrica 
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Slowakei 

— Stellen, die aufgrund einer Zulassung die Erzeugung, die Abgabe, die Fort­
leitung, die Lagerung und die Lieferung von Gas an die Öffentlichkeit gemäß 
Gesetz Nr. 656/2004 Slg. vornehmen oder betreiben. 

— Stellen, die aufgrund einer Zulassung die Erzeugung, die Abgabe, die Fort­
leitung, und die Lieferung von Fernwärme an die Öffentlichkeit gemäß Ge­
setz Nr. 657/2004 Slg. vornehmen oder betreiben. 

Beispiel: 

— Slovenský plynárenský priemysel, a.s. 

Finnland 

Öffentliche oder andere Auftraggeber, die ein Gasnetztransportsystem betreiben 
und Gas aufgrund einer Genehmigung gemäß Kapitel 3 Absatz 1 oder Kapitel 6 
Absatz 1 des maakaasumarkkinalaki//naturgasmarknadslagen (508/2000) fortlei­
ten oder verteilen, und kommunale Auftraggeber oder öffentliche Unternehmen, 
die Fernwärme erzeugen, fortleiten oder verteilen oder Fernwärme an Netze 
weiterleiten. 

Schweden 

— Stellen, die Gas oder Fernwärme auf der Grundlage einer Konzession gemäß 
lagen (1978:160) om vissa rörledningar weiterleiten oder verteilen. 

Vereinigtes Königreich 

— Ein öffentlicher Gasfortleiter im Sinne von Abschnitt 7(1) des Gas Act 1986. 

— Eine Person, die gemäß Artikel 8 des Gas (Northern Ireland) Order 1996 zu 
einem Betreiber für die Gasversorgung erklärt wurde. 

— Eine lokale Behörde, die ein festes Netz bereitstellt oder betreibt, über das 
eine für die Öffentlichkeit bestimmte Dienstleistung im Zusammenhang mit 
der Erzeugung, der Fortleitung oder Abgabe von Fernwärme erbracht wird. 

— Eine Person, die gemäß Abschnitt 6(1)(a) des Electricity Act 1989 eine ent­
sprechende Lizenz besitzt und deren Lizenz die Bestimmungen nach Ab­
schnitt 10(3) dieses Act umfasst. 
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ANHANG II 

Auftraggeber in den Sektoren Erzeugung, Fortleitung oder Abgabe von 
Elektrizität 

Belgien 

— Gemeinden und Gemeindeverbände, was diesen Teil ihrer Tätigkeit anbelangt 

— Société de Production d'Electricité/Elektriciteitsproductie Maatschappij. 

— Electrabel/Electrabel 

— Elia 

Bulgarien 

Einrichtungen mit einer Genehmigung zur Erzeugung, Fortleitung, Abgabe oder 
allgemeinen Lieferung von Elektrizität durch Endhändler nach Artikel 39 Absatz 
1 des Energiegesetzes (veröffentlicht im Staatsanzeiger Nr. 107/9.12.2003) 
(Закона за енергетиката (обн., ДВ, бр.107/9.12.2003)): 

— АЕЦ Козлодуй — ЕАД 

— Болкан Енерджи АД 

— Брикел — ЕАД 

— Българско акционерно дружество Гранитоид АД 

— Девен АД 

— ЕВН България Електроразпределение АД 

— ЕВН България Електроснабдяване АД 

— ЕЙ И ЕС — 3С Марица Изток 1 

— Енергийна компания Марица Изток III — АД 

— Енерго-про България — АД 

— ЕОН България Мрежи АД 

— ЕОН България Продажби АД 

— ЕРП Златни пясъци АД 

— ЕСО ЕАД 

— ЕСП „Златни пясъци“ АД 

— Златни пясъци-сервиз АД 

— Калиакра Уинд Пауър АД 

— НЕК ЕАД 

— Петрол АД 

— Петрол Сторидж АД 

— Пиринска Бистрица-Енергия АД 

— Руно-Казанлък АД 

— Сентрал хидроелектрик дьо Булгари ЕООД 

— Слънчев бряг АД 

— ТЕЦ — Бобов Дол ЕАД 

— ТЕЦ — Варна ЕАД 

— ТЕЦ „Марица 3“ — АД 

— ТЕЦ Марица Изток 2 — ЕАД 

— Топлофикация Габрово — ЕАД 

— Топлофикация Казанлък — ЕАД 

— Топлофикация Перник — ЕАД 

— Топлофикация Плевен — ЕАД 
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— ЕВН България Топлофикация — Пловдив — ЕАД 

— Топлофикация Русе — ЕАД 

— Топлофикация Сливен — ЕАД 

— Топлофикация София — ЕАД 

— Топлофикация Шумен — ЕАД 

— Хидроенергострой ЕООД 

— ЧЕЗ България Разпределение АД 

— ЧЕЗ Електро България АД 

Tschechische Republik 

Alle Auftraggeber in den Sektoren, die Dienstleistungen im Elektrizitätssektor 
anbieten, die unter Abschnitt 4 Absatz 1 Buchstabe c des Gesetzes Nr. 137/2006 
Slg. über das öffentliches Auftragswesen (in der geltenden Fassung) definiert 
sind. 

Beispiele für Auftraggeber: 

— ČEPS, a.s. 

— ČEZ, a. s. 

— Dalkia Česká republika, a.s. 

— PREdistribuce, a.s. 

— Plzeňská energetika a.s. 

— Sokolovská uhelná, právní nástupce, a.s. 

Dänemark 

— Unternehmen, die aufgrund einer Genehmigung gemäß § 10 des lov om 
elforsyning, jf. lovbekendtgørelse nr. 1115 vom 8. November 2006, elektri­
schen Strom erzeugen. 

— Unternehmen, die aufgrund einer Genehmigung gemäß § 19 des lov om 
elforsyning, jf. lovbekendtgørelse nr. 1115 vom 8. November 2006, den 
Transport elektrischer Energie betreiben. 

— Fortleitung von Elektrizität durch Energinet Danmark oder durch Tochter­
unternehmen in 100 %igem Besitz von Energinet Danmark gemäß lov om 
Energinet Danmark § 2, stk. 2 og 3, siehe Gesetz Nr. 1384 vom 20. Dezember 
2004. 

Deutschland 

Gebietskörperschaften, Einrichtungen des öffentlichen Rechts oder deren Ver­
bände oder staatlich beherrschte Unternehmen, die Energie an andere liefern, 
ein Energieversorgungsnetz betreiben oder an einem Energieversorgungsnetz 
als Eigentümer Verfügungsbefugnis besitzen, gemäß § 3 Nr. 18 des Gesetzes 
über die Elektrizitäts- und Gasversorgung (Energiewirtschaftsgesetz) vom 
24. April 1998, zuletzt geändert am 9. Dezember 2006 

Estland 

— Einrichtungen, die auf der Grundlage des Artikels 10 Absatz 3 des Gesetzes 
über das öffentliche Auftragswesen (RT I 21.2.2007, 15, 76) und von Ar­
tikel 14 des Wettbewerbsgesetzes (RT I 2001, 56 332) tätig sind: 

— AS Eesti Energia, 

— OÜ Jaotusvõrk (Jaotusvõrk LLC); 

— AS Narva Elektrijaamad; 

— OÜ Põhivõrk. 

Irland 

— The Electricity Supply Board 

— ESB Independent Energy [ESBIE — Vesorgung mit Elektrizität] 

— Synergen Ltd. [Erzeugung von Elektrizität] 

— Viridian Energy Supply Ltd. [Versorgung mit Elektrizität] 
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— Huntstown Power Ltd. [Erzeugung von Elektrizität] 

— Bord Gáis Éireann [Versorgung mit Elektrizität] 

— Elektrizitätsversorgungs- und -erzeugungsunternehmen, die über eine entspre­
chende Genehmigung gemäß dem Electricity Regulation Act 1999 verfügen. 

— EirGrid plc 

Griechenland 

„Δημόσια Επιχείρηση Ηλεκτρισμού Α.Ε.“, eingerichtet durch das Gesetz Nr. 
1468/1950 περί ιδρύσεως της ΔΕΗ und Betreiber gemäß dem Gesetz Nr. 
2773/1999 und dem Präsidialerlass Nr. 333/1999. 

Spanien 

— Red Eléctrica de España, S.A. 

— Endesa, S.A. 

— Iberdrola, S.A. 

— Unión Fenosa, S.A. 

— Hidroeléctrica del Cantábrico, S.A. 

— Electra del Viesgo, S.A. 

— Andere Einrichtungen mit einer Genehmigung zur Erzeugung, Fortleitung 
und der Abgabe von Elektrizität gemäß dem „Ley 54/1997, de 27 de no­
viembre, del Sector eléctrico“ und seiner Durchführungsbestimmungen. 

Frankreich 

— Électricité de France, errichtet und betrieben gemäß Loi N o 46-628 sur la 
nationalisation de l'électricité et du gaz vom 8. April 1946, in der geänderten 
Fassung. 

— RTE, Manager des Stromfortleitungsnetzes 

— Stromabgabestellen nach Artikel 23 der Loi N o 46-628 sur la nationalisation 
de l'électricité et du gaz vom 8. April 1946, in der geänderten Fassung 
(Verteilerunternehmen der Gemischtwirtschaft, Régies oder ähnliche aus Re­
gional- oder Lokalbehörden bestehende Dienstleister) Beispiel: Gaz de Bor­
deaux, Gaz de Strasbourg. 

— Compagnie nationale du Rhône 

— Electricité de Strasbourg 
▼M12 

Kroatien 

Auftraggeber im Sinne des Artikels 6 des Zakon o javnoj nabavi (Narodne 
novine broj 90/11) (Gesetz über das öffentliche Beschaffungswesen, Amtsblatt 
Nr. 90/11), die gemäß Sondervorschriften Tätigkeiten der Konstruktion (Bereit­
stellung) oder des Betriebs fester Netze zur Versorgung der Allgemeinheit im 
Zusammenhang mit der Erzeugung, Fortleitung und Abgabe von Elektrizität und 
Tätigkeiten der Belieferung dieser Netze mit Elektrizität ausüben, wie die Auf­
traggeber, die diese Tätigkeiten auf der Grundlage der Lizenz zur Ausübung 
energiewirtschaftlicher Tätigkeiten im Einklang mit dem Energiegesetz (Amts­
blatt Nr. 120/12) ausüben. 

▼M7 
Italien 

— Gesellschaften des Gruppo Enel, die im Sinne des Decreto Legislativo N o . 79 
vom 16. März 1999 und der anschließenden Änderungen und Ergänzungen 
mit der Erzeugung, Fortleitung und Abgabe von Elektrizität beauftragt sind. 

— TERNA- Rete elettrica nazionale SpA 

— Sonstige Unternehmen, die auf der Grundlage von Konzessionen gemäß dem 
Decreto Legislativo N o 79 vom 16. März 1999 tätig sind. 

Zypern 

— Η Αρχή Ηλεκτρισμού Κύπρου eingerichtet durch the περί Αναπτύξεως 
Ηλεκτρισμού Νόμο, Κεφ. 171. 

— Διαχειριστής Συστήματος Μεταφοράς wurde gemäß Artikel 57 des Περί 
Ρύθμισης της Αγοράς Ηλεκτρισμού Νόμου 122(Ι) του 2003 eingerichtet. 

Sonstige Personen, Einrichtungen oder Unternehmen, die eine in Artikel 3 der 
Richtlinie 2004/17/EG genannte Tätigkeit ausüben und auf der Grundlage einer 
Zulassung nach Artikel 34 des Gesetzes περί Ρύθμισης της αγοράς Ηλεκτρισμού 
Νόμου του 2003 {Ν. 122(Ι)/2003} tätig sind. 
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Lettland 

VAS „Latvenergo“ und andere Unternehmen, die Elektrizität erzeugen, fortleiten 
und abgeben und die Käufe gemäß dem Gesetz „Par iepirkumu sabiedrisko 
pakalpojumu sniedzēju vajadzībām“ tätigen. 
Litauen 

— Staatliches Unternehmen Ignalina-Kernkraftwerk 
— Akcinė bendrovė „Lietuvos energija“ 
— Akcinė bendrovė „Lietuvos elektrinė“ 
— Akcinė bendrovė Rytų skirstomieji tinklai 
— Akcinė bendrovė „VST“ 
— Sonstige Stellen, die gemäß den Anforderungen von Artikel 70 Abs. 1 und 2 

des Gesetzes über das öffentliche Auftragswesen der Republik Litauen 
(Amtsblatt Nr. 84-2000, 1996; Nr. 4-102, 2006) tätig sind und die Erzeu­
gung, Fortleitung oder Abgabe gemäß dem Gesetz über Elektrizität der Re­
publik Litauen (Amtsblatt Nr. 66-1984, 2000; Nr. 107-3964, 2004) und dem 
Gesetz über Kernenergie der Republik Litauen (Amtsblatt Nr. 119-2771, 
1996) vornehmen. 

Luxemburg 

— Compagnie grand-ducale d'électricité de Luxembourg (CEGEDEL) für die 
Elektrizitätserzeugung oder -abgabe gemäß der mit Gesetz vom 4. Januar 
1928 gebilligten convention concernant l'établissement et l'exploitation des 
réseaux de distribution d'énergie électrique dans le Grand-Duché du Luxem­
bourg vom 11. November 1927 

— Lokale Behörden, die für die Fortleitung oder die Abgabe von Elektrizität 
verantwortlich sind. 

— Société électrique de l'Our (SEO). 
— Syndicat de communes SIDOR 
Ungarn 

Stellen, die für die Erzeugung, die Fortleitung und die Abgabe von Elektrizität 
gemäß Artikel 162-163 von 2003 évi CXXIX. törvény a közbeszerzésekről und 
2007 évi LXXXVI. törvény a villamos energiáról zuständig sind. 
Malta 

Korporazzjoni Enemalta (Enemalta Corporation) 
Niederlande 

Stellen, die von den provinzialen Behörden gemäß dem Provinciewet eine Lizenz 
(vergunning) zur Abgabe von Elektrizität erhalten haben. Stellvertretend hierfür 
seien folgende Beispiele angeführt: 
— Essent 
— Nuon 
Österreich 

Stellen, die ein Übermittlungs- oder Abgabenetz gemäß dem Elektrizitätswirt­
schafts- und Organisationsgesetz, BGBl. I Nr. 143/1998 (in der geltenden Fas­
sung), oder gemäß der Elektrizitätswirtschafts(wesen)gesetze der neun Bundes­
länder betreiben. 
Polen 

Energieunternehmen im Sinne von ustawa z dnia 10 kwietnia 1997 r. Prawo 
energetyczne, u. a.: 
— BOT Elektrownia „Opole“ S.A., Brzezie 
— BOT Elektrownia Bełchatów S.A, 
— BOT Elektrownia Turów S.A., Bogatynia 
— Elbląskie Zakłady Energetyczne S.A. w Elblągu 
— Elektrociepłownia Chorzów „ELCHO“ Sp. z o.o. 
— Elektrociepłownia Lublin — Wrotków Sp. z o.o. 
— Elektrociepłownia Nowa Sarzyna Sp. z o.o. 
— Elektrociepłownia Rzeszów S.A. 
— Elektrociepłownie Warszawskie S.A. 
— Elektrownia „Kozienice“ S.A. 
— Elektrownia „Stalowa Wola“ S.A. 
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— Elektrownia Wiatrowa, Sp. z o.o., Kamieńsk 

— Elektrownie Szczytowo-Pompowe S.A., Warszawa 

— ENEA S.A., Poznań 

— Energetyka Sp. z o.o, Lublin 

— EnergiaPro Koncern Energetyczny S.A., Wrocław 

— ENION S.A., Kraków 

— Górnośląski Zakład Elektroenergetyczny S.A., Gliwice 

— Koncern Energetyczny Energa S.A., Gdańsk 

— Lubelskie Zakłady Energetyczne S.A. 

— Łódzki Zakład Energetyczny S.A, 

— PKP Energetyka Sp. z o.o., Warszawa 

— Polskie Sieci Elektroenergetyczne S.A., Warszawa 

— Południowy Koncern Energetyczny S.A., Katowice 

— Przedsiębiorstwo Energetyczne w Siedlcach Sp. z o.o. 

— PSE-Operator S.A., Warszawa 

— Rzeszowski Zakład Energetyczny S.A, 

— Zakład Elektroenergetyczny „Elsen“ Sp. z o.o, Częstochowa 

— Zakład Energetyczny Białystok S.A, 

— Zakład Energetyczny Łódź-Teren S, A. 

— Zakład Energetyczny Toruń S.A. 

— Zakład Energetyczny Warszawa-Teren 

— Zakłady Energetyczne Okręgu Radomsko-Kieleckiego S.A. 

— Zespół Elektrociepłowni Bydgoszcz S.A. 

— Zespół Elektrowni Dolna Odra S.A., Nowe Czarnowo 

— Zespół Elektrowni Ostrołęka S.A. 

— Zespół Elektrowni Pątnów-Adamów-Konin S.A. 

— Polskie Sieci Elektroenergetyczne S.A, 

— Przedsiębiorstwo Energetyczne MEGAWAT Sp. Z.ο.ο. 

— Zespół Elektrowni Wodnych Niedzica S.A. 

— Energetyka Południe S.A. 

Portugal 

1) Elektrizitätserzeugung 

Stellen, die Elektrizität aufgrund folgender Rechtsgrundlage erzeugen: 

— Decreto-Lei n o 29/2006, de 15 de Fevereiro que estabelece as bases gerais 
da organização e o funcionamento dos sistema eléctrico nacional (SEN), e 
as bases gerais aplicáveis ao exercício das actividades de produção, trans­
porte, distribuição e comercialização de electricidade e à organização dos 
mercados de electricidade; 

— Decreto-Lei n o 172/2006, de 23 de Agosto, que desenvolve os princípios 
gerais relativos à organização e ao funcionamento do SEN, regulamen­
tando o diploma a trás referido. 

— Stellen, die Elektrizität im Rahmen einer Sonderregelung aufgrund fol­
gender Rechtsgrundlage erzeugen: Decreto-Lei n o 189/88 de 27 de Maio, 
com a redacção dada pelos Decretos-Lei n o 168/99, de 18 de Maio, n o 
313/95, de 24 de Novembro, n o 538/99, de 13 de Dezembro, n o 312/2001 
e n o 313/2001, ambos de 10 de Dezembro, Decreto-Lei n o 339-C/2001, 
de 29 de Dezembro, Decreto-Lei n o 68/2002, de 25 de Março, Decreto- 
Lei n o 33-A/2005, de 16 de Fevereiro, Decreto-Lei n o 225/2007, de 31 de 
Maio e Decreto-Lei n o 363/2007, de 2 Novembro. 
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2) Fortleitung von Elektrizität: 

Stellen, die Elektrizität aufgrund folgender Rechtsgrundlage fortleiten: 

— Decreto-Lei n o 29/2006, de 15 de Fevereiro e do Decreto-lei n o 172/2006, 
de 23 de Agosto. 

3) Abgabe von Elektrizität: 

— Stellen, die Elektrizität aufgrund folgender Rechtsgrundlage abgeben: De­
creto-Lei n o 29/2006, de 15 de Fevereiro e do Decreto-lei n o 172/2006, de 
23 de Agosto. 

— Stellen, die Elektrizität aufgrund folgender Rechtsgrundlage abgeben: De­
creto-Lei n o 184/95, de 27 de Julho, com a redacção dada pelo Decreto- 
Lei n o 56/97, de 14 de Março e do Decreto-Lei n o 344-B/82, de 1 de 
Setembro, com a redacção dada pelos Decreto-Lei n o 297/86, de 19 de 
Setembro, Decreto-Lei n o 341/90, de 30 de Outubro e Decreto-Lei n o 
17/92, de 5 de Fevereiro. 

Rumänien 

— Societatea Comercială de Producere a Energiei Electrice Hidroelectrica-SA 
București 

— Societatea Națională „Nuclearelectrica“ SA 

— Societatea Comercială de Producere a Energiei Electrice și Termice Termoe­
lectrica SA 

— S. C. Electrocentrale Deva S.A. 

— S.C. Electrocentrale București S.A. 

— SC Electrocentrale Galați SA 

— S.C. Electrocentrale Termoelectrica SA 

— SC Complexul Energetic Craiova SA 

— SC Complexul Energetic Rovinari SA 

— SC Complexul Energetic Turceni SA 

— Compania Națională de Transport a Energiei Electrice Transelectrica SA 
București 

— Societatea Comercială Electrica SA, București 

— S.C. Filiala de Distribuție a Energiei Electrice 

— „Electrica Distribuție Muntenia Nord“ S.A 

— S.C. Filiala de Furnizare a Energiei Electrice 

— „Electrica Furnizare Muntenia Nord“ S.A 

— S.C. Filiala de Distribuție și Furnizare a Energiei Electrice Electrica Muntenia 
Sud 

— S.C. Filiala de Distribuție a Energiei Electrice 

— „Electrica Distribuție Transilvania Sud“ S.A 

— S.C. Filiala de Furnizare a Energiei Electrice 

— „Electrica Furnizare Transilvania Sud“ S.A 

— S.C. Filiala de Distribuție a Energiei Electrice 

— „Electrica Distribuție Transilvania Nord“ S.A 

— S.C. Filiala de Furnizare a Energiei Electrice 

— „Electrica Furnizare Transilvania Nord“ S.A 

— Enel Energie 

— Enel Distribuție Banat 

— Enel Distribuție Dobrogea 

— E.ON Moldova SA 
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— CEZ Distribuție 

Slowenien 

Stellen, die Elektrizität gemäß dem Energiegesetz (Energetski zakon (Uradni list 
RS, 79/99)) erzeugen, fortleiten oder abgeben: 

Mat. Št. Naziv Poštna Št. Kraj 

1613383 Borzen D.O.O. 1000 Ljubljana 

5175348 Elektro Gorenjska D.D. 4000 Kranj 

5223067 Elektro Celje D.D. 3000 Celje 

5227992 Elektro Ljubljana D.D. 1000 Ljubljana 

5229839 Elektro Primorska D.D. 5000 Nova Gorica 

5231698 Elektro Maribor D.D. 2000 Maribor 

5427223 Elektro — Slovenija D.O.O. 1000 Ljubljana 

5226406 Javno Podjetje Energetika Ljubljana, D.O.O. 1000 Ljubljana 

1946510 Infra D.O.O. 8290 Sevnica 

2294389 Sodo Sistemski Operater Distribucijskega Omrežja Z Elek­
trično Energijo, D.O.O. 

2000 Maribor 

5045932 Egs-Ri D.O.O. 2000 Maribor 

Slowakei 

Stellen, die aufgrund einer Zulassung die Erzeugung, die Fortleitung mittels eines 
Übermittlungsnetzes, die Abgabe und die Lieferung von Elektrizität an die Öf­
fentlichkeit mittels eines Abgabenetzes gemäß Gesetz Nr. 656/2004 Slg. vor­
nehmen: 

Beispiel: 

— Slovenské elektrárne, a.s. 

— Slovenská elektrizačná prenosová sústava, a.s. 

— Západoslovenská energetika, a.s. 

— Stredoslovenská energetika, a.s. 

— Východoslovenská energetika, a.s. 

Finnland 

Für die Stromerzeugung zuständige kommunale Auftraggeber und öffentliche 
Unternehmen sowie Auftraggeber, die für den Betrieb der Strombeförderungs- 
oder -verteilungsnetze und für die Strombeförderung sowie das Stromsystem 
aufgrund einer Genehmigung nach § 4 oder 16 des sähkömarkkinalaki//elmar­
knadslagen (386/1995) und nach laki vesi- ja energiahuollon, liikenteen ja pos­
tipalvelujen alalla toimivien yksiköiden hankinnoista (349/2007)/lag om upp­
handling inom sektorerna vatten, energi, transporter och posttjänster (349/2007) 
zuständig sind. 

Schweden 

Stellen, die aufgrund einer Konzession gemäß ellagen (1997:857) elektrischen 
Strom weiterleiten oder verteilen. 

Vereinigtes Königreich 

— Eine Person, die gemäß Abschnitt 6 des Electricity Act 1989 über eine ent­
sprechende Lizenz verfügt. 

— Eine Person, die gemäß Artikel 10 Absatz 1 des Electricity (Northern Ireland) 
Order 1992 über eine entsprechende Lizenz verfügt. 

— National Grid Electricity Transmission plc 

— System Operation Northern Irland Ltd 
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— Scottish & Southern Energy plc 
— SPTransmission plc 

▼M7 

2004L0017 — DE — 01.01.2014 — 013.001 — 87



 

ANHANG III 

Auftraggeber in den Sektoren Gewinnung, Fortleitung oder Abgabe von 
Trinkwasser 

Belgien 

— Gemeinden und Gemeindeverbände, was diesen Teil ihrer Tätigkeit anbelangt 

— Société Wallonne des Eaux 

— Vlaams Maatschappij voor Watervoorziening 

Bulgarien 

— „Тузлушка гора“ — ЕООД, Антоново 

— „В И К — Батак“ — ЕООД, Батак 

— „В и К — Белово“ — ЕООД, Белово 

— „Водоснабдяване и канализация Берковица“ — ЕООД, Берковица 

— „Водоснабдяване и канализация“ — ЕООД, Благоевград 

— „В и К — Бебреш“ — ЕООД, Ботевград 

— „Инфрастрой“ — ЕООД, Брацигово 

— „Водоснабдяване“ — ЕООД, Брезник 

— „Водоснабдяване и канализация“ — ЕАД, Бургас 

— „Лукойл Нефтохим Бургас“ АД, Бургас 

— „Бързийска вода“ — ЕООД, Бързия 

— „Водоснабдяване и канализация“ — ООД, Варна 

— „ВиК“ ООД, к.к. Златни пясъци 

— „Водоснабдяване и канализация Йовковци“ — ООД, Велико Търново 

— „Водоснабдяване, канализация и териториален водоинженеринг“ — 
ЕООД, Велинград 

— „ВИК“ — ЕООД, Видин 

— „Водоснабдяване и канализация“ — ООД, Враца 

— „В И К“ — ООД, Габрово 

— „В И К“ — ООД, Димитровград 

— „Водоснабдяване и канализация“ — ЕООД, Добрич 

— „Водоснабдяване и канализация — Дупница“ — ЕООД, Дупница 

— ЧПСОВ, в.с. Елени 

— „Водоснабдяване и канализация“ — ООД, Исперих 

— „Аспарухов вал“ ЕООД, Кнежа 

— „В И К — Кресна“ — ЕООД, Кресна 

— „Меден кладенец“ — ЕООД, Кубрат 

— „ВИК“ — ООД, Кърджали 

— „Водоснабдяване и канализация“ — ООД, Кюстендил 

— „Водоснабдяване и канализация“ — ООД, Ловеч 

— „В и К — Стримон“ — ЕООД, Микрево 

— „Водоснабдяване и канализация“ — ООД, Монтана 

— „Водоснабдяване и канализация — П“ — ЕООД, Панагюрище 

— „Водоснабдяване и канализация“ — ООД, Перник 

— „В И К“ — ЕООД, Петрич 

— „Водоснабдяване, канализация и строителство“ — ЕООД, Пещера 
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— „Водоснабдяване и канализация“ — ЕООД, Плевен 

— „Водоснабдяване и канализация“ — ЕООД, Пловдив 

— „Водоснабдяване–Дунав“ — ЕООД, Разград 

— „ВКТВ“ — ЕООД, Ракитово 

— ЕТ „Ердуван Чакър“, Раковски 

— „Водоснабдяване и канализация“ — ООД, Русе 

— „Екопроект-С“ ООД, Русе 

— „УВЕКС“ — ЕООД, Сандански 

— „ВиК-Паничище“ ЕООД, Сапарева баня 

— „Водоснабдяване и канализация“ — ЕАД, Свищов 

— „Бяла“ — ЕООД, Севлиево 

— „Водоснабдяване и канализация“ — ООД, Силистра 

— „В и К“ — ООД, Сливен 

— „Водоснабдяване и канализация“ — ЕООД, Смолян 

— „Софийска вода“ — АД, София 

— „Водоснабдяване и канализация“ — ЕООД, София 

— „Стамболово“ — ЕООД, Стамболово 

— „Водоснабдяване и канализация“ — ЕООД, Стара Загора 

— „Водоснабдяване и канализация-С“ — ЕООД, Стрелча 

— „Водоснабдяване и канализация — Тетевен“ — ЕООД, Тетевен 

— „В и К — Стенето“ — ЕООД, Троян 

— „Водоснабдяване и канализация“ — ООД, Търговище 

— „Водоснабдяване и канализация“ — ЕООД, Хасково 

— „Водоснабдяване и канализация“ — ООД, Шумен 

— „Водоснабдяване и канализация“ — ЕООД, Ямбол 

Tschechische Republik 

Alle Auftraggeber in den Sektoren, die Dienstleistungen im Wasserwirtschafts­
gewerbe anbieten, die unter Abschnitt 4 Absatz 1 Buchstaben d und e des 
Gesetzes N o 137/2006 Sb. über das öffentliche Auftragswesen definiert sind. 

Beispiele für Auftraggeber: 

— Veolia Voda Česká Republika, a.s. 

— Pražské vodovody a kanalizace, a.s. 

— Severočeská vodárenská společnost a.s. 

— Severomoravské vodovody a kanalizace Ostrava a.s. 

— Ostravské vodárny a kanalizace a.s.Severočeská vodárenská společnost a.s. 

Dänemark 

— Stellen, die die Wasserversorgung im Sinne von § 3(3) of lov om vandfor­
syning m.v., jf. lovbekendtgørelse nr 71 vom 17. Januar 2007 vornehmen. 

Deutschland 

— Stellen die gemäß den Eigenbetriebsverordnungen oder –gesetzen der Länder 
Wasser gewinnen oder verteilen (kommunale Eigenbetriebe) 

— Stellen, die gemäß den Gesetzen über die kommunale Gemeinschaftsarbeit 
oder Zusammenarbeit der Länder Wasser gewinnen oder verteilen 

— Stellen, die gemäß dem Gesetz über Wasser- und Bodenverbände vom 
12. Februar 1991, zuletzt geändert am 15. Mai 2002, Wasser gewinnen 
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— Regiebetriebe, die aufgrund der Kommunalgesetze, insbesondere der Gemein­
deverordnungen der Länder; Wasser gewinnen oder verteilen 

— Unternehmen nach dem Aktiengesetz vom 6. September 1965, zuletzt geän­
dert am 5. Januar 2007, oder dem GmbH-Gesetz vom 20. April 1892, zuletzt 
geändert am 10. November 2006, oder mit der Rechtsstellung einer Kom­
manditgesellschaft, die aufgrund eines besonderen Vertrages mit regionalen 
oder lokalen Behörden Wasser gewinnen oder verteilen. 

Estland 

— Einrichtungen, die auf der Grundlage des Artikels 10 Absatz 3 des Gesetzes 
über das öffentliche Auftragswesen (RT I 21.2.2007, 15, 76) und von Ar­
tikel 14 des Wettbewerbsgesetzes (RT I 2001, 56 332) tätig sind: 

— AS Haapsalu Veevärk; 

— AS Kuressaare Veevärk; 

— AS Narva Vesi; 

— AS Paide Vesi; 

— AS Pärnu Vesi; 

— AS Tartu Veevärk; 

— AS Valga Vesi; 

— AS Võru Vesi. 

Irland 

Stellen, die gemäß dem Local Government [Sanitary Services] Act 1878 to 1964 
Wasser gewinnen oder verteilen. 

Griechenland 

— „Εταιρεία Υδρεύσεως και Αποχετεύσεως Πρωτευούσης Α.Ε.“ („Ε.Υ.Δ.Α.Π.“ 
or „Ε.Υ.Δ.Α.Π. Α.Ε.“). Die Rechtsstellung des Unternehmens bestimmt sich 
nach den Vorschriften des Kodifizierten Gesetzes 2190/1920, des Gesetzes 
2414/1996 sowie, ergänzend, nach den Vorschriften des Gesetzes 1068/80 
und des Gesetzes 2744/1999. 

— „Εταιρεία Ύδρευσης και Αποχέτευσης Θεσσαλονίκης Α.Ε.“ („Ε.Υ.Α.Θ. 
–Α.Ε.“). Das Unternehmen unterliegt den Vorschriften des Gesetzes 
2937/2001 (griechisches Amtsblatt Νr. 169 A') und des Gesetzes 2651/1998 
(griechisches Amtsblatt Nr. 248 A'). 

— „Δημοτική Επιχείρηση Ύδρευσης και Αποχέτευσης Μείζονος Περιοχής 
Βόλου“ („ΔΕΥΑΜΒ“), tätig gemäß Gesetz Nr. 890/1979. 

— „Δημοτικές Επιχειρήσεις Ύδρευσης — Αποχέτευσης“, (für die Wasserver­
sorgung und Abwasserentsorgung zuständige Kommunalgesellschaften), die 
gemäß dem Gesetz Nr. 1069/80 vom 23. August 1980 Wasser gewinnen und 
verteilen. 

— „Σύνδεσμοι Ύδρευσης“, (Kommunal- und Gemeinschaftswasserversorgungs­
unternehmen), betrieben gemäß Präsidialerlass Nr. 410/1995, in Übereinstim­
mung mit dem Κώδικoς Δήμων και Κοινοτήτων. 

— „Δήμοι και Κοινότητες“, (Kommunen und Gemeinschaften), betrieben gemäß 
Präsidialerlass Nr. 410/1995 in Übereinstimmung mit dem Κώδικoς Δήμων 
και Κοινοτήτων. 

Spanien 

— Mancomunidad de Canales de Taibilla. 

— Aigües de Barcelona S.A., und ihre Tochtergesellschaften 

— Canal de Isabel II 

— Agencia Andaluza del Agua 

— Agencia Balear de Agua y de la Calidad Ambiental 

— Andere öffentliche Stellen, die Teil der „Comunidades Autónomas“ und der 
„Corporaciones locales“ sind oder von ihnen abhängen und auf dem Gebiet 
der Trinkwasserversorgung tätig sind. 
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— Andere private Stellen, die über Sonder- oder Exklusivrechte der „Corpora­
ciones locales“ auf dem Gebiet der Trinkwasserversorgung verfügen. 

Frankreich 

Regionale oder lokale Gebietskörperschaften oder andere öffentlich-rechtliche 
Stellen, die Trinkwasser gewinnen oder verteilen: 

— Régies des eaux, (Beispiele: Régie des eaux de Grenoble, régie des eaux de 
Megève, régie municipale des eaux et de l'assainissement de Mont-de-Mar­
san, régie des eaux de Venelles) 

— Wasserfortleitungs, -lieferungs und –gewinnungsstellen (Beispiele: Syndicat 
des eaux d'Ile de France, syndicat départemental d'alimentation en eau pota­
ble de la Vendée, syndicat des eaux et de l'assainissement du Bas-Rhin, 
syndicat intercommunal des eaux de la région grenobloise, syndicat de l'eau 
du Var-est, syndicat des eaux et de l'assainissement du Bas-Rhin). 

▼M12 
Kroatien 

Auftraggeber im Sinne des Artikels 6 des Zakon o javnoj nabavi (Narodne 
novine broj 90/11) (Gesetz über das öffentliche Beschaffungswesen, Amtsblatt 
Nr. 90/11), die gemäß Sondervorschriften Tätigkeiten der Konstruktion (Bereit­
stellung) oder des Betriebs fester Netze zur Versorgung der Allgemeinheit im 
Zusammenhang mit der Gewinnung, Fortleitung und Abgabe von Trinkwasser 
und Tätigkeiten der Belieferung dieser Netze mit Trinkwasser ausüben, wie die 
Auftraggeber, die im Einklang mit dem Wassergesetz (Amtsblatt Nr. 153/09 und 
Nr. 130/11) von lokalen Gebietskörperschaften als öffentliche Anbieter von 
Dienstleistungen der Wasserversorgung und Abwasserentsorgung eingerichtet 
wurden. 

▼M7 
Italien 

— Stellen, die für das Management der verschiedenen Phasen der Wasserver­
sorgungsdienstleistungen zuständig sind und deren Tätigkeit durch den Testo 
unico delle leggi sull'assunzione dei pubblici servizi da parte dei comuni e 
delle province approvato con regio decreto N o 2578 vom 15. Oktober 1925, 
D.P.R N o 902 vom 4. Oktober 1986 und durch das Gesetzesdekret N o 267 
vom 18. August 2000 geregelt sind, in dem der konsolidierte Text der Ge­
setze über den Aufbau der lokalen Behörden festgeschrieben ist, insbesondere 
aber Artikel 112 und 116. 

— Acquedotto Pugliese S.p.A. (D.lgs. 11.5.1999 n. 141) 

— Ente acquedotti siciliani errichtet durch Legge Regionale N o 2/2 vom 4. Sep­
tember 1979 und Lege Regionale N o 81 vom 9. August 1980, in liquidazione 
con Legge Regionale N o 9 vom 31. Mai 2004 (Art. 1) 

— Ente sardo acquedotti e fognature errichtet durch legge n. 9 vom 5. Juli 1963. 
Poi ESAF S.p.A. nel 2003 — confluita in ABBANOA S.p.A: : ente sop­
presso il 29.7.2005 e posto in liquidazione con L.R. 21.4.2005 n o 7 (art. 5, 
comma 1)- Legge finanziaria 2005 

Zypern 

— Τα Συμβούλια Υδατοπρομήθειας, Wasserversorgung in kommunalen und an­
deren Gebieten gemäß the περί Υδατοπρομήθειας Δημοτικών και Άλλων 
Περιοχών Νόμου, Κεφ. 350. 

Lettland 

— Stellen des öffentlichen und des privaten Rechts, die Trinkwasser gewinnen, 
fortleiten und an ein Festnetz verteilen und die Käufe gemäß dem Gesetz 
„Par iepirkumu sabiedrisko pakalpojumu sniedzēju vajadzībām“ tätigen. 

Litauen 

— Sonstige Abgabestellen gemäß den Anforderungen von Artikel 70 Abs. 1 und 
2 des Gesetzes über das öffentliche Auftragswesen der Republik Litauen 
(Amtsblatt Nr. 84-2000, 1996; Nr. 4-102, 2006), die die Gewinnung, Fort­
leitung oder Abgabe von Trinkwasser gemäß dem Gesetz über Trinkwasser 
und Abwasserentsorgung der Republik Litauen (Amtsblatt Nr. 82-3260, 
2006) vornehmen. 
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Luxemburg 

— Stellen lokaler Behörden, die die Wasserversorgung betreiben. 

— Für die Wassergewinnung oder -verteilung zuständige Kommunalverbände 
gemäß der Loi concernant la création des syndicats de communes vom 
23. Februar 2001 in der durch das Gesetz vom 23. Dezember 1958 und 
das Gesetz vom 29. Juli 1981 geänderten und ergänzten Fassung, sowie 
gemäß Loi ayant pour objet le renforcement de l'alimentation en eau potable 
du Grand-Duché du Luxembourg à partir du réservoir d'Esch-sur-Sûre vom 
31. Juli 1962: 

— Syndicat de communes pour la construction, l'exploitation et l'entretien de la 
conduite d'eau du Sud-Est — SESE 

— Syndicat des Eaux du Barrage d'Esch-sur-Sûre — SEBES 

— Syndicat intercommunal pour la distribution d'eau dans la région de l'Est — 
SIDERE 

— Syndicat des Eaux du Sud — SES 

— Syndicat des communes pour la construction, l'exploitation et l'entretien d'une 
distribution d'eau à Savelborn-Freckeisen 

— Syndicat pour la distribution d'eau dans les communes de Bous, Dalheim, 
Remich, Stadtbredimus et Waldbredimus — SR 

— Syndicat de distribution d'eau des Ardennes — DEA 

— Syndicat de communes pour la construction, l'exploitation et l'entretien d'une 
distribution d'eau dans les communes de Beaufort, Berdorf et Waldbillig 

— Syndicat des eaux du Centre — SEC 

Ungarn 

— Stellen, die für die Gewinnung, die Fortleitung oder die Abgabe von Trink­
wasser gemäß Artikel 162-163 von 2003 évi CXXIX. törvény a közbeszer­
zésekről und 1995 évi LVII. törvény a vízgazdálkodásról zuständig sind. 

Malta 

— Korporazzjoni għas-Servizzi TA' l-Ilma (Water Services Corporation) 

— Korporazzjoni għas-Servizzi TA' Desalinazzjoni (Water Desalination Ser­
vices) 

Niederlande 

Stellen, die gemäß dem Waterleidingenwet Wasser gewinnen oder verteilen. 

Österreich 

Gemeinden und Gemeindeverbände, die Trinkwasser gewinnen, fortleiten oder 
verteilen, gemäß den Wasserversorgungsgesetzen der neun Bundesländer. 

Polen 

Wasserversorgungs- und Abwasserentsorgungsgesellschaften im Sinne von us­
tawa z dnia 7 czerwca 2001 r., o zbiorowym zaopatrzeniu w wodę i zbiorowym 
odprowadzaniu ścieków, die der wirtschaftlichen Tätigkeit der Wasserversorgung 
für die Bevölkerung oder der Erbringung von Abwasserentsorgungsdienstleistun­
gen für die Bevölkerung nachgehen, u. a.: 

— AQUANET S.A., Poznań 

— Górnośląskie Przedsiębiorstwo Wodociągów S.A. w Katowicach 

— Miejskie Przedsiębiorstwo Wodociągów i Kanalizacji S.A. w Krakowie 

— Miejskie Przedsiębiorstwo Wodociągów i Kanalizacji Sp. z o. o. Wrocław 

— Miejskie Przedsiębiorstwo Wodociągów i Kanalizacji w Lublinie Sp. z o.o. 

— Miejskie Przedsiębiorstwo Wodociągów i Kanalizacji w m. st. Warszawie 
S.A. 

— Rejonowe Przedsiębiorstwo Wodociągów i Kanalizacji w Tychach S.A, 

— Rejonowe Przedsiębiorstwo Wodociągów i Kanalizacji Sp. z o.o. w Zawier­
ciu 

— Rejonowe Przedsiębiorstwo Wodociągów i Kanalizacji w Katowicach S.A. 

— Wodociągi Ustka Sp. z o.o. 

— Zakład Wodociągów i Kanalizacji Sp. z o.o. Łódź 

— Zakład Wodociągów i Kanalizacji Sp. z o.o., Szczecin 
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Portugal 

— Interkommunale Systeme — Unternehmen, die staatliche oder andere öffent­
liche Stellen mit einer Mehrheitsbeteiligung umfassen, und private Unterneh­
men gemäß dem Decreto-Lei No 379/93 do 5 de Novembro 1993, alterado 
pelo Decreto-Lei N o 176/99 do 25 de Outubro 1999, Decreto-Lei N o 439- 
A/99 do 29 de Outubro 1999 and Decreto-Lei N o 103/2003 do 23 de Maio 
2003. Eine direkte Verwaltung durch den Staat ist zulässig. 

— Kommunale Systeme — Lokale Behörden, Verbände lokaler Behörden, 
Dienststellen lokaler Behörden, Unternehmen, bei denen sich das gesamte 
oder überwiegende Kapital im Besitz der öffentlichen Hand befindet, oder 
private Unternehmen gemäß Lei 53-F/2006, do 29 de Dezembro 2006, and to 
Decreto-Lei No 379/93 do 5 de Novembro 1993 amended by Decreto-Lei N o 
176/99 of 25 October 1999, Decreto-Lei N o 439-A/99 do 29 de Outubro 
1999 e Decreto-Lei N o 103/2003 do 23 de Maio 2003.) 

Rumänien 

Departamente ale Autorităților locale și Companii care produc, transportă și dis­
tribuie apă (Stellen der lokalen Behörden und Unternehmen, die Wasser gewin­
nen, fortleiten und verteilen); z. B.: 
— S.C. APA –C.T.T.A. S.A. Alba Iulia, Alba 
— S.C. APA –C.T.T.A. S.A. Filiala Alba Iulia SA., Alba Iulia, Alba 
— S.C. APA –C.T.T.A. S.A Filiala Blaj, Blaj, Alba 
— Compania de Apă Arad 
— S.C. Aquaterm AG 98 S.A. Curtea de Argeș, Argeș 
— S.C. APA Canal 2000 S.A. Pitești, Argeș 
— S.C. APA Canal S.A. Onești, Bacău 
— Compania de Apă-Canal, Oradea, Bihor 
— R.A.J.A. Aquabis Bistrița, Bistrița-Năsăud 
— S.C. APA Grup SA Botoșani, Botoșani 
— Compania de Apă, Brașov, Brașov 
— R.A. APA, Brăila, Brăila 
— S.C. Ecoaquasa Sucursala Călărași, Călărași, Călărași 
— S.C. Compania de Apă Someș S.A., Cluj, Cluj-Napoca 
— S.C. Aquasom S.A. Dej, Cluj 
— Regia Autonomă Județeană de Apă, Constanța, Constanța 
— R.A.G.C. Târgoviște, Dâmbovița 
— R.A. APA Craiova, Craiova, Dolj 
— S.C. Apa-Canal S.A., Bailești, Dolj 
— S.C. Apa-Prod S.A. Deva, Hunedoara 
— R.A.J.A.C. Iași, Iași 
— Direcția Apă-Canal, Pașcani, Iași 
— Societatea Națională a Apelor Minerale (SNAM) 
Slowenien 

Stellen, die Trinkwasser gemäß der aufgrund Zakon o varstvu okolja (Uradni list 
RS, 32/93, 1/96) erlassenen Konzession und nach Maßgabe der Beschlüsse der 
Gemeinden gewinnen, fortleiten oder verteilen: 

Mat. Št. Naziv Poštna Št. Kraj 

5 015 731 Javno Komunalno Podjetje Komunala Trbovlje D.O.O. 1 420 Trbovlje 

5 067 936 Komunala D.O.O. Javno Podjetje Murska Sobota 9 000 Murska Sobota 

5 067 804 Javno Komunalno Podjetje Komunala Kočevje D.O.O. 1 330 Kočevje 

5 075 556 Loška Komunala, Oskrba Z Vodo In Plinom, D.D. Škofja 
Loka 

4 220 Škofja Loka 

5 222 109 Komunalno Podjetje Velenje D.O.O. Izvajanje Komunalnih 
Dejavnosti D.O.O. 

3 320 Velenje 

5 072 107 Javno Komunalno Podjetje Slovenj Gradec D.O.O. 2 380 Slovenj Gradec 
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Mat. Št. Naziv Poštna Št. Kraj 

1 122 959 Komunala Javno Komunalno Podjetje D.O.O. Gornji Grad 3 342 Gornji Grad 

1 332 115 Režijski Obrat Občine Jezersko 4 206 Jezersko 

1 332 155 Režijski Obrat Občine Komenda 1 218 Komenda 

1 357 883 Režijski Obrat Občine Lovrenc Na Pohorju 2 344 Lovrenc Na Pohorju 

1 563 068 Komuna, Javno Komunalno Podjetje D.O.O. Beltinci 9 231 Beltinci 

1 637 177 Pindža Javno Komunalno Podjetje D.O.O. Petrovci 9 203 Petrovci 

1 683 683 Javno Podjetje Edš — Ekološka Družba, D.O.O. Šentjernej 8 310 Šentjernej 

5 015 367 Javno Podjetje Kovod Postojna, Vodovod, Kanalizacija, 
D.O.O., Postojna 

6 230 Postojna 

5 015 707 Komunalno Podjetje Vrhnika Proizvodnja In Distribucija Vo­
de, D.D. 

1 360 Vrhnika 

5 016 100 Komunalno Podjetje Ilirska Bistrica 6 250 Ilirska Bistrica 

5 046 688 Javno Podjetje Vodovod — Kanalizacija, D.O.O. Ljubljana 1 000 Ljubljana 

5 062 403 Javno Podjetje Komunala Črnomelj D.O.O. 8 340 Črnomelj 

5 063 485 Komunala Radovljica, Javno Podjetje Za Komunalno Dejav­
nost, D.O.O. 

4 240 Radovljica 

5 067 731 Komunala Kranj, Javno Podjetje, D.O.O. 4 000 Kranj 

5 067 758 Javno Podjetje Komunala Cerknica D.O.O. 1 380 Cerknica 

5 068 002 Javno Komunalno Podjetje Radlje D.O.O. Ob Dravi 2 360 Radlje Ob Dravi 

5 068 126 Jkp, Javno Komunalno Podjetje D.O.O. Slovenske Konjice 3 210 Slovenske Konjice 

5 068 134 Javno Komunalno Podjetje Žalec D.O.O. 3 310 Žalec 

5 073 049 Komunalno Podjetje Ormož D.O.O. 2 270 Ormož 

5 073 103 Kop Javno Komunalno Podjetje Zagorje Ob Savi, D.O.O. 1 410 Zagorje Ob Savi 

5 073 120 Komunala Novo Mesto D.O.O., Javno Podjetje 8 000 Novo Mesto 

5 102 103 Javno Komunalno Podjetje Log D.O.O. 2 390 Ravne Na Koroškem 

5 111 501 Okp Javno Podjetje Za Komunalne Storitve Rogaška Slatina 
D.O.O. 

3 250 Rogaška Slatina 

5 112 141 Javno Podjetje Komunalno Stanovanjsko Podjetje Litija, 
D.O.O. 

1 270 Litija 

5 144 558 Komunalno Podjetje Kamnik D.D. 1 241 Kamnik 

5 144 574 Javno Komunalno Podjetje Grosuplje D.O.O. 1 290 Grosuplje 

5 144 728 Ksp Hrastnik Komunalno — Stanovanjsko Podjetje D.D. 1 430 Hrastnik 

5 145 023 Komunalno Podjetje Tržič D.O.O. 4 290 Tržič 
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Mat. Št. Naziv Poštna Št. Kraj 

5 157 064 Komunala Metlika Javno Podjetje D.O.O. 8 330 Metlika 

5 210 461 Komunalno Stanovanjska Družba D.O.O. Ajdovščina 5 270 Ajdovščina 

5 213 258 Javno Komunalno Podjetje Dravograd 2 370 Dravograd 

5 221 897 Javno Podjetje Komunala D.O.O. Mozirje 3 330 Mozirje 

5 227 739 Javno Komunalno Podjetje Prodnik D.O.O. 1 230 Domžale 

5 243 858 Komunala Trebnje D.O.O. 8 210 Trebnje 

5 254 965 Komunala, Komunalno Podjetje D.O.O.,Lendava 9 220 Lendava — Lendva 

5 321 387 Komunalno Podjetje Ptuj D.D. 2 250 Ptuj 

5 466 016 Javno Komunalno Podjetje Šentjur D.O.O. 3 230 Šentjur 

5 475 988 Javno Podjetje Komunala Radeče D.O.O. 1 433 Radeče 

5 529 522 Radenska-Ekoss, Podjetje Za Stanovanjsko, Komunalno In 
Ekološko Dejavnost, Radenci D.O.O. 

9 252 Radenci 

5 777 372 Vit-Pro D.O.O. Vitanje; Komunala Vitanje, Javno Podjetje 
D.O.O. 

3 205 Vitanje 

5 827 558 Komunalno Podjetje Logatec D.O.O. 1 370 Logatec 

5 874 220 Režijski Obrat Občine Osilnica 1 337 Osilnica 

5 874 700 Režijski Obrat Občine Turnišče 9 224 Turnišče 

5 874 726 Režijski Obrat Občine Črenšovci 9 232 Črenšovci 

5 874 734 Režijski Obrat Občine Kobilje 9 223 Dobrovnik 

5 881 820 Režijski Obrat Občina Kanal Ob Soči 5 213 Kanal 

5 883 067 Režijski Obrat Občina Tišina 9 251 Tišina 

5 883 148 Režijski Obrat Občina Železniki 4 228 Železniki 

5 883 342 Režijski Obrat Občine Zreče 3 214 Zreče 

5 883 415 Režijski Obrat Občina Bohinj 4 264 Bohinjska Bistrica 

5 883 679 Režijski Obrat Občina Črna Na Koroškem 2 393 Črna Na Koroškem 

5 914 540 Vodovod — Kanalizacija Javno Podjetje D.O.O. Celje 3 000 Celje 

5 926 823 Jeko — In, Javno Komunalno Podjetje, D.O.O., Jesenice 4 270 Jesenice 

5 945 151 Javno Komunalno Podjetje Brezovica D.O.O. 1 352 Preserje 

5 156 572 Kostak, Komunalno In Stavbno Podjetje D.D. Krško 8 270 Krško 

1 162 431 Vodokomunalni Sistemi Izgradnja In Vzdrževanje Vodoko­
munalnih Sistemov D.O.O. Velike Lašče 

Velike Lašče 
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Mat. Št. Naziv Poštna Št. Kraj 

1 314 297 Vodovodna Zadruga Golnik, Z.O.O. 4 204 Golnik 

1 332 198 Režijski Obrat Občine Dobrovnik 9 223 Dobrovnik — Dobro­
nak 

1 357 409 Režijski Obrat Občine Dobje 3 224 Dobje Pri Planini 

1 491 083 Pungrad, Javno Komunalno Podjetje D.O.O. Bodonci 9 265 Bodonci 

1 550 144 Vodovodi In Kanalizacija Nova Gorica D.D. 5 000 Nova Gorica 

1 672 860 Vodovod Murska Sobota Javno Podjetje D.O.O. 9 000 Murska Sobota 

5 067 545 Komunalno Stanovanjsko Podjetje Brežice D.D. 8 250 Brežice 

5 067 782 Javno Podjetje — Azienda Publica Rižanski Vodovod Koper 
D.O.O. — S.R.L. 

6 000 Koper — Capodistria 

5 067 880 Mariborski Vodovod Javno Podjetje D.D. 2000 Maribor 

5 068 088 Javno Podjetje Komunala D.O.O. Sevnica 8 290 Sevnica 

5 072 999 Kraški Vodovod Sežana Javno Podjetje D.O.O. 6 210 Sežana 

5 073 251 Hydrovod D.O.O. Kočevje 1 330 Kočevje 

5 387 647 Komunalno-Stanovanjsko Podjetje Ljutomer D.O.O. 9 240 Ljutomer 

5 817 978 Vodovodna Zadruga Preddvor, Z.B.O. 4 205 Preddvor 

5 874 505 Režijski Obrat Občina Laško Laško 

5 880 076 Režijski Obrat Občine Cerkno 5 282 Cerkno 

5 883 253 Režijski Obrat Občine Rače Fram 2 327 Rače 

5 884 624 Vodovodna Zadruga Lom, Z.O.O. 4 290 Tržič 

5 918 375 Komunala, Javno Podjetje, Kranjska Gora, D.O.O. 4 280 Kranjska Gora 

5 939 208 Vodovodna Zadruga Senično, Z.O.O. 4 294 Križe 

1 926 764 Ekoviz D.O.O. 9 000 Murska Sobota 

5 077 532 Komunala Tolmin, Javno Podjetje D.O.O. 5 220 Tolmin 

5 880 289 Občina Gornja Radgona 9 250 Gornja Radgona 

1 274 783 Wte Wassertechnik Gmbh, Podružnica Kranjska Gora 4 280 Kranjska Gora 

1 785 966 Wte Bled D.O.O. 4 260 Bled 

1 806 599 Wte Essen 3 270 Laško 

5 073 260 Komunalno Stanovanjsko Podjetje D.D. Sežana 6 210 Sežana 

5 227 747 Javno Podjetje Centralna Čistilna Naprava Domžale — Kam­
nik D.O.O. 

1 230 Domžale 

1 215 027 Aquasystems Gospodarjenje Z Vodami D.O.O. 2000 Maribor 
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Mat. Št. Naziv Poštna Št. Kraj 

1 534 424 Javno Komunalno Podjetje D.O.O. Mežica 2 392 Mežica 

1 639 285 Čistilna Naprava Lendava D.O.O. 9 220 Lendava — Lendva 

5 066 310 Nigrad Javno Komunalno Podjetje D.D. 2000 Maribor 

5 072 255 Javno Podjetje-Azienda Pubblica Komunala Koper, D.O.O. 
— S.R.L. 

6 000 Koper — Capodistria 

5 156 858 Javno Podjetje Komunala Izola, D.O.O. Azienda Pubblica 
Komunala Isola, S.R.L. 

6 310 Izola — Isola 

5 338 271 Gop Gradbena, Organizacijska In Prodajna Dejavnost, D.O.O. 8 233 Mirna 

5 708 257 Stadij, D.O.O., Hruševje 6 225 Hruševje 

5 144 647 Komunala, Javno Komunalno Podjetje Idrija, D.O.O. 5 280 Idrija 

5 105 633 Javno Podjetje Okolje Piran 6 330 Piran — Pirano 

5 874 327 Režijski Obrat Občina Kranjska Gora 4 280 Kranjska Gora 

1 197 380 Čista Narava, Javno Komunalno Podjetje D.O.O. Moravske 
Toplice 

9 226 Moravske Toplice 

Slowakei 

— Stellen, die öffentliche Wasserversorgungssysteme im Zusammenhang mit der 
Erzeugung oder der Fortleitung und Verteilung von Trinkwasser an die Be­
völkerung auf der Grundlage einer Handelslizenz und einer Bescheinigung 
über die professionelle Kompetenz für den Betrieb von öffentlichen Wasser­
versorgungssystemen betreiben, die aufgrund des Gesetzes Nr. 442/2002 Slg., 
geändert durch die Gesetze Nr. 525/2003 Slg., Nr. 364/2004 Slg., Nr. 
587/2004 Slg. und Nr. 230/2005 Slg. erteilt wurden. 

— Stellen, die Wasserversorgungsanlagen unter Bedingungen betreiben, die in 
Gesetz Nr. 364/2004 Slg., geändert durch die Gesetze Nr. 587/2004 Slg. und 
Nr. 230/2005 Slg. auf der Grundlage einer Zulassung betreiben, die gemäß 
Gesetz Nr. 135/1994 Slg., geändert durch die Gesetze Nr. 52/1982 Slg., Nr. 
595/1990 Slg., Nr. 128/1991 Slg., Nr. 238/1993 Slg., Nr. 416/2001 Slg., Nr. 
533/2001 Slg. erteilt wurde, und die gleichzeitig die Fortleitung oder die 
Verteilung von Trinkwasser an die Bevölkerung gemäß Gesetz Nr. 442/2002 
Slg., geändert durch die Gesetze Nr. 525/2003 Slg., Nr. 364/2004 Slg., Nr. 
587/2004 Slg. und Nr. 230/2005 Slg. sicherstellen. 

Beispiel: 

— Bratislavská vodárenská spoločnosť, a.s. 

— Západoslovenská vodárenská spoločnosť, a.s. 

— Považská vodárenská spoločnosť, a.s. 

— Severoslovenské vodárne a kanalizácie, a.s. 

— Stredoslovenská vodárenská spoločnosť, a.s. 

— Podtatranská vodárenská spoločnosť, a.s. 

— Východoslovenská vodárenská spoločnosť, a.s. 

Finnland 

— Wasserversorgungsunternehmen nach § 3 des vesihuoltolaki/lagen om vat­
tentjänster (119/2001) 
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Schweden 

Lokale Behörden und Kommunalgesellschaften, die gemäß dem lagen (2006:412) 
om allmänna vattentjänster Trinkwasser gewinnen, weiterleiten oder verteilen. 

Vereinigtes Königreich 

— Ein Unternehmen, das gemäß Water Industry Act 1991 als water undertaker 
oder als sewerage undertaker mit der Wasserversorgung bzw. der Abwasser­
entsorgung beauftragt ist. 

— Eine water and sewerage authority errichtet gemäß Abschnitt 62 des Local 
Government etc (Scotland) Act 1994. 

— The Department for Regional Development (Northern Ireland) 
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ANHANG IV 

Auftraggeber im Bereich der Eisenbahndienste 

Belgien 

— SNCB Holding/NMBS Holding 

— Société nationale des Chemins de fer belges//Nationale Maatschappij der 
Belgische Spoorwegen. 

— Infrabel 

Bulgarien 

— Национална компания „Железопътна инфраструктура“ 

— „Български държавни железници“ ЕАД 

— „БДЖ — Пътнически превози“ ЕООД 

— „БДЖ — Тягов подвижен състав (Локомотиви)“ ЕООД 

— „БДЖ — Товарни превози“ ЕООД 

— „Българска Железопътна Компания“ АД 

— „Булмаркет — ДМ“ ООД 

Tschechische Republik 

Alle Auftraggeber in den Sektoren, die Dienstleistungen im Bereich der Eisen­
bahndienste erbringen, so wie in Abschnitt 4 Absatz 1 Buchstaben f des Gesetzes 
Nr. 137/2006 Sammlung über öffentliche Aufträge (in der geltenden Fassung) 
definiert. 

Beispiele für Auftraggeber: 

— ČD Cargo, a.s. 

— České dráhy, a.s 

— Správa železniční dopravní cesty, státní organizace 

Dänemark 

— DSB 

— DSB S-tog A/S 

— Metroselskabet I/S 

Deutschland 

— Deutsche Bahn AG 

— Andere Unternehmen, die Schienenverkehrsleistungen für die Öffentlichkeit 
gemäß § 2 Absatz 1 des Allgemeinen Eisenbahngesetzes vom 27. Dezember 
1993, zuletzt geändert am 26. Februar 2008, ausführen. 

Estland 

— Einrichtungen, die auf der Grundlage des Artikels 10 Absatz 3 des Gesetzes 
über das öffentliche Auftragswesen (RT I 21.2.2007, 15, 76) und von Ar­
tikel 14 des Wettbewerbsgesetzes (RT I 2001, 56 332) tätig sind. 

— AS Eesti Raudtee; 

— AS Elektriraudtee. 

Irland 

— Iarnród Éireann [/Irish Rail] 

— Railway Procurement Agency 

Griechenland 

— „Oργανισμός Σιδηροδρόμων Ελλάδος Α.Ε.“ („Ο.Σ.Ε. –Α.Ε.“), gemäß Gesetz 
Nr. 2671/98. 

— „ΕΡΓΟΣΕ Α.Ε.“ gemäß Gesetz 2366/95. 

▼M7 

2004L0017 — DE — 01.01.2014 — 013.001 — 99



 

Spanien 

— Ente público Administración de Infraestructuras Ferroviarias (ADIF) 
— Red Nacional de los Ferrocarriles Españoles (RENFE) 
— Ferrocarriles de Vía Estrecha (FEVE) 
— Ferrocarrils de la Generalitat de Catalunya (FGC) 
— Eusko Trenbideak (Bilbao) 
— Ferrocarrils de la Generalitat Valenciana. (FGV) 
— Serveis Ferroviaris de Mallorca (Ferrocarriles de Mallorca) 
— Ferrocarril de Soller 
— Funicular de Bulnes 
Frankreich 

— Société nationale des chemins de fer français und andere der Öffentlichkeit 
zugängliche Schienennetze gemäß Loi d'orientation des transports intérieurs 
N o 82-1153 vom 30. Dezember 1982, Titel II, Kapitel 1 

— Réseau ferré de France, öffentliche Einrichtung errichtet durch Loi N o 97-135 
vom 13. Februar 1997 

▼M12 
Kroatien 

Auftraggeber im Sinne des Artikels 6 des Zakon o javnoj nabavi (Narodne 
novine broj 90/11) (Gesetz über das öffentliche Beschaffungswesen, Amtsblatt 
Nr. 90/11), die gemäß Sondervorschriften Tätigkeiten der Bereitstellung oder des 
Betriebs von Netzen zur Versorgung der Allgemeinheit mit Verkehrsleistungen 
per Schiene ausüben. 

▼M7 
Italien 

— Ferrovie dello Stato S. p. A.einschließlich le Società partecipate 
— Einrichtungen, Gesellschaften und Unternehmen, die aufgrund einer Konzes­

sion laut Artikel 10 des regio decreto n. 1447 vom 9. Mai 1912 zur Billigung 
des testo unico delle disposizioni di legge per le ferrovie concesse all'indus­
tria privata, le tramvie a trazione meccanica e gli automobili Schienenver­
kehrsleistungen erbringen. 

— Einrichtungen, Gesellschaften und Unternehmen, die aufgrund einer Konzes­
sion laut Artikel 4 der legge n. 410 vom 14. Juni 1949 — Concorso dello 
Stato per la riattivazione dei pubblici servizi di trasporto in concessione — 
Schienenverkehrsleistungen erbringen. 

— Einrichtungen, Gesellschaften und Unternehmen oder örtliche Behörden, die 
aufgrund einer Konzession laut Artikel 14 der legge n. 1221 vom 2. August 
1952 — Provvedimenti per l'esercizio ed il potenziamento di ferrovie e di 
altre linee di trasporto in regime di concessione — Schienenverkehrsleistun­
gen erbringen. 

— Einrichtungen, Gesellschaften und Unternehmen, die im Sinne der Artikel 8 
und 9 des decreto legislativo n. 422 vom 19. November 1997 — Conferi­
mento alle regioni ed agli enti locali di funzioni e compiti in materia di 
trasporto pubblico locale, a norma dell'articolo 4, comma 4, della L. 15 marzo 
1997, n. 59 — geändert durch decreto legislativo n. 400 vom 20. September 
1999 und durch Artikel 45 des legge n. 166 vom 1. August 2002 öffentliche 
Verkehrsleistungen erbringen. 

Zypern 

Lettland 

— Valsts akciju sabiedrība „Latvijas dzelzceļš“. 
— Valsts akciju sabiedrība „Vaiņodes dzelzceļš“. 
Litauen 

— Akcinė bendrovė „Lietuvos geležinkeliai“ 
— Sonstige Stellen gemäß den Anforderungen von Artikel 70 Abs. 1 und 2 des 

Gesetzes über das öffentliche Auftragswesen der Republik Litauen (Amtsblatt 
Nr. 84-2000, 1996; Nr. 4-102, 2006), die gemäß dem Kodex über Eisenbahn­
transport der Republik Litauen (Amtsblatt Nr. 72-2489, 2004) Eisenbahn­
dienstleistungen erbringen. 

Luxemburg 

— Chemins de fer luxembourgeois (CFL). 

▼M7 

2004L0017 — DE — 01.01.2014 — 013.001 — 100



 

Ungarn 

— Stellen, die öffentliche Eisenbahntransportdienstleistungen gemäß Arti­
kel 162-163 des 2003 évi CXXIX. törvény a közbeszerzésekről und 2005. 
évi CLXXXIII. törvény a vasúti közlekedésről und aufgrund einer Zulassung 
gemäß 45/2006 (VII. 11.) GKM rendelet a vasúti társaságok működésének 
engedélyezéséről erbringen. 

Zum Beispiel: 

— MagyarÁllamvasutak (MÁV) 

Malta 

Niederlande 

Auftraggeber im Bereich der Eisenbahndienste. Stellvertretend hierfür seien fol­
gende Beispiele angeführt: 

— Nederlandse Spoorwegen 

— ProRail 

Österreich 

— Österreichische Bundesbahn 

— Schieneninfrastrukturfinanzierungs-Gesellschaft mbH sowie 

— Stellen, die gemäß dem Eisenbahngesetz, BGBl. Nr. 60/1957, in der jeweils 
geltenden Fassung, zur Erbringung von Verkehrsleistungen befugt sind. 

Polen 

Stellen, die öffentliche Eisenbahntransportdienstleistungen auf folgender Grund­
lage erbringen: ustawa o komercjalizacji, restrukturyzacji i prywatyzacji przed­
siêbiorstwa pañstwowego „Polskie Koleje Pañstwowe“ z dnia 8 wrzeœnia 2000 
r.; u. a.: 

— PKP Intercity Sp, z o.o. 

— PKP Przewozy Regionalne Sp. z o.o. 

— PKP Polskie Linie Kolejowe S.A. 

— „Koleje Mazowieckie — KM“ Sp. z o.o. 

— PKP Szybka Kolej Miejska w Trójmieście Sp. z ο.ο. 

— PKP Warszawska Kolej Dojazdowa Sp. z o.o. 

Portugal 

— CP — Caminhos de Ferro de Portugal, E.P., gemäß Decreto-Lei n o 109/77 do 
23 de Março 1977 

— REFER, E.P., gemäß Decreto-Lei No 104/97 do 29 de Abril 1997 

— RAVE, S.A., gemäß Decreto-Lei No 323-H/2000 of 19 de Dezembro 2000 

— Fertagus, S.A., gemäß Decreto-Lei 78/2005, of 13 de Abril 

— Öffentliche Behörden und öffentliche Unternehmen, die gemäß Lei n o 10/90 
do 17 de Março 1990 Schienenverkehrsleistungen erbringen. 

— Privatunternehmen, die gemäß Lei n o 10/90 do 17 de Março 1990 Schienen­
verkehrsleistungen erbringen, sofern sie über spezielle oder ausschließliche 
Rechte verfügen. 

Rumänien 

— Compania Națională Căi Ferate — CFR 

— Societatea Națională de Transport Feroviar de Marfă „CFR — Marfă“,– 
Societatea Națională de Transport Feroviar de Călători „CFR — Călători“ 

Slowenien 

Mat. št. Naziv POŠTNA ŠT. KRAJ 

5142733 Slovenske železnice, d. o. o. 1000 LJUBLJANA 

Slowakei 

— Stellen, die Eisenbahnen und Seilbahnen und damit verbundene Einrichtun­
gen auf folgender Rechtsgrundlage betreiben: Gesetz Nr. 258/1993 Slg., ge­
ändert durch die Gesetze Nr. 152/1997 Slg. und Nr. 259/2001 Slg., 
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— Stellen, die Beförderungsunternehmen sind und den öffentlichen Eisenbahn­
transport auf folgender Rechtsgrundlage betreiben: Gesetz Nr. 164/1996 Slg., 
geändert durch die Gesetze Nr. 58/1997 Slg., Nr. 260/2001 Slg., Nr. 
416/2001 Slg. und Nr. 114/2004 Slg. sowie Regierungsdekret Nr. 662 vom 
7. Juli 2004. 

Beispiel: 

— Železnice Slovenskej republiky, a.s. 

— Železničná spoločnosť Slovensko, a.s. 

Finnland 

VR Osakeyhtiö//VR Aktiebolag 

Schweden 

— Öffentliche Stellen, die Eisenbahndienstleistungen auf folgender Rechtsgrund­
lage betreiben: järnvägslagen (2004:519) und järnvägsförordningen 
(2004:526). Regionale und lokale öffentliche Stellen, die gemäß lagen 
(1997:734) om ansvar för viss kollektiv persontrafik den Regional- und Nah­
verkehr gewährleisten. 

— Privatwirtschaftliche Unternehmen, die aufgrund einer Genehmigung gemäß 
förordningen (1996:734) om statens spåranläggningar Eisenbahnverkehrsleis­
tungen erbringen, sofern diese Genehmigungen Artikel 2 Absatz 3 der Richt­
linie entsprechen. 

Vereinigtes Königreich 

— Network Rail plc 

— Eurotunnel plc 

— Northern Ireland Transport Holding Company 

— Northern Ireland Railways Company Limited 

— Eisenbahndienstleister, die auf der Grundlage von besonderen oder aus­
schließlichen Rechten tätig sind, die vom Verkehrsministerium oder einer 
sonstigen zuständigen Behörde erteilt werden. 

▼M7 

2004L0017 — DE — 01.01.2014 — 013.001 — 102



 

ANHANG V 

Auftraggeber im Bereich der städtischen Eisenbahn-, Strassenbahn-, 
Oberleitungsbus- oder Busdienste 

Belgien 

— Société des Transports intercommunaux de Bruxelles/Maatschappij voor in­
tercommunaal Vervoer van Brussel 

— Société régionale wallonne du Transport et ses sociétés d'exploitation (TEC 
Liège–Verviers, TEC Namur–Luxembourg, TEC Brabant wallon, TEC Char­
leroi, TEC Hainaut)/Société régionale wallonne du Transport en haar exploi­
tatiemaatschappijen (TEC Liège–Verviers, TEC Namur–Luxembourg, TEC 
Brabant wallon, TEC Charleroi, TEC Hainaut) 

— Vlaamse Vervoermaatschappij (De Lijn) 

— Privatgesellschaften, die auf der Grundlage von besonderen oder ausschließ­
lichen Rechten tätig sind. 

Bulgarien 

— „Метрополитен“ ЕАД, София 

— „Столичен електротранспорт“ ЕАД, София 

— „Столичен автотранспорт“ ЕАД, София 

— „Бургасбус“ ЕООД, Бургас 

— „Градски транспорт“ ЕАД, Варна 

— „Тролейбусен транспорт“ ЕООД, Враца 

— „Общински пътнически транспорт“ ЕООД, Габрово 

— „Автобусен транспорт“ ЕООД, Добрич 

— „Тролейбусен транспорт“ ЕООД, Добрич 

— „Тролейбусен транспорт“ ЕООД, Пазарджик 

— „Тролейбусен транспорт“ ЕООД, Перник 

— „Автобусни превози“ ЕАД, Плевен 

— „Тролейбусен транспорт“ ЕООД, Плевен 

— „Градски транспорт Пловдив“ ЕАД, Пловдив 

— „Градски транспорт“ ЕООД, Русе 

— „Пътнически превози“ ЕАД, Сливен 

— „Автобусни превози“ ЕООД, Стара Загора 

— „Тролейбусен транспорт“ ЕООД, Хасково 

Tschechische Republik 

Alle Auftraggeber in den Sektoren, die Dienstleistungen im Bereich der städti­
schen Eisenbahn-, Strassenbahn-, Oberleitungsbus- oder Busdienste erbringen, so 
wie in Abschnitt 4 Absatz 1 Buchstabe f des Gesetzes Nr. 137/2006 Sammlung 
über öffentliche Aufträge (in der geltenden Fassung) definiert. 

Beispiele für Auftraggeber: 

— Dopravní podnik hl.m. Prahy, akciová společnost 

— Dopravní podnik města Brna, a. s. 

— Dopravní podnik Ostrava a.s. 

— Plzeňské městské dopravní podniky, a.s. 

— Dopravní podnik města Olomouce, a.s. 

Dänemark 

— DSB 

— DSB S-tog A/S 
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— Unternehmen, die Busverkehrsdienstleistungen für die Öffentlichkeit (almin­
delige rutekørsel) aufgrund einer Genehmigung gemäß lov om buskørsel, 
lovbekendtgørelse nr. 107 vom 19. Februar 2003 erbringen 

— Metroselskabet I/S 

Deutschland 

Unternehmen, die genehmigungspflichtige Verkehrsleistungen im öffentlichen 
Personennahverkehr im Sinne des Personenbeförderungsgesetzes vom 21. März 
1961, zuletzt geändert am 31. Oktober 2006, erbringen 

Estland 

— Einrichtungen, die auf der Grundlage des Artikels 10 Absatz 3 des Gesetzes 
über das öffentliche Auftragswesen (RT I 21.2.2007, 15, 76) und von Ar­
tikel 14 des Wettbewerbsgesetzes (RT I 2001, 56 332) tätig sind. 

— AS Tallinna Autobussikoondis; 

— AS Tallinna Trammi- ja Trollibussikoondis; 

— Narva Bussiveod AS; 

Irland 

— Iarnród Éireann [Irish Rail] 

— Railway Procurement Agency 

— Luas [Dublin Light Rail] 

— Bus Éireann [Irish Bus] 

— Bus Átha Cliath [Dublin Bus] 

— Stellen, die gemäß dem geänderten Road Transport Act 1932 öffentliche 
Verkehrsdienstleistungen erbringen 

Griechenland 

— „Ηλεκτροκίνητα Λεωφορεία Περιοχής Αθηνών — Πειραιώς Α.Ε.“ 
(„Η.Λ.Π.Α.Π. Α.Ε.“) –(Athens-Pireaeus Trolley Buses S.A), errichtet und 
betrieben gemäß Gesetzesdekret 768/1970 (A' Nr. 273), Gesetz 588/1977 
(A' Nr. 148) und Gesetz 2669/1998 (A' Nr. 283); 

— „Ηλεκτρικοί Σιδηρόδρομοι Αθηνών — Πειραιώς“ („Η.Σ.Α.Π. Α.Ε.“) 
–(Athens-Piraeus Electric Railways), errichtet und betrieben gemäß Gesetz 
352/1976 (A' Nr. 147) und Gesetz 2669/1998 (A' Nr. 283) 

— „Οργανισμός Αστικών Συγκοινωνιών Αθηνών Α.Ε.“ („Ο.Α.ΣΑ. Α.Ε.“) 
(Athens Urban Transport Organization S.A), errichtet und betrieben gemäß 
Gesetz Nr. 2175/1993 (A' Nr. 211) und Gesetz 2669/1998 (A' Nr. 283) 

— „Εταιρεία Θερμικών Λεωφορείων Α.Ε.“ („Ε.Θ.Ε.Λ. –Α.Ε.“), (Company of 
Thermal Buses S.A.), errichtet und betrieben gemäß Gesetz Nr. 2175/1993 
(A' Nr. 211) und Gesetz 2669/1998 (A' Nr. 283) 

— „Αττικό Μετρό Α.Ε.“ (Attiko Metro S.A), errichtet und betrieben gemäß 
Gesetz Nr. 1955/1991 

— Οργανισμός Αστικών Συγκοινωνιών Θεσσαλονίκης (Ο.Α.Σ.Θ.), errichtet und 
betrieben gemäß Erlass 3721/1957, Gesetzesdekret 716/1970 sowie Gesetz 
866/79 und Gesetz 2898/2001 (A' Nr. 71) 

— Κοινό Ταμείο Είσπραξης Λεωφορείων (Κ.Τ.Ε.Λ.), betrieben gemäß Gesetz 
2963/2001 (A' Nr. 268) 

— Δημοτικές Επιχειρήσεις Λεωφορείων Ρόδου και Κω, auch bezeichnet als 
ΡΟΔΑ bzw. ΔΕΑΣ ΚΩ, betrieben gemäß Gesetz 2963/2001 (A' Nr. 268) 

Spanien 

— Stellen, die städtische öffentliche Verkehrsdienstleistungen auf folgender 
Rechtsgrundlage erbringen: „Ley 7/1985 Reguladora de las Bases de Ré­
gimen Local of 2. April 1985; Real Decreto legislativo 781/1986, de 18 de 
abril, por el que se aprueba el texto refundido de las disposiciones legales 
vigentes en materia de régimen local“ und entsprechende regionale Vorschrif­
ten, falls vorhanden. 

▼M7 

2004L0017 — DE — 01.01.2014 — 013.001 — 104



 

— Stellen, die öffentliche Bustransportdienstleistungen aufgrund der Übergangs­
bestimmung Nr. 3 der „Ley 16/1987, de 30 de julio, de Ordenación de los 
Transportes Terrestres“ erbringen. 
Beispiele: 
— Empresa Municipal de Transportes de Madrid 
— Empresa Municipal de Transportes de Málaga 
— Empresa Municipal de Transportes Urbanos de Palma de Mallorca 
— Empresa Municipal de Transportes Públicos de Tarragona 
— Empresa Municipal de Transportes de Valencia 
— Transporte Urbano de Sevilla, S.A.M. (TUSSAM) 
— Transporte Urbano de Zaragoza, S.A. (TUZSA) 
— Entitat Metropolitana de Transport — AMB 
— Eusko Trenbideak, s.a. 
— Ferrocarril Metropolitá de Barcelona, sa 
— Ferrocariles de la Generalitat Valenciana 
— Consorcio de Transportes de Mallorca 
— Metro de Madrid 
— Metro de Málaga, S.A., 
— Red Nacional de los Ferrocarriles Españoles (Renfe) 

Frankreich 

— Auftraggeber, die aufgrund von Artikel 7-II der Loi d'orientation des trans­
ports intérieurs n o 82-1153 vom 30. Dezember 1982 öffentliche Verkehrs­
dienstleistungen erbringen. 

— Régie des transports de Marseille 
— RDT 13 Régie départementale des transports des Bouches du Rhône 
— Régie départementale des transports du Jura 
— RDTHV Régie départementale des transports de la Haute-Vienne 
— Régie autonome des transports parisiens, Société nationale des chemins de fer 

français und andere Stellen, die Verkehrsdienstleistungen aufgrund einer vom 
Syndicat des transports d'Ile-de-France gemäß Ordonnance n o 59-151 du 
7 janvier 1959 in ihrer geänderten Fassung und ihrer Durchführungsdekrete 
betreffend die Personenbeförderung in der Region Ile-de-France erteilten Ge­
nehmigung erbringen. 

— Réseau ferré de France, öffentliche Einrichtung errichtet durch Loi n o 97-135 
vom 13. Februar 1997 

— Regionale oder lokale Behörden oder Gruppen regionaler oder lokaler Be­
hörden, die eine Organisationsbehörde für den Verkehr sind (Beispiel: Com­
munauté urbaine de Lyon). 

▼M12 
Kroatien 

Auftraggeber im Sinne des Artikels 6 des Zakon o javnoj nabavi (Narodne 
novine broj 90/11) (Gesetz über das öffentliche Beschaffungswesen, Amtsblatt 
Nr. 90/11), die gemäß Sondervorschriften Tätigkeiten der Bereitstellung oder des 
Betriebs von Netzen für öffentliche Verkehrsdienste durch Stadtbahnen, auto­
matisierte Systeme, Straßenbahnen, Busse, Oberleitungsbusse und Seilbahnen 
ausüben, wie die Auftraggeber, die diese Tätigkeiten als öffentlicher Dienstleister 
im Sinne des Gesetzes über Versorgungsunternehmen (Amtsblatt Nrn. 36/95, 
70/97, 128/99, 57/00, 129/00, 59/01, 26/03, 82/04, 110/04, 178/04, 38/09, 79/09, 
153/09, 49/11, 84/11, 90/11) ausüben. 

▼M7 
Italien 

Einrichtungen, Gesellschaften und Unternehmen, die öffentliche Verkehrsdienst­
leistungen per Eisenbahn, automatischen Systemen, Straßenbahn, Oberleitungs­
bus und Omnibus erbringen oder die entsprechende Infrastruktur auf nationaler, 
regionaler und lokaler Ebene verwalten. 
Dabei handelt es sich beispielsweise um: 
— Einrichtungen, Gesellschaften und Unternehmen, die öffentliche Transport­

dienstleistungen aufgrund einer Zulassung gemäß Decreto del Ministro dei 
Trasporti N o 316 vom 1. Dezember 2006 „Regolamento recante riordino dei 
servizi automobilistici interregionali di competenza statale“ erbringen. 
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— Einrichtungen, Gesellschaften und Unternehmen, die gemäß Art. 1, Nr. 4 
oder Nr. 15 des Regio Decreto n. 2578 vom 15. Oktober 1925 — Appro­
vazione del testo unico della legge sull'assunzione diretta dei pubblici servizi 
da parte dei comuni e delle province — öffentliche Verkehrsdienstleistungen 
erbringen. 

— Einrichtungen, Gesellschaften und Unternehmen, die gemäß Decreto Legis­
lativo n. 422 vom 19. November 1997 — Conferimento alle regioni ed agli 
enti locali di funzioni e compiti in materia di trasporto pubblico locale, a 
norma dell'articolo 4, comma 4, della L. 15 marzo 1997, n. 59 — geändert 
durch Decreto Legislativo n. 400 vom 20. September 1999 und durch Art. 45 
de legge n. 166 vom 1. August 2002 — öffentliche Verkehrsdienstleistungen 
erbringen 

— Einrichtungen, Gesellschaften und Unternehmen, die gemäß Art. 113 des 
Testo Unico delle leggi sull'ordinamento degli Enti Locali approvato con 
legge n. 267 vom 18. August 2000 — geändert durch Art. 35 de legge n. 
448 vom 28. Dezember 2001 — öffentliche Verkehrsdienstleistungen erbrin­
gen. 

— Einrichtungen, Gesellschaften und Unternehmen, die aufgrund einer Konzes­
sion nach Artikel 242 oder 256 des Regio Decreto n. 1447 vom 9. Mai 1912 
zur Billigung des testo unico delle disposizioni di legge per le ferrovie 
concesse all'industria privata, le tramvie a trazione meccanica e gli automobili 
betrieben werden. 

— Einrichtungen, Gesellschaften und Unternehmen sowie lokale Behörden, die 
aufgrund einer Konzession nach Art. 4 der legge n. 410 vom 14. Juni 1949 
— Concorso dello Stato per la riattivazione dei pubblici servizi di trasporto in 
concessione — betrieben werden. 

— Einrichtungen, Gesellschaften und Unternehmen, die aufgrund einer Konzes­
sion nach Art. 14 der legge n. 1221 vom 2. August 1952 — Provvedimenti 
per l'esercizio ed il potenziamento di ferrovie e di altre linee di trasporto in 
regime di concessione — betrieben werden. 

Zypern 

Lettland 

Stellen des öffentlichen und des privaten Rechts, die Passagiertransportdienst­
leistungen mittels Bussen, Oberleitungsbussen und/oder Straßenbahnen in zumin­
dest den nachfolgend genannten Städten erbringen: Riga, Jurmala Liepaja, Dau­
gavpils, Jelgava, Rezekne and Ventspils 
Litauen 

— Akcinė bendrovė „Autrolis“ 
— Uždaroji akcinė bendrovė „Vilniaus autobusai“ 
— Uždaroji akcinė bendrovė „Kauno autobusai“ 
— Uždaroji akcinė bendrovė „Vilniaus troleibusai“ 
— Sonstige Stellen, die gemäß den Anforderungen von Artikel 70 Abs. 1 und 2 

des Gesetzes über das öffentliche Auftragswesen der Republik Litauen 
(Amtsblatt Nr. 84-2000, 1996; Nr. 4-102, 2006) tätig sind und gemäß dem 
Kodex über den Straßenverkehr der Republik Litauen (Amtsblatt Nr. 119- 
2772, 1996) städtische Eisenbahn-, Strassenbahn-, Oberleitungsbus- oder 
Busdienste erbringen. 

Luxemburg 

— Chemins de fer luxembourgeois (CFL). 
— Service communal des autobus municipaux de la ville de Luxembourg. 
— Transports intercommunaux du canton d'Esch–sur–Alzette (TICE). 
— Busunternehmen, die gemäß Règlement grand-ducal concernant les conditi­

ons d'octroi des autorisations d'établissement et d'exploitation des services de 
transports routiers réguliers de personnes rémunérées vom 3. Februar 1978 
betrieben werden. 

Ungarn 

— Einrichtungen, die öffentliche Bustransportdienstleistungen im örtlichen Lini­
enverkehr und im Fernlinienverkehr auf folgender Rechtsgrundlage erbringen: 
Artikel 162-163 von 2003 évi CXXIX. törvény a közbeszerzésekről und 
1988. évi I. törvény a közúti közlekedésről. 

— Einrichtungen, die für den nationalen öffentlichen Passagiertransportverkehr 
per Schiene gemäß folgender Rechtsgrundlage zuständig sind: Artikel 162- 
163 von 2003 évi CXXIX. törvény a közbeszerzésekről und 2005 évi 
CLXXXIII. törvény a vasúti közlekedésről. 

▼M7 

2004L0017 — DE — 01.01.2014 — 013.001 — 106



 

Beispiel: 

Magyar Államvasutak 

Malta 

— L-Awtorita' dwar it-Trasport ta' Malta (Malta Transport Authority) 

Niederlande 

Einrichtungen, die öffentliche Verkehrsdienstleistungen für den Personenverkehr 
gemäß Kapitel II (Openbaar Vervoer) des Wet Personenvervoer erbringen. Stell­
vertretend hierfür seien folgende Beispiele angeführt: 

— RET (Rotterdam) 

— HTM (Den Haag) 

— GVB (Amsterdam) 

Österreich 

— Stellen, die gemäß dem Eisenbahngesetz, BGBl. Nr. 60/1957, in der jeweils 
geltenden Fassung, oder dem Kraftfahrliniengesetz, BGBl. I No 203/1999, in 
der jeweils geltenden Fassung, zur Erbringung von Verkehrsdienstleistungen 
befugt sind. 

Polen 

(1) Einrichtungen, die städtische Eisenbahndienstleistungen erbringen und auf der 
Grundlage einer Konzession nach ustawa z dnia 28 marca 2003 r. o trans­
porcie kolejowym tätig sind. 

(2) Einrichtungen, die städtische öffentliche Bustransportdienstleistungen auf­
grund einer Genehmigung nach ustawa z dnia 6 września 2001 r. o trans­
porcie drogowym erbringen, und Einrichtungen, die städtische Transport­
dienstleistungen für die breite Öffentlichkeit erbringen, 

u. a.: 

— Komunalne Przedsiębiorstwo Komunikacyjne Sp. z o.o, Białystok 

— Komunalny Zakład Komunikacyjny Sp. z o.o Białystok 

— Miejski Zakład Komunikacji Sp. z o.o Grudziądz 

— Miejski Zakład Komunikacji Sp. z o.o w Zamościu 

— Miejskie Przedsiębiorstwo Komunikacyjne — Łódź Sp. z o.o. 

— Miejskie Przedsiębiorstwo Komunikacyjne Sp. z o. o. Lublin 

— Miejskie Przedsiębiorstwo Komunikacyjne S.A., Kraków 

— Miejskie Przedsiębiorstwo Komunikacyjne SA., Wrocław 

— Miejskie Przedsiębiorstwo Komunikacyjne Sp. z o.o., Częstochowa 

— Miejskie Przedsiębiorstwo Komunikacyjne Sp. z ο.ο., Gniezno 

— Miejskie Przedsiębiorstwo Komunikacyjne Sp. z ο, ο., Olsztyn 

— Miejskie Przedsiębiorstwo Komunikacyjne Sp. z o.o., Radomsko 

— Miejskie Przedsiębiorstwo Komunikacyjne Sp. z ο.ο, Wałbrzych 

— Miejskie Przedsiębiorstwo Komunikacyjne w Poznaniu Sp. z o.o. 

— Miejskie Przedsiębiorstwo Komunikacyjne Sp. z o. o. w Świdnicy 

— Miejskie Zakłady Komunikacyjne Sp. z o.o, Bydgoszcz 

— Miejskie Zakłady Autobusowe Sp. z o.o., Warszawa 

— Opolskie Przedsiębiorstwo Komunikacji Samochodowej S.A. w Opolu 

— Polbus — PKS Sp. z o.o., Wrocław 

— Polskie Koleje Linowe Sp. z o.o Zakopane 

— Przedsiębiorstwo Komunikacji Miejskiej Sp. z o.o., Gliwice 

— Przedsiębiorstwo Komunikacji Miejskiej Sp. z o.o. w Sosnowcu 

— Przedsiębiorstwo Komunikacji Samochodowej Leszno Sp. z o.o. 

— Przedsiębiorstwo Komunikacji Samochodowej S.A, Kłodzko 

— Przedsiębiorstwo Komunikacji Samochodowej SA, Katowice 

— Przedsiębiorstwo Komunikacji Samochodowej w Brodnicy S.A. 

▼M7 

2004L0017 — DE — 01.01.2014 — 013.001 — 107



 

— Przedsiębiorstwo Komunikacji Samochodowej w Dzierżoniowie S.A. 

— Przedsiębiorstwo Komunikacji Samochodowej w Kluczborku Sp. z o.o. 

— Przedsiębiorstwo Komunikacji Samochodowej w Krośnie S.A. 

— Przedsiębiorstwo Komunikacji Samochodowej w Raciborzu Sp. z o.o. 

— Przedsiębiorstwo Komunikacji Samochodowej w Rzeszowie S.A. 

— Przedsiębiorstwo Komunikacji Samochodowej w Strzelcach Opolskich 
S.A. 

— Przedsiębiorstwo Komunikacji Samochodowej Wieluń Sp. z o.o. 

— Przedsiębiorstwo Komunikacji Samochodowej w Kamiennej Górze Sp. 
z.ο.ο 

— Przedsiębiorstwo Komunikacji Samochodowej w Białymstoku S.A 

— Przedsiębiorstwo Komunikacji Samochodowej w Bielsku Białej S.A. 

— Przedsiębiorstwo Komunikacji Samochodowej w Bolesławcu Sp. z.o.o. 

— Przedsiębiorstwo Komunikacji Samochodowej w Cieszynie Sp. z.ο, ο. 

— Przedsiębiorstwo Przewozu Towarów Powszechnej Komunikacji Samo­
chodowej S.A. 

— Przedsiębiorstwo Komunikacji Samochodowej w Bolesławcu Sp. z.ο.ο 

— Przedsiębiorstwo Komunikacji Samochodowej w Mińsku Mazowieckim 
S.A. 

— Przedsiębiorstwo Komunikacji Samochodowej w Siedlcach S.A. 

— Przedsiębiorstwo Komunikacji Samochodowej „SOKOŁÓW“ w So­
kołowie Podlaskim S.A 

— Przedsiębiorstwo Komunikacji Samochodowej w Garwolinie S.A. 

— Przedsiębiorstwo Komunikacji Samochodowej w Lubaniu Sp. z.o.o. 

— Przedsiębiorstwo Komunikacji Samochodowej w Łukowie S.A. 

— Przedsiębiorstwo Komunikacji Samochodowej w Wadowicach S.A. 

— Przedsiębiorstwo Komunikacji Samochodowej w Staszowie Sp. z.o.o. 

— Przedsiębiorstwo Komunikacji Samochodowej w Krakowie S.A. 

— Przedsiębiorstwo Komunikacji Samochodowej w Dębicy S.A, 

— Przedsiębiorstwo Komunikacji Samochodowej w Zawierciu S.A. 

— Przedsiębiorstwo Komunikacji Samochodowej w Żyrardowie S.A. 

— Przedsiębiorstwo Komunikacji Samochodowej w Pszczynie Sp. z.o.o. 

— Przedsiębiorstwo Komunikacji Samochodowej w Płocku S.A. 

— Przedsiębiorstwo Spedycyjno-Transportowe „Transgór“ Sp. z.o.o. 

— Przedsiębiorstwo Komunikacji Samochodowej w Stalowej Woli S.A. 

— Przedsiębiorstwo Komunikacji Samochodowej w Jarosławiu S.A. 

— Przedsiębiorstwo Komunikacji Samochodowej w Ciechanowie S.A. 

— Przedsiębiorstwo Komunikacji Samochodowej w Mławie S.A. 

— Przedsiębiorstwo Komunikacji Samochodowej w Nysie Sp. z, o.o. 

— Przedsiębiorstwo Komunikacji Samochodowej w Ostrowcu 
Świętokrzyskim S.A. 

— Przedsiębiorstwo Komunikacji Samochodowej w Kielcach S.A. 

— Przedsiębiorstwo Komunikacji Samochodowej w Końskich S.A. 

— Przedsiębiorstwo Komunikacji Samochodowej w Jędrzejowie Spółka Ak­
cyjna 

— Przedsiębiorstwo Komunikacji Samochodowej w Oławie Spółka Akcyjna 
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— Przedsiębiorstwo Komunikacji Samochodowej w Wałbrzychu Sp. z.o.o 

— Przedsiębiorstwo Komunikacji Samochodowej w Busku Zdroju S.A 

— Przedsiębiorstwo Komunikacji Samochodowej w Ostrołęce S.A. 

— Tramwaje Śląskie S.A. 

— Przedsiębiorstwo Komunikacji Samochodowej w Olkuszu S.A 

— Przedsiębiorstwo Komunikacji Samochodowej w Przasnyszu S.A. 

— Przedsiębiorstwo Komunikacji Samochodowej w Nowym Sączu S.A 

— Przedsiębiorstwo Komunikacji Samochodowej Radomsko Sp. z o.o 

— Przedsiębiorstwo Komunikacji Samochodowej w Myszkowie Sp. z.ο.ο. 

— Przedsiębiorstwo Komunikacji Samochodowej w Lublińcu Sp. z o.o 

— Przedsiębiorstwo Komunikacji Samochodowej w Głubczycach Sp. z.o.o 

— PKS w Suwałkach S.A. 

— Przedsiębiorstwo Komunikacji Samochodowej w Koninie S.A 

— Przedsiębiorstwo Komunikacji Samochodowej w Turku S.A. 

— Przedsiębiorstwo Komunikacji Samochodowej w Zgorzelcu Sp. z o.o 

— PKS Nowa Sól Sp. z.o.o 

— Przedsiębiorstwo Komunikacji Samochodowej Zielona Góra Sp. z o.o 

— Przedsiębiorstwo Komunikacji Samochodowej Sp. z o.o, w Przemyślu 

— Przedsiębiorstwo Państwowej Komunikacji Samochodowej, Koło 

— Przedsiębiorstwo Państwowej Komunikacji Samochodowej, Biłgoraj 

— Przedsiębiorstwo Komunikacji Samochodowej Częstochowa S.A 

— Przedsiębiorstwo Państwowej Komunikacji Samochodowej, Gdańsk 

— Przedsiębiorstwo Państwowej Komunikacji Samochodowej, Kalisz 

— Przedsiębiorstwo Państwowej Komunikacji Samochodowej, Konin 

— Przedsiębiorstwo Państwowej Komunikacji Samochodowej, Nowy Dwór 
Mazowiecki 

— Przedsiębiorstwo Państwowej Komunikacji Samochodowej, Starogard 
Gdański 

— Przedsiębiorstwo Państwowej Komunikacji Samochodowej, Toruń 

— Przedsiębiorstwo Państwowej Komunikacji Samochodowej, Warszawa 

— Przedsiębiorstwo Komunikacji Samochodowej w Białymstoku S.A. 

— Przedsiębiorstwo Komunikacji Samochodowej w Cieszynie Sp, z o.o. 

— Przedsiębiorstwo Państwowej Komunikacji Samochodowej w Gnieźnie 

— Przedsiębiorstwo Państwowej Komunikacji Samochodowej w Krasnyms­
tawie 

— Przedsiębiorstwo Państwowej Komunikacji Samochodowej w Olsztynie 

— Przedsiębiorstwo Państwowej Komunikacji Samochodowej w Ostrowie 
Wlkp. 

— Przedsiębiorstwo Państwowej Komunikacji Samochodowej w Poznaniu 

— Przedsiębiorstwo Państwowej Komunikacji Samochodowej w Zgorzelcu 
Sp. z o.o. 

— Szczecińsko-Polickie Przedsiębiorstwo Komunikacyjne Sp. z o.o. 

— Tramwaje Śląskie S.A., Katowice 

— Tramwaje Warszawskie Sp. z o.o. 

— Zakład Komunikacji Miejskiej w Gdańsku Sp. z o.o. 
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Portugal 

— Metropolitano de Lisboa, E.P., gemäß Decreto-Lei No 439/78 do 30 de 
Dezembro de 1978 

— Gemeindeverwaltungen, kommunale Stellen und Kommunalunternehmen, 
aufgeführt in Lei n o 58/98 vom 18. August 1998, die gemäß Lei n o 159/99 
vom 14. September 1999 Verkehrsdienstleistungen erbringen. 

— Öffentliche Behörden und öffentliche Unternehmen, die gemäß Lei n o 10/90 
vom 17. März 1990 Schienenverkehrsdienstleistungen erbringen 

— Stellen, die gemäß Artikel 98 des Regulamento de Transportes em Auto­
móveis (Decreto n o 37272 vom 31. Dezember 1948) öffentliche Verkehrs­
dienstleistungen erbringen. 

— Stellen, die gemäß der Lei n o 688/73 vom 21. Dezember 1973 öffentliche 
Verkehrsdienstleistungen erbringen. 

— Stellen, die gemäß Decreto-Lei n o 38144 vom 31. Dezember 1950 öffentliche 
Verkehrsdienstleistungen erbringen. 

— Metro do Porto, S.A., gemäß Decreto-Lei n o 394-A/98 vom 15. Dezember 
1998, geändert durch Decreto-Lei n o 261/2001 vom 26. September 2001 

— Normetro, S.A., gemäß Decreto-Lei n o 394-A/98 vom 15. Dezember 1998, 
geändert durch Decreto-Lei n o 261/2001 vom 26. September 2001 

— Metropolitano Ligeiro de Mirandela, S.A., gemäß Decreto-Lei n o 24/95 vom 
8. Februar 1995 

— Metro do Mondego, S.A., gemäß Decreto-Lei n o 10/2002 vom 24. Januar 
2002 

— Metro Transportes do Sul, S.A., gemäß Decreto-Lei n o 337/99 vom 24. Au­
gust 1999 

— Gemeindeverwaltungen und Kommunalunternehmen, die gemäß Lei n o 
159/99 vom 14. September 1999 Verkehrsdienstleistungen erbringen. 

Rumänien 

— S.C. de Transport cu Metroul București — „Metrorex“ SA 

— Regii Autonome Locale de Transport Urban de Călători 

Slowenien 

Unternehmen, die städtische öffentliche Busverkehrsdienstleistungen auf folgen­
der Rechtsgrundlage erbringen: Zakon o prevozih v cestnem prometu (Uradni list 
RS, 72/94, 54/96, 48/98 in 65/99). 

Mat. Št. Naziv POŠTNA ŠT. KRAJ 

1540564 AVTOBUSNI PREVOZI RIŽANA D.O.O. Dekani 6271 DEKANI 

5065011 AVTOBUSNI PROMET Murska Sobota D.D. 9000 MURSKA SOBOTA 

5097053 Alpetour Potovalna Agencija 4000 Kranj 

5097061 ALPETOUR, Špedicija In Transport, D.D. Škofja Loka 4220 ŠKOFJA LOKA 

5107717 INTEGRAL BREBUS Brežice D.O.O. 8250 BREŽICE 

5143233 IZLETNIK CELJE D.D. Prometno In Turistično Podjetje Cel­
je 

3000 CELJE 

5143373 AVRIGO DRUŽBA ZA AVTOBUSNI PROMET IN TURI­
ZEM D.D. NOVA GORICA 

5000 NOVA GORICA 

5222966 JAVNO PODJETJE LJUBLJANSKI POTNIŠKI PROMET 
D.O.O. 

1000 LJUBLJANA 

5263433 CERTUS AVTOBUSNI PROMET MARIBOR D.D. 2000 MARIBOR 

5352657 I & I — Avtobusni Prevozi D.D. Koper 6000 KOPER — CAPODIS­
TRIA 
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Mat. Št. Naziv POŠTNA ŠT. KRAJ 

5357845 Meteor Cerklje 4207 Cerklje 

5410711 KORATUR Avtobusni Promet In Turizem D.D. Prevalje 2391 PREVALJE 

5465486 INTEGRAL, Avto. Promet Tržič, D.D. 4290 TRŽIČ 

5544378 KAM-BUS Družba Za Prevoz Potnikov, Turizem In 
Vzdrževanje Vozil, D.D. Kamnik 

1241 KAMNIK 

5880190 MPOV Storitve In Trgovina D.O.O. Vinica 8344 VINICA 

Slowakei 

— Stellen, die zugelassene Beförderungsunternehmen sind und die öffentliche 
Personenbeförderung per Strassenbahn-, Oberleitungsbus, Spezial- oder Seil­
bahnen auf folgender Rechtsgrundlage betreiben: Artikel 23 des Gesetzes Nr. 
164/1996 Slg., geändert durch die Gesetze Nr. 58/1997 Slg., Nr. 260/2001 
Slg., Nr. 416/2001 Slg. und Nr. 114/2004 Slg. 

— Beförderungsunternehmen, die den regelmäßigen inländischen öffentlichen 
Busverkehr im Hoheitsgebiet der Slowakischen Republik oder in einem 
Teil des Hoheitsgebiets des ausländischen Staates oder in einem bestimmten 
Teil des Hoheitsgebiets der Slowakischen Republik auf der Grundlage der 
Zulassung zum Betrieb des Busverkehrs oder auf der Grundlage einer Trans­
portlizenz für eine bestimmte Route betreiben, sofern die Genehmigungen auf 
folgender Rechtsgrundlage erteilt wurden: Gesetz Nr. 168/1996 Slg., geändert 
durch die Gesetze Nr. 386/1996 Slg., Nr. 58/1997 Slg., Nr. 340/2000 Slg., 
Nr. 416/2001 Slg., Nr. 506/2002 Slg., Nr. 534/2003 Slg. und Nr. 114/2004 
Slg. 

Beispiel: 

— Dopravný podnik Bratislava, a.s. 

— Dopravný podnik mesta Košice, a.s. 

— Dopravný podnik mesta Prešov, a.s. 

— Dopravný podnik mesta Žilina, a.s. 

Finnland 

Auftraggeber, die aufgrund von Sonder- oder Alleinberechtigungen Linienver­
kehrsdienste gemäß dem luvanvaraisesta henkilöliikenteestä tiellä annettu laki// 
lagen om tillståndspliktig persontrafik på väg(343/1991) anbieten, sowie kom­
munale Verkehrsbetriebe und öffentliche Unternehmen, die öffentliche Verkehrs­
dienste mit Bussen, Eisenbahnen oder U-Bahnen anbieten oder ein Netz betrei­
ben, das für die Erbringung dieser Beförderungsdienste bestimmt ist. 

Schweden 

— Stellen, die städtische Eisenbahn- oder Straßenbahndienste gemäß lagen 
(1997:734) om ansvar för viss kollektiv persontrafik and lagen (1990:1157) 
säkerhet vid tunnelbana och spårväg betreiben. 

— Öffentliche oder private Stellen, die Oberleitungsbus- oder Omnibusdienste 
gemäß lagen (1997:734) om ansvar för viss kollektiv persontrafik und yrke­
strafiklagen (1998:490) betreiben. 

Vereinigtes Königreich 

— London Regional Transport 

— London Underground Limited 

— Transport for London 

— Eine Tochtergesellschaft von Transport for London im Sinne von Abschnitt 
424(1) des Greater London Authority Act 1999. 

— Strathclyde Passenger Transport Executive 

— Greater Manchester Passenger Transport Executive 

— Tyne and Wear Passenger Transport Executive 

— Brighton Borough Council 

— South Yorkshire Passenger Transport Executive 
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— South Yorkshire Supertram Limited 

— Blackpool Transport Services Limited 

— Conwy County Borough Council 

— Eine Person, die in London einen Lokaldienst gemäß Abschnitt 179(1) des 
Greater London Authority Act 1999 (Omnibusdienst) aufgrund einer mit 
Transport for London nach Abschnitt 156(2) dieses Act geschlossenen Ver­
einbarung oder einer Verkehrsvereinbarung mit einer Tochtergesellschaft 
nach Abschnitt 169 dieses Act erbringt 

— Northern Ireland Transport Holding Company. 

— Eine Person, die eine Lizenz für Straßenverkehrsleistungen nach Abschnitt 
4(1) des Transport Act (Northern Ireland) 1967 besitzt, die zur Erbringung 
eines Liniendienstes im Sinne dieser Lizenz berechtigt. 
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ANHANG VI 

Auftraggeber im Sektor der Postdienste 

Belgien 

— De Post//La Poste 
Bulgarien 

— „Български пощи“ ЕАД 
Tschechische Republik 

Alle Auftraggeber in den Sektoren, die Dienstleistungen im Bereich der Post­
dienste erbringen, so wie in Abschnitt 4 Absatz 1 Buchstaben g und h des 
Gesetzes Nr. 137/2006 Sammlung über öffentliche Aufträge (in der geltenden 
Fassung) definiert. 
Beispiele für Auftraggeber: 
— Česká Pošta, s.p. 
Dänemark 

— Post Danmark, siehe Gesetz Nr. 409 über Post Danmark A/S vom 6. Juni 
2002 

Deutschland 

Estland 

— AS Eesti Post 
Irland 

— An Post plc 
Griechenland 

— Ελληνικά Ταχυδρομεία ΕΛ.ΤΑ, errichtet gemäß Gesetzesdekret Nr. 496/70 
und betrieben gemäß Gesetz Nr. 2668/98 (ELTA) 

Spanien 

— Correos y Telégrafos, S.A. 
Frankreich 

— La Poste 
— La Poste interarmées 

▼M12 
Kroatien 

Auftraggeber im Sinne des Artikels 6 des Zakon o javnoj nabavi (Narodne 
novine broj 90/11) (Gesetz über das öffentliche Beschaffungswesen, Amtsblatt 
Nr. 90/11), die gemäß Sondervorschriften Tätigkeiten der Erbringung von Post­
diensten und anderen Diensten, ausgenommen Postdienste nach Artikel 112 Ab­
satz 4 des Gesetzes, ausüben. 

▼M7 
Italien 

— Poste Italiane S.p.A. 
Zypern 

— Τμήμα Ταχυδρομικών Υπηρεσιών 
Lettland 

— VAS „Latvijas Pasts“ 
Litauen 

— Akcinė bendrovė „Lietuvos paštas“ 
— Sonstige Stellen gemäß den Anforderungen von Artikel 70 Abs. 1 und 2 des 

Gesetzes über das öffentliche Auftragswesen der Republik Litauen (Amtsblatt 
Nr. 84-2000, 1996; Nr. 4-102, 2006), die gemäß dem Postgesetz der Repu­
blik Litauen (Amtsblatt Nr. 36-1070, 1999; Nr. 61-2125, 2004) Postdienst­
leistungen erbringen. 

Luxemburg 

— Entreprise des Postes et Télécommunications Luxembourg 
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Ungarn 

— Stellen, die für die Erbringung von Postdiensten gemäß Artikel 162-163 von 
2003 CXXIX. törvény a közbeszerzésekről und 2003 évi CI. törvény a pos­
táról zuständig sind. 
Beispiel: 
— Magyar Posta 

Malta 

— Maltapost plc 
Niederlande 

— TNT 
Österreich 

— Österreichische Post AG 
Polen 

— Państwowe Przedsiębiorstwo Użyteczności Publicznej „Poczta Polska“ 
Portugal 

— CTT — Correios de Portugal 
Rumänien 

— Compania Națională „Poșta Română SA“ 
Slowenien 

Mat. št. Naziv POŠTNA ŠT. KRAJ 

5881447 Pošta Slovenije, d.o.o. 2000 Maribor 

Slowakei 

Stellen, die über ein Exklusivrecht für die Erbringung bestimmter Postdienste 
aufgrund der gemäß Gesetz Nr. 507/2001 Slg. erteilten Lizenz verfügen. 
Beispiel: 
— Slovenská pošta, a.s. 
Finnland 

Itella Oyj 
Schweden 

— Posten Meddelande AB 
— Posten Logistik AB 
Vereinigtes Königreich 

The Royal Mail Group Ltd. 
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ANHANG VII 

Auftraggeber in den Sektoren Aufsuchung und Gewinnung von Öl oder Gas 

Belgien 

Bulgarien 

Auftraggeber in den Sektoren Aufsuchung oder Gewinnung von Öl oder Gas 
gemäß Закона за подземните богатства (обн., ДВ, бр.23/12.3.1999) oder 
Закона за концесиите (обн., ДВ, бр. 36/2.5.2006): 

— „Дайрект Петролеум България“ — ЕООД, София 

— „Петреко-България“ — ЕООД, София 

— „Проучване и добив на нефт и газ“ — АД, София 

— „Мерлоуз Рисорсиз“ — ООД, Люксембург 

— „Мерлоуз Рисорсиз САРЛ“, Люксембург 

— „ОМВ (България) Извънтериториално проучване“ — ООД, Виена, 
Австрия 

— „Джей Кей Екс България Лимитид“ — Лондон, Англия 

— „Рамко България Лимитид“ — Абърдийн, Шотландия 

— „Болкан Експлорърс (България) Лимитид“ — Дъблин, Ирландия 

— ОАО „Башкиргеология“, Уфа, Руска федерация 

— „Винтидж Петролеум България, Инк.“ — Кайманови острови 

Tschechische Republik 

Alle Auftraggeber in den Sektoren, die ein spezifisches geografisches Gebiet für 
die Zwecke der Aufsuchung oder Gewinnung von Öl oder Gas nutzen (Bestim­
mungen von Abschnitt 4 Absatz 1 Buchstabe i des Gesetzes Nr. 137/2006 
Sammlung über öffentliche Aufträge, in der geltenden Fassung). 

Beispiele für Auftraggeber: 

— Moravské naftové doly, a.s. 

Dänemark 

Auftraggeber gemäß: 

— Lov om Danmarks undergrund, siehe lovbekendtgørelse Nr. 889 vom 4. Juli 
2007. 

— Lov om kontinentalsoklen, siehe lovbekendtgørelse Nr 1101 vom 18. Novem­
ber 2005. 

Deutschland 

— Unternehmen im Sinne des Bundesberggesetzes vom 13. August 1980, zu­
letzt geändert am 9. Dezember 2006. 

Estland 

— Einrichtungen, die auf der Grundlage des Artikels 10 Absatz 3 des Gesetzes 
über das öffentliche Auftragswesen (RT I 21.2.2007, 15, 76) und von Ar­
tikel 14 des Wettbewerbsgesetzes (RT I 2001, 56 332) tätig sind. 

Irland 

— Stellen, die über eine Genehmigung, eine Lizenz, eine Erlaubnis oder eine 
Konzession für die Aufsuchung oder Gewinnung von Gas bzw. Öl gemäß 
folgenden Rechtsvorschriften verfügen: 

— Continental Shelf Act 1968 

— Petroleum and Other Minerals Development Act 1960 

— Licensing Terms for Offshore Oil and Gas Exploration and Development 
1992 

— Petroleum (Production) Act (NI) 1964 
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Griechenland 

— „Ελληνικά Πετρέλαια Α.Ε.“, gemäß Gesetz Nr. 2593/98 για την 
αναδιοργάνωση της Δ.Ε.Π Α.Ε. και των θυγατρικών της εταιρειών, το 
καταστατικό αυτής και άλλες διατάξεις. 

Spanien 

— BG International Limited Quanum, Asesores & Consultores, S.A. 
— Cambria Europe, Inc. 
— CNWL oil (España), S.A. 
— Compañía de investigación y explotaciones petrolíferas, S.A. 
— Conoco limited. 
— Eastern España, S.A. 
— Enagas, S.A. 
— España Canadá resources Inc. 
— Fugro — Geoteam, S.A. 
— Galioil, S.A. 
— Hope petróleos, S.A. 
— Locs oil compay of Spain, S.A. 
— Medusa oil Ltd. 
— Murphy Spain oil company 
— Onempm España, S.A. 
— Petroleum oil & gas España, S.A. 
— Repsol Investigaciones petrolíferas, S.A. 
— Sociedad de hidrocarburos de Euskadi, S.A. 
— Taurus petroleum, AN. 
— Teredo oil limited 
— Unión Fenosa gas exploración y producción, S.A. 
— Wintersahll, AG 
— YCI España, L.C. 
— Andere Einrichtungen, die gemäß „Ley 34/1998, de 7 de octubre, del Sector 

de hidrocarburos“ und seinen Durchführungsbestimmungen tätig sind. 
Frankreich 

— Auftraggeber, die für die Aufsuchung und Gewinnung von Öl oder Gas 
gemäß dem „Code minier“ und seinen Durchführungsbestimmungen zustän­
dig sind, insbesondere Décret n o 95-427 vom 19. April 1995 und Décret 
n o 2006-648 vom 2. Juni 2006 „relatif aux titres miniers et aux titres de 
stockage souterrain“. 

▼M12 
Kroatien 

Auftraggeber im Sinne des Artikels 6 des Zakon o javnoj nabavi (Narodne 
novine broj 90/11) (Gesetz über das öffentliche Beschaffungswesen, Amtsblatt 
Nr. 90/11), die gemäß Sondervorschriften Tätigkeiten im Zusammenhang mit der 
Nutzung eines geografisch abgegrenzten Gebiets zum Zwecke der Suche nach 
oder der Förderung von Erdöl oder Gas ausüben, wie die Auftraggeber, die diese 
Tätigkeiten im Sinne des Bergbaugesetzes (Amtsblatt Nr. 75/09 und Nr. 49/11) 
ausüben. 

▼M7 
Italien 

Stellen, die über eine Genehmigung, eine Erlaubnis, eine Lizenz oder eine Kon­
zession für die Aufsuchung oder Gewinnung von Gas bzw. Öl oder für die 
unterirdische Lagerung von Erdgas gemäß folgenden Rechtsvorschriften ver­
fügen: 
— Gesetz Nr. 136 vom 10. Februar 1953; 
— Gesetz Nr. 6 vom 11. Januar 1957, geändert durch Gesetz Nr. 613 vom 

21. Juli 1967; 
— Gesetz Nr. 9 vom 9. Januar 1991; 
— Gesetzesdekret Nr. 625 vom 25. November 1996; 
— Gesetz Nr. 170 vom 26. April 1974, geändert durch Gesetz Nr. 164 vom 

23. Mai 2000. 
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Zypern 

Lettland 

Alle Unternehmen, die über eine entsprechende Lizenz verfügen und mit der 
Aufsuchung oder Gewinnung von Gas bzw. Öl begonnen haben. 

Litauen 

— Aktiengesellschaft „Geonafta“ 

— Litauisch-dänische Gesellschaft mit beschränkter Haftung „Minijos nafta“ 

— Gemeinsame litauisch-schwedische Gesellschaft mit beschränkter Haftung 
„Genčių nafta“ 

— Gesellschaft mit beschränkter Haftung „Geobaltic“ 

— Gesellschaft mit beschränkter Haftung „Manifoldas“ 

— Sonstige Stellen, die gemäß den Anforderungen von Artikel 70 Abs. 1 und 2 
des Gesetzes über das öffentliche Auftragswesen der Republik Litauen 
(Amtsblatt Nr. 84-2000, 1996; Nr. 4-102, 2006) tätig sind und in den Sek­
toren Aufsuchung und Gewinnung von Öl oder Gas gemäß dem Gesetz über 
Bodenschätze der Republik Litauen (Amtsblatt Nr. 53-1582, 1995 Nr. 35- 
1164, 2001) Dienstleistungen erbringen. 

Luxemburg 

Ungarn 

— Einrichtungen, deren Tätigkeit die Aufsuchung oder Gewinnung von Öl oder 
Gas auf der Grundlage einer Genehmigung oder Konzession nach dem Ge­
setz 1993 évi XLVIII. törvény a bányászatról ist. 

Malta 

— Petroleum (Production) Act (Cap. 156) und Sekundärrechtsvorschriften zu 
diesem Gesetz sowie Continental Shelf Act (Cap. 194) und Sekundärrechts­
vorschriften zu diesem Gesetz. 

Niederlande 

— Stellen gemäß dem Mijnbouwwet (Stand 1. Januar 2003). 

Österreich 

— Stellen, die gemäß dem Mineralrohstoffgesetz, BGBl. I Nr. 38/1999, in der 
jeweils geltenden Fassung, zur Suche oder Förderung von Öl oder Gas befugt 
sind. 

Polen 

Stellen, die der Tätigkeit der Prospektion, Exploration oder Gewinnung von Gas, 
Öl und ihren natürlichen Derivaten, Braunkohle, Kohle oder anderen Festbrenn­
stoffen auf der Grundlage von ustawa z dnia 4 lutego 1994 r. Prawo geologiczne 
i górnicze nachgehen, u. a.: 

— Polskie Górnictwo Naftowe i Gazownictwo S.A. 

— Petrobaltic S.A. 

— Zakład Odmetanowienia Kopalń Sp. z.o.o. 

— Betreiber Gazociągów Przesyłowych GAZ-SYSTEM Spółka Akcyjna 

Portugal 

Stellen, die über eine Genehmigung, eine Lizenz oder eine Konzession für die 
Aufsuchung und Gewinnung von Gas bzw. Öl gemäß folgender Rechtsvorschrif­
ten verfügen: 

— Decreto-Lei n o 109/94, de 26 de Abril; Declaração de rectificação n o 64/94, 
de 94-05-31 e Portaria n o 790/94, de 5 de Setembro; 

— Despacho n o 82/94 de 94-08-24 e Despacho Conjunto n o A-87/94-XII, de 17 
de Janeiro; 

— Aviso, D.R. III, n o 167, de 94-07-21 e Aviso, DR III n o 60, de 02-03-12 

Rumänien 

— Societatea Națională „Romgaz“ S.A. Mediaș 

— S.C. PETROM S.A 
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Slowenien 

Stellen, die auf dem Gebiet der Aufsuchung und Gewinnung von Öl gemäß 
Zakon o rudarstvu (Uradni list RS, 56/99) tätig sind. 

Mat. št. Naziv POŠTNA ŠT. KRAJ 

1328255 Nafta Lendava 9220 Lendava 

Slowakei 

— Stellen, die auf dem Gebiet der Gewinnung von Gas gemäß der Zulassung 
nach Gesetz Nr. 656/2004 Slg. tätig sind; 

— Stellen, die die geologische Aufsuchung von Ölfeldern oder die Gewinnung 
von Öl auf der Grundlage der Bergwerkserlaubnis nach Gesetz Nr. 51/1988 
Slg., geändert durch die Gesetze Nr. 499/1991 Slg., Nr. 154/1995 Slg., Nr. 
58/1998 Slg., Nr. 533/2004 Slg. und Gesetz Nr. 214/2002 Slg. durchführen. 

Finnland 

Schweden 

Einrichtungen, die über eine Konzession für die Aufsuchung oder Gewinnung 
von Öl oder Gas gemäß dem minerallagen (1991:45) verfügen, oder die eine 
Genehmigung gemäß lagen (1966:314) om kontinentalsockeln erhalten haben. 
Vereinigtes Königreich 

— Eine Person, die ihre Tätigkeit aufgrund einer gemäß Petroleum Act 1998 
erteilten Lizenz — oder einer Lizenz mit gleicher Wirkung — ausübt. 

— Eine Person, der gemäß dem Petroleum (Production) Act (Northern Ireland) 
1964 eine Lizenz erteilt wurde. 
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ANHANG VIII 

Auftraggeber in den Sektoren Aufsuchung und Gewinnung von Kohle und 
anderen festen Brennstoffen 

Belgien 

Bulgarien 

Auftraggeber in den Sektoren Aufsuchung und Gewinnung von Kohle oder 
anderen Festbrennstoffen gemäß Закона за подземните богатства (обн., ДВ, 
бр.23/12.3.1999) oder Закона за концесиите (обн., ДВ, бр. 36/2.5.2006): 

— „Балкан МК“ — ЕООД 

— „Въгледобив Бобов дол“ — ЕООД 

— „Въглища Перник“ — ООД 

— „Геология и геотехника“ — ООД 

— „Елшица-99“ — АД 

— „Енемона“ — АД 

— „Карбон Инвест“ — ООД 

— „Каусто-голд“ — АД 

— „Мес Ко ММ5“ — ЕООД 

— „Мина Балкан — 2000“ — АД 

— „Мина Бели брег“ — АД 

— „Мина Открит въгледобив“ — АД 

— „Мина Станянци“ — АД 

— „Мина Черно море — Бургас“ — ЕАД 

— „Мина Чукурово“ — АД 

— „Мининвест“ — ООД 

— „Мини Марица-изток“ — ЕАД 

— „Минно дружество Белоградчик“ — АД 

— „Рекоул“ — АД 

— „Руен Холдинг“ — АД 

— „Фундаментал“ — ЕООД 

Tschechische Republik 

Alle Auftraggeber in den Sektoren, die ein spezifisches geografisches Gebiet für 
die Zwecke der Aufsuchung oder Gewinnung von Kohle oder anderen Festbrenn­
stoffen nutzen (Bestimmungen von Abschnitt 4 Absatz 1 Buchstabe i des Ge­
setzes Nr. 137/2006 Sammlung über öffentliche Aufträge, in der geltenden Fas­
sung). 

Beispiele für Auftraggeber: 

— Mostecká uhelná a. s 

— OKD, a.s. 

— Severočeské doly a.s. 

— Sokolovská uhelná, právní nástupce, a.s. 

Dänemark 

— Unternehmen zur Aufsuchung oder Gewinnung von Kohle oder anderen Fest­
brennstoffen gemäß lovbekendtgørelse nr. 784 vom 21. Juni 2007 

Deutschland 

— Unternehmen im Sinne des Bundesberggesetzes vom 13. August 1980, zu­
letzt geändert am 9. Dezember 2006 

Estland 

— AS Eesti Põlevkivi 
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Irland 

— Bord na Mona plc., errichtet und betrieben gemäß dem Turf Development 
Act 1946 to 1998 

Griechenland 

— „Δημόσια Επιχείρηση Ηλεκτρισμού“, tätig im Bereich Aufsuchung und Ge­
winnung von Kohle und anderen Festbrennstoffen gemäß dem Bergbaukodex 
von 1973, geändert durch Gesetz vom 27. April 1976 

Spanien 

— Alto Bierzo, S.A. 

— Antracitas de Arlanza, S.A. 

— Antracitas de Gillon, S.A. 

— Antracitas de La Granja, S.A. 

— Antracitas de Tineo, S.A. 

— Campomanes Hermanos, S.A. 

— Carbones de Arlanza, S.A. 

— Carbones de Linares, S.A. 

— Carbones de Pedraforca, S.A. 

— Carbones del Puerto, S.A. 

— Carbones el Túnel, S.L. 

— Carbones San Isidro y María, S.A. 

— Carbonífera del Narcea, S.A. 

— Compañía Minera Jove, S.A. 

— Compañía General Minera de Teruel, S.A. 

— Coto minero del Narcea, S.A. 

— Coto minero del Sil, S.A. 

— Empresa Nacional Carbonífera del Sur, S.A. 

— Endesa, S.A. 

— González y Díez, S.A. 

— Hijos de Baldomero García, S.A. 

— Hullas del Coto Cortés, S.A. 

— Hullera Vasco-leonesa, S.A. 

— Hulleras del Norte, S.A. 

— Industrial y Comercial Minera, S.A. 

— La Carbonífera del Ebro, S.A. 

— Lignitos de Meirama, S.A. 

— Malaba, S.A. 

— Mina Adelina, S.A. 

— Mina Escobal, S.A. 

— Mina La Camocha, S.A. 

— Mina La Sierra, S.A. 

— Mina Los Compadres, S.A. 

— Minas de Navaleo, S.A. 

— Minas del Principado, S.A. 

— Minas de Valdeloso, S.A. 

— Minas Escucha, S.A. 
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— Mina Mora primera bis, S.A. 

— Minas y explotaciones industriales, S.A. 

— Minas y ferrocarriles de Utrillas, S.A. 

— Minera del Bajo Segre, S.A. 

— Minera Martín Aznar, S.A. 

— Minero Siderúrgica de Ponferrada, S.A. 

— Muñoz Sole hermanos, S.A. 

— Promotora de Minas de carbón, S.A. 

— Sociedad Anónima Minera Catalano-aragonesa. 

— Sociedad minera Santa Bárbara, S.A. 

— Unión Minera del Norte, S.A. 

— Union Minera Ebro Segre, S.A. 

— Viloria Hermanos, S.A. 

— Virgilio Riesco, S.A. 

— Andere Einrichtungen, die gemäß „Ley 22/1973, de 21 de julio, de Minas“ 
und seinen Durchführungsbestimmungen tätig sind. 

Frankreich 

— Auftraggeber, die für die Aufsuchung oder Gewinnung von Kohle oder an­
deren Festbrennstoffen gemäß dem „Code minier“ und seinen Durchfüh­
rungsbestimmungen zuständig sind, insbesondere Décret n o 95-427 vom 
19. April 1995 und Décret n o 2006-648 vom 2. Juni 2006 „relatif aux titres 
miniers et aux titres de stockage souterrain“. 

▼M12 
Kroatien 

Auftraggeber im Sinne des Artikels 6 des Zakon o javnoj nabavi (Narodne 
novine broj 90/11) (Gesetz über das öffentliche Beschaffungswesen, Amtsblatt 
Nr. 90/11), die gemäß Sondervorschriften Tätigkeiten im Zusammenhang mit der 
Nutzung eines geografisch abgegrenzten Gebiets zum Zwecke der Suche nach 
oder der Förderung von Kohle und anderen festen Brennstoffen ausüben, wie die 
Auftraggeber, die diese Tätigkeiten im Sinne des Bergbaugesetzes (Amtsblatt Nr. 
75/09 und Nr. 49/11) ausüben. 

▼M7 
Italien 

— Carbosulcis S.p.A. 

Zypern 

Lettland 

Litauen 

— Stellen gemäß den Anforderungen von Artikel 70 Abs. 1 und 2 des Gesetzes 
über das öffentliche Auftragswesen der Republik Litauen (Amtsblatt Nr. 84- 
2000, 1996; Nr. 4-102, 2006), die in den Sektoren Aufsuchung und Gewin­
nung von Kohle oder anderen Festbrennstoffen gemäß dem Gesetz über 
Bodenschätze der Republik Litauen (Amtsblatt Nr. 63-1582, 1995) Nr. 35- 
1164, 2001) Dienstleistungen erbringen. 

Luxemburg 

Ungarn 

— Einrichtungen, deren Tätigkeit die Aufsuchung oder Gewinnung von Kohle 
oder anderen Festbrennstoffen auf der Grundlage einer Genehmigung oder 
Konzession nach dem Gesetz 1993 évi XLVIII. törvény a bányászatról ist. 

Malta 

Niederlande 

— Stellen gemäß dem Mijnbouwwet (Stand 1. Januar 2003) 

Österreich 

— Stellen, die gemäß dem Mineralrohstoffgesetz, BGBl. I Nr. 38/1999, in der 
jeweils geltenden Fassung, zur Suche oder Förderung von Kohle oder ande­
ren festen Brennstoffen befugt sind. 
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Polen 

Stellen, die der Tätigkeit der Prospektion, Exploration oder Gewinnung von Gas, 
Erdöl und ihren natürlichen Derivaten, Braunkohle, Kohle oder anderen Fest­
brennstoffen auf der Grundlage von ustawa z dnia 4 lutego 1994 r. Prawo 
geologiczne i górnicze nachgehen, u. a.: 

— Kompania Węglowa S.A. 

— Jastrzębska Spółka Węglowa S.A. 

— Katowicki Holding Węglowy S.A, 

— Kopalnia Węgla Kamiennego Sobieski Jaworzno Ш 

— Lubelski Węgiel Bogdanka S.A. 

— Kopalnia Węgla Kamiennego Budryk S.A. 

— Kopalnia Węgla Kamiennego Kazimierz-Juliusz Spółka z o.o. 

— Kopalnia Węgla Brunatnego Bełchatów S.A. 

— Kopalnia Węgla Brunatnego Turów S.A. 

— Kopalnia Węgla Brunatnego „Konin“ S.A. 

— Kopalnia Węgla Brunatnego „Sieniawa“ S.A. 

— Kopalnia Węgla Brunatnego „Adamów“ S.A w Turku 

— Kopalnia Węgla Brunatnego Konin w Kleczewie S.A, 

— Południowy Koncern Węglowy S.A. 

Portugal 

— Empresa de Desenvolvimento Mineiro, SA, nos termos dos Decretos-Lei n o 
90/90 e n o 87/90, ambos de 16 de Março. 

Rumänien 

— Compania Națională a Huilei — SA Petroșani 

— Societatea Națională a Lignitului Oltenia — SA 

— Societatea Națională a Cărbunelui — SA Ploiești 

— Societatea Comercială Minieră „Banat-Anina“ SA 

— Compania Națională a Uraniului SA București 

— Societatea Comercială Radioactiv Mineral Măgurele 

Slowenien 

Stellen, die auf dem Gebiet der Aufsuchung und Gewinnung von Kohle gemäß 
Zakon o rudarstvu (Uradni list RS, 56/99) tätig sind. 

Mat. št. Naziv POŠTNA ŠT. KRAJ 

5920850 RTH, RUDNIK TRBOVLJE- 
HRASTNIK, D.O.O. 

1420 TRBOVLJE 

5040361 Premogovnik Velenje 3320 VELENJE 

Slowakei 

Stellen, die die geologische Aufsuchung von Kohlevorkommen oder die Gewin­
nung von Kohle auf der Grundlage der Bergwerkserlaubnis nach Gesetz Nr. 
51/1988 Slg., geändert durch die Gesetze Nr. 499/1991 Slg., Nr. 154/1995 Slg., 
Nr. 58/1998 Slg., Nr. 533/2004 Slg. und Gesetz Nr. 214/2002 Slg. durchführen. 

Finnland 

Auftraggeber, denen aufgrund des laki oikeudesta luovuttaa valtion kiinteistöva­
rallisuutta/lagen om rätt att överlåta statlig fastighetsförmögenhet (973/2002) das 
Sonderrecht zur Aufsuchung und Gewinnung von Festbrennstoffen gewährt wur­
de. 

Schweden 

Einrichtungen, die über eine Konzession für die Aufsuchung oder Gewinnung 
von Kohle oder anderen Festbrennstoffen auf der Grundlage einer Konzession 
gemäß dem minerallagen (1991:45) oder lagen (1985:620) om vissa torvfyndig­
heter verfügen oder eine Genehmigung gemäß lagen (1966:314) om kontinental­
sockeln erhalten haben. 
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Vereinigtes Königreich 

— Betreiber, die über eine entsprechende Lizenz (im Sinne des Coal Industry 
Act 1994) verfügen. 

— The Department of Enterprise, Trade and Investment (Northern Ireland) 

— Eine Person, die aufgrund einer Aufsuchungskonzession, einer Bergwerk­
spacht, einer Bergwerkskonzession oder einer Bergwerkserlaubnis im Sinne 
von Abschnitt 57(1) of the Mineral Development Act (Northern Ireland) 1969 
tätig wird. 
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ANHANG IX 

Auftraggeber im Bereich der Seehafen- oder Binnenhafen- oder sonstigen 
Terminaleinrichtungen 

Belgien 

— Gemeentelijk Havenbedrijf van Antwerpen 

— Havenbedrijf van Gent 

— Maatschappij der Brugse Zeevaartinrichtigen 

— Port autonome de Charleroi 

— Port autonome de Namur 

— Port autonome de Liège 

— Port autonome du Centre et de l'Ouest 

— Société régionale du Port de Bruxelles/Gewestelijk Vennootschap van de 
Haven van Brussel 

— Waterwegen en Zeekanaal 

— De Scheepvaart 

Bulgarien 

ДП „Пристанищна инфраструктура“ 

Stellen, die auf der Grundlage von Sonder- oder Exklusivrechten Häfen von 
nationaler Bedeutung oder Teile davon für den öffentlichen Verkehr betreiben, 
so wie sie in Anhang Nr. 1 von Artikel 103a des Закона за морските 
пространства, вътрешните водни пътища и пристанищата на Република 
България (обн., ДВ, бр.12/11.2.2000) verzeichnet sind: 

— „Пристанище Варна“ ЕАД 

— „Порт Балчик“ АД 

— „БМ Порт“ АД 

— „Пристанище Бургас“ ЕАД 

— „Пристанищен комплекс — Русе“ ЕАД 

— „Пристанищен комплекс — Лом“ ЕАД 

— „Пристанище Видин“ ЕООД 

— „Драгажен флот — Истър“ АД 

— „Дунавски индустриален парк“ АД 

Stellen, die auf der Grundlage von Sonder- oder Exklusivrechten Häfen von 
regionaler Bedeutung oder Teile davon für den öffentlichen Verkehr betreiben, 
so wie sie in Anhang Nr. 2 von Artikel 103a des Закона за морските 
пространства, вътрешните водни пътища и пристанищата на Република 
България (обн., ДВ, бр.12/11.2.2000) verzeichnet sind: 

— „Фиш Порт“ АД 

— Кораборемонтен завод „Порт — Бургас“ АД 

— „Либърти металс груп“ АД 

— „Трансстрой — Бургас“ АД 

— „Одесос ПБМ“ АД 

— „Поддържане чистотата на морските води“ АД 

— „Поларис 8“ ООД 

— „Лесил“ АД 

— „Ромпетрол — България“ АД 

— „Булмаркет — ДМ“ ООД 

— „Свободна зона — Русе“ ЕАД 

— „Дунавски драгажен флот“ — АД 
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— „Нарен“ ООД 

— „ТЕЦ Свилоза“ АД 

— НЕК ЕАД — клон „АЕЦ — Белене“ 

— „Нафтекс Петрол“ ЕООД 

— „Фериботен комплекс“ АД 

— „Дунавски драгажен флот Дуним“ АД 

— „ОМВ България“ ЕООД 

— СО МАТ АД — клон Видин 

— „Свободна зона — Видин“ ЕАД 

— „Дунавски драгажен флот Видин“ 

— „Дунав турс“ АД 

— „Меком“ ООД 

— „Дубъл Ве Ко“ ЕООД 

Tschechische Republik 

Alle Auftraggeber in den Sektoren, die ein spezifisches geografisches Gebiet für 
die Zwecke der Bereitstellung und des Betriebs von See- oder Binnenhäfen und 
anderen Terminaleinrichtungen für Beförderungsunternehmen im Luft-, See- oder 
Binnenschiffsverkehr nutzen (Bestimmungen von Abschnitt 4 Absatz 1 Buch­
stabe i des Gesetzes Nr. 137/2006 Sammlung über öffentliche Aufträge, in der 
geltenden Fassung). 

Beispiele für Auftraggeber: 

— České přístavy, a.s. 

Dänemark 

— Häfen im Sinne von § 1 des lov om havne, siehe Gesetz Nr. 326 vom 28. Mai 
1999 

Deutschland 

— Häfen, die ganz oder teilweise den territorialen Behörden (Länder, Kreise, 
Gemeinden) unterstehen. 

— Binnenhäfen, die der Hafenordnung gemäß den Wassergesetzen der Länder 
unterliegen. 

Estland 

— Einrichtungen, die auf der Grundlage des Artikels 10 Absatz 3 des Gesetzes 
über das öffentliche Auftragswesen (RT I 21.2.2007, 15, 76) und von Ar­
tikel 14 des Wettbewerbsgesetzes (RT I 2001, 56 332) tätig sind: 

— AS Saarte Liinid; 

— AS Tallinna Sadam 

Irland 

— Häfen, die nach den Harbours Acts 1946 to 2000 betrieben werden. 

— Hafen von Rosslare Harbour, der nach den Fishguard and Rosslare Railways 
and Harbours Acts 1899 betrieben wird. 

Griechenland 

— „Οργανισμός Λιμένος Βόλου Ανώνυμη Εταιρεία“ („Ο.Λ.Β. Α.Ε.“), gemäß 
Gesetz 2932/01. 

— „Οργανισμός Λιμένος Βόλου Ανώνυμη Εταιρεία“ („Ο.Λ.E. Α.Ε.“), gemäß 
Gesetz 2932/01. 

— „Οργανισμός Λιμένος Ηγουμενίτσας Ανώνυμη Εταιρεία“ („Ο.Λ.ΗΓ. Α.Ε.“), 
gemäß Gesetz 2932/01. 

— „Οργανισμός Λιμένος Ηρακλείου Ανώνυμη Εταιρεία“ („Ο.Λ.Η. Α.Ε.“), ge­
mäß Gesetz 2932/01 

— „Οργανισμός Λιμένος Καβάλας Ανώνυμη Εταιρεία“ („Ο.Λ.Κ. Α.Ε.“), gemäß 
Gesetz 2932/01 
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— „Οργανισμός Λιμένος Κέρκυρας Ανώνυμη Εταιρεία“ („Ο.Λ.ΚΕ. Α.Ε.“), ge­
mäß Gesetz 2932/01 

— „Οργανισμός Λιμένος Πατρών Ανώνυμη Εταιρεία“ („Ο.Λ.ΠΑ. Α.Ε.“), gemäß 
Gesetz 2932/01 

— „Οργανισμός Λιμένος Λαυρίου Ανώνυμη Εταιρεία“ („Ο.Λ.Λ. Α.Ε.“), gemäß 
Gesetz 2932/01 

— „Οργανισμός Λιμένος Ραφήνας Ανώνυμη Εταιρεία“ („Ο.Λ.Ρ. Α.Ε.“), gemäß 
Gesetz 2932/01 

— (Hafenbehörden) 

— Sonstige Häfen, Δημοτικά και Νομαρχιακά Ταμεία (Gemeinde- und Präfek­
turhäfen), die unter Präsidialerlass Nr. 649/1977, Gesetz 2987/02, Präsidial­
erlass 362/97 und Gesetz 2738/99 fallen. 

Spanien 

— Ente público Puertos del Estado 

— Autoridad Portuaria de Alicante 

— Autoridad Portuaria de Almería — Motril 

— Autoridad Portuaria de Avilés 

— Autoridad Portuaria de la Bahía de Algeciras 

— Autoridad Portuaria de la Bahía de Cádiz 

— Autoridad Portuaria de Baleares 

— Autoridad Portuaria de Barcelona 

— Autoridad Portuaria de Bilbao 

— Autoridad Portuaria de Cartagena 

— Autoridad Portuaria de Castellón 

— Autoridad Portuaria de Ceuta 

— Autoridad Portuaria de Ferrol — San Cibrao 

— Autoridad Portuaria de Gijón 

— Autoridad Portuaria de Huelva 

— Autoridad Portuaria de Las Palmas 

— Autoridad Portuaria de Málaga 

— Autoridad Portuaria de Marín y Ría de Pontevedra 

— Autoridad Portuaria de Melilla 

— Autoridad Portuaria de Pasajes 

— Autoridad Portuaria de Santa Cruz de Tenerife 

— Autoridad Portuaria de Santander 

— Autoridad Portuaria de Sevilla 

— Autoridad Portuaria de Tarragona 

— Autoridad Portuaria de Valencia 

— Autoridad Portuaria de Vigo 

— Autoridad Portuaria de Villagarcía de Arousa 

— Sonstige Hafenbehörden der „Comunidades Autónomas“ von Andalucía, As­
turias, Baleares, Canarias, Cantabria, Cataluña, Galicia, Murcia, País Vasco 
und Valencia. 

Frankreich 

— Port autonome de Paris, errichtet aufgrund der Loi n o 68-917 relative au port 
autonome de Paris vom 24. Oktober 1968. 
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— Port autonome de Strasbourg, errichtet aufgrund der mit Gesetz vom 26. April 
1924 gebilligten convention entre l'État et la ville de Strasbourg relative à la 
construction du port rhénan de Strasbourg et à l'exécution de travaux d'ex­
tension de ce port vom 20. Mai 1923 

— Häfen mit Selbstverwaltung, die nach Artikel L. 111-1 ff. des code des ports 
maritimes betrieben werden und Rechtspersönlichkeit haben. 

— Port autonome de Bordeaux 

— Port autonome de Dunkerque 

— Port autonome de La Rochelle 

— Port autonome du Havre 

— Port autonome de Marseille 

— Port autonome de Nantes-Saint-Nazaire 

— Port autonome de Pointe-à-Pitre 

— Port autonome de Rouen 

— Häfen ohne Rechtspersönlichkeit im staatlichen Besitz (Décret n o 2006-330 du 
20 mars 2006 fixant la liste des ports des départements d'outre-mer exclus du 
transfert prévu à l'article 30 de la loi du 13 août 2004 relative aux libertés et 
responsabilités locales), deren Verwaltung an die lokalen Chambres de Com­
merce et d'Industrie abgetreten wurde: 

— Port de Fort de France (Martinique) 

— Port de Dégrad des Cannes (Guyane) 

— Port-Réunion (île de la Réunion) 

— Ports de Saint-Pierre et Miquelon 

— Häfen ohne Rechtspersönlichkeit, die sich im Eigentum der regionalen oder 
lokalen Behörden befinden und deren Verwaltung an die lokalen Chambres 
de Commerce et d'Industrie abgetreten wurde (Article 30 of Loi n o 2004-809 
du 13 août 2004 04 relative aux libertés et responsabilités locales, geändert 
durch Loi n o 2006-1771 du 30 décembre 2006): 

— Port de Calais 

— Port de Boulogne-sur-Mer 

— Port de Nice 

— Port de Bastia 

— Port de Sète 

— Port de Lorient 

— Port de Cannes 

— Port de Villefranche-sur-Mer 

— Voies navigables de France, öffentliches Organ gemäß Article 124 Loi n o 90- 
1168 du 29 décembre 1990 (in der geltenden Fassung). 

▼M12 
Kroatien 

Auftraggeber im Sinne des Artikels 6 des Zakon o javnoj nabavi (Narodne 
novine broj 90/11) (Gesetz über das öffentliche Beschaffungswesen, Amtsblatt 
Nr. 90/11), die gemäß Sondervorschriften Tätigkeiten im Zusammenhang mit der 
Nutzung eines geografisch abgegrenzten Gebiets zum Zwecke der Bereitstellung 
von Seehafen- oder Binnenhafen- oder sonstigen Terminaleinrichtungen für See- 
oder Binnenschiffsverkehrsunternehmen ausüben, wie die Auftraggeber, die diese 
Tätigkeiten im Sinne des Gesetzes über den Seebereich und Seehäfen (Amtsblatt 
Nr. 158/03, Nr. 100/04, Nr. 141/06 und Nr. 38/09) ausüben. 

▼M7 
Italien 

— Staatliche Häfen (Porti statali) und andere Häfen, die von der Capitaneria di 
Porto gemäß dem Codice della navigazione, Regio Decreto n. 327 vom 
30. März 1942 betrieben werden. 

— Häfen mit Selbstverwaltung (Hafenkörperschaften), errichtet nach Sonderge­
setzen gemäß Art. 19 des Codice della navigazione, Regio Decreto n. 327 
vom 30. März 1942. 

Zypern 

Η Αρχή Λιμένων Κύπρου established by the περί Αρχής Λιμένων Κύπρου Νόμο 
του 1973. 
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Lettland 

Behörden, die Häfen nach dem Gesetz ‚Likumu par ostām' verwalten: 

— Rīgas brīvostas pārvalde 

— Ventspils brīvostas pārvalde 

— Liepājas speciālas ekonomiskās zona pārvalde 

— Salacgrīvas ostas pārvalde 

— Skultes ostas pārvalde 

— Lielupes ostas pārvalde 

— Engures ostas pārvalde 

— Mērsraga ostas pārvalde 

— Pāvilostas ostas pārvalde 

— Rojas ostas pārvalde 

Andere Stellen, die Käufe gemäß dem Gesetz „Par iepirkumu sabiedrisko pakal­
pojumu sniedzēju vajadzībām“ tätigen und Häfen nach dem Gesetz „Likumu par 
ostām“ verwalten. 

Litauen 

— Staatliches Unternehmen Klaipėda State Sea Port Administration, das gemäß 
dem Gesetz Klaipėda State Sea Port Administration der Republik Litauen 
tätig ist (Amtsblatt Nr. 53-1245, 1996); 

— Staatliches Unternehmen „Vidaus vandens kelių direkcija“, das gemäß dem 
Kodex über den Binnenschiffstransport der Republik Litauen tätig ist (Amts­
blatt Nr. 105-2393, 1996); 

— Sonstige Stellen gemäß den Anforderungen von Artikel 70 Abs. 1 und 2 des 
Gesetzes über das öffentliche Auftragswesen der Republik Litauen (Amtsblatt 
Nr. 84-2000, 1996; Nr. 4-102, 2006), die gemäß dem Kodex für den Binnen­
schiffstransport der Republik Litauen Dienstleistungen in See- oder Binnen­
häfen oder anderen Terminaleinrichtungen erbringen. 

Luxemburg 

— Port de Mertert, errichtet und betrieben gemäß Loi relative à l'aménagement 
et à l'exploitation d'un port fluvial sur la Moselle vom 22. Juli 1963 in der 
geänderten Fassung 

Ungarn 

— Häfen, die gemäß Artikel 162-163 von 2003 évi CXXIX. törvény a köz­
beszerzésekről und 2000 évi XLII. törvény a vízi közlekedésről tätig sind. 

Malta 

— L-Awtorita' Marittima ta' Malta (Malta Maritime Authority) 

Niederlande 

Auftraggeber im Bereich der Seehafen-, Binnenhafen- oder sonstigen Terminal­
ausrüstungen Beispiele: 

— Havenbedrijf Rotterdam 

Österreich 

— Inlandhäfen, die vollständig oder teilweise im Eigentum der Bundesländer 
und/oder Gemeinden sind. 

Polen 

Stellen, die aufgrund von Gesetz ustawa z dnia 20 grudnia 1996 r. o portach i 
przystaniach morskich errichtet wurden, u. a.: 

— Zarząd Morskiego Portu Gdańsk S.A, 

— Zarząd Morskiego Portu Gdynia S.A. 

— Zarząd Portów Morskich Szczecin i Świnoujście S.A. 

— Zarząd Portu Morskiego Darłowo Sp. z o.o. 

— Zarząd Portu Morskiego Elbląg Sp. z o.o. 

— Zarząd Portu Morskiego Kołobrzeg Sp. z o.o. 

— Przedsiębiorstwo Państwowe Polska Żegluga Morska 
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Portugal 

— APDL — Administração dos Portos do Douro e Leixões, S.A., gemäß De­
creto-Lei No 335/98 do 3 de Novembro 1998. 

— APL — Administração do Porto de Lisboa, S.A., gemäß Decreto-Lei No 
336/98 of do 3 de Novembro 1998. 

— APS — Administração do Porto de Sines, S.A., gemäß Decreto-Lei No 
337/98 do 3 de Novembro 1998. 

— APSS — Administração dos Portos de Setúbal e Sesimbra, S.A., gemäß 
Decreto-Lei No 338/98 do 3 de Novembro 1998. 

— APA — Administração do Porto de Aveiro, S.A., gemäß Decreto-Lei No 
339/98 do 3 de Novembro 1998. 

— Instituto Portuário dos Transportes Marítimos, I.P. (IPTM, I.P.), gemäß De­
creto-Lei No 146/2007, do 27 de Abril 2007. 

Rumänien 

— Compania Națională „Administrația Porturilor Maritime“ SA Constanța 

— Compania Națională „Administrația Canalelor Navigabile SA“ 

— Compania Națională de Radiocomunicații Navale „RADIONAV“ SA 

— Regia Autonomă „Administrația Fluvială a Dunării de Jos“ 

— Compania Națională „Administrația Porturilor Dunării Maritime“ 

— Compania Națională „Administrația Porturilor Dunării Fluviale“ SA 

— Porturile: Sulina, Brăila, Zimnicea și Turnul-Măgurele 

Slowenien 

Seehäfen in vollständigem oder teilweisem staatlichen Besitz, die öffentliche 
Dienstleistungen gemäß Pomorski Zakonik (Uradni list RS, 26/01) erbringen. 

Mat. št. Naziv POŠTNA ŠT. KRAJ 

5144353 LUKA KOPER D.D. 6000 KOPER — CA­
PODISTRIA 

5655170 Sirio d.o.o. 6000 KOPER 

Slowakei 

Stellen, die nichtöffentliche Binnenhäfen für den Schiffsverkehr von Beför­
derungsunternehmen auf der Grundlage der Genehmigung seitens der staatlichen 
Behörden oder Stellen betreiben, die von der staatlichen Behörde für den Betrieb 
von öffentlichen Binnenhäfen gemäß Gesetz Nr. 338/2000 Slg., geändert durch 
die Gesetze Nr. 57/2001 Slg. und Nr. 580/2003 Slg., eingesetzt wurden. 

Finnland 

— Häfen, die gemäß dem laki kunnallisista satamajärjestyksistä ja liikennemak­
suista/ 

— lagen om kommunala hamnanordningar och trafikavgifter (955/1976) genutzt 
werden, und Häfen, die aufgrund einer Genehmigung nach § 3 des laki 
yksityisistä yleisistä satamista/lagen om privata allmänna hamnar (1156/1994) 
errichtet wurden. 

— Saimaan kanavan hoitokunta/Förvaltningsnämnden för Saima kanal 

Schweden 

Hafen- und Terminalanlagen gemäß lagen (1983:293) om inrättande, utvidgning 
och avlysning av allmän farled och allmän hamn und förordningen (1983:744) 
om trafiken på Göta kanal 
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Vereinigtes Königreich 

— Eine örtliche Behörde mit der Aufgabe, für die See- oder Binnenschifffahrts- 
Verkehrsunternehmen in einer bestimmten, von ihr verwalteten geografischen 
Zone See- oder Binnenhäfen oder andere Terminaleinrichtungen bereitzustel­
len. 

— Eine Hafenbehörde im Sinne von Abschnitt 57 des Harbours Act 1964. 

— British Waterways Board 

— Eine Hafenbehörde gemäß Abschnitt 38(1) des Harbours Act (Northern Ire­
land) 1970. 
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ANHANG X 

Auftraggeber im Bereich der Flughafenanlagen 

Belgien 

— Brussels International Airport Company 

— Belgocontrol 

— Luchthaven Antwerpen 

— Internationale Luchthaven Oostende-Brugge 

— Société Wallonne des Aéroports 

— Brussels South Charleroi Airport 

— Liège Airport 

Bulgarien 

Главна дирекция „Гражданска въздухоплавателна администрация“ 

ДП „Ръководство на въздушното движение“ 

Betreiber ziviler Flughäfen für die öffentliche Nutzung, die durch den Ministerrat 
nach Artikel 43(3) des Закона на гражданското въздухоплаване (обн., ДВ, 
бр.94/1.12.1972) festgelegt werden: 

— „Летище София“ ЕАД 

— „Фрапорт Туин Стар Еърпорт Мениджмънт“ АД 

— „Летище Пловдив“ ЕАД 

— „Летище Русе“ ЕООД 

— „Летище Горна Оряховица“ ЕАД 

Tschechische Republik 

Alle Auftraggeber in den Sektoren, die ein spezifisches geografisches Gebiet für 
die Zwecke der Bereitstellung von Flughäfen und deren Betrieb nutzen (Bestim­
mungen von Abschnitt 4 Absatz 1 Buchstabe i des Gesetzes Nr. 137/2006 
Sammlung über öffentliche Aufträge, in der geltenden Fassung). 

Beispiele für Auftraggeber: 

— Česká správa letišť, s.p. 

— Letiště Karlovy Vary s.r.o. 

— Letiště Ostrava, a.s. 

— Správa Letiště Praha, s. p. 

Dänemark 

— Flughäfen, die aufgrund einer Genehmigung gemäß § 55, Abs. 1 des lov om 
luftfart, vgl. lovbekendtgørelse nr. 731 vom 21. Juni 2007, betrieben werden. 

Deutschland 

— Flughäfen im Sinne des § 38 Absatz 2 Nr. 1 der Luftverkehrs-Zulassungs- 
Ordnung vom 19. Juni 1964, zuletzt geändert am 5. Januar 2007 

Estland 

— Einrichtungen, die auf der Grundlage des Artikels 10 Absatz 3 des Gesetzes 
über das öffentliche Auftragswesen (RT I 21.2.2007, 15, 76) und von Ar­
tikel 14 des Wettbewerbsgesetzes (RT I 2001, 56 332) tätig sind: 

— AS Tallinna Lennujaam; 

— Tallinn Airport GH AS 

Irland 

— Flughäfen von Dublin, Cork und Shannon unter der Verwaltung von Aer 
Rianta –Irish Airports. 

— Flughäfen, deren Tätigkeit aufgrund einer public use licence, die aufgrund 
des Irish Aviation Authority Act 1993 in der durch den Air Navigation and 
Transport (Amendment) Act 1998 geänderten Fassung erteilt wurde, geregelt 
ist und auf denen ein Fluglinienverkehr mit Luftverkehrsfahrzeugen für Flug­
gäste, Post und Fracht betrieben wird. 
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Griechenland 

— „Υπηρεσία Πολιτικής Αεροπορίας“ („ΥΠΑ“), betrieben gemäß Gesetzes­
dekret Nr. 714/70, geändert durch Gesetz Nr. 1340/83; Die Organisation 
des Unternehmens wird durch Präsidialerlass Nr. 56/89, anschließenden Än­
derungen, geregelt. 

— Unternehmen „Διεθνής Αερολιμένας Αθηνών“ in Spata, das gemäß Gesetzes­
dekret Nr. 2338/95 Κύρωση Σύμβασης Ανάπτυξης του Νέου Διεθνούς 
Αεροδρομίου της Αθήνας στα Σπάτα, „ίδρυση της εταιρείας Διεθνής 
‚Αερολιμένας Αθηνών Α.Ε.‘ έγκριση περιβαλλοντικών όρων και άλλες 
διατάξεις“ tätig ist. 

— „Φορείς Διαχείρισης“ tätig gemäß Präsidialerlass Nr. 158/02 „Ίδρυση, 
κατασκευή, εξοπλισμός, οργάνωση, διοίκηση, λειτουργία και εκμε- τάλλευση 
πολιτικών αερολιμένων από φυσικά πρόσωπα, νομικά πρόσωπα ιδιωτικού 
δικαίου και Οργανισμούς Τοπικής Αυτοδιοίκησης“ (Griechisches Amtsblatt 
Α 137). 

Spanien 

— Ente público Aeropuertos Españoles y Navegación Aérea (AENA) 

Frankreich 

— Flughäfen, die von staatlichen Unternehmen auf folgender Rechtsgrundlage 
betrieben werden: Artikel L.251-1, L.260-1 und L.270-1 des Code de l'avia­
tion civile. 

— Flughäfen, die auf der Grundlage einer vom Staat gemäß Artikel R.223-2 des 
Code de l'aviation civile gewährten Konzession betrieben werden. 

— Flughäfen, die gemäß eines Arrêté préfectoral portant autorisation d'occupa­
tion temporaire betrieben werden. 

— Flughäfen, die von einer öffentlichen Behörde errichtet werden und einer 
Konvention gemäß Artikel L.221-1 des Code de l'aviation civile unterliegen. 

— Flughäfen, deren Eigentum auf regionale oder lokale Behörden oder eine 
Gruppe davon gemäß Loi n o 2004-809 du 13 août 2004 relative aux libertés 
et responsabilités locales, übertragen wurde, insbesondere aber auf der Grund­
lage von Artikel 28: 

— Aérodrome d'Ajaccio Campo-dell'Oro 

— Aérodrome d'Avignon 

— Aérodrome de Bastia-Poretta 

— Aérodrome de Beauvais-Tillé 

— Aérodrome de Bergerac-Roumanière 

— Aérodrome de Biarritz-Anglet-Bayonne 

— Aérodrome de Brest Bretagne 

— Aérodrome de Calvi-Sainte-Catherine 

— Aérodrome de Carcassonne en Pays Cathare 

— Aérodrome de Dinard-Pleurthuit-Saint-Malo 

— Aérodrome de Figari-Sud Corse 

— Aérodrome de Lille-Lesquin 

— Aérodrome de Metz-Nancy-Lorraine 

— Aérodrome de Pau-Pyrénées 

— Aérodrome de Perpignan-Rivesaltes 

— Aérodrome de Poitiers-Biard 

— Aérodrome de Rennes-Saint-Jacques 

— Staatliche Zivilflughäfen, deren Management auf eine Chambre de Commerce 
et d'Industrie übertragen wurde (Artikel 7 des Loi N o 2005-357 du 21 avril 
2005 relative aux aéroports und Décret n o 2007-444 du 23 février 2007 relatif 
aux aérodromes appartenant à l'Etat). 
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— Aérodrome de Marseille-Provence 

— Aérodrome d'Aix-les-Milles et Marignane-Berre 

— Aérodrome de Nice Côte-d'Azur et Cannes-Mandelieu 

— Aérodrome de Strasbourg-Entzheim 

— Aérodrome de Fort-de France-le Lamentin 

— Aérodrome de Pointe-à-Pitre-le Raizet 

— Aérodrome de Saint-Denis-Gillot 

— Sonstige staatliche Zivilflughäfen, die vom Transfer an regionale und lokale 
Behörden gemäß Décret N o 2005-1070 du 24 août 2005 (in der geltenden 
Fassung) ausgenommen sind: 

— Aérodrome de Saint-Pierre Pointe Blanche 

— Aérodrome de Nantes Atlantique et Saint-Nazaire-Montoir 

— Aéroports de Paris (Loi n o 2005-357 du 20 avril 2005 und Décret N o 2005-828 
du 20 juillet 2005) 

▼M12 
Kroatien 

Auftraggeber im Sinne des Artikels 6 des Zakon o javnoj nabavi (Narodne 
novine broj 90/11) (Gesetz über das öffentliche Beschaffungswesen, Amtsblatt 
Nr. 90/11), die gemäß Sondervorschriften Tätigkeiten im Zusammenhang mit der 
Nutzung eines geografisch abgegrenzten Gebiets zum Zwecke der Bereitstellung 
von Flughafenanlagen für Luftverkehrsunternehmen ausüben, wie die Auftrag­
geber, die diese Tätigkeiten im Einklang mit dem Flughafengesetz (Amtsblatt Nr. 
19/98 und Nr. 14/11) ausüben. 

▼M7 
Italien 

— Seit dem 1. Januar 1996 gilt das Decreto Legislativo N o 497 vom 25. Novem­
ber 1995, relativo alla trasformazione dell’Azienda autonoma di assistenza al 
volo per il traffico aereo generale in ente pubblico economico, denominato 
ENAV, Ente nazionale di assistenza al volo, das mehrfach verlängert und 
sodann in geltendes Recht umgewandelt wurde. Mit Legge N o 665 vom 
21. Dezember 1996 wurde die Umwandlung des Unternehmens in eine Ak­
tiengesellschaft (S.p.A) ab dem 1. Januar 2001 besiegelt. 

— Vewaltungseinrichtungen gemäß Sondergesetzen 

— Flughäfen, deren Einrichtungen aufgrund einer Konzession gemäß Art. 694 
des Codice della navigazione, R.D. n. 327 vom 30. März 1942 betrieben 
werden. 

— Flughafenbetreiber, einschließlich der Verwaltungsgesellschaften SEA (Mai­
land) und ADR (Fiumicino). 

Zypern 

Lettland 

— Valsts akciju sabiedrība „Latvijas gaisa satiksme“ 

— Valsts akciju sabiedrība „Starptautiskā lidosta ‚Rīga‘a“ 

— SIA „Aviasabiedrība ‚Liepāja‘“ 

Litauen 

— Staatliches Unternehmen Vilnius International Airport 

— Staatliches Unternehmen Kaunas Airport 

— Staatliches Unternehmen Palanga International Airport 

— Staatliches Unternehmen „Oro navigacija“ 

— Kommunales Unternehmen „Šiaulių oro uostas“ 

— Sonstige Stellen gemäß den Anforderungen von Artikel 70 Abs. 1 und 2 des 
Gesetzes über das öffentliche Auftragswesen der Republik Litauen (Amtsblatt 
Nr. 84-2000, 1996; Nr. 4-102, 2006), die gemäß dem Luftfahrtgesetz der 
Republik Litauen (Amtsblatt Nr. 94-2918, 2000) Dienstleistungen im Bereich 
der Flughafenanlagen erbringen. 

Luxemburg 

— Aéroport du Findel 
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Ungarn 

— Flughäfen, die gemäß Artikel 162-163 von 2003 évi CXXIX. törvény a 
közbeszerzésekről und 1995 évi XCVII. törvény a légiközlekedésről tätig 
sind. 

— Budapest Ferihegy Nemzetközi Repülőtér unter der Verwaltung von Budapest 
Airport Rt. auf der Grundlage von 1995 évi XCVII. törvény a légiközleke­
désről und 83/2006. (XII. 13.) GKM rendelet a légiforgalmi irányító szolgá­
latot ellátó és a légiforgalmi szakszemélyzet képzését végző szervezetről. 

Malta 

— L-Ajruport Internazzjonali ta' Malta (Malta International Airport) 
Niederlande 

Flughäfen, deren Betrieb nach Artikel 18 ff. des Luchtvaartwet geregelt ist. Zum 
Beispiel: 
— Luchthaven Schiphol 
Österreich 

— Stellen, die gemäß dem Luftfahrtgesetz, BGBl. Nr. 253/1957, in der jeweils 
geltenden Fassung, zur Bereitstellung eines Flughafens befugt sind. 

Polen 

— Öffentliches Unternehmen „Porty Lotnicze“, das auf der Grundlage von us­
tawa z dnia 23 października 1987 r. o przedsiębiorstwie państwowym „Porty 
Lotnicze“ tätig ist. 

— Port Lotniczy Bydgoszcz S.A. 
— Port Lotniczy Gdańsk Sp. z o.o. 
— Górnośląskie Towarzystwo Lotnicze S.A. Międzynarodowy Port Lotniczy 

Katowice 
— Międzynarodowy Port Lotniczy im. Jana Pawła II Kraków — Balice Sp. z 

o.o 
— Lotnisko Łódź Lublinek Sp. z o.o. 
— Port Lotniczy Poznań — Ławica Sp. z o.o. 
— Port Lotniczy Szczecin — Goleniów Sp. z o. o. 
— Port Lotniczy Wrocław S.A. 
— Port Lotniczy im. Fryderyka Chopina w Warszawie 
— Port Lotniczy Rzeszów — Jasionka 
— Porty Lotnicze „Mazury- Szczytno“ Sp. z o. o. w Szczytnie 
— Port Lotniczy Zielona Góra — Babimost 
Portugal 

— ANA — Aeroportos de Portugal, S.A., errichtet gemäß Decreto-Lei n o 404/98 
vom 18. Dezember 1998 

— NAV — Empresa Pública de Navegação Aérea de Portugal, E. P., errichtet 
gemäß Decreto-Lei n o 404/98 vom 18. Dezember 1998 

— ANAM — Aeroportos e Navegação Aérea da Madeira, S. A., errichtet gemäß 
Decreto-Lei n o 453/91 vom 11. Dezember 1991 

Rumänien 

— Compania Națională „Aeroporturi București“ SA 
— Societatea Națională „Aeroportul Internațional Mihail Kogălniceanu-Con­

stanța“ 
— Societatea Națională „Aeroportul Internațional Timișoara-Traian Vuia“-SA 
— Regia Autonomă „Administrația Română a Serviciilor de Trafic Aerian RO­

MAT SA“ 
— Aeroporturile aflate în subordinea Consiliilor Locale 
— SC Aeroportul Arad SA 
— Regia Autonomă Aeroportul Bacău 
— Regia Autonomă Aeroportul Baia Mare 
— Regia Autonomă Aeroportul Cluj Napoca 
— Regia Autonomă Aeroportul Internațional Craiova 
— Regia Autonomă Aeroportul Iași 
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— Regia Autonomă Aeroportul Oradea 

— Regia Autonomă Aeroportul Satu-Mare 

— Regia Autonomă Aeroportul Sibiu 

— Regia Autonomă Aeroportul Suceava 

— Regia Autonomă Aeroportul Târgu Mureș 

— Regia Autonomă Aeroportul Tulcea 

— Regia Autonomă Aeroportul Caransebeș 

Slowenien 

Öffentliche Zivilflughäfen, die auf folgender Rechtsgrundlage tätig sind: Zakon o 
letalstvu (Uradni list RS, 18/01) 

Mat. Št. Naziv Poštna Št. Kraj 

1589423 Letalski Center Cerklje Ob 
Krki 

8263 Cerklje Ob Krki 

1913301 Kontrola Zračnega Prometa 
D.O.O. 

1000 Ljubljana 

5142768 Aerodrom Ljubljana D.D. 4210 Brnik-Aerodrom 

5500494 Aerodrom Portorož, D.O.O. 6333 Sečovlje — Sic­
ciole 

Slowakei 

Stellen, die Flughäfen auf der Grundlage einer Genehmigung seitens der staatli­
chen Behörden betreiben, und Stellen, die Flugtelekommunikationsdienstleistun­
gen gemäß Gesetz Nr. 143/1998 Slg. nach dem Wortlaut der Gesetze Nr. 
57/2001 Slg., Nr. 37/2002 Slg., Nr. 136/2004 Slg. und Nr. 544/2004 Slg. er­
bringen. 

Beispiele: 

— Letisko M.R.Štefánika, a.s., Bratislava 

— Letisko Poprad — Tatry, a.s. 

— Letisko Košice, a.s. 

Finnland 

Flughäfen, die von einem „Ilmailulaitos Finavia//Luftfartsverket Finavia“, einer 
Gemeinde oder einem öffentlichen Unternehmen aufgrund des ilmailulaki//luft­
fartslagen(1242/2005) und des laki Ilmailulaitoksesta/lag om Luftfartsverket 
(1245/2005) betrieben werden. 

Schweden 

— Öffentliche Flughäfen, die gemäß dem luftfartslagen (1957:297) betrieben 
werden. 

— Private Flughäfen, die aufgrund einer Genehmigung nach dem genannten 
Gesetz betrieben werden, sofern diese Genehmigung Artikel 2 Absatz 3 der 
Richtlinie entspricht. 

Vereinigtes Königreich 

— Eine örtliche Behörde mit der Aufgabe, für die Luftverkehrsunternehmen in 
einer bestimmten, von ihr verwalteten geografischen Zone Flughäfen oder 
andere Terminaleinrichtungen bereitzustellen. 

— Ein Flughafenbetreiber im Sinne des Airports Act 1986, der die Verwaltung 
eines Flughafens nach der economic regulation von Part IV dieses Act wahr­
nimmt. 

— Highland and Islands Airports Limited 

— Ein Flughafenbetreiber im Sinne der Airports (Northern Ireland) Order 1994. 

— BAA Ltd. 
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ANHANG XI 

LISTE DER GEMEINSCHAFTLICHEN RECHTSVORSCHRIFTEN 
NACH ARTIKEL 30 ABSATZ 3 

A FORTLEITUNG ODER ABGABE VON GAS UND WÄRME 

Richtlinie 98/30/EG des Europäischen Parlaments und des Rates vom 
22. Juni 1998 betreffend gemeinsame Vorschriften für den Erdgasbinnen­
markt ( 1 ) 

B ERZEUGUNG, FORTLEITUNG ODER ABGABE VON ELEKTRIZITÄT 

Richtlinie 96/92/EG des Europäischen Parlaments und des Rates vom 
19. Dezember 1996 betreffend gemeinsame Vorschriften für den Elektrizi­
tätsbinnenmarkt ( 2 ) 

C GEWINNUNG, FORTLEITUNG ODER ABGABE VON TRINKWASSER 

— 
D AUFTRAGGEBER IM BEREICH DER EISENBAHNDIENSTE 

— 
E AUFTRAGGEBER IM BEREICH DER STÄDTISCHEN EISENBAHN-, 

STRAßENBAHN-, OBERLEITUNGSBUS- ODER BUSDIENSTE 

— 
F AUFTRAGGEBER IM BEREICH DER POSTDIENSTE 

Richtlinie 97/67/EG des Europäischen Parlaments und des Rates vom 
15. Dezember 1997 über gemeinsame Vorschriften für die Entwicklung 
des Binnenmarktes der Postdienste der Gemeinschaft und die Verbesserung 
der Dienstequalität ( 3 ) 

G AUFSUCHUNG UND GEWINNUNG VON ÖL ODER GAS 

Richtlinie 94/22/EG des Europäischen Parlaments und des Rates vom 
30. Mai 1994 über die Erteilung und Nutzung von Genehmigungen zur 
Prospektion, Exploration und Gewinnung von Kohlenwasserstoffen ( 4 ) 

H AUFSUCHUNG UND GEWINNUNG VON KOHLE UND ANDEREN 
FESTEN BRENNSTOFFEN 

— 
I AUFTRAGGEBER IM BEREICH DER SEEHAFEN- ODER BINNENHA­

FEN- ODER SONSTIGEN TERMINALEINRICHTUNGEN 

— 
J AUFTRAGGEBER IM BEREICH DER FLUGHAFENDIENSTE 

— 
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ANHANG XII 

VERZEICHNIS DER IN ARTIKEL 1 ABSATZ 2 BUCHSTABE b) GENANNTEN TÄTIGKEITEN ( 1 ) 

▼M6 

NACE ( 1 ) 

CPV-Referenz­
nummer Abschnitt F BAUGEWERBE 

Abteilung Gruppe Klasse Beschreibung Anmerkungen 

45 Baugewerbe Diese Abteilung umfasst: 
Neubau, Renovierung und ge­
wöhnliche Instandsetzung 

45000000 

45.1 Vorbereitende Baustellen­
arbeiten 

45100000 

45.11 Abbruch von Gebäuden, 
Erdbewegungsarbeiten 

Diese Klasse umfasst: 
— Abbruch von Gebäuden und 

anderen Bauwerken 
— Aufräumen von Baustellen 
— Erdbewegungen: Ausschach­

tung, Erdauffüllung, Ein­
ebnung und Planierung von 
Baugelände, Grabenaushub, 
Felsabbau, Sprengen usw. 

— Erschließung von Lagerstät­
ten: 
— Auffahren von Gruben­

bauen, Abräumen des 
Deckgebirges und andere 
Aus- und Vorrichtungs­
arbeiten 

Diese Klasse umfasst ferner: 
— Baustellenentwässerung 
— Entwässerung von land- und 

forstwirtschaftlichen Flächen 

45110000 

45.12 Test- und Suchbohrung Diese Klasse umfasst: 
— Test-, Such- und Kernboh­

rung für bauliche, geophysi­
kalische, geologische oder 
ähnliche Zwecke. 

Diese Klasse umfasst nicht: 
— Erdöl- und Erdgasbohrungen 

zu Förderzwecken auf Ver­
tragsbasis (s. 11.20) 

— Brunnenbau (s. 45.25) 
— Schachtbau (s. 45.25) 
— Exploration von Erdöl- und 

Erdgasfeldern, geophysika­
lische, geologische und seis­
mische Messungen (s. 74.20) 

45120000 
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NACE ( 1 ) 

CPV-Referenz­
nummer Abschnitt F BAUGEWERBE 

Abteilung Gruppe Klasse Beschreibung Anmerkungen 

45.2 Hoch- und Tiefbau 45200000 

45.21 Hochbau, Brücken- und 
Tunnelbau u. Ä. 

Diese Klasse umfasst: 
— Errichtung von Gebäuden al­

ler Art 
— Errichtung von Brücken, Tun­

neln u. Ä.: 
— Brücken (einschließlich 

für Hochstraßen), Viaduk­
te, Tunnel und Unterfüh­
rungen 

— Rohrfernleitungen, Fern­
melde- und Hochspan­
nungsleitungen, städtische 
Rohrleitungs- und Kabel­
netze einschließlich zu­
gehöriger Arbeiten 

— Herstellung von Fertigteil­
bauten aus Beton auf der 
Baustelle 

Diese Klasse umfasst nicht: 
— Erbringung von Dienstleistun­

gen bei der Erdöl- und Erd­
gasförderung (s. 11.20) 

— Errichtung vollständiger Fer­
tigteilbauten aus selbst gefer­
tigten Teilen, soweit nicht 
aus Beton (s. Abteilungen 20, 
26 und 28) 

— Bau von Sportplätzen, Stadien, 
Schwimmbädern, Sporthallen 
und anderen Sportanlagen 
(ohne Gebäude) (s. 45.23) 

— Bauinstallation (s. 45.3) 
— Sonstiges Baugewerbe (s. 

45.4) 
— Tätigkeiten von Architektur- 

und Ingenieurbüros (s. 74.20) 
— Projektleitung (s. 74.20) 

45210000 
außer: 
–45213316 
45220000 
45231000 
45232000 

45.22 Dachdeckerei, Abdichtung 
und Zimmerei 

Diese Klasse umfasst: 
— Errichtung von Dächern 
— Dachdeckung 
— Abdichtung gegen Wasser 

und Feuchtigkeit 

45220000 
45261000 
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NACE ( 1 ) 

CPV-Referenz­
nummer Abschnitt F BAUGEWERBE 

Abteilung Gruppe Klasse Beschreibung Anmerkungen 

45.23 Straßenbau und Eisenbahn­
oberbau 

Diese Klasse umfasst: 
— Bau von Autobahnen, Straßen 

und Wegen 
— Bau von Bahnverkehrsstre­

cken 
— Bau von Rollbahnen 
— Bau von Sportplätzen, Sta­

dien, Schwimmbädern, Ten­
nis- und Golfplätzen (ohne 
Gebäude) 

— Markierung von Fahrbahnen 
und Parkplätzen 

Diese Klasse umfasst nicht: 
— Vorbereitende Erdbewegun­

gen (s. 45.11) 

45212212 
und DA03 
45230000 
außer: 
–45231000 
–45232000 
–45234115 

45.24 Wasserbau Diese Klasse umfasst: 
— Bau von: 

— Wasserstraßen, Häfen 
(einschließlich Jacht­
häfen), Flussbauten, 
Schleusen usw. 

— Talsperren und Deichen 
— Nassbaggerei 
— Unterwasserarbeiten 

45240000 

45.25 Spezialbau und sonstiger 
Tiefbau 

Diese Klasse umfasst: 
— Spezielle Tätigkeiten im 

Hoch- und Tiefbau, die be­
sondere Fachkenntnisse bzw. 
Ausrüstungen erfordern: 
— Herstellen von Fundamen­

ten einschließlich Pfahl­
gründung 

— Brunnen- und Schachtbau 
— Montage von fremdbezo­

genen Stahlelementen 
— Eisenbiegerei 
— Mauer- und Pflasterarbei­

ten 
— Auf- und Abbau von Ge­

rüsten und beweglichen 
Arbeitsbühnen einschließ­
lich deren Vermietung 

— Schornstein-, Feuerungs- 
und Industrieofenbau 

Diese Klasse umfasst nicht: 
— Vermietung von Gerüsten 

ohne Auf- und Abbau (s. 
71.32) 

45250000 
45262000 
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NACE ( 1 ) 

CPV-Referenz­
nummer Abschnitt F BAUGEWERBE 

Abteilung Gruppe Klasse Beschreibung Anmerkungen 

45.3 Bauinstallation 45300000 

45.31 Elektroinstallation Diese Klasse umfasst: 
— Installation von: 

— Elektrischen Leitungen 
und Armaturen 

— Kommunikationssystemen 
— Elektroheizungen 
— Rundfunk- und Fernseh­

antennen (für Wohn­
gebäude) 

— Feuermeldeanlagen 
— Einbruchsicherungen 
— Aufzügen und Rolltreppen 
— Blitzableitern usw. in Ge­

bäuden und anderen Bau­
werken 

45213316 
45310000 
außer: 
–45316000 

45.32 Dämmung gegen Kälte, 
Wärme, Schall und Erschüt­
terung 

Diese Klasse umfasst: 
— Dämmung gegen Kälte, Wär­

me, Schall und Erschütterung 
in Gebäuden und anderen 
Bauwerken 

Diese Klasse umfasst nicht: 
— Abdichtung gegen Wasser 

und Feuchtigkeit (s. 45.22) 

45320000 

45.33 Klempnerei, Gas-, Wasser-, 
Heizungs- und Lüftungs­
installation 

Diese Klasse umfasst: 
— Installation oder Einbau von: 

— Gas-, Wasser-, und Sani­
tärinstallation sowie Aus­
führung von Klempner­
arbeiten 

— Heizungs-, Lüftungs-, 
Kühl- und Klimaanlagen 

— Lüftungskanälen 
— Sprinkleranlagen in Ge­

bäuden und anderen Bau­
werken 

Diese Klasse umfasst nicht: 
— Installation von Elektroheizun­

gen (s. 45.31 ) 

45330000 

45.34 Sonstige Bauinstallation Diese Klasse umfasst: 
— Installation von Beleuch­

tungs- und Signalanlagen für 
Straßen, Eisenbahnen, Flug­
häfen und Häfen 

— Installation von Ausrüstungen 
und Befestigungselementen 
a.n.g. in Gebäuden und ande­
ren Bauwerken 

45234115 
45316000 
45340000 
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NACE ( 1 ) 

CPV-Referenz­
nummer Abschnitt F BAUGEWERBE 

Abteilung Gruppe Klasse Beschreibung Anmerkungen 

45.4 Sonstiges Baugewerbe 45400000 

45.41 Stuckateurgewerbe, Gipse­
rei und Verputzerei 

Diese Klasse umfasst: 
— Stuck-, Gips- und Verputz­

arbeiten innen und außen ein­
schließlich damit verbundener 
Lattenschalung in und an Ge­
bäuden und anderen Bau­
werken 

45410000 

45.42 Bautischlerei Diese Klasse umfasst: 
— Einbau von fremdbezogenen 

Türen, Toren, Fenstern, Rah­
men und Zargen, Einbaukü­
chen, Treppen, Ladeneinrich­
tungen u. Ä. aus Holz oder 
anderem Material 

— Einbau von Decken, Wand­
vertäfelungen, beweglichen 
Trennwänden u. ä. Innenaus­
bauarbeiten 

Diese Klasse umfasst nicht: 
— Verlegen von Parkett- und 

anderen Holzböden (s. 45.43) 

45420000 

45.43 Fußboden-, Fliesen- und 
Plattenlegerei, Raumausstat­
tung 

Diese Klasse umfasst: 
— Tapetenkleberei 
— Verlegen von: 

— Wand- und Bodenfliesen 
oder -platten aus Keramik, 
Beton oder Stein 

— Parkett- und anderen 
Holzböden 

— Teppich- und Linoleum­
böden sowie Bodenbelä­
gen aus Gummi oder syn­
thetischem Material 

— Terrazzo-, Marmor-, Gra­
nit- oder Schieferböden 
sowie Wandverkleidungen 
aus diesen Materialien 

45430000 

45.44 Maler- und Glasergewerbe Diese Klasse umfasst: 
— Innen- und Außenanstrich 

von Gebäuden 
— Anstrich von Hoch- und Tief­

bauten 
— Ausführung von Glaserarbei­

ten, einschließlich Einbau 
von Glasverkleidungen, Spie­
geln usw. 

Diese Klasse umfasst nicht: 
— Fenstereinbau (s. 45.42) 

45440000 
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NACE ( 1 ) 

CPV-Referenz­
nummer Abschnitt F BAUGEWERBE 

Abteilung Gruppe Klasse Beschreibung Anmerkungen 

45.45 Baugewerbe a.n.g. Diese Klasse umfasst: 
— Einbau von Swimmingpools 
— Fassadenreinigung 
— Sonstige Baufertigstellung 

und Ausbauarbeiten a.n.g. 
Diese Klasse umfasst nicht: 
— Innenreinigung von Gebäuden 

und anderen Bauwerken (s. 
74.70) 

45212212 
und DA04 
45450000 

45.5 Vermietung von Bau­
maschinen und -geräten 
mit Bedienungspersonal 

45500000 

45.50 Vermietung von Bau­
maschinen und -geräten 
mit Bedienungspersonal 

Diese Klasse umfasst nicht: 
— Vermietung von Baumaschi­

nen und geräten ohne Bedie­
nungspersonal (s. 71.32) 

45500000 

( 1 ) Verordnung (EWG) Nr. 3037/90 des Rates vom 9. Oktober 1990 betreffend die statistische Systematik der Wirtschaftszweige in der 
Europäischen Gemeinschaft (ABl. L 293 vom 24.10.1990, S. 1). Verordnung zuletzt geändert durch die Verordnung (EWG) Nr. 761/ 
93 der Kommission (ABl. L 83 vom 3.4.1993, S. 1). 
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ANHANG XIII 

IN DIE BEKANNTMACHUNGEN AUFZUNEHMENDE 
INFORMATIONEN 

A. OFFENE VERFAHREN 

1. Name, Anschrift, Telegrammanschrift, E-mail-Adresse, Telefon-, Telex- und 
Faxnummer des Auftraggebers. 

2. Ggf. Angabe, ob der Auftrag für geschützte Werkstätten reserviert ist oder 
ob seine Ausführung Programmen für geschützte Beschäftigungsverhältnisse 
vorbehalten ist. 

3. Art des Auftrags (Liefer-, Bau- oder Dienstleistungsauftrag; gegebenenfalls 
ist anzugeben, ob es sich um eine Rahmenvereinbarung oder ein dyna­
misches Beschaffungssystem handelt). 

Dienstleistungskategorie gemäß Anhang XVII Teil A bzw. XVII Teil B und 
Beschreibung der Dienstleistung (Nomenklatur-Referenznummer/n). 

Gegebenenfalls Angaben dazu, ob die Angebote im Hinblick auf Kauf, 
Leasing, Miete oder Mietkauf oder eine Kombination davon eingeholt wer­
den. 

4. Liefer- und Ausführungsort. 

5. Bei Liefer- und Bauaufträgen: 

a) Art und Menge der zu liefernden Waren (Nomenklatur-Referenznum­
mer/n) einschließlich der Optionen auf zusätzliche Aufträge und, sofern 
möglich, der veranschlagten Frist für die Ausübung dieser Optionen 
sowie gegebenenfalls der Anzahl der Verlängerungen. Bei wiederkehren­
den Aufträgen, wenn möglich, auch Angaben zu der veranschlagten Frist 
für die Veröffentlichung der Bekanntmachungen späterer Ausschreibun­
gen für die benötigten Waren bzw. Angaben zu Art und Umfang der 
Leistungen und zu den allgemeinen Merkmalen des Bauwerks (Nomen­
klatur-Referenznummer/n). 

b) Angaben zu der Möglichkeit der Lieferanten, Angebote für Teile und/ 
oder die Gesamtheit der gewünschten Lieferungen abzugeben. 

Wird das Bauwerk und der Bauauftrag in mehrere Lose aufgeteilt, An­
gabe der Größenordnung der verschiedenen Lose und der Möglichkeit, 
für ein Los, für mehrere oder sämtliche Lose Angebote zu unterbreiten. 

c) Angaben zum Zweck des Bauwerks oder des Bauauftrags, wenn dieser 
außerdem die Erstellung von Entwürfen vorsieht. 

6. Bei Dienstleistungsaufträgen: 

a) Art und Menge der zu erbringenden Dienstleistungen einschließlich der 
Optionen auf zusätzliche Aufträge und, sofern möglich, der veranschlag­
ten Frist für die Ausübung dieser Optionen sowie gegebenenfalls der 
Anzahl der Verlängerungen. Bei wiederkehrenden Aufträgen, wenn 
möglich, auch Angaben zu der veranschlagten Frist für die Veröffent­
lichung der Bekanntmachungen späterer Ausschreibungen für die benö­
tigten Dienstleistungen. 

b) Angabe darüber, ob die Erbringung der Dienstleistung aufgrund von 
Rechts- und Verwaltungsvorschriften einem besonderen Berufsstand vor­
behalten ist. 

c) Hinweis auf die Rechts- oder Verwaltungsvorschriften. 

d) Angabe darüber, ob juristische Personen die Namen und die berufliche 
Qualifikation der Personen angeben sollten, die für die Ausführung der 
betreffenden Dienstleistung verantwortlich sein sollen. 

e) Angabe darüber, ob Dienstleister Angebote für einen Teil der betreffen­
den Dienstleistungen unterbreiten können. 
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7. Falls bekannt, Angabe darüber, ob die Vorlage von Varianten zulässig ist 
oder nicht. 

8. Liefer- oder Ausführungsfrist oder Dauer des Dienstleistungsauftrags und, 
soweit möglich, Tag des Fristbeginns. 

9. a) Anschrift der Stelle, bei der die Auftragsunterlagen und ergänzenden 
Unterlagen angefordert werden können. 

b) Gegebenenfalls Kosten für die Übersendung dieser Unterlagen und Zah­
lungsbedingungen. 

10. a) Frist für den Eingang der Angebote oder - bei Einrichtung eines dyna­
mischen Beschaffungssystems - der Indikativangebote. 

b) Anschrift der Stelle, bei der die Anträge einzureichen sind. 

c) Sprache(n), in der(denen) die Anträge abzufassen sind. 

11. a) Gegebenenfalls Personen, die bei der Öffnung der Angebote anwesend 
sein dürfen. 

b) Tag, Uhrzeit und Ort der Öffnung der Angebote. 

12. Gegebenenfalls geforderte Kautionen oder Sicherheiten. 

13. Wesentliche Finanzierungs- und Zahlungsbedingungen und/oder Hinweise 
auf Vorschriften, in denen sie enthalten sind. 

14. Gegebenenfalls Rechtsform, die die Unternehmensgruppe, der der Auftrag 
erteilt wird, haben muss. 

15. Wirtschaftliche und technische Mindestanforderungen, die der Wirtschafts­
teilnehmer, an den der Auftrag vergeben wird, erfüllen muss. 

16. Zeitraum, während dessen der Bieter sein Angebot aufrechterhalten muss 
(Bindefrist). 

17. Gegebenenfalls zusätzliche Bedingungen zur Ausführung des Auftrags. 

18. Zuschlagskriterien nach Artikel 55: „niedrigster Preis“ oder „wirtschaftlich 
günstigstes Angebot“. Die Kriterien für die Bestimmung des wirtschaftlich 
günstigsten Angebots sowie ihre Gewichtung oder gegebenenfalls die nach 
ihrer Bedeutung eingestufte Reihenfolge dieser Kriterien sind zu erwähnen, 
wenn sie nicht in den Verdingungsunterlagen enthalten sind. 

19. Gegebenenfalls Hinweis auf die Veröffentlichung der regelmäßigen Be­
kanntmachung im Amtsblatt der Europäischen Union oder auf die Ankün­
digung der Veröffentlichung dieser Bekanntmachung über ein Beschaffer­
profil, auf die sich der Auftrag bezieht, im Amtsblatt der Europäischen 
Gemeinschaften. 

20. Name und Anschrift des für Rechtsbehelfsverfahren und gegebenenfalls für 
Vermittlungsverfahren zuständigen Organs. Genaue Hinweise auf die Fris­
ten für die Einlegung von Rechtsbehelfen oder erforderlichenfalls Name, 
Anschrift, Telefonnummer, Faxnummer und E-Mail-Adresse der Stelle, bei 
der diese Informationen erhältlich sind. 

21. Tag der Absendung der Bekanntmachung durch den Auftraggeber. 

22. Tag des Eingangs der Bekanntmachung beim Amt für amtliche Veröffent­
lichungen der Europäischen Gemeinschaften (vom Amt für amtliche Ver­
öffentlichungen mitzuteilen). 

23. Sonstige einschlägige Auskünfte. 

B. NICHTOFFENE VERFAHREN 

1. Name, Anschrift, Telegrammanschrift, E-Mail-Adresse, Telefon-, Telex- 
und Faxnummer des Auftraggebers. 

2. Ggf. Angabe, ob der Auftrag für geschützte Werkstätten reserviert ist oder 
ob seine Ausführung Programmen für geschützte Beschäftigungsverhältnisse 
vorbehalten ist. 

3. Art des Auftrags (Liefer-, Bau- oder Dienstleistungsauftrag; gegebenenfalls 
ist anzugeben, ob es sich um eine Rahmenvereinbarung handelt). 

Dienstleistungskategorie gemäß Anhang XVII Teil A bzw. XVII Teil B und 
Beschreibung der Dienstleistung (Nomenklatur-Referenznummer/n). 
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Gegebenenfalls Angaben dazu, ob die Angebote im Hinblick auf Kauf, 
Leasing, Miete, der Mietkauf oder eine Kombination davon eingeholt wer­
den. 

4. Liefer- und Ausführungsort. 

5. Bei Liefer- und Bauaufträgen: 

a) Art und Menge der zu liefernden Waren (Nomenklatur-Referenznum­
mer/n) einschließlich der Optionen auf zusätzliche Aufträge und, sofern 
möglich, der veranschlagten Frist für die Ausübung dieser Optionen 
sowie gegebenenfalls zu der Anzahl der Verlängerungen. Bei wieder­
kehrenden Aufträgen, wenn möglich, auch Angaben zu der veranschlag­
ten Frist für die Veröffentlichung der Bekanntmachungen späterer Aus­
schreibungen für die benötigten Waren bzw. Angaben zu Art und Um­
fang der Leistungen und zu den allgemeinen Merkmalen des Bauwerks 
(Nomenklatur-Referenznummer/n). 

b) Angaben zu der Möglichkeit der Lieferanten, Angebote für Teile und/ 
oder die Gesamtheit der gewünschten Lieferungen abzugeben. 

Wird das Bauwerk oder der Bauauftrag in mehrere Lose aufgeteilt, 
Angabe der Größenordnung der verschiedenen Lose und der Möglich­
keit, für ein Los, für mehrere oder sämtliche Lose Angebote zu unter­
breiten. 

c) Angaben zum Zweck des Bauwerks oder des Bauauftrags, wenn dieser 
außerdem die Erstellung von Entwürfen vorsieht. 

6. Bei Dienstleistungsaufträgen: 

a) Art und Menge der zu erbringenden Dienstleistungen einschließlich der 
Optionen auf zusätzliche Aufträge und, sofern möglich, der veranschlag­
ten Frist für die Ausübung dieser Optionen sowie gegebenenfalls zu der 
Anzahl der Verlängerungen. Bei wiederkehrenden Aufträgen, wenn 
möglich, auch Angaben zu der veranschlagten Frist für die Veröffent­
lichung der Bekanntmachungen späterer Ausschreibungen für die benö­
tigten Dienstleistungen. 

b) Angabe darüber, ob die Erbringung der Dienstleistung aufgrund von 
Rechts- und Verwaltungsvorschriften einem besonderen Berufsstand vor­
behalten ist. 

c) Hinweis auf die Rechts- oder Verwaltungsvorschriften. 

d) Angabe darüber, ob juristische Personen die Namen und die berufliche 
Qualifikation der Personen angeben sollten, die für die Ausführung der 
betreffenden Dienstleistungen verantwortlich sein sollen. 

e) Angabe darüber, ob Dienstleister Angebote für einen Teil der betreffen­
den Dienstleistungen unterbreiten können. 

7. Falls bekannt, Angabe darüber, ob die Vorlage von Varianten zulässig ist 
oder nicht. 

8. Liefer- oder Ausführungsfrist oder Dauer des Dienstleistungsauftrags und, 
soweit möglich, Tag des Fristbeginns. 

9. Gegebenenfalls Rechtsform, die die Unternehmensgruppe, der der Auftrag 
erteilt wird, haben muss. 

10. a) Frist für den Eingang der Teilnahmeanträge. 

b) Anschrift der Stelle, bei der die Anträge einzureichen sind. 

c) Sprache(n), in der(denen) die Anträge abzufassen sind. 

11. Frist für die Absendung der Aufforderungen zur Angebotsabgabe. 

12. Gegebenenfalls geforderte Kautionen oder Sicherheiten. 

13. Wesentliche Finanzierungs- und Zahlungsbedingungen und/oder Hinweise 
auf Vorschriften, in denen sie enthalten sind. 

14. Angaben über die besondere Lage des Wirtschaftsteilnehmers sowie wirt­
schaftliche oder technische Mindestanforderungen, die er erfüllen muss. 

▼B 

2004L0017 — DE — 01.01.2014 — 013.001 — 145



 

15. Zuschlagskriterien nach Artikel 55: „niedrigster Preis“ oder „wirtschaftlich 
günstigstes Angebot“. Die Kriterien für die Bestimmung des wirtschaftlich 
günstigsten Angebots sowie ihre Gewichtung oder gegebenenfalls die nach 
ihrer Bedeutung eingestufte Reihenfolge dieser Kriterien sind zu erwähnen, 
wenn sie nicht in den Verdingungsunterlagen oder in der Aufforderung zur 
Angebotsabgabe enthalten sind. 

16. Gegebenenfalls zusätzliche Bedingungen zur Ausführung des Auftrags. 

17. Gegebenenfalls Hinweis auf die Veröffentlichung der regelmäßigen Be­
kanntmachung im Amtsblatt der Europäischen Union oder auf die Ankün­
digung der Veröffentlichung dieser Bekanntmachung über ein Beschaffer­
profil, auf die sich der Auftrag bezieht, im Amtsblatt der Europäischen 
Union. 

18. Name und Anschrift des für Rechtsbehelfsverfahren und gegebenenfalls für 
Vermittlungsverfahren zuständigen Organs. Genaue Hinweise auf die Fris­
ten für die Einlegung von Rechtsbehelfen oder erforderlichenfalls Name, 
Anschrift, Telefonnummer, Faxnummer und E-Mail-Adresse des Dienstes, 
bei der diese Informationen erhältlich sind. 

19. Tag der Absendung der Bekanntmachung durch den Auftraggeber. 

20. Tag des Eingangs der Bekanntmachung beim Amt für amtliche Veröffent­
lichungen der Europäischen Gemeinschaften (vom Amt für amtliche Ver­
öffentlichungen mitzuteilen). 

21. Sonstige einschlägige Auskünfte. 

C. VERHANDLUNGSVERFAHREN 

1. Name, Anschrift, Telegrammanschrift, E-Mail-Adresse, Telefon-, Telex- 
und Faxnummer des Auftraggebers. 

2. Ggf. Angabe, ob der Auftrag für geschützte Werkstätten reserviert ist oder 
ob seine Ausführung Programmen für geschützte Beschäftigungsverhältnisse 
vorbehalten ist. 

3. Art des Auftrags (Liefer-, Bau- oder Dienstleistungsauftrag; gegebenenfalls 
ist anzugeben, ob es sich um eine Rahmenvereinbarung handelt). 

Dienstleistungskategorie im Sinne von Anhang XVII. A oder XVII. B und 
entsprechende Bezeichnung (Nomenklatur-Referenznummer/n). 

Gegebenenfalls Angaben dazu, ob die Angebote im Hinblick auf Kauf, 
Leasing, Miete oder Mietkauf oder eine Kombination davon eingeholt wer­
den. 

4. Liefer- und Ausführungsort. 

5. Bei Liefer- und Bauaufträgen: 

a) Art und Menge der zu liefernden Waren (Nomenklatur-Referenznum­
mer/n) einschließlich der Optionen auf zusätzliche Aufträge und, sofern 
möglich, der veranschlagten Frist für die Ausübung dieser Optionen 
sowie gegebenenfalls zu der Anzahl der Verlängerungen. Bei wieder­
kehrenden Aufträgen, wenn möglich, auch Angaben zu der veranschlag­
ten Frist für die Veröffentlichung der Bekanntmachungen späterer Aus­
schreibungen für die benötigten Waren bzw. Angaben zu Art und Um­
fang der Leistungen und zu den allgemeinen Merkmalen des Bauwerks 
(Nomenklatur-Referenznummer/n). 

b) Angaben zu der Möglichkeit der Lieferanten, Angebote für Teile und/ 
oder die Gesamtheit der gewünschten Lieferungen abzugeben. 

Werden das Bauvorhaben oder der Bauauftrag in mehrere Lose auf­
geteilt, Angabe der Größenordnung der verschiedenen Lose und der 
Möglichkeit, für ein Los, für mehrere oder sämtliche Lose Angebote 
zu unterbreiten. 

c) Bei Bauaufträgen: Angaben zum Zweck des Bauwerks oder des Auf­
trags, wenn dieser außerdem die Erstellung von Entwürfen vorsieht. 
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6. Bei Dienstleistungsaufträgen: 

a) Art und Menge der zu erbringenden Dienstleistungen einschließlich der 
Optionen auf zusätzliche Aufträge und, sofern möglich, der veranschlag­
ten Frist für die Ausübung dieser Optionen sowie gegebenenfalls zu der 
Anzahl der Verlängerungen. Bei wiederkehrenden Aufträgen, wenn 
möglich, auch Angaben zu der veranschlagten Frist für die Veröffent­
lichung der Bekanntmachungen späterer Ausschreibungen für die benö­
tigten Dienstleistungen. 

b) Angabe darüber, ob die Erbringung der Dienstleistung aufgrund von 
Rechts- und Verwaltungsvorschriften einem besonderen Berufsstand vor­
behalten ist. 

c) Hinweis auf die Rechts- und Verwaltungsvorschriften. 

d) Angabe darüber, ob juristische Personen die Namen und die berufliche 
Qualifikation der Personen angeben sollten, die für die Ausführung der 
betreffenden Dienstleistung verantwortlich sein sollen. 

e) Angabe darüber, ob Dienstleister Angebote für einen Teil der Dienst­
leistungen unterbreiten können. 

7. Falls bekannt, Angabe darüber, ob die Vorlage von Varianten zulässig ist 
oder nicht. 

8. Liefer- oder Ausführungsfrist oder Dauer des Dienstleistungsauftrags und, 
soweit möglich, Tag des Fristbeginns. 

9. Gegebenenfalls Rechtsform, die die Unternehmensgruppe, der der Auftrag 
erteilt wird, haben muss. 

10. a) Frist für den Eingang der Teilnahmeanträge. 

b) Anschrift der Stelle, bei der die Anträge einzureichen sind. 

c) Sprache(n), in der(denen) die Anträge abzufassen sind. 

11. Gegebenenfalls geforderte Kautionen oder Sicherheiten. 

12. Wesentliche Finanzierungs- und Zahlungsbedingungen und/oder Hinweise 
auf Vorschriften, in denen sie enthalten sind. 

13. Angaben über die besondere Lage des Wirtschaftsteilnehmers sowie wirt­
schaftliche oder technische Mindestanforderungen, die er erfüllen muss. 

14. Zuschlagskriterien nach Artikel 55: „niedrigster Preis“ oder „wirtschaftlich 
günstigstes Angebot“. Die Kriterien für die Bestimmung des wirtschaftlich 
günstigsten Angebots sowie ihre Gewichtung oder gegebenenfalls die nach 
ihrer Bedeutung eingestufte Reihenfolge dieser Kriterien sind zu erwähnen, 
wenn sie nicht in den Verdingungsunterlagen oder in der Aufforderung zur 
Verhandlung enthalten sind. 

15. Gegebenenfalls Name und Anschrift der vom Auftraggeber bereits aus­
gewählten Wirtschaftsteilnehmer. 

16. Gegebenenfalls Datum/Daten der Veröffentlichung früherer Bekannt­
machungen im Amtsblatt der Europäischen Gemeinschaften. 

17. Gegebenenfalls zusätzliche Bedingungen zur Ausführung des Auftrags. 

18. Gegebenenfalls Hinweis auf die Veröffentlichung der regelmäßigen Be­
kanntmachung im Amtsblatt der Europäischen Union oder die Übermittlung 
der Ankündigung der Veröffentlichung dieser Bekanntmachung über ein 
Beschafferprofil, auf die sich der Auftrag bezieht. 

19. Name und Anschrift des für Rechtsbehelfsverfahren und gegebenenfalls für 
Vermittlungsverfahren zuständigen Organs. Genaue Hinweise auf die Fris­
ten für die Einlegung von Rechtsbehelfen oder erforderlichenfalls Name, 
Anschrift, Telefonnummer, Faxnummer und E-Mail-Adresse der Stelle, bei 
der diese Informationen erhältlich sind. 

20. Tag der Absendung der Bekanntmachung durch den Auftraggeber. 
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21. Tag des Eingangs der Bekanntmachung beim Amt für amtliche Veröffent­
lichungen der Europäischen Gemeinschaften (vom Amt für amtliche Ver­
öffentlichungen mitzuteilen). 

22. Sonstige einschlägige Auskünfte. 

D. VEREINFACHTE BEKANNTMACHUNG IM RAHMEN EINES DYNA­
MISCHEN BESCHAFFUNGSSYSTEMS ( 1 ) 

1. Land des Auftraggebers. 
2. Name und E-Mail-Adresse des Auftraggebers. 
3. Hinweis auf die Veröffentlichung der Bekanntmachung im Rahmen eines 

dynamischen Beschaffungssystems. 
4. E-Mail-Adresse, unter der die Auftragsunterlagen und die zusätzlichen Un­

terlagen über das dynamische Beschaffungssystem erhältlich sind. 
5. Ausschreibungsgegenstand: Beschreibung nach Referenznummer(n) der 

CPV-Nomenklatur sowie Menge oder Umfang des zu vergebenden Auf­
trags. 

6. Frist für die Vorlage der Indikativangebote. 
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ANHANG XIV 

IN DIE BEKANNTMACHUNG ÜBER DAS BESTEHEN EINES 
PRÜFUNGSSYSTEMS AUFZUNEHMENDE INFORMATIONEN 

1. Name, Anschrift, Telegrammanschrift, E-Mail-Adresse, Telefon-, Fern­
schreib- und Faxnummer des Auftraggebers. 

2. Ggf. Angabe, ob der Auftrag für geschützte Werkstätten reserviert ist oder 
ob seine Ausführung Programmen für geschützte Beschäftigungsverhältnisse 
vorbehalten ist. 

3. Zweck des Prüfungssystems (Beschreibung der Waren, Dienstleistungen 
oder Bauleistungen oder der entsprechenden Kategorien, die unter Anwen­
dung dieses Systems beschafft werden sollen — Nomenklatur-Referenz­
nummer/n). 

4. Anforderungen, die die Wirtschaftsteilnehmer im Hinblick auf ihre Qualifi­
kation entsprechend dem System erfüllen müssen, sowie Methoden, mit 
denen die Erfüllung der einzelnen Anforderungen überprüft wird. Ist die 
Beschreibung dieser Anforderungen und Prüfmethoden sehr ausführlich und 
basiert sie auf Unterlagen, die für die interessierten Wirtschaftsteilnehmer 
zugänglich sind, reichen eine Zusammenfassung der wichtigsten Bedingun­
gen und Methoden und ein Verweis auf diese Unterlagen aus. 

5. Dauer der Gültigkeit des Prüfungssystems und Formalitäten für seine Ver­
längerung. 

6. Angabe darüber, ob die Bekanntmachung als Aufruf zum Wettbewerb dient. 

7. Anschrift der Stelle, bei der zusätzliche Auskünfte und Unterlagen über das 
Prüfungssystem verfügbar sind (wenn es sich um eine andere als die unter 
Ziffer 1 genannten Anschriften handelt). 

8. Name und Anschrift des für Rechtsbehelfsverfahren und gegebenenfalls für 
Vermittlungsverfahren zuständigen Organs. Genaue Hinweise auf die Fris­
ten für die Einlegung von Rechtsbehelfen oder erforderlichenfalls Name, 
Anschrift, Telefonnummer, Faxnummer und E-mail-Adresse der Stelle, bei 
der diese Informationen erhältlich sind. 

9. Sofern bekannt, die Zuschlagskriterien nach Artikel 55: „niedrigster Preis“ 
oder „wirtschaftlich günstigstes Angebot“. Die Kriterien für die Bestim­
mung des wirtschaftlich günstigsten Angebots sowie ihre Gewichtung 
oder gegebenenfalls die nach ihrer Bedeutung eingestufte Reihenfolge die­
ser Kriterien sind zu erwähnen, wenn sie nicht in den Verdingungsunterla­
gen oder in der Aufforderung zur Angebotsabgabe oder zur Verhandlung 
enthalten sind. 

10. Sonstige einschlägige Auskünfte. 
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ANHANG XV TEIL A 

A. IN DIE REGELMÄßIGE BEKANNTMACHUNG AUFZUNEHMENDE 
INFORMATIONEN 

I. ZWINGEND AUSZUFÜLLENDE RUBRIKEN 

1. Name, Anschrift, Telegrammanschrift, E-mail-Adresse, Telefon-, Telex- und 
Faxnummer des Auftraggebers oder der Stelle, bei der zusätzliche Unterla­
gen angefordert werden können. 

2. a) Bei Lieferaufträgen: Art und Umfang oder Wert der zu erbringenden 
Leistungen bzw. zu liefernden Waren (Nomenklatur-Referenznummer/n). 

b) Bei Bauaufträgen: Art und Umfang der Leistungen, allgemeine Merk­
male des Bauwerks oder der Baulose; Nomenklatur-Referenznummer/n. 

c) Bei Dienstleistungsaufträgen: Voraussichtlicher Gesamtbetrag der Käufe 
in den einzelnen Dienstleistungskategorien des Anhangs XVII Teil A 
(Nomenklatur-Referenznummer/n). 

3. Tag der Absendung der Bekanntmachung oder der Ankündigung der Ver­
öffentlichung dieser Bekanntmachung über das Beschafferprofil. 

4. Tag des Eingangs der Bekanntmachung beim Amt für amtliche Veröffent­
lichungen der Europäischen Gemeinschaften (vom Amt für amtliche Ver­
öffentlichungen mitzuteilen). 

5. Sonstige einschlägige Auskünfte. 

II. ANGABEN, DIE GEMACHT WERDEN SOLLTEN, WENN DIE BE­
KANNTMACHUNG ALS AUFRUF ZUM WETTBEWERB DIENT 
ODER EINE VERKÜRZUNG DER FRISTEN FÜR DIE EINREICHUNG 
DER ANGEBOTE BEINHALTET 

6. Hinweis darauf, dass interessierte Lieferanten dem Auftraggeber ihr Inte­
resse an dem Auftrag/den Aufträgen bekunden sollten. 

7. Ggf. Angabe darüber, ob der Auftrag für geschützte Werkstätten reserviert 
oder ob seine Ausführung Programmen für geschützte Beschäftigungsver­
hältnisse vorbehalten ist. 

8. Frist für den Eingang der Anträge auf Aufforderung zur Angebotsabgabe 
oder zur Verhandlung. 

9. Art und Umfang der zu liefernden Waren oder allgemeine Merkmale der 
Bauleistung oder Dienstleistungskategorie im Sinne von Artikel XVII Teil 
A und entsprechende Bezeichnung, sowie die Angabe, ob eine oder mehrere 
Rahmenvereinbarung/en geplant ist/sind. Insbesondere Angaben über Optio­
nen auf zusätzliche Aufträge und die veranschlagte Frist für die Ausübung 
dieser Optionen sowie gegebenenfalls Angaben zu der Anzahl der Verlän­
gerungen. Bei wiederkehrenden Aufträgen auch Angaben zu der ver­
anschlagten Frist für spätere Aufrufe zum Wettbewerb. 

10. Angaben darüber, ob es sich um Kauf, Leasing, Miete oder Mietkauf oder 
eine Kombination davon handelt. 

11. Liefer- oder Ausführungsfrist oder Dauer des Auftrags und, soweit möglich, 
Tag des Fristbeginns. 

12. Anschrift der Stelle, bei der die interessierten Unternehmen ihre Interes­
senbekundung schriftlich einreichen müssen. 

Frist für den Eingang der Interessenbekundungen. 

Sprache oder Sprachen, in denen die Bewerbungen bzw. Angebote abzuge­
ben sind. 

13. Wirtschaftliche und technische Anforderungen, finanzielle und technische 
Garantien, die von den Lieferanten verlangt werden. 
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14. a) Sofern bekannt, voraussichtliches Datum der Eröffnung der Verfahren 
zur Vergabe des Auftrags/der Aufträge; 

b) Art des Vergabeverfahrens (nichtoffenes Verfahren oder Verhandlungs­
verfahren); 

c) Höhe der für die Unterlagen zu entrichtenden Beträge und Zahlungs­
bedingungen. 

15. Gegebenenfalls zusätzliche Bedingungen für die Ausführung des Auftrags. 

16. Name und Anschrift des für Rechtsbehelfsverfahren und gegebenenfalls für 
Vermittlungsverfahren zuständigen Organs. Genaue Hinweise auf die Fris­
ten für die Einlegung von Rechtsbehelfen oder erforderlichenfalls Name, 
Anschrift, Telefonnummer, Faxnummer und E-Mail-Adresse des Dienstes, 
bei dem diese Informationen erhältlich sind. 

17. Sofern bekannt, die Zuschlagskriterien nach Artikel 55: „niedrigster Preis“ 
oder „wirtschaftlich günstigstes Angebot“. Die Kriterien für die Bestim­
mung des wirtschaftlich günstigsten Angebots sowie ihre Gewichtung 
oder gegebenenfalls die nach ihrer Bedeutung eingestufte Reihenfolge die­
ser Kriterien sind zu erwähnen, wenn sie nicht in den Verdingungsunterla­
gen enthalten oder in der Aufforderung zur Interessensbestätigung gemäß 
Artikel 47 Absatz 5 oder in der Aufforderung zur Angebotsabgabe oder zur 
Verhandlung angegeben sind. 
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ANHANG XV TEIL B 

IN DIE ANKÜNDIGUNGEN DER VERÖFFENTLICHUNG EINER 
NICHT ALS AUFRUF ZUM WETTBEWERB VERWENDETEN 
REGELMÄßIGEN ALS HINWEIS DIENENDER BEKANNTMACHUNG 
ÜBER EIN BESCHAFFERPROFIL AUFZUNEHMENDE 

INFORMATIONEN 

1. Land des Auftraggebers 
2. Name des Auftraggebers 

3. Internet-Adresse (URL) des „Beschafferprofils“ 
4. CPV-Nomenklatur-Referenznummer/n 
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ANHANG XVI 

IN DIE BEKANNTMACHUNGEN ÜBER VERGEBENE AUFTRÄGE 
AUFZUNEHMENDE INFORMATIONEN 

I. Informationen zur Veröffentlichung im Amtsblatt der Europäischen Uni­
on ( 1 ) 

1. Name und Anschrift des Auftraggebers 

2. Art des Auftrags (Liefer-, Bau- oder Dienstleistungsauftrag; Nomenklatur- 
Referenznummer/n; gegebenenfalls ist anzugeben, ob es sich um eine Rah­
menvereinbarung handelt) 

3. Zumindest eine Zusammenfassung der Art und des Umfangs bzw. der 
Menge der Erzeugnisse, Bauarbeiten oder Dienstleistungen 

4. a) Art des Aufrufs zum Wettbewerb (Bekanntmachung über das Bestehen 
eines Prüfungssystems, regelmäßige Bekanntmachung, Aufruf zur Ange­
botsabgabe) 

b) Hinweis auf die Veröffentlichung der Bekanntmachung im Amtsblatt der 
Europäischen Gemeinschaften 

c) Bei ohne Wettbewerb vergebenen Aufträgen Angabe der anzuwendenden 
Bestimmung des Artikels 40 Absatz 3 oder des Artikels 32 

5. Vergabeverfahren (offenes oder nichtoffenes Verfahren oder Verhandlungs­
verfahren) 

6. Zahl der eingegangenen Angebote 

7. Datum der Zuschlagserteilung 

8. Für Gelegenheitskäufe nach Artikel 40 Absatz 3 Buchstabe j) gezahlter Preis 

9. Name und Anschrift des Wirtschaftsteilnehmers 

10. Gegebenenfalls Angabe, ob der Auftrag als Unterauftrag vergeben wurde 
bzw. vergeben werden könnte 

11. Gezahlter Preis oder niedrigster und höchster Preis der bei der Zuschlags­
erteilung berücksichtigten Angebote 

12. Name und Anschrift des für Rechtsbehelfsverfahren und gegebenenfalls für 
Vermittlungsverfahren zuständigen Organs. Genaue Hinweise in Bezug auf 
die Fristen für die Einlegung von Rechtsbehelfen oder erforderlichenfalls 
Name, Anschrift, Telefonnummer, Faxnummer und E-Mail-Adresse des 
Dienstes, bei dem diese Informationen erhältlich sind 

13. Fakultative Angaben: 

— Wert und Teil des Auftrags, der als Unterauftrag an Dritte vergeben 
wurde oder vergeben werden könnte, 

— Zuschlagskriterien. 

II. Nicht zur Veröffentlichung bestimmte Angaben 

14. Zahl der vergebenen Aufträge (wenn ein Auftrag zwischen mehreren Auf­
tragnehmern aufgeteilt wurde) 

15. Wert jedes vergebenen Auftrags 

16. Ursprungsland der Ware oder der Dienstleistung (Gemeinschaftsursprung 
oder Nichtgemeinschaftsursprung; im letzten Fall nach Drittländern auf­
geschlüsselt) 

17. Angewandte Zuschlagskriterien (wirtschaftlich günstigstes Angebot, nied­
rigster Preis?) 

18. Wurde der Auftrag an einen Bieter vergeben, der einen Änderungsvorschlag 
gemäß Artikel 36 Absatz 1 angeboten hat? 
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19. Wurden Angebote gemäß Artikel 57 nicht gewählt, weil sie außergewöhn­
lich niedrig waren? 

20. Tag der Absendung der Bekanntmachung durch den Auftraggeber 
21. Bei Aufträgen für Dienstleistungen im Sinne des Anhangs XVII Teil B: 

Einverständnis des Auftraggebers mit der Veröffentlichung der Bekannt­
machung (Artikel 43 Absatz 4) 
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ANHANG XVIIA ( 1 ) 

DIENSTLEISTUNGEN IM SINNE VON ARTIKEL 31 

▼M6 

Kategorie Bezeichnung CPC-Referenznum­
mern ( 1 ) CPV-Referenznummern 

1 Instandhaltung und Repara­
tur 

6112, 6122, 633, 886 Von 50100000-6 bis 50982000-5 (außer 
50310000-1 bis 50324200-4 und 50116510-9, 
50190000-3, 50229000-6, 50243000-0) und von 
51000000-9 bis 51900000-1 

2 Landverkehr ( 2 ), einschließ­
lich Geldtransport und Ku­
rierdienste, ohne Postver­
kehr 

712 (außer 71235) 
7512, 87304 

Von 60100000-9 bis 60183000-4 (außer 
60160000-7, 60161000-4, 60220000-6), und Von 
64120000-3 bis 64121200-2 

3 Fracht- und Personenbeför­
derung im Flugverkehr, 
ohne Postverkehr 

73 (außer 7321) Von 60410000-5 bis 60424120-3 
(außer 60411000-2, 60421000-5), und 60500000-3 
Von 60440000-4 bis 60445000-9 

4 Postbeförderung im Land­
verkehr ( 2 ) sowie Luftpost­
beförderung 

71235, 7321 60160000-7,60161000-4 
60411000-2, 60421000-5 

5 Fernmeldewesen 752 Von 64200000-8 bis 64228200-2 
72318000-7, und 
von 72700000-7 bis 72720000-3 

6 Finanzielle Dienstleistun­
gen: 
a) Versicherungsdienstleis­

tungen 
b) Bankdienstleistungen 

und Wertpapiergeschäf­
te ( 3 ) 

ex 81, 812, 814 Von 66100000-1 bis 66720000-3 ( 3 ) 

7 Datenverarbeitung und ver­
bundene Tätigkeiten 

84 Von 50310000-1 bis 50324200-4 
Von 72000000-5 bis 72920000-5 
(außer 72318000-7 und von 72700000-7 bis 
72720000-3), 79342410-4 

8 Forschung und Entwick­
lung ( 4 ) 

85 Von 73000000-2 bis 73436000-7 
(außer 73200000-4, 73210000-7, 73220000-0 

9 Buchführung, -haltung und 
-prüfung 

862 Von 79210000-9 bis 792230000-3 

10 Markt- und Meinungsfor­
schung 

864 Von 79300000-7 bis 79330000-6, und 
79342310-9, 79342311-6 
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Kategorie Bezeichnung CPC-Referenznum­
mern ( 1 ) CPV-Referenznummern 

11 Unternehmensberatung ( 5 ) 
und verbundene Tätigkeiten 

865, 866 Von 73200000-4 bis 73220000-0 
Von 79400000-8 bis 79421200-3 
und 
79342000-3, 79342100-4 
79342300-6, 79342320-2 
79342321-9, 79910000-6, 79991000-7 
98362000-8 

12 Architektur, technische Be­
ratung und Planung, inte­
grierte technische Leistun­
gen, Stadt und Landschafts­
planung, zugehörige wis­
senschaftliche und tech­
nische Beratung, technische 
Versuche und Analysen 

867 Von 71000000-8 bis 71900000-7 (außer 
71550000-8) und 79994000-8 

13 Werbung 871 Von 79341000-6 bis 79342200-5 
(außer 79342000-3 und 79342100-4 

14 Gebäudereinigung und 
Hausverwaltung 

874, 82201 bis 82206 Von 70300000-4 bis 70340000-6, und 
Von 90900000-6 bis 90924000-0 

15 Verlegen und Drucken ge­
gen Vergütung oder auf 
vertraglicher Grundlage 

88442 Von 79800000-2 bis 79824000-6 
Von 79970000-6 bis 79980000-7 

16 Abfall und Abwasserbeseiti­
gung, sanitäre und ähnliche 
Dienstleistungen 

94 Von 90400000-1 bis 90743200-9 (außer 
90712200-3 
Von 90910000-9 bis 90920000-2 und 
50190000-3, 50229000-6 
50243000-0 

( 1 ) CPC-Nomenklatur (vorläufige Fassung), die zur Festlegung des Anwendungsbereichs der Richtlinie 92/50/EWG verwendet wird. 
( 2 ) Ohne Eisenbahnverkehr der Kategorie 18. 
( 3 ) Ohne Finanzdienstleistungen im Zusammenhang mit Ausgabe, Verkauf, Ankauf oder Übertragung von Wertpapieren oder anderen 

Finanzinstrumenten und mit Zentralbankdiensten. Ausgenommen sind ferner Dienstleistungen zum Erwerb oder zur Anmietung — 
ganz gleich, nach welchen Finanzmodalitäten — von Grundstücken, bestehenden Gebäuden oder anderem unbeweglichen Eigentum 
oder betreffend Rechte daran; Finanzdienstleistungen, die bei dem Vertrag über den Erwerb oder die Anmietung mit ihm gleich­
laufend, ihm vorangehend oder im Anschluss an ihn gleich in welcher Form erbracht werden, fallen jedoch unter diese Richtlinie. 

( 4 ) Ohne Aufträge über Forschungs- und Entwicklungsdienstleistungen anderer Art als diejenigen, deren Ergebnisse ausschließlich 
Eigentum des Auftraggebers für seinen Gebrauch bei der Ausübung seiner eigenen Tätigkeit sind, sofern die Dienstleistung voll­
ständig durch den Auftraggeber vergütet wird. 

( 5 ) Ohne Schiedsgerichts- und Schlichtungsleistungen. 
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ANHANG XVIIB 

DIENSTLEISTUNGEN IM SINNE VON ARTIKEL 32 

▼M6 

Kategorie Bezeichnung CPC-Referenznum­
mer ( 1 ) CPV-Referenznummern 

17 Gaststätten und Beherber­
gungsgewerbe 

64 Von 55100000-1 bis 55524000-9, und von 98340000-8 
bis 98341100-6 

18 Eisenbahnen 711 Von 60200000-0 bis 60220000-6 

19 Schifffahrt 72 Von 60600000-4 bis 60653000-0, und von 63727000-1 
bis 63727200-3 

20 Neben- und Hilfstätigkeiten 
des Verkehrs 

74 Von 63000000-9 bis 63734000-3 
(außer 63711200-8, 63712700-0, 63712710-3, und von 
63727000-1, bis 63727200-3), und 
98361000-1 

21 Rechtsberatung 861 Von 79100000-5 bis 79140000-7 

22 Arbeits- und Arbeitskräfte­
vermittlung ( 2 ) 

872 Von 79600000-0 bis 79635000-4 
(außer 79611000-0, 79632000-3, 79633000-0), und von 
98500000-8 bis 98514000-9 

23 Auskunfts- und Schutz­
dienste, ohne Geldtransport 

873 (außer 
87304) 

Von 79700000-1 bis 79723000-8 

24 Unterrichtswesen und Be­
rufsausbildung 

92 Von 80100000-5 bis 80660000-8 (außer 80533000-9, 
80533100-0, 80533200-1 

25 Gesundheits-, Veterinär- 
und Sozialwesen 

93 79611000-0, und von 85000000-9 bis 85323000-9 (außer 
85321000-5 und 85322000-2 

26 Erholung, Kultur und 
Sport ( 3 ) 

96 Von 79995000-5 bis 79995200-7, und von 92000000-1 
bis 92700000-8 
(außer 92230000-2, 92231000-9, 92232000-6 

27 Sonstige Dienstleistungen 

( 1 ) CPC-Nomenklatur (vorläufige Fassung), die zur Festlegung des Anwendungsbereichs der Richtlinie 92/50/EWG verwendet wird. 
( 2 ) Mit Ausnahme von Arbeitsverträgen. 
( 3 ) Mit Ausnahme von Aufträgen über Erwerb, Entwicklung, Produktion oder Koproduktion von Programmen durch Sendeunternehmen 

und Verträgen über Sendezeit. 
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ANHANG XVIII 

IN DIE WETTBEWERBSBEKANNTMACHUN G AUFZUNEHMENDE 
INFORMATIONEN 

1. Name, Anschrift, Telegrammanschrift, E-Mail-Adresse, Telefon-, Telex- und 
Faxnummer des Auftraggebers oder der Stelle, bei der zusätzliche Unterla­
gen angefordert werden können 

2. Beschreibung des Projekts (Nomenklatur-Referenznummer/n) 

3. Art des Wettbewerbs: offen oder nichtoffen 
4. Bei offenen Wettbewerben: Frist für den Eingang der Projektvorschläge 

5. Bei nichtoffenen Wettbewerben: 
a) voraussichtliche Zahl der Teilnehmer oder Marge 

b) gegebenenfalls Namen der bereits ausgewählten Teilnehmer 
c) Kriterien für die Auswahl der Teilnehmer 

d) Schlusstermin für den Eingang der Teilnahmeanträge 
6. Gegebenenfalls Angabe, ob die Teilnahme einem bestimmten Berufsstand 

vorbehalten ist 

7. Kriterien für die Bewertung der Projekte 
8. Gegebenenfalls Namen der Mitglieder des Preisgerichts 

9. Angabe darüber, ob die Entscheidung des Preisgerichts für den Auftraggeber 
verbindlich ist 

10. Gegebenenfalls Anzahl und Wert der Preise 

11. Gegebenenfalls Angabe der Zahlungen an alle Teilnehmer 
12. Angabe, ob die Preisgewinner zu Folgeaufträgen zugelassen sind 

13. Name und Anschrift des für Rechtsbehelfsverfahren und gegebenenfalls für 
Vermittlungsverfahren zuständigen Organs. Genaue Hinweise auf die Fristen 
für die Einlegung von Rechtsbehelfen oder erforderlichenfalls Name, An­
schrift, Telefonnummer, Faxnummer und E-Mail-Adresse des Dienstes, bei 
dem diese Informationen erhältlich sind. 

14. Tag der Absendung der Bekanntmachung 

15. Tag des Eingangs der Bekanntmachung beim Amt für amtliche Veröffent­
lichungen der Europäischen Gemeinschaften 

16. Sonstige einschlägige Angaben 

▼B 

2004L0017 — DE — 01.01.2014 — 013.001 — 158



 

ANHANG XIX 

IN DIE BEKANNTMACHUNGEN ÜBER DIE ERGEBNISSE DER 
WETTBEWERBE AUFZUNEHMENDE INFORMATIONEN 

1. Name, Anschrift, Telegrammanschrift, Telefon-, Telex- und Faxnummer des 
Auftraggebers 

2. Beschreibung des Projekts (Nomenklatur-Referenznummer/n) 
3. Gesamtzahl der Teilnehmer 

4. Zahl ausländischer Teilnehmer 
5. Gewinner des Wettbewerbs 

6. Gegebenenfalls Preis/e 
7. Sonstige Auskünfte 

8. Quelle der Wettbewerbsbekanntmachung 
9. Name und Anschrift des für Rechtsbehelfsverfahren und gegebenenfalls für 

Vermittlungsverfahren zuständigen Organs. Genaue Hinweise auf die Fristen 
für die Einlegung von Rechtsbehelfen oder erforderlichenfalls Name, An­
schrift, Telefonnummer, Faxnummer und E-Mail-Adresse des Dienstes, bei 
dem diese Informationen erhältlich sind. 

10. Tag der Absendung der Wettbewerbsbekanntmachung 
11. Tag des Eingangs der Wettbewerbsbekanntmachung beim Amt für amtliche 

Veröffentlichungen der Europäischen Gemeinschaften 
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ANHANG XX 

MERKMALE FÜR DIE VERÖFFENTLICHUNG 

1. Veröffentlichung der Bekanntmachungen 

a) ►M2 Die Bekanntmachungen nach den Artikeln 41, 42, 43 und 63 sind 
vom Auftraggeber in dem Format an das Amt für Amtliche Veröffent­
lichungen der Europäischen Gemeinschaften zu richten, das die Kommis­
sion gemäß dem in Artikel 68 Absatz 2 genannten Verfahren erlässt. ◄ 
Auch die regelmäßigen, als Hinweis dienenden Bekanntmachungen einer 
Vorinformation nach Artikel 41 Absatz 1, die über ein Beschafferprofil 
gemäß Absatz 2 Buchstabe b) veröffentlicht werden, sowie die Bekannt­
machung einer solchen Veröffentlichung haben ebenfalls in diesem For­
mat zu erfolgen. 

b) Die Bekanntmachungen nach den Artikeln 41, 42, 43 und 63 sind vom 
Amt für amtliche Veröffentlichungen der Europäischen Gemeinschaften 
oder im Fall der regelmäßigen nicht verbindlichen Bekanntmachungen 
über ein Beschafferprofil nach Artikel 41 Absatz 1 vom Auftraggeber zu 
veröffentlichen. 
Der Auftraggeber kann außerdem diese Informationen im Internet in 
einem „Beschafferprofil“ gemäß Nummer 2 Buchstabe b) veröffent­
lichen. 

c) Das Amt für amtliche Veröffentlichungen der Europäischen Gemein­
schaften stellt dem Auftraggeber die Bescheinigung über die Veröffent­
lichung nach Artikel 44 Absatz 7 aus. 

2. Veröffentlichung zusätzlicher bzw. ergänzender Informationen 

a) Die Auftraggeber werden aufgefordert, die Verdingungsunterlagen und 
zusätzlichen Unterlagen vollständig im Internet zu veröffentlichen. 

b) Das Beschafferprofil kann regelmäßige nicht verbindliche Bekannt­
machungen nach Artikel 41 Absatz 1, Angaben über laufende Ausschrei­
bungen, geplante Aufträge, vergebene Aufträge, annullierte Verfahren 
sowie alle sonstigen Informationen von allgemeinem Interesse wie Kon­
taktstelle, Telefon- und Faxnummer, Postanschrift und E-Mail-Adresse 
enthalten. 

3. Format und Modalitäten für die Übermittlung der Bekanntmachungen 
auf elektronischem Weg 

Format und Modalitäten für die Übermittlung der Bekanntmachungen auf 
elektronischem Weg sind unter der Internetadresse „http://simap.eu.int“ ab­
rufbar. 
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ANHANG XXI 

DEFINITION BESTIMMTER TECHNISCHER SPEZIFIKATIONEN 

Im Sinne dieser Richtlinie bedeutet 

1. a) „Technische Spezifikation“ bei Liefer- und Dienstleistungsaufträgen eine 
Spezifikation, die in einem Schriftstück enthalten ist, das Merkmale für ein 
Erzeugnis oder eine Dienstleistung vorschreibt, wie Qualitätsstufen, Um­
weltleistungsstufen, Konzeption für alle Anforderungen (einschließlich des 
Zugangs von Behinderten) und Konformitätsbewertungsstufen, Leistung, 
Vorgaben für Gebrauchstauglichkeit, Sicherheit oder Abmessungen des 
Erzeugnisses, einschließlich der Vorschriften über Verkaufsbezeichnung, 
Terminologie, Symbole, Prüfungen und Prüfverfahren, Verpackung, Kenn­
zeichnung und Beschriftung, Gebrauchsanleitungen, Produktionsprozesse 
und -methoden sowie über Konformitätsbewertungsverfahren; 

b) „Technische Spezifikation“ bei Bauaufträgen sämtliche, insbesondere die 
in den Verdingungsunterlagen enthaltenen technischen Anforderungen an 
die Eigenschaften eines Materials, eines Erzeugnisses oder einer Lieferung, 
mit deren Hilfe das Material, das Erzeugnis oder die Lieferung so bezeich­
net werden können, dass sie ihren durch den Auftraggeber festgelegten 
Verwendungszweck erfüllen. Zu diesen Eigenschaften gehören Umwelt­
leistungsstufen, Konzeption für alle Anforderungen (einschließlich des Zu­
gangs von Behinderten) und Konformitätsbewertung, Vorgaben für Ge­
brauchstauglichkeit, Sicherheit oder Abmessungen, einschließlich der Qua­
litätssicherungsverfahren, der Terminologie, der Symbole, der Versuchs- 
und Prüfmethoden, der Verpackung, der Kennzeichnung und Beschriftung, 
der Gebrauchsanleitungen sowie der Produktionsprozesse und -methoden. 
Außerdem gehören dazu auch die Vorschriften für die Planung und die 
Preiskalkulation von Bauwerken, die Bedingungen für die Prüfung, Inspek­
tion und Abnahme von Bauwerken, die Konstruktionsmethoden oder -ver­
fahren und alle anderen technischen Anforderungen, die der Auftraggeber 
für fertige Bauwerke oder die dazu notwendigen Materialien oder Teile 
durch allgemeine und spezielle Vorschriften anzugeben in der Lage ist; 

2. „eine Norm“ eine technische Spezifikation, die von einem anerkannten Nor­
mungsgremium zur wiederholten oder ständigen Anwendung zugelassen wur­
de, deren Einhaltung jedoch nicht zwingend vorgeschrieben ist und die unter 
eine der nachstehenden Kategorien fällt: 

— „internationale Norm“: Norm, die von einem internationalen Normungs­
gremium angenommen wird und der Öffentlichkeit zugänglich ist; 

— „Europäische Norm“: Norm, die von einem europäischen Normungsgre­
mium angenommen wird und der Öffentlichkeit zugänglich ist; 

— „nationale Norm“: Norm, die von einem nationalen Normungsgremium 
angenommen wird und der Öffentlichkeit zugänglich ist; 

3. „eine Europäische technische Zulassung“ eine positive technische Beurteilung 
der Brauchbarkeit eines Produkts, da dieses die wesentliche Anforderung an 
bauliche Anlagen erfüllt; sie erfolgt aufgrund der spezifischen Merkmale des 
Produkts und der festgelegten Anwendungs- und Verwendungsbedingungen. 
Die europäische technische Zulassung wird von einer zu diesem Zweck vom 
Mitgliedstaat zugelassenen Organisation ausgestellt; 

4. „Gemeinsame technische Spezifikationen“ technische Spezifikation, die nach 
einem von den Mitgliedstaaten anerkannten Verfahren festgelegt und im Amts­
blatt der Europäischen Union veröffentlicht wurde; 

5. „Technische Bezugsgröße“ jedes Erzeugnis, das keine offizielle Norm ist und 
das von den europäischen Normungsgremien nach den an die Entwicklung der 
Bedürfnisse des Marktes angepassten Verfahren erarbeitet wurde. 
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ANHANG XXII 

ZUSAMMENFASSENDE DARSTELLUNG DER FRISTEN NACH ARTIKEL 45 

Offene Verfahren 

Frist für den Eingang der Angebote — ohne regelmäßige nichtverbindliche Bekanntmachung 

Frist Elektronische 
Übermittlung 
der Vergabe­
bekanntma­

chung 

Verdingungs­
unterlagen 

elektronisch 
verfügbar 

Elektronische 
Übermittlung 
und elektro­
nisch verfüg­
bare Verdin­
gungsunterla­

gen 

Auswirkung 
nach Absatz 

7 Unterabsatz 
1 

Auswirkung 
nach Absatz 7 
Unterabsatz 2 

52 45 47 40 keine keine 

Bei regelmäßiger nichtverbindlicher Bekanntmachung 

A. Allgemeine 
Frist 

Elektronische 
Übermittlung 
der Bekannt­

machung 

Verdingungs­
unterlagen 

elektronisch 
verfügbar 

Elektronische 
Übermittlung 
und elektro­
nisch verfüg­
bare Verdin­
gungsunterla­

gen 

Auswirkung 
nach Absatz 

7 Unterabsatz 
1 

Auswirkung 
nach Absatz 7 
Unterabsatz 2 

36 29 31 24 keine keine 

B. Mindestfrist Elektronische 
Übermittlung 
der Bekannt­

machung 

Verdingungs­
unterlagen 

elektronisch 
verfügbar 

Elektronische 
Übermittlung 
und elektro­
nisch verfüg­
bare Verdin­
gungsunterla­

gen 

Auswirkung 
nach Absatz 

7 Unterabsatz 
1 

Auswirkung 
nach Absatz 7 
Unterabsatz 2 

22 15 17 10 Die Frist von 
10 Tagen 

wird auf 15 
Tage verlän­

gert 

Die Frist von 
17 Tagen wird 

auf 22 Tage 
verlängert 

Nichtoffene Verfahren und Verhandlungsverfahren 

Frist für den Eingang der Teilnahmeanträge 

Allgemeine 
Frist 

Elektronische 
Übermittlung 
der Bekannt­

machung 

Verdingungs­
unterlagen 

elektronisch 
verfügbar 

Elektronische 
Übermittlung 
und elektro­
nisch verfüg­
bare Verdin­
gungsunterla­

gen 

Auswirkung 
nach Absatz 

8 Unterabsatz 
1 

Auswirkung 
nach Absatz 8 
Unterabsatz 2 

37 30 nicht an­
wendbar 

nicht an­
wendbar 

keine nicht anwend­
bar 

Mindestfrist Elektronische 
Übermittlung 
der Bekannt­

machung 

Verdingungs­
unterlagen 

elektronisch 
verfügbar 

Elektronische 
Übermittlung 
und elektro­
nisch verfüg­
bare Verdin­
gungsunterla­

gen 

Auswirkung 
nach Absatz 

8 Unterabsatz 
1 

Auswirkung 
nach Absatz 8 
Unterabsatz 2 

22 15 nicht an­
wendbar 

nicht an­
wendbar 

keine nicht anwend­
bar 
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Mindestfrist Elektronische 
Übermittlung 
der Bekannt­

machung 

Verdingungs­
unterlagen 

elektronisch 
verfügbar 

Elektronische 
Übermittlung 
und elektro­
nisch verfüg­
bare Verdin­
gungsunterla­

gen 

Auswirkung 
nach Absatz 

8 Unterabsatz 
1 

Auswirkung 
nach Absatz 8 
Unterabsatz 2 

15 8 nicht an­
wendbar 

nicht an­
wendbar 

Die Frist von 
8 Tagen wird 
auf 15 Tage 

verlängert 

nicht anwend­
bar 

Frist für den Eingang der Angebote 

A. Allgemeine 
Frist 

Elektronische 
Übermittlung 
der Bekannt­

machung 

Verdingungs­
unterlagen 

elektronisch 
verfügbar 

Elektronische 
Übermittlung 
und elektro­
nisch verfüg­
bare Verdin­
gungsunterla­

gen 

Auswirkung 
nach Absatz 

8 Unterabsatz 
1 

Auswirkung 
nach Absatz 8 
Unterabsatz 2 

24 nicht an­
wendbar 

19 nicht an­
wendbar 

nicht an­
wendbar 

keine 

B. Mindestfrist Elektronische 
Übermittlung 
der Bekannt­

machung 

Verdingungs­
unterlagen 

elektronisch 
verfügbar 

Elektronische 
Übermittlung 
und elektro­
nisch verfüg­
bare Verdin­
gungsunterla­

gen 

Auswirkung 
nach Absatz 

8 Unterabsatz 
1 

Auswirkung 
nach Absatz 8 
Unterabsatz 2 

10 nicht an­
wendbar 

5 nicht an­
wendbar 

nicht an­
wendbar 

Die Frist von 
5 Tagen wird 
auf 10 Tage 

verlängert 

C. einver­
nehmlich fest­
gelegte Frist 

Elektronische 
Übermittlung 
der Bekannt­

machung 

Verdingungs­
unterlagen 

elektronisch 
verfügbar 

Elektronische 
Übermittlung 
und elektro­
nisch verfüg­
bare Verdin­
gungsunterla­

gen 

Auswirkung 
nach Absatz 

8 Unterabsatz 
1 

Auswirkung 
nach Absatz 8 
Unterabsatz 2 

nicht an­
wendbar 

nicht an­
wendbar 

nicht an­
wendbar 

nicht an­
wendbar 

nicht anwend­
bar 
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ANHANG XXIII 

VORSCHRIFTEN DES INTERNATIONALEN ARBEITSRECHTS IM 
SINNE VON ARTIKEL 59 ABSATZ 4 

— Übereinkommen Nr. 87 über die Vereinigungsfreiheit und den Schutz des 
Vereinigungsrechtes; 

— Übereinkommen Nr. 98 über die Anwendung der Grundsätze des Vereini­
gungsrechtes und des Rechtes zu Kollektivverhandlungen; 

— Übereinkommen Nr. 29 über Zwangs- oder Pflichtarbeit; 

— Übereinkommen Nr. 105 über die Abschaffung der Zwangsarbeit; 

— Übereinkommen Nr. 138 über das Mindestalter für die Zulassung zur Be­
schäftigung; 

— Übereinkommen Nr. 111 über die Diskriminierung in Beschäftigung und 
Beruf; 

— Übereinkommen Nr. 100 über die Gleichheit des Entgelts männlicher und 
weiblicher Arbeitskräfte für gleichwertige Arbeit; 

— Übereinkommen Nr. 182 über das Verbot und unverzügliche Maßnahmen zur 
Beseitigung der schlimmsten Formen der Kinderarbeit 
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ANHANG XXIV 

ANFORDERUNGEN AN DIE VORRICHTUNGEN FÜR DEN 
ELEKTRONISCHEN EINGANG VON ANGEBOTEN/ANTRÄGEN AUF 
TEILNAHME, PRÜFUNGSANTRÄGEN ODER PLÄNEN UND 

ENTWÜRFEN FÜR WETTBEWERBE 

1. Die Vorrichtungen für den elektronischen Eingang der Angebote/Anträge auf 
Teilnahme, Prüfungsanträge sowie der Pläne und Entwürfe müssen mittels ge­
eigneter technischer Mittel und entsprechender Verfahren mindestens gewährleis­
ten, dass 

a) elektronische Signaturen von Angeboten/Anträgen auf Teilnahme, Prüfungs­
anträgen und betreffend den Versand von Plänen und Entwürfen den einzel­
staatlichen Vorschriften gemäß der Richtlinie 1999/93/EG ( 1 ) entsprechen; 

b) die Uhrzeit und der Tag des Eingangs der Angebote, der Anträge auf Teil­
nahme, der Prüfungsanträge und der Vorlage von Plänen und Entwürfen 
genau bestimmt werden können; 

c) es als sicher gelten kann, dass niemand vor den festgesetzten Terminen Zu­
gang zu den gemäß diesen Anforderungen übermittelten Daten haben kann; 

d) es bei einem Verstoß gegen dieses Zugangsverbot als sicher gelten kann, dass 
der Verstoß sich eindeutig aufdecken lässt; 

e) die Zeitpunkte der Öffnung der eingegangenen Daten ausschließlich von den 
ermächtigten Personen festgelegt oder geändert werden können; 

f) in den verschiedenen Phasen des Verfahrens der Prüfung, der Auftragsertei­
lung bzw. des Wettbewerbs der Zugang zu allen bzw. zu einem Teil der 
vorgelegten Daten nur möglich ist, wenn die befugten Personen gleichzeitig 
tätig werden; 

g) der Zugang zu den übermittelten Daten bei gleichzeitigem Tätigwerden der 
ermächtigten Personen erst nach dem festgesetzten Zeitpunkt möglich ist; 

h) die eingegangenen und gemäß diesen Anforderungen geöffneten Angaben 
ausschließlich den zur Kenntnisnahme ermächtigten Personen zugänglich blei­
ben. 
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( 1 ) Richtlinie 1999/93/EG des Europäischen Parlaments und des Rates über gemeinschaftli­
che Rahmenbedingungen für elektronische Signaturen (ABl. L 13 vom 19.1.2000, S. 12).



 

ANHANG XXV 

UMSETZUNGS- UND ANWENDUNGSFRISTEN 

Richtlinie Umsetzungsfrist Anwendungsfrist 

93/38/EWG (ABl. L 199, 
9.8.1993, S. 84) 

1.7.1994 Spanien: 1.1.1997; 
Griechenland und Portu­
gal: 1.1.1998 

98/4/EG (ABl. L 101, 
1.4.1998, S. 1) 

16.2.1999 Griechenland und Portu­
gal: 16.2.2000 
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ANHANG XXVI 

ENTSPRECHUNGSTABELLE ( 1 ) 

Diese Richtlinie Richtlinie 93/38/EWG 

Artikel 1 Absatz 1 Artikel 1 Absatz 1 Satz 1 

Artikel 1 Absatz 2 Buchstabe a) Artikel 1 Absatz 4 Satz 1 angepasst 

Artikel 1 Absatz 2 Buchstabe b) Satz 1 Artikel 1 Absatz 4 Buchstabe b) 
Satz 1 

geändert 

Artikel 1 Absatz 2 Buchstabe b) Satz 2 Artikel 14 Absatz 10 Satz 2 angepasst 

Artikel 1 Absatz 2 Buchstabe c) Unter­
absatz 1 

Artikel 1 Absatz 4 Buchstabe a) angepasst 

Artikel 1 Absatz 2 Buchstabe c) Unter­
absatz 2 

neu 

Artikel 1Absatz 2 Buchstabe d) Unter­
absatz 1 

Artikel 1 Absatz 4 Buchstabe c) 
Teil 1 

angepasst 

Artikel 1 Absatz 2 Buchstabe d) Unter­
absatz 2 

Artikel 1 Absatz 4 Unterabsatz 2 angepasst 

Artikel 1Absatz 2 Buchstabe d) Unter­
absatz 3 

neu 

Artikel 1 Absatz 3 Buchstabe a) neu 

Artikel 1Absatz 3 Buchstabe b) neu 

Artikel 1 Absatz 4 Artikel 1 Absatz 5 angepasst 

Artikel 1 Absatz 5 neu 

Artikel 1 Absatz 6 neu 

Artikel 1 Absatz 7 Unterabsatz 1 Artikel 1 Absatz 6 „Ende“ geändert 

Artikel 1 Absatz 7 Unterabsatz 2 neu 

Artikel 1 Absatz 7 Unterabsatz 3 Artikel 1 Absatz 6 Satz 1 angepasst 

Artikel 1 Absatz 8 neu 

Artikel 1 Absatz 9 Buchstaben a) bis c) Artikel 1 Absatz 7 angepasst 

▼C1 

Artikel 1 Absatz 10 Artikel 1 Absatz 16 angepasst 

Artikel 1 Absatz 11 neu 

Artikel 1 Absatz 12 neu 

Artikel 1 Absatz 13 neu 

▼B 

Artikel 1 Absätze 14 und 15 entfallen 
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( 1 ) „Angepasst“ bedeutet, dass der Wortlaut neu gefasst wurde, ohne den Anwendungsbereich der Richtlinie zu 
ändern. Änderungen am Anwendungsbereich der aufgehobenen Richtlinie werden mit dem Begriff „geändert“ 
angezeigt.



 

Diese Richtlinie Richtlinie 93/38/EWG 

Artikel 2 Absatz 1 Buchstabe a) Artikel 1 Absatz 1 

Artikel 2 Absatz 1 Buchstabe b) Artikel 1 Absatz 2 

Artikel 2 Absatz 2 Artikel 2 Absatz 1 angepasst 

Artikel 2 Absatz 3 Artikel 2 Absatz 3 geändert 

Artikel 3 Absatz 1 Artikel 2 Absatz 2 Buchstabe a) 
Ziffer iii) 

angepasst 

Artikel 3 Absatz 2 Artikel 2 Absatz 5 Buchstabe b) angepasst 

Artikel 3 Absatz 3 Artikel 2 Absatz 2 Buchstabe a) 
Ziffer ii) 

angepasst 

Artikel 3 Absatz 4 Artikel 2 Absatz 5 Buchstabe a) angepasst 

Artikel 4 Absatz 1 Artikel 2 Absatz 2 Buchstabe a ) 
Ziffer i) 

angepasst 

Artikel 4 Absatz 2 Artikel 6 Absatz 2 angepasst 

Artikel 4 Absatz 3 Artikel 2 Absatz 5 Buchstabe a) angepasst 

Artikel 5 Absatz 1 Artikel 2 Absatz 2 Buchstabe c) geändert 

Artikel 5 Absatz 2 Artikel 2 Absatz 4 geändert 

Artikel 6 neu 

Artikel 7 Artikel 2 Absatz 2 Buchstabe b) 

Artikel 2 Absatz 2 Buchstabe d) entfallen 

Artikel 8 Artikel 2 Absatz 6 geändert 

Artikel 9 neu 

Artikel 10 Artikel 4 Absatz 2 geändert 

Artikel 11 Absatz 1 Unterabsatz 1 Artikel 33 Absatz 2 

Artikel 11 Absatz 1 Unterabsatz 2 Artikel 33 Absatz 3 geändert 

Artikel 11 Absatz 2 Artikel 33 Absatz 1 geändert 

Artikel 12 Artikel 42 Buchstabe a) 

Artikel 13 Absatz 1 Artikel 4 Absatz 3 

Artikel 13 Absatz 2 Artikel 4 Absatz 4 geändert 

Artikel 14 Artikel 5 

Artikel 15 neu 

Artikel 16 Artikel 14 Absatz 1 geändert 

Artikel 17 Absatz 1 Artikel 14 Absätze 2 und 6 geändert 

Artikel 17 Absatz 2 Artikel 14 Absatz 13 angepasst 

Artikel 17 Absatz 3 Artikel 14 Absatz 9 geändert 

Artikel 17 Absatz 4 Artikel 14 Absatz 11 angepasst 
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Diese Richtlinie Richtlinie 93/38/EWG 

Artikel 17 Absatz 5 Artikel 14 Absatz 12 angepasst 

Artikel 17 Absatz 6 Buchstabe a) Un­
terabsatz 1 

Artikel 14 Absatz 10 Satz 3 geändert 

Artikel 17 Absatz 6 Buchstabe a) Un­
terabsatz 2 

Artikel 14 Absatz 10 Unterabsatz 2 
Satz 2 

angepasst 

Artikel 17 Absatz 6 Buchstabe a) Un­
terabsatz 3 

Artikel 14 Absatz 10 Unterabsatz 2 
Satz 3 

geändert 

Artikel 17 Absatz 6 Buchstabe b), Un­
terabsatz 1 

Artikel 14 Absatz 10 Unterabsatz 2 
Satz 1 

geändert 

Artikel 17 Absatz 6 Buchstabe b) Un­
terabsatz 2 

Artikel 14 Absatz 10 Unterabsatz 2 
Satz 2 

angepasst 

Artikel 17 Absatz 6 Buchstabe b) Un­
terabsatz 3 

neu 

Artikel 17 Absatz 7 Artikel 14 Absatz 7 geändert 

Artikel 17 Absatz 8 Artikel 14 Absatz 8 

Artikel 17 Absatz 9 Artikel 14 Absatz 4 geändert 

Artikel 17 Absatz 10 Artikel 14 Absatz 3 geändert 

Artikel 17 Absatz11 Artikel 14 Absatz 5 

Artikel 18 neu 

Artikel 19 Artikel 7 

Artikel 20 Artikel 6 Absätze 1 und 3 angepasst 

Artikel 21 Artikel 10 

Artikel 22 Buchstabe a) Artikel 12 Absatz 1 geändert 

Artikel 22 Buchstabe b) Artikel 12 Absatz 2 

Artikel 22 Buchstabe c) Artikel 12 Absatz 3 

Artikel 23 Absatz 1 Artikel 1 Absatz 3 

Artikel 23 Absatz 2 Artikel 13 Absatz 1 Unterabsatz 1 
Buchstaben a) und b) 

geändert 

Artikel 23 Absatz 3 Unterabsatz 1 
Buchstabe a) 

Artikel 13 Absatz 1 Unterabsatz 1 
„Ende“ 

geändert 

Artikel 23, Unterabsatz 1 Buchstaben 
b) und c) 

neu 

Artikel 23 Absatz 3 Unterabsatz 2 neu 

Artikel 23 Absatz 3 Unterabsatz 3 Artikel 13 Absatz 1 Unterabsatz 2 geändert 

Artikel 23 Absatz 4 Buchstabe a) Artikel 13 Absatz 1 Unterabsatz 1 
Buchstabe b) 

geändert 

Artikel 23 Absatz 4 Buchstabe b) neu 

Artikel 23 Absatz 4 „Ende“ neu 
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Diese Richtlinie Richtlinie 93/38/EWG 

Artikel 23 Absatz 5 Artikel 13 Absatz 2 geändert 

Artikel 24 Buchstabe a) Artikel 1 Absatz 4 Buchstabe c) Ziffer 
i) 

Artikel 24 Buchstabe b) Artikel 1 Absatz 4 Buchstabe c) Ziffer 
iii) 

Artikel 24 Buchstabe c) Artikel 1 Absatz 4 Buchstabe c) Ziffer 
iv) 

geändert 

Artikel 24 Buchstabe d) Artikel 1 Absatz 4 Buchstabe c) Ziffer 
v) 

Artikel 24 Buchstabe e) Artikel 1 Absatz 4 Buchstabe c) Ziffer 
vi) 

Artikel 1 Absatz 4 Buchstabe c) Ziffer 
ii) und Anlage XVI A, Fußnote 2 

entfallen 

Artikel 25 Artikel 11 geändert 

Artikel 26 Buchstabe a) Artikel 9 Absatz 1 Buchstabe a) angepasst 

Artikel 26 Buchstabe b) Artikel 9 Absatz 1 Buchstabe b) angepasst 

Artikel 9 Absatz 2 entfallen 

Artikel 3 Absatz 1 entfallen 

Artikel 27 Artikel 3 Absatz 2 geändert 

Artikel 3 Absätze 3 bis 5 entfallen 

Artikel 28 neu 

Artikel 29 neu 

Artikel 30 neu 

Artikel 8 entfallen 

Artikel 31 Artikel 15 angepasst 

Artikel 32 Artikel 16 

Artikel 33 Artikel 17 

Artikel 34 Artikel 18 und Artikel 34 Absatz 4 geändert 

Artikel 35 Artikel 19 angepasst 

Artikel 36 Absatz 1 Artikel 34 Absatz 3 geändert 

Artikel 36 Absatz 2 neu 

Artikel 37 Artikel 27 geändert 

Artikel 38 neu 

Artikel 39 Absatz 1 Artikel 29 Absatz 1 geändert 

Artikel 39 Absatz 2 Artikel 29 Absatz 2 

Artikel 40 Absatz 1 Artikel 4 Absatz 1 

Artikel 40 Absätze 2 und 3 Artikel 20 Absätze 1 und 2 
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Diese Richtlinie Richtlinie 93/38/EWG 

Artikel 41 Absatz 1 Unterabsatz 1 Artikel 22 Absatz 1 geändert 

Artikel 41 Absatz 1 Unterabsätze 2 
bis 6 

neu 

Artikel 41 Absatz 2 Artikel 22 Absatz 4 

Artikel 41 Absatz 3 Artikel 30 Absatz 9 angepasst 

Artikel 42 Absatz 1 Artikel 21 Absatz 1 

Artikel 42 Absatz 2 neu 

Artikel 42 Absatz 2 Buchstaben a) 
und b) 

Artikel 21 Absatz 2 Buchstaben a) 
und b) 

angepasst 

Artikel 42 Absatz 2 Buchstabe c) 
Satz 1 

Artikel 22 Absatz 3 Satz 1 

Artikel 42 Absatz 2 Buchstabe c) 
Satz 2 

Artikel 22 Absatz 3 Satz 2 

Artikel 43 Absatz 1 Artikel 24 Absatz 1 geändert 

Artikel 43 Absatz 2 Artikel 24 Absatz 2 angepasst 

Artikel 43 Absatz 3 Artikel 24 Absatz 3 Sätze 1 bis 3 angepasst 

Artikel 43 Absatz 4 Artikel 24 Absatz 3 Satz 4 angepasst 

Artikel 43 Absatz 5 Artikel 24 Absatz 4 angepasst 

Artikel 44 Absatz 1 neu 

Artikel 44 Absatz 2 neu 

Artikel 44 Absatz 3 Unterabsatz 1 neu 

Artikel 44 Absatz 3 Unterabsatz 2 
Satz 1 

Artikel 25 Absatz 3 Satz 1 geändert 

Artikel 44 Absatz 3 Unterabsatz 2 
Satz 2 

Artikel 25 Absatz 3 Satz 2 angepasst 

Artikel 44 Absatz 4 Unterabsatz 1 Artikel 25 Absatz 2 geändert 

Artikel 44 Absatz 4 Unterabsatz 2 Artikel 25 Absatz 4 

Artikel 44 Absatz 5 Artikel 25 Absatz 5 geändert 

Artikel 44 Absatz 6 Artikel 25 Absatz 1 

Artikel 44 Absatz 7 neu 

Artikel 44 Absatz 8 neu 

Artikel 25 Absatz 3 Satz 3 entfallen 

Artikel 45 Absatz 1 neu 

Artikel 45 Absatz 2 Artikel 26 Absatz 1 Unterabsatz 1 
Satz 1 
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Diese Richtlinie Richtlinie 93/38/EWG 

Artikel 45 Absatz 3 Artikel 26 Absatz 2 angepasst 

Artikel 45 Absatz 4 Artikel 26 Absatz 1 Sätze 2 und 3 angepasst 

Artikel 45 Absätze 5 bis 8 neu 

Artikel 45 Absatz 9 Artikel 28 Absatz 3 geändert 

Artikel 45 Absatz 10 neu 

Artikel 46 Absatz 1 Artikel 28 Absatz 1 geändert 

Artikel 46 Absatz 2 Artikel 28 Absatz 2 geändert 

Artikel 47 Absatz 1 Satz 1 Artikel 28 Absatz 4 Satz 1 

Artikel 47 Absatz 1 Satz 2 erster Ge­
dankenstrich 

neu 

Artikel 47 Absatz 1 Satz 2 zweiter Ge­
dankenstrich 

Artikel 28 Absatz 4 Satz 2 geändert 

Artikel 47 Absatz 2 neu 

Artikel 47 Absatz 3 Artikel 28 Absatz 2 geändert 

Artikel 47 Absatz 4 Buchstaben a) bis 
d) 

Artikel 28 Absatz 4 Buchstaben a) bis 
d) und f) 

angepasst 

Artikel 28 Absatz 4 Buchstabe f) entfallen 

Artikel 47 Absatz 4 Buchstabe e) Artikel 28 Absatz 4 Buchstabe e) geändert 

Artikel 47 Absatz 4 Buchstabe f) neu 

Artikel 47 Absatz 5 Buchstaben a) bis 
h) 

Artikel 21 Absatz 2 Buchstabe c) angepasst 

Artikel 47 Absatz 3 Buchstabe I neu 

Artikel 48 Absatz 1 Artikel 28 Absatz 6 Sätze 1 und 2 
und Unterabsatz 1 

geändert 

Artikel 48 Absatz 2 neu 

Artikel 48 Absatz 3 Artikel 28 Absatz 6 zweiter und vier­
ter Gedankenstrich 

geändert 

Artikel 48 Absatz 4 neu 

Artikel 48 Absatz 5 neu 

Artikel 48 Absatz 6 Artikel 28 Absatz 5 geändert 

Artikel 49 Absatz 1 Artikel 41 Absatz 3 geändert 

Artikel 49 Absatz 2 Unterabsatz 1 Artikel 41 Absatz 4 erster Gedanken­
strich 

geändert 

Artikel 49 Absatz 2 Unterabsatz 2 Artikel 41 Absatz 2 zweiter Gedan­
kenstrich 

angepasst 

Artikel 49 Absatz 3 Artikel 30 Absatz 4 

Artikel 49 Absatz 4 Artikel 30 Absatz 6 geändert 
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Diese Richtlinie Richtlinie 93/38/EWG 

Artikel 49 Absatz 5 Artikel 30 Absatz 8 geändert 

Artikel 50 Absatz 1 Artikel 41 Absatz 1 geändert 

Artikel 50 Absatz 2 Artikel 41 Absatz 2 

Artikel 51 neu 

Artikel 52 Absatz 1 Artikel 30 Absatz 5 geändert 

Artikel 52 Absatz 2 Artikel 32 geändert 

Artikel 52 Absatz 3 neu 

Artikel 53 Absatz 1 Artikel 30 Absatz 1 

Artikel 53 Absatz 2 Artikel 30 Absatz 2 geändert 

Artikel 53 Absatz 3 neu 

Artikel 53 Absatz 4 neu 

Artikel 53 Absatz 5 neu 

Artikel 53 Absatz 6 Artikel 30 Absatz 3 

Artikel 53 Absatz 7 Artikel 30 Absatz 7 

Artikel 53 Absatz 8 neu 

Artikel 53 Absatz 9 Artikel 21 Absatz 3 

Artikel 21 Absatz 5 entfallen 

Artikel 54 Absatz 1 neu 

Artikel 54 Absatz 2 Artikel 31 Absatz 1 

Artikel 54 Absatz 3 Artikel 31 Absatz 3 angepasst 

Artikel 54 Absatz 4, Unterabsatz 1 Artikel 31 Absatz 2 angepasst 

Artikel 54 Absatz 4, Unterabsatz 2 neu 

Artikel 54 Absatz 5 neu 

Artikel 54 Absatz 6 

Artikel 55 Absatz 1 Artikel 34 Absatz 1 

Artikel 55 Absatz 2 Artikel 34 Absatz 2 geändert 

Artikel 35 Absätze 1 und 2 entfallen 

Artikel 56 neu 

Artikel 57 Absätze 1 und 2 Artikel 34 Absatz 5 Unterabsätze 1 
und 2 

geändert 

Artikel 57 Absatz 3 Artikel 34 Absatz 5 Unterabsatz 3 geändert 

Artikel 58 Absätze 1 und 2 Artikel 36 Absätze 1 und 2 

Artikel 58 Absatz 3 Artikel 36 Absätze 3 und 4 angepasst 
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Artikel 58 Absätze 4 und 5 Artikel 36 Absätze 5 und 6 

Artikel 59 Absätze 1, 2, 3, 5 und 6 Artikel 37 angepasst 

Artikel 59 Absatz 4 neu 

Artikel 60 Absatz 1 Artikel 23 Absatz 3 

Artikel 60 Absatz 2 Artikel 23 Absatz 4 

Artikel 61 Absätze 1 und 2 Artikel 23 Absätze 1 und 2 geändert 

Artikel 62 Absatz 1 Artikel 6 Absatz 1, Artikel 12 geändert 

Artikel 62 Absatz 2 neu 

Artikel 63 Absatz 1 Unterabsatz 1 Artikel 21 Absatz 4 geändert 

Artikel 63 Absatz 1 Unterabsatz 2 Artikel 24 Absätze 1 und 2 Satz 2 angepasst 

Artikel 63 Absatz 2 Artikel 25 geändert 

Artikel 64 neu 

Artikel 65 Absatz 1 Artikel 4 Absatz 1 angepasst 

Artikel 65 Absatz 2 Artikel 23 Absatz 5 

Artikel 65 Absatz 3 Artikel 23 Absatz 6 Unterabsatz 1 

Artikel 66 Artikel 23 Absatz 6 Unterabsatz 2 geändert 

Artikel 67 Artikel 42 entfallen 

Artikel 39 entfallen 

Artikel 68 Absatz 1 Artikel 40 Absatz 5 geändert 

Artikel 68 Absatz 2 neu 

Artikel 68 Absatz 3 neu 

Artikel 69 Absatz 1 Unterabsatz 1 Artikel 14 Absatz 15 Satz 1 geändert 

Artikel 69 Absatz 1 Unterabsatz 2 Artikel 14 Absatz 15 Satz 2 geändert 

Artikel 69 Absatz 2 Unterabsatz 1 neu 

Artikel 69 Absatz 2 Unterabsatz 2 Artikel 14 Absatz 14 Sätze 1 und 2 geändert 

Artikel 69 Absatz 3 Artikel 14 Absatz 14 Satz 3 und Ab­
satz 15 Unterabsatz 3 

angepasst 

Artikel 70 Absatz 1 Buchstabe a) Artikel 40 Absatz 1 geändert 

Artikel 70 Absatz 1 Buchstabe b) Artikel 40 Absatz 2 angepasst 

Artikel 70 Absatz 1 Buchstabe c) Artikel 40 Absatz 3 geändert 
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Artikel 70 Absatz 1 Buchstabe d) Artikel 40 Absatz 3 geändert 

Artikel 70 Absatz 1 Buchstabe e) neu 

Artikel 70 Absatz 1 Buchstaben f), g) 
und h) 

neu 

Artikel 70 Absatz 1 Buchstabe i) Artikel 40 Absatz 2 und Artikel 42 
Absatz 2 

angepasst 

Artikel 70 Absatz 1 Buchstabe j) Artikel 14 Absatz 16 angepasst 

Artikel 40 Absatz 4 entfallen 

Artikel 43 und Artikel 44 entfallen 

Artikel 71 neu 

Artikel 72 neu 

Anhang I Anhang III angepasst 

Anhang II Anhang II angepasst 

Anhang III Anhang I angepasst 

Anhang IV Anhang VI angepasst 

Anhang V Anhang VII angepasst 

Anhang VI neu 

Anhang VII Anhang IV angepasst 

Anhang VIII Anhang V angepasst 

Anhang IX Anhang IX angepasst 

Anhang X Anhang VIII angepasst 

Anhang XI neu 

Anhang XII Anhang XI angepasst 

Anhang XIII, A bis C Anhang XII geändert 

Anhang XIII, D neu 

Anhang XIV Anhang XIII geändert 

Anhang XV, A Anhang XIV geändert 

Anhang XV, B neu 

Anhang XVI Anhang XV geändert 

Anhang XVII A Anhang XVI A geändert 

Anhang XVII B Anhang XVI B angepasst 

Anhänge XVIII und XIX Anhänge XVII und XVIII geändert 

Anhang XX, Punkt 1, Buchstabe a) neu 
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Anhang XX, Punkt 1, Buchstabe b) Artikel 25 Absatz 2 geändert 

Anhang XX, Punkt 1, Buchstabe c) neu 

Anhang XX, Punkte 2 und 3 neu 

Anhang XXI, Punkt 1 Artikel 1 Absatz 8 geändert 

Anhang XXI, Punkt 2, Satz 1 Artikel 1 Absatz 9 angepasst 

Anhang XXI, Punkt 2, erster Gedan­
kenstrich 

neu 

Anhang XXI, Punkt 2, zweiter Gedan­
kenstrich 

Artikel 1 Absatz 10 geändert 

Anhang XXI, Punkt 2, dritter Gedan­
kenstrich 

neu 

Anhang XXI, Punkt 3 Artikel 1 Absatz 12 geändert 

Anhang XXI, Punkt 4 Artikel 1 Absatz 11 

Artikel 1 Absatz 13 entfallen 

Anhang XXII neu 

Anhang XXIII 

Anhang XXIV neu 

Anhang XXV neu 

Anhang XXVI neu 
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